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Protokoll

iiber die 71. Sitzung vom 20. Juni 1991

Beginn: 9.36 Uhr

Prisident Erich Schneider: Meine Damen und Herren! Ich
erdffne die 71. Sitzung des 10. Landtags von Baden-Wiirt-
temberg.

Urlaub fiir heute habe ich Frau Abg. Unger-Soyka
erteilt.

Krank gemeldet ist die Frau Minister fiir Arbeit, Ge-
sundheit, Familie und Frauen Barbara Schifer.

Dienstlich verhindert ist der Herr Minister fiir
Bundes- und Europaangelegenheiten Dr. Eyrich.

Meine Damen und Herren, heute begeht Herr Kollege
Dr. Steuer seinen 58. Geburtstag.

(Beifall im ganzen Haus - Abg. Strobele CDU:
,.Ich bin ein Wiener!™)

[ch darf [hnen, verehrter Herr Kollege Steuer, im Namen
des Landtags gratulieren und von Herzen alles Gute sowie
Kraft fir Thre vielen Aufgaben wiinschen.

Wir treten in die Tagesordnung ein.
Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf:

Aktuelle Debatte - Auswirkungen der Standortentscheidun-
gen des Bundesverteidigungsministeriums auf die davon be-
troffenen Personen, die Standortkommunen und das Land
Baden-Wiirttemberg — beantragt von der Fraktion der
FDP/DVP

Meine Damen und Herren, das Prasidium hat fiir die
Aktuelle Debatte eine Gesamtdauer von 45 Minuten fest-
gelegt. Die Redezeit der Regierung wird dabei nicht ange-
rechnet. Fiir die einleitenden Erkldrungen der Fraktionen
gilt eine Redezeit von jeweils 5 Minuten. Im iibrigen be-
trigt die Redezeit wie iblich § Minuten je Sprecher.

Dés Wort erhélt zundchst Herr Abg. Dr. Doring.

Abg. Dr, Déring FDP/DVYP: Herr Prisident, meine Damen
und Herren! Die Aktualitit dieser Debatte ergibt sich aus
dem Zeitplan, nach dem die Plane im Mai verdffentiicht
worden sind und nach dem es Anfang Juli zu Ergebnissen
kommen soll. Fiir uns ist in dieser Frage entscheidend
wichtig, darauf hinzuweisen, da3 sich in die Freude iiber
die Ergebnisse der Entspannungspolitik und der Abriistung
auch der Preis, der dafiir an der einen oder anderen Stelle

zu erbringen ist, was die einzelnen Stahdortkommunen
angeht, mischt.

Ich will auch deutlich sagen: Es paBt nicht zusammen, dal}
man sich iber einen langen Zeitraum fiir konkrete Abrii-
stungsschritte engagiert und daB dann, wenn diese tatsich-
lich realisiert werden, allerorten Wehklagen einsetzt. Viel-
mehr mufl festgehalten werden: Wir alle wollten diese
Politik. Wir wollten die Abriistungserfolge haben. Aber wir
milssen jetzt auch darauf achten, daB das, was sich von
daher an konkreten Auswirkungen ergibt, auf jeden Fall
sozial vertriglich geschieht. Die Leute miissen rechtzeitig
Bescheid wissen, was mit ihnen passieren soll. Denn im
Grunde sind zwei Personenkreise betroffen: auf der einen
Seite das Militdrpersonal, auf der anderen Seite die grofie
Zahl der Zivilbeschiftigten. Es ist nicht hinnehmbar, daB
noch Ende Juni eine Vielzahl von Soldaten nicht weil}, wie
sie ab dem 1. Oktober 1991 verwendet werden, wenn ihr
Standort zum 30. September geschlossen wird und es zu
Versetzungen kommt. Dies mulB endlich klargestellt wer-
den, damit sie wissen, an welchen Stellen ihre weitere
Verwendung vorgesehen ist.

AuBerdem mul} in diesem Bereich auf die grole Zah! der
Zivilbeschiftigten Riicksicht genommen werden. Heute ist
erstmals davon gesprochen worden - das ist den Zeitungen
zu entnehmen —, dal3 die Zahl der Zivilbeschiftigten ins-
gesamt um 23 %, abgebaut werden soll. Dies bedeutet auch,
daB in diesem Bereich klargemacht werden muB: Was
passiert mit der grofBen Zahl der Zivilbeschiftigten? Wel-
che Verwendung werden sie kiinftig haben? Wie sieht der
entsprechende Sozialplan aus? Denn, Herr Staatssekretir,
es ist doch ein véllig normaler Vorgang, daf ein Sozialplan
auf den Tisch des Hauses gelegt werden mul, wenn ein
groflerer Betrieb geschlossen wird, damit die Hirten, die
damit einhergehen, zumindest abgefedert werden kdnnen,
damit Klarheit besteht und die Unsicherheit um den Ar-
beitsplatz so rasch wie moglich beendet wird.

Es geht aber iiber diese beiden angesprochenen Punkte
hinaus auch darum, was im Zusammenhang mit der Struk-
turpolitik hier im Lande Baden-Wiirttemberg passiert. Wir
haben selbstverstindlich zur Kenntnis genommen und
unterstreichen dies auch, daB vor allem die Zusagen und
Zusicherungen filr die Standorte in den lindlichen Regio-
nen — Bad Mergentheim ist zum Beispiel immer wieder
deutlich angesprochen, Neuhausen ob Eck gehort ehenfalls
dazu -

{Zuruf des Abg. Strébele CDU)

5663
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{Dr. Déring)

eingehalten werden und die Landesregierung mit Unter-
stiitzung des ganzen Landtags ihre Bemihungen wahr
macht und dafiir sorgt, daB an diesen Zusicherungen
festgehalten wird. Wir miissen einrdumen, dall uns die
Auswirkungen, obwohl sie rechtzeitig im Raume standen,
doch offensichtlich verhilinismidBig unvorbereitet treffen.
Nach meinem Eindruck gibt es an den einzelnen Stellen
noch keine Klarheit dariiber, was passiert, wenn ein Stand-
ort insgesamt verlegt werden muB. Fiir manche Regionen
wird das in der Tat ganz gewaltige Auswirkungen haben,
vor allem durch Kaufkrafiverluste und eine Schwichung
des Wirtschaftsfaktors in der jeweiligen Region. Was pas-
siert in solchen Einzugsgebieten? Wir — der gesamte Land-
tag - sind dazu aufgerufen, die Angelegenheit als Politiker
jetzt in die Hand zu nehmen, weil es um eine Vielzahl
Betroffener, um verschiedene Regionen und eine ganze
Reihe von Standortkommunen geht. Noch ist die Zeit dazu.

Wir von seiten der FDP/DVP-Landtagsfraktion hoffen,
daB wir die Zusagen einhalten kdnnen und dafl moglichst
rasch Klarheit dariiber gewonnen wird, was mit dem
betroffenen Personal werden soll. Wir werden unseren
Beitrag dazu gerne leisten.

{Beifall bei der FDP/DVP und des Abg. Dr. Volz
CDU)

Priisident Erich Schmeider: Das Wort erhilt Herr Abg.
Strobele.

Abg. Stribele CDU: Herr Prisident, meine sehr verchrten
Damen und Herren! Lassen Sie mich zunéchst eine grund-
sitzliche Bemerkung machen. Bundeskanzler Helmut Koh!
und die CDU haben versprochen, Frieden zu schaffen mit
immer weniger Waffen.

(Lachen des Abg. Schiauch GRUNE)

Wir versprachen dies zu einem Zeitpunkt, als Sie, meine
Damen und Herren von der Opposition, noch befiirchte-
ten, daB eine breite Drehung der Ristungsspirale erfolgt.

(Widerspruch bei der SPD - Abg. Zeller SPD:
Lassen Sie doch das Gerede! - Oh-Rufe von der
SPD)

Die Pessimisten von damals - meine sehr verehrten Damen
und Herren, das sind Sie von der Opposition - haben Gott
sei Dank nicht recht behalten. Die Welt hat sich innerhalb
eines Jahrzehnts grundlegend veriindert. Der kalte Krieg ist
vorbei, der Ost-West-Konflikt so gut wie iberwunden, und
die Abrilstung befindet sich auf einem guten Wege. Des-
. halb meine ich zunichst einmal, daB wir Grund zur Freude
haben,

{(Zurufe der Abg. Drexler und Dr. Weingirtner
SPD - Unruhe bei den GRUNEN)

daB wir in einer Zeit leben, in der die Friedenssicherung
mit immer weniger Waffen erfolgt.

(Beifall bei der CDU - Abg. Dr
FDP/DVP: Das war die FDPY)

Doring

5664

Uns war klar, daB diese Auswirkung nicht iiberall auf
Freude stoffen kann und daB die Auszahlung der Friedens-
dividende auch hie und da zu Hirten fiihrt. Deshalb sage
ich fir die CDU von Anfang an, daB aus unserer Sicht das
Konzept des Bundesministers der Verteidigung zur Statio-
nierung der Bundeswehr einer Nachbesserung bedarf. Ich
mdochte aber an dieser Stelle unserer Landesregierung herz-
lich fiir ihr kluges Verhalten danken. Ich danke dem Herrn
Ministerprasidenten, der sich mehrfach persdnlich einge-
setzt hat. Ich danke aber auch dem tiichtigen Staatssekretdr,
Herrn Dr. Volz, fiir seine guten Verhandlungserfolge.

(Abg. Dr. Déring FDP/DVP: Und der FDP! -

Abg. Schlauch GRUNE: Danken Sie auch noch

einmal fiir [hre Rede! - Abg. Kdder SPD: Wir
danken Herrn Strébele!)

Wir haben seitens der CDU-Landtagsfraktion fn‘i‘hzeilig
einen Katalog aufgestellt, in dem wir zum Ausdruck brach-
ten, welche Anforderungen wir an einen struktur- und
sozial vertriglichen Truppenabbau stellen. Ich darf feststel-
len, daB in Bonn von den 24 unverzichtbaren Standorten
20 durchgesetzt werden konnten. Ich mochte hier ausdriick-
lich sagen, daB sich die Landesregierung und die CDU-
Landtagsfraktion von Anfang an fiir Standorte im 1dnd-
lichen Raum eingesetzt haben, wo strukturpolitisch die
groBten Wunden geschlagen werden. Von 24 unverzicht-
baren Standorten wurden 20 durchgesetzt!

(Abg. Schlauch GRUNE: Das sind doch keine
Wunden, die geschlagen werden, wenn Kasernen
aufgegeben werden! Heideblitz noch einmal?)

Wir taten noch etwas Zusitzliches. Wir haben Verbesserun-
gen im liandlichen Raum herbeigefiihrt. Ich nenne die
Zusammenfassung der Stdbe des Wehrbereichskomman-
dos IV und der 10. Panzerdivision in Sigmaringen.

Allerdings, meine sehr verehrten Damen und Herren, wir
diirfen uns mit diesem Erfolg nicht zufriedengeben. Es gibt
weitere unverzichtbare Standorte.

{Abg. Moser SPD: Welche?)
Das sind Neuhausen und Bad Mergentheim.
(Zuruf des Abg. Moser SPD)

Es sind Uberpriifungen notwendig in Engstingen, Wildbad
und Stetten am kalten Markt.

(Abg. Schlauch GRUNE: Dann lassen Sie doch
alle, wie sie sind?)

Diese Standorte sind fiir uns strukturpolitisch nach wie vor
unverzichtbar.

Herr Kollege Moser, nicht erst seit heute, sondern bereits
seit Wochen und Monaten engagiere ich mich fiir die
Aufrechterhaltung des Heeresflugplatzes und des Standor-
tes Neuhausen.

(Abg. Schlauch GRUNE: Oh, mir kommen die
Trinen!)



Landtag von Baden-Wiirttemberg - 10. Wahlperiode — 71. Sitzung - Donnerstag, 20. Juni 1991

(Strobele)

Ich tue dies aus guten Griinden.

(Beifall des Abg. Dr. Volz CDU - Lachen des
Abg. Schlauch GRUNE - Abg. Schiauch GRU-
NE: Lokalpatriotismus!)

— Das hat mit Lokalpatriotismus iiberhaupt nichts zu tun.
Herr Kollege Schlauch, ich sehe, dal3 Sie von Neuhausen
liberhaupt nichts verstehen, daB Sie noch nie in Neuhausen
waren.

(Lachen des Abg. Schlauch GRUNE)
- Wissen Sie iiberhaupt, wo Neuhausen liegt?

{(Zurufe der Abg. Moser SPD und Kretschmann
GRUNE - Gegenruf des Abg. Dr. Volz CDU -
Unruhe - Glocke des Prisidenten)

Sonst wiiBten Sie, dall der Abzug der Bundeswehr aus
Neuhausen und Bad Mergentheim zu katastrophalen Fol-
gen fiithrt, da beide Gemeinden arm wie eine Kirchenmaus
sein werden, wenn sie die Bundeswehr verlieren.

(Abg. Dr. Volz CDU: Der meint das Neuhausen

auf den Fildern! — Abg. Kretschmann GRUNE:

Freilichtmuseum, Bauernmuseum, Neuhausen ob

Eck! - Abg. Schlauch GRUNE: Sie muB man
bald ins Freiluftmuseum tun')

Da beide Kommunen - Neuhausen und Bad Mergentheim
- die Aufldsung nicht verkraften, bitte ich die Landesre-
gierung nachhaltig darum, sich in Bonn noch einmal fiir
diese beiden Standorte zu engagieren.

(Glocke des Prisidenten)

Priisident Erich Schneider: Herr Abg. Strobele, gestatten Sie
eine Frage des Kollegen Moser?

(Abg. Birzele SPD: Der ist auch aus dem Raum,
in dem Neuhausen liegt!)

Abg. Strobele CDU: Bitte. Ich bin dankbar, dall er in
Neuhausen mitkimpft.

Abg. Moser SPD: Herr Kollege Strobele, abgesehen davon,
dal wir gemeinsam fiir Neuhausen eintreten

(Abg. Schlauch GRUNE: Was, du auch? - Leb-

hafte Heiterkeit — Abg. Schlauch GRUNE: Oh!

— Abg. Dr. Volz CDU: Der ist doch Gefreiter der
Reserve!}

- das ist.doch klar -, wiirde mich trotzdem interessieren,
wie Sie heutige Pressemeldungen interpretieren, wonach
die Zahl der Zivilbediensteten in Neuhausen von rund 150
auf 13 Beschiftigte reduziert werden soll.

(Abg. Dr. Volz CDU: Das ist der Plan des Ver-
teidigungsministeriums!)

Was heiBt dies? Wie interpretieren Sie dies in Ihrem Kampf
um Neuhausen?

(Zurufe)

Abg. Striobele CDU: Herr Kollege Moser, ich entnehme
Ihrer Frage, daB Sie den Kampf um Neuhausen schon
aufgegeben haben.

{Widerspruch des Abg. Moser SPD)

Das ist bei mir etwas vdllig anderes. Ich bin in stindigem
Kontakt mit dem Herrn Ministerprisidenten.

(Abg. Schlauch GRUNE: Jetzt wird es milita-
risch! Da muB3 man schon die Hacken zusammen-
hanent) !

Und das bringe ich hier zum Ausdruck. Das ist meine feste
Uberzeugung. Deshalb meine ich, wir haben zunichst
weiterzukdmpfen, ehe wir iiber Konsequenzen fiir Neuhau-
sen diskutieren.

(Lachen des Abg. Schlauch GRUNE - Abg.
Schlauch GRUNE: Sind die Schiitzengriben
schon ausgehoben?)

Ich werde aber in der zweiten Runde zu diesem Bereich
aus meiner Sicht ebenso klar ausfihren, was fiir die
Betroffenen zu tun ist, wenn Standorte aufgeldst werden.

(Zuruf des Abg. Drexler SPD)

Ich mochte an dieser Stelle die Landesregierung noch
einmal bitten, das strukturpolitische Ausbluten struktur-
schwacher Rdume zu verhindern und noch einmal einen
Anlauf zu nehmen, das Konzept des Bundesverteidigungs-
ministers zu verbessern. Die CDU-Landtagsfraktion wird
hier sehr gerne an IThrer Seite stehen, denn gerade in diesen
beiden Kommunen - Neuhausen und Bad Mergentheim -
haben die Birger Soldaten immer akzeptiert und brachten
ihre Verbundenheit in zahlreichen Patenschaften zum Aus-
druck.

Ich werde in der zweiten Runde auf unsere Vorstellungen
ober die Auswirkungen fiir die Betroffenen und die Hilfs-
maBnahmen eingehen.

(Beifall bei der CDU - Abg. Schlauch GRUNE:
Darauf kénnen wir auch verzichten!?)

Prisident Erich Schneider: Das Wort erhilt Herr Abg.
Zeller.

Abg. Zeller SPD: Herr Prisident, meine Damen und Her-
ren! Wer Abriistung ernst meint und nicht als Feigenblatt
fiir eine heimliche Aufriistung versteht, wie dies leider
immer noch geschieht, muB auch bereit sein, neben der
Reduzierung von Kriegsgerat, Waffen und militirischen
Anlagen die Zahl der Soldaten abzubauen.

(Abg. Dr. Ddring FDP/DVP: Richtig!)
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(Zeller)

Der Truppenabbau wird also von der SPD-Fraktion be-
griiBt und unterstiitzt.

Gleichzeitig ist klar, daB der Truppenabbau wirtschaftliche
und arbeitsmarktpolitische Probleme - bis hin zu tiefgrei-
fenden Krisen - fiir die betroffene Region und die Gemein-
den bedeuten kann.

Besonders hart betroffen sind neben den Berufssoldaten
die Zivilbeschiftigten, die sich nun um eine neue Arbeit,
um neue Perspektiven kiimmern miissen. Dabei sind nicht
nur die Beschiftigten selbst betroffen, sondern meist auch
ihre Familien, die in ihrer Gemeinde verwurzelt sind.

In diesem Zusammenhang halte ich es fiir besonders skan-
dalés, daB zwar die Daten fiir den jeweiligen Abbau der
Zahl der Soldaten vorhanden sind, aber die Zahlen und
Angaben {iber den Abbau der Zivilbeschiftigten offensicht-
lich bis zum heutigen Tag gefehit haben. Ich méchte
hinzufiigen: Selbst die Zahlen fir den Abbau der Soldaten
sind fehlerhaft. Da gibt es eine enorme Fehlerquote.

(Abg. Dr. Volz CDU: Sehr gut!)

Es ist doch klar, daB ein solches Verhalten bei den Zivil-
beschiftigten und Betroffenen Angste ausldsen mul. Die
Betroffenen haben wenig Verstindnis dafiir, dall hier so
geheimnisvoll getan wird. Ich muB auch den Vorwurf
machen, Herr Staatssekretir: Die Landesregierung hat bis
heute weitgehend dazu geschwiegen, weil ihr — so stellt es
sich dar — die Sorge um die Arbeitsplitze der Zivilbeschif-
tigten ohnehin gleichgiiltig ist. Fir die Landesregierung
sind offensichtlich 15 000 Arbeitsplitze, wie sie dort ver-
lorengehen, eine marginale GroBe, die der Markt anschei-
nend selbst regelt.

(Abg. Annemarie Hanke CDU: Das kann man
nicht sagen!)

So ist es zumindest in den Antworten auf unsere Anfragen
immer zum Ausdruck gekommen. Immer wieder hat die
Landesregierung in den Stellungnahmen zu unseren Initia-
tiven betont, Truppenreduzierungen seien kein Problem.
Dies 146t sich ohne weiteres nachweisen. Wir fordern Sie
jetzt auf, den Nachweis zu erbringen, dal dies tatsdchlich
kein Problem ist. Dies wird Thnen unserer Ansicht nach
sehr schwer fallen.

Meine Damen und Herren, den sozialen Risiken, die dieser
erfreuliche AbriistungsprozeB mit sich bringt, stehen je-
doch auch grofie Chancen gegeniiber. Dazu ist aber eine
zielgerichtete Konversionspolitik erforderlich. Wer also fiir
Abriistung ist, muB gleichzeitig ein Strukturkonzept ent-
wickeln, das die Betroffenen einbezieht. Ein solches Struk-
turkonzept fehlt bis heute. Ich frage mich: Wann kapieren
Sie denn endlich, daB eine Art ,runder Tisch” installiert
werden muB, an dem alle beteiligt werden?

Schon vor anderthalb Jahren haben wir die Landesregie-
rung gedringt, sich ernsthaft mit der Frage der Truppen-
reduzierung auseinanderzusetzen. Etwas zeitverzdgert hat
sich dann der Innenminister unserer Auffassung ange-
schlossen, vor allem Ballungsriume zu entlasten und mi-
litirisch genutzte Fiichen entlang der Entwicklungsachsen
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beschleunigt zivilen Zwecken zuzufiihren, also strukturpo-
litische Uberlegungen vor militdrische Aspekte zu stellen.

(Abg. Straub CDU: Das ist doch richtig, oder?”)

- Ja, natiirlich. Das haben wir ja gefordert. - Sie haben
aber bis heute versiumt, eine echte Strukturplanung zu
betreiben, die iiber eine Bestandsaufnahme hinausgeht.
Selbst in dieser Bestandsaufnahme fehlen Thnen weitge-
hend die Daten. Ich brauche dabei nur an die Frage der
Altlasten zu denken.

Sie haben es versiumt, die regionalen Rahmenbedingun-
gen fiir eine sozial vertragliche Konversion zu untersuchen.
Sie haben beispielsweise nicht berucksichtigt, dall es neben
den direkt betroffenen Zivilbeschiftigten und Scldaten
auch indirekt Betroffene gibt: Bauunternehmen, das Hand-
werk, die Nahrungsmittelbranche, Dienstleistungsbetriebe
usw, und auch Vermieter. Sie von der Regierung haben es
versdumt, mit den Kommunen iiber die Folgen der Trup-
penreduzierung, dber ihre Finanzprobleme und iiber die
Fragen der Stadtentwicklung zu sprechen. Anstatt sich zum
Anwalt der Stidte und Gemeinden zu machen, was wir
immer wieder gefordert haben, lassen Sie die Stidte und
Gemeinden weilgehend hingen.

(Abg. Haas CDU: Volliger Blodsinn!)

Sie schieben dem Bund die Verantwortung zu, der nicht
auf Planungsgewinne verzichten will.

(Zuruf des Abg. Keitel CDU - Abg. Straub CDU:
Sie leben doch in keiner Wirklichkeit mehr!)

Wir konnen hierbei inzwischen allerdings einen bescheide-
nen Erfolg verzeichnen:

{Zurufe der Abg. Straub, Leicht und Keitel CDU)

denn die Bundesregierung hat inzwischen den Preisnachlai
fiir Grundstiicke, auf denen Sozialwohnungen errichtet
werden sollen, von 159, auf jetzt immerhin 50 %; erhéht.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD - Abg. Straub
CDU: Ist das bescheiden? — Zuruf des Abg. Keitel
CDU)

Ste wissen ganz genau, dall wir hierzu weiter gehende
Vorstellungen haben. Wir meinen, hier sollte den Kommu-
nen noch weiter entgegengekommen werden.

{Zuruf des Abg. Haas)

Sie verfiigen iiber keine Bestandsaufnahme fiir regionale
Defizite und Bedatfe, die Ansatzpunkte fiir mogliche Er-
satzarbeitsplitze wiiren. Sie haben keine Vorsorgeplanung
betrieben.

{Abg. Drexler SPD: Genau! - Gegenruf des Abg.

Keitel CDU: Mies! - Zuruf des Abg. Strobele

CDU - Gegenruf des Abg. Drexler SPD - Un-
ruhe - Glocke des Prisidenten)
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{ Zeller)

Ich habe die Landesregierung wiederholt aufgefordert,
endlich einmal diese Koordinationsfunktion — -

{Abg. Strobele CDU: Seit wann wissen Sie, wel-
che Standorte aufgeldst werden? - Unruhe)

— Selbst wenn Sie lauter briillen, haben Sie nicht mehr
recht, Herr Strébele.

(Beifall bei der SPD)

Sie haben die Koordinationsfunktion, die erforderlich wi-
re, um die Arbeitsmarktchancen im Umweltbereich und im
sozialen Bereich strukturpolitisch aktiv anzupacken, nicht
wahrgenommen,.

(Zuruf des Abg. Haas CDU)

Fir die Betroffenen ist es wichtig, daB sie gleichwertige
Arbeitsplatze erhalten, dall ihr Einkommen gesichert ist,
dal} sie Versetzungsbeihilfen erhalten und daB ihnen Qua-
lifikationsmoglichkeiten und WeiterbildungsmaBBnahmen
angeboten werden. Der Staat — hier meine ich Bund, Land
und Kommunen - hat als éffentlicher Arbeitgeber eine
Vorbildfunktion zu iibernehmen. Es reicht nicht aus, nur
eine Priifungszusage abzugeben, wie sie von seiten der
Landesregierung zu vernehmen war.

Meine Damen und Herren, ich werde in der zweiten Runde
ganz konkret zu den cinzelnen Standorten Stellung neh-
men.

(Beifall bei der SPD)

Priisident Erich Schneider: Das Wort erteile ich Herrn Abg,
Jacobi.

Abg. Jacobi GRUNE: Herr Prisident, meine Damen und
Herren! Ich méchte als wichtigsten Punkt zuerst einmal
festhalten, daB jetzt nicht die Zeit ist, in groBe Klagerei
auszubrechen. Wir miissen uns vielmehr klarmachen, daB
wir uns freuen kénnen. Wir haben uns wegen der militi-
rischen Aufriistung auch in unseren Stidten und Kommu-
nen lange Zeit Sorgen machen miissen. Jetzt entspannt sich
der Ost-West-Konflikt. Wir haben jetzt endlich die Mag-
lichkeit, die Militdrspirale tatsiachlich zu durchbrechen.
Auch fiir unsere Stidte und Gemeinden ist jetzt das Ende
der Zeit der Militarisierung gekommen. Meine Damen und
Herren, 40 Jahre nach Ende des Krieges ist in vielen
Gemeinden jetzt die Zeit gekommen, von Soldaten und
Kasernen, von Panzern und SchieBplitzen Abschied zu
nehmen.

Zweitens mochte ich festhalten: Die Ristungsindustrie und
die militidrischen Einrichtungen sind die Krisenbranche der
neunziger, Jahre. Da werden iber kurz oder lang noch viel
mehr Arbeitsplitze, vor allem was die Zivilbeschiftigten
angeht, wegfallen. Die Hinweise, die Warnungen, die Si-
gnale, die in der Vergangenheit in diese Richtung gegeben
wurden, sind vielerorts nicht ernst genommen worden.

{Abg. Dr. Volz CDU: Sehr gut!)

Um so schmerzlicher ist jetzt das Aufwachen. Wir sollten
Jetzt auch die Gemeinden, die noch nicht so stark betroffen
sind, warnen; wir sollten deutliche Signale geben und den
Gemeinden sagen, dal sie gut daran tun, Vorsorge zu
treffen, wenn sich in Zukunft auch dort die Riistung, das
Militdr verabschiedet. Friiher oder spiter wird es notwen-
dig sein - da ist frither besser als spiter -, auch dort die
Abhingigkeit von der Militarinfrastruktur zu verringern.

Meine Damen und Herren, in Baden-Wiirttemberg fallen
Jetzt 40 Standorte ganz weg: in 30 davon gibt es weniger
als 50 Scldaten. Fiir manche Stidte und Gemeinden ist das
ein wahrer Segen, insbesondere fiir jene, in denen Platz fir
alle moglichen Arten von Infrastruktur fehlt. Die meisten
Militdreinrichtungen haben groBe Ausmale; sie sind Platz-
fresser. Dort ist jetzt die Moglichkeit erdffnet, Wohnungen
zu bauen, Gewerbe anzusiedeln oder Naherholungsmog-
lichkeiten zu schaffen.

Man kann also feststellen: Besonders in Ballungsriumen
ist der Wegfall der Militireinrichtungen eine echte Chance,
wenn jetzt mit Augenmal und mit verniinftigen Konzepten
eine neuve und unverhoffte Phase in der Stadtentwicklung
eingeschlagen wird.

(Beifall bei Abgeordneten der GRUNEN)

Allerdings darf man dariiber auch nicht vergessen, daB in
einigen der 40 Standorte in Baden-Wiirttemberg gréBere
oder groBe Probleme entstehen. Wir sollten uns im Innen-
ausschul} oder im Wirtschaftsausschuf3 einmal ganz kon-
kret dariiber unterhalten, ob das Land den betroffenen
Kommunen Hilfesteltungen geben kann. Ich habe vorhin
die AuBerungen des Kollegen Strébele und auch die Zwi-
schenfrage von Herrn Moser gehért. Wenn dies von den
beiden Kollegen nicht ernst gemeint gewesen wire, kénnte
man dazu sagen: Es ist schon ein biBchen idcherlich, wie
jetzt wieder die Lokalbrille aufgesetzt wird.

(Beifall bei den GRUNEN)

Meine Damen und Herren, gestern stand in der ,,Siidwest
Presse” ein Kommentar, iiber den ich mich ziemlich ge-
drgert habe, in dem es hieB, der politische Verstand der
meisten Landespolitiker ende spitestens an der Wahikreis-
grenze.

{Abg. Moser SPD»: Im Gegensatz zu Thnen habe
ich keine Angst vor der Bundeswehr! - Abg.
Dr, Volz CDU: Aber nicht bei Herrn Strébele!)

Als ich gehort habe, wie jetzt wieder die lokalen [nteressen
in den Vordergrund gespielt werden und wie vergessen
wird, welche globale Entwicklung hier im Gang ist, dachte
ich, dafl der Kommentator wohl doch ein biBchen recht
gehabt haben mub.

(Beifall bei den GRUNEN)

Ohne Zweifel, Herr Moser, sind in diesen Orten Umstel-
lungen notwendig, die nattrlich auch harte Folgen haben.
Das ist voilig klar; das bestreitet niemand. Hier muf
Konversion betrieben werden, und hier miissen vor allem
- das ist ein ganz wichtiger Punkt - die regionalen Gege-
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{Jacobij

benheiten im Auge behalten werden. Den spezifischen
Maéglichkeiten und Bedingungen in diesen Gemeinden
miissen wir Rechnung tragen. Noch einmal der Vorschlag:
Wir sollten uns im AusschuB einmail die wenigen betrof-
fenen Orte Ort fiir Ort vornehmen und dann auch tatsich-
lich iiberlegen, wie wir Hilfestellungen geben konnen.

(Abg. Dr. Volz CDU: Sehr gut!)

Meine Damen und Herren, zwei Punkte sind hierbei be-
sonders wichtig: Erstens miissen die gesellschaftlich rele-
vanten Gruppen mit einbezogen werden; denn wir kriegen
die Struktur nur gemeinsam hin. Zweitens sollte das Land
hierbei als Organisator und Teilnehmer helfend titig wer-
den. Die Rolie der Landesregierung darf dabei aber nicht
dominierend sein, sondern sie sollte mit unbiirokratischen
MaBnahmen helfend tdtig werden.

(Glocke des Prisidenten)

Priisident Erich Schneider: Herr Abg. Jacobi, gestatten Sie
eine Frage des Herrn Abg. Moser?

Abg, Jacobi GRUNE: Ja.

Abg. Moser SPD: Herr Kollege Jacobi, lhnen ist ja be-
kannt, daB es bei der Auseinandersetzung im wesentlichen
urn zwei Standorte geht, Bad Mergentheim und Neuhausen
ob Eck, die tatsichlich in einer strukturell interessanten
Gegend untergebracht sind.

(Abg. Pfister FDP/DVP: ,Interessant” ist gut!)

- Ja, ja. — Ihnen ist ja auch bekannt, dal diese Ausein-
andersetzung, die hier gefiihrt wird, im Grunde genommen
persontich mit dem Bundesverteidigungsminister gefiihrt
wird, weil er in seinem Wahlkreis Itzehoe einen Heeres-
fliegerstandort behalten mdéchte.

Jetzt frage ich Sie, abgesehen von allem, was Sie sonst
erzihlen: Ist es nicht eine lohnende Auseinandersetzung,
wenn man tatsichlich Standorte zur Wahl hat, daB wir uns
dort, wo die Bundeswehr akzeptiert wird, und zwar unab-
hiingig vom Wahlkreis, dafiir einsetzen, dall sie dann auch
bleiben kann?

Abg. Jacobi GRUNE: Herr Moser, ich méchte jetzt nicht
wiederholen, was ich schomr gesagt habe. Ich halte es fir
notwendig, daB auch wir als Landespolitiker uns hier ein
biBchen iiber den Rahmen unterhalten, daB wir uns auch
klarmachen, was hier im Land Baden-Wiirttemberg pas-
siert, und daf wir natiirlich die konkreten Auswirkungen
vor Ort fiir diese zwei, drei betroffenen Gemeinden ernst
nehmen. Das ist ja vdllig klar.

(Abg. Moser SPD: Gut!)

Meire Damen und Herren, ein Riesenproblem werden die
Altlasten sein. Der Bund hat bisher nicht einmal die
Absicht, Untersuchungen iiber die dkologischen Schiden
anzustellen. Der Bund will sich aus seiner Verantwortung
herausstehlen. Das kdnnen wir als Land Baden-Wirttem-
berg und kénnen auch die Kommunen nicht hinnehmen.
Wenn der Bundestag meint, pausenlos Wichtigeres zu tun
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zu haben und sich jetzt billig, still und leise aus der Affire
ziehen zu kdnnen, dann muf die Landespelitik, dann muB
die Landesregierung den Bund an seine Kompetenzen
erinnern. Wenn das Erinnern nichts niitzt, mufB sie eben
auch einmal ein biBchen auf den Tisch klopfen.

(Beifall bei den GRUNEN)

Eines darf jedenfalls nicht sein: daB sich nachher iiber-
haupt niemand um diese dkologischen Probleme kiimmert,
nur weil es dieses Kompetenzgeschiebe gibt.

Ein zweites Problem, das ich nur noch kurz anreillen kann:
Es ist beschimend, wie sich der Bund - jetzt aus kommu-
naler Sicht gesprochen — verhilt, was die Flichenverkiufe
angeht. Man hat diesen Kommunen 40 Jahre lang Bela-
stungen zugemutet, die jetzt endlich vorbei sind. fetzt
besteht endlich die Moglichkeit, groBe Flichen und Ge-
markungsteile fiir eine neue Entwicklung zu verwenden
oder einfach der Bevdlkerung zuginglich zu machen. Und
da will der Bund das Geldnde nun meistbietend verhdkern
und moglichst einen groBen Profit machen.

{Abg. Dr. Volz CDU: Das stimmt nicht! Das ist
iiberhoit! Das ist Schnee von gestern! — Abg.
Wendt CDU: Ist iberholt!)

Meine Damen und Herren, zusammengefaBt folgende Si-
tuation: Fur die allermeisten Kommunen besteht jetzt
tatsichlich die Moglichkeit, auf den freigewordenen Fli-
chen dringend notwendige Projekte anzugehen. Fiir die
geringere Zahl von Gemeinden, bei denen wir um so
hirtere Probleme haben, sollten wir gemeinsam und ganz
konkret von Fall zu Fall iiberlegen, wie wir individuell
angemessene Hilfe geben konnen.

(Beifall bei den GRUNEN)

Priisident Erich Schneider: Das Wort erteile ich Herrn
Staatssekretir Dr. Volz.

(Abg. Schlauch GRUNE: Jetzt kommt noch ein
Lokalpatriot!)

Staatssekretir Dr. Volz: Herr Prisident, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Lassen Sie mich drei Vorbemer-
kungen machen.

Erstens: Ich bin Thnen auBerordentlich dankbar, daf der
Landtag iiber die Strukturplanung der Bundeswehr ein-
schlieBlich der Planungen hinsichtlich der Zivilbedienste-
ten diskutiert. DrauBen besteht noch ein Erwartungshori-
zont dazu, was man halten oder nicht halten kénnte, der
fiir mich allmihlich beingstigend ist. Wenn man zur Ab-
rilstung — das haben Sie alle gesagt - ja sagt, dann gibt
es auch Folgen der Abriistung, und dazu sollten wir als
Parlament auch stehen. Das haben wir 40 Jahre gefordert.

(Beifall bei der CDU, der FDP/DVP und Abge-
ordneten der SPD)

Zweitens: Der Verhandlungsspielraum, den wir néchste
Woche auszuschdpfen haben, ist eng.
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{Staatssekretdr Dr. Volz)

{Abg. Zeller SPD: Ist ja verlingert worden!)

Er ist eng. Wir beginnen nichste Woche; wir wollen aber,
Herr Kollege Zeller, vor der Sommerpause fertig sein, weil
wir die Vorbereitungen zu 90%, abgeschlossen haben.
Rechizeitig, im Mérz dieses Jahres, ist Baden-Wiirttemberg
vor allen anderen Lindern der Bundesrepublik Deutsch-
land vorausmarschiert, weil wir gesehen haben, was Ab-
ristung bedeutet. Als die Verantwortlichen in Rheinland-
Pfalz, Hessen, Nordrhein-Westfalen und Schleswig-Hol-
stein die Probleme noch verdringt haben, haben wir gesagt,
daB wir die Abriistung in Baden-Wiirttemberg ernst neh-
men und deshalb rechtzeitig mit der Folgediskussion be-
ginnen. Ich brauche Thre Unterstiiizung. Der Verhand-
lungsspielraum ist eng. Er ist nicht so groB, wie es viele
Verbandsfunktionire darstellen. Herzlichen Dank fiir die
Unterstiitzung.

Das dritte: Wir haben dem Bund immer wieder gesagt —
das wurde hier auch angedeutet —: Wir halten die Reihen-
folge militirische Strukturplanung und dann zivile Struk-
turplanung - Bundeswehrverwaltung, Zivilbedienstete in
der Truppe - fiir falsch. Wenn es einen Sinn haben soll,
mulB das synchron gehen. Das haben wir wiederholt an-
gemahnt. Das Kabinett hat schon im Mirz dieses Jahres
beschlossen, zu der Bundeswehrreduzierung auch einen
Strukturplan fiir die zivile Seite der Bundeswehr zu verlan-
gen. Man hat uns in Bonn ein biBchen belichelt und
gefragt, was das den Landtag angehe. Ich habe immer
betont, daB die Auswirkungen nicht in Bonn, sondern in
Baden-Wiirttemberg konkret vor Ort stattfinden. Deshalb
haben wir frithzeitig begonnen.

Schauen Sie sich einmal an, was wir gemeinsam erreicht
haben. Der Landtag diskutiert heute nicht zum ersten Mal
iber diese Angelegenheit. Mein Freund Strébele hat es
schon gesagt, und Sie haben es angedeutet: Von 24 Stand-
orten in strukturschwachen Gebieten haben wir bis zum
heutigen Tag 20 gesichert. Ich finde, das ist doch ein groBer
Erfolg. Ich habe nie gedacht, daB es uns gelingen wiirde,
das zu schaffen. Der Streitwert sind nun vier Standorte,
und zwar abgestuft. Da bitte ich Sie zu helfen,

Fiir die Landesregierung ist Neuhausen ob Eck unverzicht-
bar. Das hat mit Wahlkreisinteressen iberhaupt nichts zu
tun. Neuhausen gehort nicht zu meinem Wahlkreis. Das
Gebiet ist jedoch sehr strukturschwach. Wenn der Standort
dort je aufgegeben werden sollte, werden wir uns sehr
genau unterhalten miissen, was wir dort an Folgenutzung
hinbekommen. Deshalb kimpfen wir fiir Neuhausen ob
Eck. Wir werden genauso fiir Bad Mergentheim kiampfen,
weil das mit einer Kur- und Biderstadt iiberhaupt nichts
Zu tun hat.

(Abg. Dr. Déring FDP/DVP: Sehr richtig!)
Die Kaserne liegt so weit auBerhalb, daB der Kurbetrieb
iiberhaupt nicht tangiert ist. Die Truppe muB in Mergent-
heim bleiben.

{Glocke des Prisidenten)

Prisident Erich Schneider: Herr Staatssekretir, gestatten
Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abg. Maoser?

Staatssekretir Dr, Volz: Gerne, natiirlich.

Abg. Moser SPD: Es geht jetzt nicht um einen Gegensatz,
Herr Staatssekretir. Aber vielleicht wissen Sie besser Be-
scheid. Was hat die heutige Pressemeldung im Landesteil
der ,,Schwibischen Zeitung™ zu bedeuten, wonach der
Zivilbereich in Neuhausen von 151 auf 13 abgebaut werden
soll? Ist das eine Vorwegnahme des Verhandlungsergebnis-
ses? Ich sage Thnen ehrlich, daB ich es etwas eigenartig
finde, wenn wir hier dariiber reden und uns gleichzeitig aus
Bonn Pressemeldungen ins Haus flattern, wonach hier
quasi zu 100 %, abgebaut wird.

(Abg. Zeller SPD: Wann haben Sie denn die
Zahlen erfahren?)

Staatssekretiir Dr. Volz: Die Zahlen stimmen sicher nicht.
Ich mochte Thnen jedoch sagen, wie es bei Neuhausen ob
Eck steht.

Wir wurden im Juni vom Verteidigungsministerium {ber
die Strukturplanung Bundeswehr Baden-Wiirttemberg mit
der Bitte um Stellungnahme bis 4. Juli dieses Jahres unter-
richtet. In dieser Strukturplanung Bundeswehr war Neu-
hausen ob Eck als aufgegeben dargestelit. Es sollten dort
auch nicht 13 Personen weiterbeschiftigt werden. Ich ver-
stehe sowieso nicht, was diese 13 Personen dort machen
sollen. Das muB ich ganz offen sagen.

(Abg. Schlauch GRUNE: Vielleicht den Hof keh-
ren! — Abg. Zeller SPD: Das ist eine Ubergangs-
18sung!)

~ Vielleicht noch. - Nach der Zielplanung der Bundeswehr
soll Neuhausen ob Eck aufgegeben werden. Die Landes-
regierung hat gesagt, das komme iiberhaupt nicht in Frage.
Ich muB Ihnen jedoch sagen, Herr Kollege Déring: Die
Landesregierung kann keine Besitzstandswahrung fiir die
Standorte zusichern. Wir kdnnen nur sagen: Fiir uns, die
Landesregierung, sind diese Standorte unverzichtbar. Die
Bundesregierung hat dariiber in ihrer eigenen Verantwor-
tung zu entscheiden. Es sind vier: Neuhausen, Bad Mer-
gentheim - abgestuft — Engstingen und Wildbad. Dazu
brauche ich nichts zu sagen. Dafiir werden wir mit Threr
Unterstiitzung kimpfen.

Es gibt vier Probleme, die ich kurz ansprechen mochte. Sie
werden am Ende meiner Ausfiihrungen sehen, Herr Kol-
lege Zeller, daB wir schon viel weiter sind, als Sie darge-
stellt haben. Wir haben schon 80 % des Weges hinter uns
gebracht.

Erstens: Wir haben gesagt, wenn die Garnisonen aufgege-
ben wiirden, sei die erste Frage der Grundstiickspreis. Es
war doch deprimierend, daB man uns lange gesagt hat, es
kénne nur ein NachiaBl von 15 % gewidhrt werden. Es ist
ein Verhandlungserfolg unseres Ministerprisidenten, dafB
wir durchgesetzt haben, dal sie jetzt bei der Reduzierung
der Grundstiickspreise mindestens eine genauso gute Re-
gelung wie das Land Baden-Wiirttemberg haben. 50 Y%,
Abschlag sind fiir den sozialen Wohnungsbau, fir Alten-
einrichtungen, fiir Bildungseinrichtungen, fiir Behinderten-
einrichtungen nunmehr méglich. Schauen Sie sich einmal
das Verfahren an: Wenn eine Standortgemeinde das Geld
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nicht hat, kann zu ginstigsten Verhiltnissen gestundet
werden. Wir haben eine Vereinbarung getroffen, dafl die
Grundstiicke, wenn sie aufgegeben werden, so schnell wie
méglich in die Nutzerhand dberfiihrt werden kénnen. Ich
glaube, daB wir bei den Grundsticksfragen einen ganz
groBartigen Erfolg erreicht haben, den Sie auch einmal
anerkennen sollten.

(Beifali bei der CDU)

Zweitens: Sie haben gesagt, es gehe um Menschen, nicht
nur um Grundstiicke. Es geht um Menschen. Jeder Soldat,
der versetzt werden muB, jeder Zivilbeschiftigte, der seinen
Arbeitsplatz verliert, ist ein Problem der Landesregierung
von Baden-Wirttemberg. Wir haben zusammen mit dem
Bundeswehrverband schon vor einem Jahr gefordert, ein
Abriistungsfolgengesetz im Parlament einzubringen. Der
Soldat, der 51 oder 52 Jahre alt ist, muB wissen, ob er noch
versetzt wird oder nicht. Das ist ein menschliches Schicksal.
Der Nebenerwerbslandwirt, der dort arbeitet, muBl wissen,
was mit ihm geschieht. Herr Stoltenberg hat jetzt einen
Gesetzentwurf angekiindigt, den ich kenne und der fiir uns
befriedigend ist. Danach soll der Ubergang menschlich
abgefedert oder, wie Sie sagen, sozial vertriglich gemacht
werden. Es kommt jetzt nur darauf an, daB der Gesetzent-
wurf im Bundestag angenommen wird. Daran sollten Sie
alle mitwirken.

Drittens: Fiir alle Areale, Herr Kollege Zeller, die zur
Freigabe anstehen, hat das Innenministerium die von
[hnen geforderten Nutzungskonzepte schon lange erarbei-
tet. Die Nutzungskonzepte liegen alle auf dem Tisch. Es
gibt kein Areal, das bis dato freigegeben worden ist, wofur
wir nicht durch den ,,runden Tisch™ unter Federfithrung
des jeweiligen Regierungsvizeprisidenten die Nutzungs-
konzepte fertiggestellt haben. Das ist doch auch eine Lei-
stung des Innenministeriums, die einmal anerkannt werden
miiBte. Die Nutzungskonzepte sind mit den Kommunen
und mit den Trigern der offentlichen Belange im einzelnen
abgesprochen. Ich muB IThnen ganz offen sagen und bitte
Sie da wirklich um Verstandnis: Ich kann doch jetzt fiir
Neuhausen ob Eck kein Nutzungskonzept entwickeln.

(Abg. Striobele CDU: Das ist doch unmdglich!)

Sonst werden alle sagen: Die Landesregierung hat den
Standort schon aufgegeben.

{Abg. Sieber CDU: Sehr richtig!)

Wir sind doch keine Selbstmérder. Wir sind eine Regie-
_ rungspartei, die in den nichsten Jahrzehnten noch regieren
will.

(Bei'f.all bei der CDU - Lachen bei der SPD, den
GRUNEN und der FDP/DVP - Abg. Schlauch
GRUNE: Aber chne Sie!)

- Jawohl. Das stimmt auf jeden Fall

Herr Kollege Doring, der Zeitplan, den Sie genannt haben,
stimmt nicht.
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{Abg. Schlauch GRUNE: Wenn Sie so optimi-
stisch sind, warum gehen Sie dann zuriick?)

- Seien Sie jetzt einmal ruhig. Jetzt sind ernsthaftere
Sachen dran.

{Heiterkeit — Beifal! bei Abgeordneten der SPD)

Fiir die vier Standorte bitte ich um Verstindnis. Wenn wir
um Standorte kiimpfen, kann ich keinen Nutzungsplan
machen. Aber wir haben Zeit. Fiir diese Standorte haben
wir die Zusicherung, daB der Abbau schwerpunktmiBig ab
1993/94 erfolgt. Herr Kollege Fleischer wird dazu Stellung
nehmen. Wir sind im Zeitplan. Wir werden die Nutzungs-
konzepte erarbeiten. Dann haben wir die dritte Hausauf-
gabe erfillt.

Bleibt die vierte Aufgabe: Selbst wenn die Grundstiicke
reduziert werden, kdnnen die Gemeinden mit reduzierten
Grundstiicken die Folgenutzung nicht machen. Das liegt
auf der Hand. Deshalb haben wir ein ,,Sonderprogramm™
fiir diese Standorte gefordert. Der VermittlungsausschuB
hat beschlossen, daB fiir strukturschwache Standorte, die
aufgegeben werden miissen, ein Sonderprogramm aufge-
legt werden muB. Mit diesem Sonderprogramm werden wir
die Nutzungsfolgen abfedern und meiner Ansicht nach
sozial ertriglich machen.

Lassen Sie mich schlieBen. Ich glaube, daB die Landesre-
gierung ihre Hausaufgaben gut gemacht hat. Die vier
Punkte, die ich Ihnen genannt habe, haben wir zusammen
mit der Bundesregierung schon abgehakt. Es war nicht
einfach, dariiber mit der Bundesregierung zu reden. Des-
halb bitte ich Sie, jetzt mit uns gemeinsam noch um die
10 % Standorte im strukturschwachen Raum zu kdmpfen.
Wenn wir von diesen 10 %, dann noch die Hilfte erreichen,
ist das ein groBer Erfolg, denn der Obersatz heit immer
noch: ,,Ja zur Abriistung und fiir Frieden und Freiheit”.
Die militirische Lage und die Sicherheitslage haben sich
wesentlich gefindert, und unsere Partei und unsere Fraktion
stehen dazu, daraus die Folgen zu zichen.

(Beifall bei der CDU)

Prisident Erich Schneider: Wir treten jetzt in die zweite
Runde ein. Ich erteile Herrn Abg. Pfister das Wort.

Abg. Pfister FDP/DVP: Herr Prisident, meine schr verehr-
ten Damen und Herren! Ich muB zunichst sagen, daB ich
Herrn Staatssekretir Volz sehr dankbar dafiir bin, daB er
hier einmal eines klargestellt hat: Wenn hier immer wieder
die Namen von Stidten und Gemeinden wie Neuhausen
ob Fck, Engstingen oder Bad Mergentheim in die Debatte
geworfen werden, dann hingt das wirklich nicht damit
zusammen, daB hier Kirchturms- oder Wahlkreispolitik
gemacht wird,

(Abg. Schlauch GRUNE: Sondern?)
sondern dann hingt das damit zusammen,

(Abg. Dr. Yolz CDU: Das sind existentielle Pro-
bleme!)
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daB es in vielen Fillen, in denen strukturpolitische Pro-
bleme durch den Abbau aufgetreten sind, hervorragende
Moglichkeiten der alternativen Strukturpolitik gibt. Dies
hat auch Thr Kollege gesagt. Aber es gibt leider auch einige
wenige Fille — Sie haben sie genannt —,

{Abg. Dr. Volz CDU: Die soll man ernst nehmen!)

bei denen es auBerordentlich schwierig sein wird, entspre-
chende Alternativen aufzuzeigen.

(Beifall des Abg. Dr. Déring FDP/DVP)

Einer dieser Fille ist dieses beriihmte Neuhausen ob Eck,
das, wie ich gerne bekenne, in meinem Wahlkreis liegt.

(Abg. Schlauch GRUNE: Ahal)

- Herr Kollege Schlauch, Sie sind da wirklich, wie so oft,
auf dem falschen Dampfer.

(Beifall bei der FDP/DVP —~ Unruhe)

Man muB aber vor allem einmal deutlich betonen: Wir
haben keinen Grund, bei dieser Frage weinerlich zu sein.
Wir sollten uns vor Weinerlichkeit hiiten, denn die Diskus-
sionen, die wir fiihren, und auch die jetzt auftretenden
Probleme sind das Ergebnis einer Politik, Herr Kollege
Strébele, die wir alle miteinander gewollt haben.

{Abg. Strobele CDU: Das habe ich gesagt!)

Wir wollten Aussdhnungspolitik, wir wollten Friedenspo-
litik, und was wir jetzt haben, ist das Ergebnis unserer
eigenen Politik. Deshalb sollten wir nicht weinerlich sein,
sondern wir sollten uns freuen.

(Beifall bei der FDP/DVP — Abg. Schlauch GRU-
NE: Das ist das Ergebnis von Herrn Gorba-
tschow, nicht von eurer Politik!)

Zweiter Punkt: Die Friichte, die wir jetzt ernten, sind nicht
in jedem Fall zuckersii, sondem es gibt, wie wir alle
wissen, strukturpolitische Probleme.

(Zuruf des Abg. Schlauch GRUNE)

- Herr Kolilege Schiauch, vielleicht passen Sie einmal auf
und schwitzen nicht dauernd in der Gegend herum. Sonst
gehen Sie hinaus.

(Beifall bei der FDP/DVP - Abg. Schlauch GRU-
NE: Jawohl, Herr Oberlehrer!)

Ich will Thnen jetzt an einem Beispiel erkliren, worum es
geht, damit Sie das einmal begreifen.

(Zurufe - Unruhe)

Die Gemeinde Neuhausen ob Eck, diber die heute morgen
so viel gesprochen wurde, ist seit 1937 Garnisonsstandort.

(Zuruf von der SPD: Aha!)

1960 hat sie das Heeresfliegerregiment 20 bekommen, das
nach wenigen Jahren wieder abgezogen wurde. 1979 ist es
dann wieder nach Neuhausen ob Eck gekommen. Damals
sind 130 Millionen DM investiert worden. Dieser Standort
existiert heute noch.

Neuhausen ob Eck ist eine Gemeinde im Kreis Tuttlingen,
hoch oben auf der Fliche, und hat 3 000 Einwohner, einige
wenige Wirtschaften, einige Metzgereien, Lebensmittelge-
schifte, aber kaum Gewerbebetriebe. Es hat aber 210 Zi-
vilbeschiftigte und 1 000 Soldaten.

(Zuruf des Abg. Haasis CDU)

Wenn Sie sich diese Zahlen vor Augen halten, dann werden
Sie feststellen, daB die Wirtschafts- und Strukturentwick-
lung dieser Gemeinde fast ausschlieBlich auf die Garnison
zugeschnitten ist, und leichter verstehen, daB ein Abzug in
einer solchen Garnisonsgemeinde mit Sicherheit erhebliche
Strukturprobleme mit sich bringt.

Prisident Erich Schoeider: Herr Abg. Pfister, gestatten Sie
eine Zwischenfrage des Herrn Abg. Kretschmann?

Abg. Pfister FDP/DVP; Bitte schon.

Abg. Kretschmann GRUNE: Herr Kollege Pfister, welche
Uberlegungen haben Sie als weitsichtiger Politiker ange-
stellt, um Vorsorge zu treffen? Welche Alternativvor-
schlige haben denn die FDP/DVP und der Wahlkreisab-
geordnete Ernst Pfister auf den Tisch zu bringen?

Abg. Pfister FDP/DVP: Der Wahlkreisabgeordnete Ernst
Pfister wird mit Sicherheit an dieser Stelle und in dieser
Stunde nicht sagen, was mit Neuhausen ob Eck im Extrem-
fall passieren konnte,

(Lachen bei den GRUNEN)

weil ich doch nicht so dumm bin, Herr Kollege, in einer
solchen Situation, in der der gesamte Landtag, in der auch
Ihr Kollege, der vorhin gesprochen hat, in der die SPD-
Fraktion, die Griinen, die FDP/DVP-Fraktion und die
CDU-Fraktion einschlieBlich des Ministerprasidenten
noch darum kimpfen, diese vier bedrohten Standorte
zugunsten von Baden-Wiirttemberg zu retten, Alternativen
auf den Tisch zu legen. So dumm kann doch nicht einmal
ein Griiner sein.

{Beifall bei der FDP/DVP und der CDU)

Lassen Sie uns diese Geschichte in aller Ruhe angehen, Ich
habe den Herrn Staatssekretir so verstanden, daB noch
nicht alles verloren ist, obwohl - das wissen wir - die
Spielriume eng sind.

Mir geht es vor allem um eines:

(Abg. Schlauch GRUNE: Um Neuhausen ob
Eck!)

Ich bitte darum, bei kiinftigen Entscheidungen in diesen

vier Fillen verstirkt auch die strukturpolitischen Aspekte
zu beriicksichtigen.
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(Abg. Mogg SPD: Sehr richtig!)

Dies muB und nur dies kann der Ansatzpunkt sein!
(Abg. Schlauch GRUNE: Oje!)

Nicht wahlkreispolitische Aspekte, auch nicht wahlkreis-
politische Erwigungen des Bundesverteidigungsministers
irgendwo anders im Lande, sondern strukturpolitische
Aspekte miissen im Vordergrund der Bemiithungen stehen.

Unter diesem Gesichtspunkt, meine Damen und Herren,
hoffe ich sehr, daB wir diese vier Standorte, die wir im
Augenblick fiir Baden-Wiirttemberg noch retten wollen,
tatsichlich auch retten kdnnen. Ich sage dies nicht - um
es noch einmal ganz deutlich zu machen -, weil ich mich
gegen die Politik der Verséhnung aussprechen wirde,
sondern weil ich weiB3, daB es speziell in diesen vier Féllen
keine Alternative gibt — im Gegensatz zu vielen anderen
Fillen, in denen es strukturpolitische Alternativen gibt.
Aber gerade auch im Falle von Neuhausen ob Eck wire
es auBerordentlich schwierig, etwas anderes auf den Weg
zu bringen.

Deshalb bitte ich den gesamten Landtag darum, den Mi-
nisterprasidenten bei seinen Bemiihungen, diese Standorte
fiir Baden-Wiirttemberg zu erhalten, zu unterstiitzen.

(Beifall bei der FDP/DVP und Abgeordneten der
cCDU)

Prisident Erich Schneider: Das Wort erhidlt Herr Abg.
Strébele.

Abg. Stribele CDU: Herr Prisident, meine sehr verehrten
Damen und Herren! Ich kann nahtlos an das anschlieBen,
was Herr Kollege Pfister ausgefthrt hat. Fir die CDU-
Fraktion darf ich noch einmal sagen: Wir gingen nicht mit
dem lokalen Rasenmiher durch das Land, sondern wir
haben in der Tat in einem objektiven Kriterienkatalog
festgelegt, welche Standorte unverzichtbar sind. Unver-
zichtbar sind und bleiben fir uns Neuhausen, Bad Mer-
gentheim, Engstingen und Wildbad. Ich bin auch der
Auffassung, der Landtag sollte sich darauf konzentrieren,
mitzukimpfen, daB wir diese unverzichtbaren Standorte
erhalten kdnnen.

Als zweites halte ich es ebenso fiir notwendig, daB der
Bund groBziigige Strukturhilfen leistet und daB das Land
Schwerpunkte in den Kommunen setzt, in denen Standorte
aufgegeben werden. In diesen Kommunen milssen Arbeits-
plitze auBerhalb der Bundeswehr geschaffen werden. Aber
zuniichst muB der Kampf um die Erhaltung der gesamten
" Standorte fortgesetzt werden.

Zum dritten mochte ich feststelien, daB der Bund sich in
der Preisfrage bewegt hat. Es liegen Angebote vor, die ich
fiir dkzeptabel halte. Ich meine, damit haben wir die
Chance, wie es der Kollege Jacobi ausgefiihrt hat, in diesen
Kommurnen eine Entlastung auf dem Wohnungsmarkt fiir
Studenten, fiir junge Familien, fir sozial Schwache zu
erreichen. Wir kénnen mit diesen Flichen Strukturpolitik
betreiben. Ich glaube, daB wir hier auf dem richtigen Weg
sind. Selbstverstindlich teilen wir auch die Auffassung, daB
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diese Flichen teilweise auch von 8kologischen Altlasten zu
befreien sind.

Als viertes sollten wir auch hier im Landtag von Baden-
Wiirttemberg uns dariiber im klaren sein, daB Hirten fiir
die Betroffenen entstehen. Wir sollten uns liberlegen, wie
wir den Betroffenen wirksam helfen kdnnen. Ich meine,
daB insbesondere Konzepte fiir idltere Arbeiternechmerin-
nen und Arbeitnehmer notwendig sind.

{Abg. Dr. Volz CDU: Sehr gut)

Sie sind schwer vermittelbar. Hier sind auch die Tarifpart-
ner aufgerufen, Vorruhestandsregelungen zu priifen, damit
wir diese den idlteren Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mern anbieten kénnen. Das gilt auch fiir die dlteren
Soldaten. Tch meine, je alter ein Betroffener ist, desto
weniger kann man ihm Mobilitit zumuten.

(Abg. Dr. Wetter CDU: Da gibt es aber Unter-
schiede!)

Auch in dieser Hinsicht sind Gespriche mit den Betroffe-
nen zu fiihren. Darin stimmen wir durchaus iiberein. Es
sind Umschulungs- und Fortbildungskurse anzubieten.
Hier fordern wir ebenfalls ein gemeinsames MaBnahmen-
programum.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, lassen Sie mich
abschlieBend noch einmal aus unserer Sicht darauf hinwei-
sen, daB es jetzt notwendig ist, schwiibische Tugend an den
Tag zu legen, nimlich die Armel hochzukrempeln und die
im Abbau der Streitkrifte liegenden Chancen fiir eine neue,
zivile Nutzung bisheriger Bundeswehrstandorte fir unser
Land zu nutzen. Wir als CDU sind bereit, die Friichte der
Entspannungspolitik in die Scheune zu fahren. Ebenso
sind wir bereit, tatkriftig mitzuhelfen, um im Einzelfall
entstehende Hirten zu mildern oder auszugleichen.

(Abg. Zeller SPD: Nichtssagendes Geschwitz ist
das!)

Heute sind internativnale Abristungserfolge mdglich, die
wir noch vor kurzer Zeit nicht fiir mdglich gehalten haben.
Ich mochte fir die CDU-Landtagsfraktion die Uberzeu-
gung zum Ausdruck bringen, daB wir in Baden-Wiirttem-
berg auch mit den Auswirkungen der Abriistung fertig
werden.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU)

Priisident Erich Schneider: Das Wort erhilt Herr Abg.
Zeller.

Abg. Zeller SPD: Herr Prisident, meine Damen und Her-
ren! Herr Staatssekretir, ich gestehe Thnen durchaus zu,
daB Sie sich in vielen Einzelgesprachen bemiiht haben, fiir
Information zu sorgen. Aber insgesamt fehlt - da scheinen
Thnen die Hinde gebunden zu sein - die Entwicklung eines
sinnvollen, effektiven Strukturkonzepts. Es ist sehr 18blich,
wenn Sie die Gespriche fihren. Diese kdnnen letztlich aber
kein Strukturkonzept ersetzen, das mehr als nur Nutzungs-
konzepte beinhalten sollte und im {ibrigen in erster Linie
Sache der Kommunen ist.
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Meine Damen und Herren, ich will nun etwas zu einzelnen
Standorten sagen.

Die SPD-Fraktion hilt die Entscheidung der Landesregie-
rung fiir falsch, das Wehrbereichskommando V insgesamt
von Stuttgart nach Sigmaringen zu verlegen. Grundsiitzlich
halten wir eine Verschmelzung von Feldheer und Territo-
rialheer fiir verniinftig. Wir halten es aber fiir unverniinftig,
wenn die Stabsabteilungen, die unmittelbar die Verbindung
zur Landesregierung, zu den Staatsbehérden und den Gast-
streitkraften halten, von Stuttgart nach Sigmaringen verlegt
werden, was neben den sozialen Problemen vor allem fiir
die ilteren Bediensteten irrsinnige Wegstrecken bedeutet.

{Abg. Haag FDP/DVP: Das ist richtig!)

Mein Kollege Brechtken hat einen Brief an den Minister-
prasidenten geschrieben, in dem er unsere Auffassung
beziiglich des Wehrbereichskommandos V dargestellt hat.
Wir hoffen, daB die Landesregierung ihre bisherige Hal-
tung dazu korrigiert. Herr Staatssekretir, Sie haben heute
noch nichts dazu gesagt.

Wenn ich mehr Zeit hitte, wiirde ich auch gern einige
Zusammenhinge aufzeigen, die sich mit der Verlagerung
des Wehrbereichskommandos V ergeben. Ich will nur
einige kleine Beispiele nennen. So wird Sigmaringen nach
der Umstrukturierung ungeachtet der notwendigen Redu-
zierungen der einzige Standort sein, der einen Zuwachs von
etwa 100 Personen zu verzeichnen hat.

(Abg. Dr. Volz CDU: Herr Kollege, das sind
falsche Zahlen!)

Zwettens sitzt der frilhere Befehlshaber in Sigmaringen
heute im Fiihrungsstab Heer auf der Hardthéhe. Mit seiner
Formulierungshilfe hat Bundesminister Stoltenberg beim
Land angefragt, ob es grundsitzliche Bedenken gebe. Man
kann noch hinzufiigen - dann wird es ganz interessant —,
daB jener friithere Befehlshaber offensichtlich im Hause des
friiheren Landrats von Sigmaringen und heutigen Innen-
ministers wohnt und so eine Wahlkreisentscheidung durch-
aus naheliegt.

(Abg. Kdder SPD: Das sind ja Enthiilllungen')

AuBerdem hat der Kreistag von Sigmaringen erst kiirzlich
von ¢iner Wohnungsnot gesprochen. Es bestehe die Ver-
mutung, dall der Umzug und die Wohnungsnot von einigen
hundert Familien, die in Frage kiimen, vielleicht am besten
durch neue Fertighduser — in Klammern ,,CDU-MdB" -
zu beseitigen sei.

Zu Bad Mergentheim. Dadurch, daB sich die Landesregie-
rung vell auf Sigmaringen konzentriert hat, sind ihr wohl
die Aktivititen der Bayern entgangen. Veitshochheim sollte
ebenfalis aufgeldst werden, und die Bayern haben sich eben
Bad Mergentheim geangelt.

Wenn ich jetzt zu Neuhausen ob Eck spreche, will ich
damit kein Wahlkreisproblem, sondern in der Tat ein
Strukturproblem anschneiden. Auch wir — und hier an
vorderster Stelle der Kollege Moser - unterstiitzen den
Erhalt des Standorts Neuhausen ob Eck. Wir meinen, die

Verlagerung von Einheiten aus Entwicklungsachsen nach
Neuhausen wie zum Beispiel aus Weingarten wire durch-
aus sinnvoll.

(Vereinzelt Beifall bei der SPD)

Geradezu grotesk und erpresserisch, meine Damen und
Herren, ist die Vorgehensweise des Bundes in Ellwangen.
Dort soll ein Truppeniibungsplatz von 105 ha auf 285 ha
erweitert werden. Die Stadt Ellwangen, die Gemeinde
Rainau und die Beschiftigten werden unter Druck gesetzt
nach dem Motto: ,,Wenn ihr gegen eine Erweiterung seid,
werden wir den Standort auflosen.” AuBerdem hat die
Stadt in unmittelbarer Nihe der Kasernen bereits ein
Gebiet fiir etwa 500 Wohneinheiten ausgewiesen. Meine
Damen und Herren, hier wire der Ministerprisident ge-
fragt, hier wire sein Einsatz notwendig. .

(Zustimmung bei der SPD ~ Zuruf des Abg. Dr.
Volz CDU)

In Neckarzimmern soll eine neu eingerichtete Ausbildungs-
werkstatt, die erst fir 2,5 Millionen DM ersteilt wurde,
aufgeldst werden. Auch diese Entscheidung halten wir fiir
falsch.

Nichster Punkt: Fiir wenig geistreich halten wir ferner die
Vorstellung, ehemalige Militirflugplitze in Zivilflugpliitze
umzuwandeln. Die Menschen miissen anstatt militdrischem
Flugldrm zivilen Fluglirm ertragen. Nein, eine verantwor-
tungsbewuBte Strukturpolitik sollte nicht auf noch mehr
Regionalflugverkehr mit Reichweiten von unter 500 km
oder gar auf die nervensigenden sogenannten Sport- und
Privatflieger setzen. Priifen Sie lieber einmal nach, ob
ehemalige Standorte und Flugplitze zum Beispiel als Con-
tainer- oder Giiterbahnhdfe taugen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Vermilit haben wir auch einen beherzten Einsatz fir die
Interessen der Gemeinden um den Truppeniibungsplatz
Miinsingen. Dieser Truppeniibungsplatz bedeutet eine er-
hebliche Belastung fiir die umliegenden Gemeinden.

(Beifall der Abg. Christine Muscheler-Frohne
GRUNE)

Wenn schon cine SchlieBung in naher Zukunft nicht ab-
sehbar ist, so mifBte eine Reduzierung der Nutzung und
eine Reduzierung der Fliche zu erreichen sein. Auch hier
von seiten der Landesregierung Fehlanzeige.

Lassen Sie mich zusammenfassend sagen: Die Landesregie-
rung hat noch lange nicht ihre Hausaufgaben gemacht. Es
fehlen struktur- und beschiftigungspolitische Konzepte, es
fehlt der Einsatz des Ministerprisidenten.

(Beifall bei der SPD und der Abg. Christine
Muscheler-Frohne GRUNE ~ Abg. Kéder SPD:
Wo ist der Ministerprisident iiberhaupt?)
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Prisident Erich Schneider: Das. Wort erhilt Herr Staatsse-
kretir Fleischer.

{(Abg. Schlauch GRUNE: Was? Noch einmal die
Regierung? Einmal langt doch! - Abg. Dr. Volz
CDU: Nein, die ist so gut!)

Staatssekretir Fleischer: Herr Prisident, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Nur noch wenige zusitzliche
Bemerkungen, weil der Kollege Zeller offensichtlich noch
nicht im notwendigen MaBe erkannt hat, wie wir unsere
strukturpolitische Arbeit angelegt haben.

Das entscheidende Moment liegt bereits darin, daB wir
durch die Hineingabe der strukturpolitischen Daten unse-
res Landes in die Planungen und in die Nutzungskonzep-
tion der Bundeswehr erreichen, daB unsere Grundphiloso-
phie Wirklichkeit wird, Ballungsriume zu entlasten und
den lindlichen Raum aus strukturpolitischen Griinden
mbglichst nicht unnétig von militirischen Einrichtungen
freizumachen. Deshalb haben wir von den 24 unverzicht-
baren Standorten bis jetzt schon 20 abgesichert; vier sind
noch in der Diskussion. Ein groBes Stiick Arbeit ist also
bereits dadurch geleistet worden, daB wir die Daten, ver-
bunden mit unseren Wiinschen nach einer Dezentralisie-
rung der Strukturpolitik, nach Bonn gegeben haben und
dies von Bonn weitestgehend positiv quittiert worden ist.

Wenn Sie auf Sigmaringen zu sprechen kommen, muf ich
sagen, da die Entscheidung fir Sigmaringen ein wichtiges
Signal dafiir ist, daB wir mit dieser Dezentralisierung Ernst
machen wollen.

{Abg. Dr. Volz CDU: Ganz genau!)

Wenn Sie dem jetzt entgegentreten und das auch wieder
kritisieren, so ist das vollig unverstindlich. Das wird erst
recht nicht dadurch besser, daB Sie das noch mit der
falschen Vermutung anreichern, daB fiir diese Entschei-
dung die Zurverfiigungstellung eines Hauses des Innenmi-
nisters fiir einen General maBgeblich gewesen sei.

(Abg. Zeller SPD: Das ist keine Vermutung, son-
dern das sind Tatsachen!)

Erstens ist dies falsch, und zweilens ist dies ein mieser
politischer Stil.

(Beifall bei der CDU)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, was Herr Zeller
gesagt hat, ist geradezu licherlich,

(Abg. Zeller SPD: Was ist falsch? Sagen Sie es
doch!}

weil der General, den er meint, zur Miete in einem Haus
wohnt, in dem friiher einmal der heutige Innenminister
auch zur Miete gewohnt hat.

(Vereinzelt Beifall bei der CDU - Abg. Zeller
SPD: Was ist denn falsch an der Sache?)

So ist der wahre Sachverhalt. Sie sollten nicht andeuten,
daB irgendwelche Kliingeleien stattfinden.
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Zweitens ist schlicht und einfach falsch, daB sich die
Bundeswehr nicht um die Aldasten kiimmere. In einem
speziellen Punkt, namlich hinsichtlich der Aufgabe des
Flugplatzes Bremgarten, habe ich am vergangenen Freitag
vom Wehrbereichskommando V iiberzeugend dargestellt
bekommen, dad man mit groBer, groBer Eile dabei ist, die
entsprechenden Untersuchungen anzustellen und zu Ende
zu bringen. Uns ist beispielsweise fiir Bremgarten zugesagt
worden, daB bereits in der ersten Sitzung, in der sich
Regierungsprasidium, Landratsamt und die belegenen Ge-
meinden um die Folgenutzung kiitmmern werden, die Er-
gebnisse der Altlastenuntersuchungen vorliegen sollen. Ich
habe keinen AnlaB, der Bundesregierung und speziell der
Bundeswehr in diesem Punkt irgendwelche Vorwiirfe zu
machen.

Ein Letztes: Es ist nicht méglich, von oben einen struktur-
politischen Plan uberzustiilpen. Wer etwas Derartiges for-
dert, verkennt voilig, wem bei uns die Planungshoheit
verfassungsrechtlich zugewiesen ist.

(Abg. Zeller SPD: Wer hat denn das gefordert?)

Es kann also, Herr Zeller, nur so gehen — und so machen
wir es, und so haben wir es gemacht —, wie es der Koliege
Dr. Volz vorhin schon dargestellt hat. Wir haben die Re-
gierungsvizeprasidenten beauftragt, in enger Abstimmung
mit den Gemeinden die Wiinsche der Kommunen einzu-
bringen, damit von uns daraus eine Konzeption entwickelt
werden kann.

(Abg, Zeller SPD: Das reicht nicht aus!)
Das ist das eine.

Das andere ist, da wir — wir sind dabei zu sehr guten und
iibereinstimmenden Ergebnissen gekommen, unabhangig
davon, zu welcher politischen Klientel der jeweilige Ober-
biirgermeister oder Biirgermeister gehdrt - die Interessen
des Landes mit denen der Kommunen in Ubereinstimmung
bringen mubten.

(Abg. Dr. Volz CDU: Sehr gut! - Abg. Zeller
SPD: Bleiben Sie doch sachlich!)

- Ich bleibe sehr wohl sachlich. In diesem Punkt hebe ich
mich gerade von Ihnen ab.

Natiirlich muB8 den Gemeinden erst einmal Gelegenheit
gegeben werden, zu duBern, was sie im Rahmen ihrer
Planungshoheit vorhaben. Wir wiren schlecht beraten und
wiirden auch rechtlich sehr zweifelhaft handeln, wenn wir
[hrem Vorschlag folgen wiirden, einfach par ordre du mufti
Zu sagen:

(Abg. Zeller SPD: Das ist doch Quatsch! Sie
sollen die Koordinierungsfunktion iibernehmen!
Sie sollen die Leute zusammenhoien!)

So und so liuft das in diesem Land. Wir erarbeiten das
zusammen mit den Gemeinden von unten nach oben und
sind hierbei schon einen groBen Schritt vorangekommen.

(Beifall bei der CDU)
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Prisident Erich Schneider: Zu einem kurzen Redebeitrag
erteite ich noch Herrn Abg. Reuter das Wort. Dann ist die
Gesamtredezeit abgelaufen.

Bitte, Herr Kollege Reuter.

Abg. Reuter CDU: Herr Prisident, liebe Kolleginnen und
Kollegen! Sie brauchen jetzt keine Angst zu haben, daB ein
betroffener Abgeordneter noch einmal einen Appell an Sie
richtet, sich fiir Bad Mergentheim stark zu machen.

{Zuruf des Abg. Mogg SPD)

Ich méchte mich ganz schlicht und einfach dafiir bedan-
ken, dall die Landesregierung so viele Anstrengungen
unternommen hat, unsere Standorte im lindlichen Raum
zu halten.

(Abg. Zeller SPD: Dafiir ist sie doch da! — Ge-
genrufe von der CDU -~ Abg. Kéder SPD: Thr
erwartet nicht viel von eurer Regierung!)

Ich habe positiv zu registrieren, daB alle Standorte in
meinem Wahlkreis, auller Bad Mergentheim, gehalten wur-
den und daB ein groBes Bemiihen sichtbar geworden ist,
sich filr Bad Mergentheim stark zu machen.

(Abg. Dr. Volz CDU: Sehr richtig? Sehr gut!)

Die meisten, die heute hier gesprochen haben, haben sich
in gleicher Weise geduBert. Es ist ganz wichtig fiir die
Betroffenen, fiir die Biirger der Stadt, daf3 nicht nur die
Landesregierung, sondern auch das ganze Parlament hinter
diesem Anliegen steht.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und des Abg.

Dr. Déring FDP/DVP - Abg. Dr. Volz CDU:

Das ist ein wichtiger Punkt! - Weitere Zurufe -
Unruhe)

Es miiBte doch fast mit dem Teufel zugehen, wenn die
zustindigen Stellen in Bonn das nicht begreifen wiirden.
Das ist meine Hoffnung. Deshalb glaube ich, daB diese
Debatte gut und richtig war, daB in ihr die richtigen
Akzente gesetzt worden sind und dalB wir noch ein Stiick
Hoffnung haben konnen. Diese Hoffnung wollen wir
pfleglich behandeln.

(Beifall bei der CDU - Abg. Dr. Volz CDU:
Prima!)

Prisident Erich Schneider: Meine Damen und Herren,
Punkt 1 der Tagesordnung ist damit abgeschlossen.

Ich rufe Punkt 2 der Tagesordnung auf:

Wahl von Vertretern des Landtags in den Rundfunkrat des
Siidwestfunks

Mit Schreiben vom 30. April 1991 hat der Vorsitzende des
Rundfunkrats des Sidwestfunks mitgeteilt, daB die Amts-
zeit des derzeitigen Rundfunkrats am 31. Juli 1991 endet.
Fiir die ndchste dreijihrige Amtsperiode sind daher vier

Vertreter des Landtags in den Rundfunkrat des Siidwest-
funks zu wihlen.

{Unruhe)
— Ich bitte um etwas mehr Ruhe.

Hierzu sind zwei Wahlvorschlige eingegangen. Einer von
der CDU-Frakiion, in dem die Herren Abg. Josef Dreier,
Dr. Friedhelm Repnik und Roland Strobele zur Wahl
vorgeschlagen werden. In einem Wahlvorschlag der SPD-
Fraktion wird Herr Abg. Herbert Moser zur Wahl vorge-
schlagen.

Diese Wahlvorschlige entsprechen § 17 a Abs. 2 der Ge-
schiftsordnung, wonach die Fraktionen unter Zugrunde-
legung des d’'Hondtschen Héachstzahlverfahrens nach ihrer
Mitgliederzahl zu beteiligen sind. )

Meine Damen und Herren, wir kommen nun zur Wahl. Ich
gehe davon aus, daBl wir gemalB § 97 a der Geschiftsord-
nung geheim wihlen. Sie finden auf Ihrem Tisch einen
Stimmzettel, auf dem die Wahlvorschlige der Fraktionen
vermerkt sind. Wenn Sie den Stimmzettel unverindert
abgeben, haben Sie entsprechend den Wahlvorschligen der
vorschlagsberechtigten Fraktionen der CDU und der SPD
gewihlt,

Ich darf jetzt die Schriftfiihrer bitten, die Stimmzettel
einzusammeln.

(Einsammeln der Stimmazettel)

Ich schlieBe die Wahlhandlung und bitte, das Wahlergeb-
nis festzustellen.

(Auszdhlen der Stimmen)

Meine Damen und Herren, ich schlage [hnen vor, jetzt
nicht das Wahlergebnis abzuwarten, sondern den nichsten
Punkt der Tagesordnung aufzurufen.

Herr Abg. Kretschmann, Sie wollten noch eine Erklirung
zur Abstimmung abgeben. Ich nehme an, daf} Sie dies nach
der Feststellung des Wahlergebnisses machen werden.

Dann fahren wir in unserer Tagesordnung fort. Ich bitte
Sie, wieder Platz zu nehmen.

{Abg. Kretschmann GRUNE: Herr Prisident,

wenn Sie in der Tagesordnung fortfahren wollen,

mochte ich jetzt zur Abstimmung sprechen! -
Unruhe - Glocke des Prisidenten)

- Meine Damen und Herren, Herr Abg. Kretschmann
mdchte jetzt noch eine Erklirung zu dieser Abstimmung
abgeben. Ich erteile ihm das Wort.

Abg. Kretschmann GRUNE: Herr Prisident, meine Damen
und Herren! Wir haben auf einen eigenen Vorschlag ver-
zichtet, weil es auf Dauer etwas witzlos ist, stindig Vor-
schldge zu bringen, die heruntergebiigelt werden. Das heiBt
aber nicht, daB wir es akzeptieren, in diesem Rundfunkrat
nicht vertreten zu sein. Ich weise noch einmal darauf hin,
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{Kretschmann)

daB bereits jetzt Jahr fiir Jahr alle mdglichen gesellschaft-
lichen Gruppen in diesem Rundfunkrat vertreten sind und
wir nicht.

Ich betone noch einmal: Wir vertreten grundsatzlich die
Meinung, daB der Rundfunk, der sich als sogenannte vierte
Gewalt in der Gesellschaft entwickelt hat, eigentlich par-
teifrei sein soll. Aber solange das nicht der Fall ist, ist es
wirklich véllig absurd und ungerechtfertigt, eine wichtige
gesellschaftliche Gruppe, ndmlich die Grinen bzw. die
Fraktion GRUNE, stindig auszuschlieBen. Uberlegen Sie
einmal: Es ist schlechterdings auch eine ganz unwiirdige
Situation, daB wir als Parlamentarier, die etwa iiber eine
Gebithrenerhdhung mitbestimmen, stindig auf Informatio-
nen aus zweiter Hand angewiesen und in diesem Gremium
nicht vertreten sind.

Ich bin der Uberzeugung, Sie haben damit, dafi alle
moglichen Gruppen dort vertreten sind - das ist auch
richtig -, aber ganz bestimmte gewichtige Gruppen nicht
- zu denen zihlen wir zweifelsohne —, auf Dauer einen
vollig unhaltbaren Zustand, der letztlich mit einem demo-
kratischen Verstindnis nicht sehr viel zu tun hat.

Wenn es darum geht, in einem solchen Gremium zu
hocken, um irgend etwas mitbesprechen zu kdnnen und
informiert zu sein, dann kommt es iiberhaupt nicht darauf
an, wie viele dort von der eigenen Fraktion sitzen, sondern
daB sie dort iiberhaupt vertreten ist, ihre Interessen formu-
lieren kann und hdrt, woriiber dort verhandelt wird. Ich
denke, es ist hochste Zeit, daB da einmal ein Umdenken
in dieser Richtung bei der Mehrheitsfraktion stattfindet.

(Beifall bei den GRUNEN)

Prisident Erich Schneider: Das Wort erteile ich Herrn Abg.
Qettinger.

Abg. Oettinger CDU: Herr Kollege Kretschmann, meine
sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen! Ich méchte
dieses Ganze nicht iiberhdhen, aber es muB doch deutlich
gemacht werden, daB Ihre Art von Demokratieverstandnis
fiir uns unerklirlich ist.

(Lachen des Abg. Dr. Rochlitz GRUNE)

Sie verkraften es nun einmal nicht, daB Sie nur 7, 8 oder
9 % der Biirger hinter sich haben.

(Abg. Schlauch GRUNE: Damit leben wir gut,
Herr Kollege! - Zuruf des Abg. Kretschmann
GRUNE)

Sie verkraften es nicht, daB die CDU mehr als die Hilfte
der Sitze im Landtag hat. Ich sage Ihnen klar: Die CDU
wird jede demokratische Entscheidung akzeptieren. Aber
wir werden auch nicht von demokratischen Entscheidun-
gen .abweichen.

(Abg. Schlauch GRUNE: Das ist sehr demokra-
tisch! FDP und Griine fallen raus!)

Wir haben nun einmal den Auftrag der Mehrheit der
Wihlerinnen und Wihler in Baden-Wiirttemberg. Die Ab-
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stimmung, die hier vorgenommen wird. entspricht exakt
dem repriisentativen Mandat der Biirger unseres Landes.

Herr Kollege Kretschmann, die bei Thnen im Wahlkreis
unterlegene Bewerberin verlangt ja auch nicht, dall sie
entsprechend ihrer Stimmenzahl nach zweieinhalb Jahren
nachriicken darf. Sie bleiben doch auf Threm Sessel auch
vier Jahre sitzen.

{Beifall bei der CDU - Oh-Rufe des Abg.
Schlauch GRUNE)

[hre Fraktion ist doch derart von Realos geprigt, daB die
Fundis zu Recht beklagen, sie seien nicht entsprechend
ihrem Gewicht im Landtag vertreten.

(Beifall bei der CDU) .

Deswegen muB eindeutig festgestellt werden: Die CDU in
Baden-Wiirttemberg ist durch die CDU-Landtagsfraktion
in den Gremien des Rundfunkrats nicht starker und nicht
schwicher vertreten, als der Biirger unsere Partei im Land-
tag vertreten sechen wollte.

Das Verfahren nach d'Hondt oder Niemeyer ist nun einmal
das gerechteste Prinzip fir die Volksvertretung. Deswegen
ist Ihr Begehren ein undemokratisches. Der Landtag ist im
Rundfunkrat vertreten und nicht jede Fraktion. Wenn [hr
Gedanke richtig sein soll, dann miiBite auch die FDP/DVP
oder eine fiinfte Fraktion, so sie kime, wehklagen kdnnen.

(Abg. Schlauch GRUNE: Da schlieBen Sie aus
und grenzen aus! Und das ist dann Demokratie!)

Ich sage [hnen: Der Landtag hat das Recht und die Pflicht,
sich zu vertreten, und dies muB durch Mehrheitsentschei-
dung geschehen. Die Mehrheitsentscheidung besagt nun
einmal, daB die Mehrheitsfraktion auch mehrheitlich im
Rundfunkrat vertreten sein kann und mul,

(Beifall bei der CDU - Abg. Jacobi GRUNE: Das
bedeutet aber nicht, da man in der Beutemen-
talitéit alles unter sich aufteilt!)

Prisident Erich Schneider: Meine Damen und Herren, es
geht weiter mit den Erklirungen zur Abstimmung.

Herr Abg. Dr. Goll,
abgeben.

Sie wollten noch eine Erklirung

{Abg. Dr. Ulrich Goll FDP/DVP: Ich méchte an
sich nur eine Frage an Herrn Oettinger stellen!)

— Bitte schon.

Abg. Dr. Ulrich Goll FDP/DVP: Herr Oettinger, Sie haben
tief in die vokabularische Trickkiste gegriffen und Herrn
Kretschmann eine undemokratische Einstellung untersteilt,
Sie finden es aber umgekehrt in Ordnung, daB eine Partei,
die bei der letzten Landiagswahl etwas weniger als 50 %, der
abgegebenen Stimmen der Bevdlkerung bekommen hat,
75% der Sitze im Rundfunkrat hat
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rDr. Ulrich Goll}

{Abg. Schlauch GRUNE: Das ist sein Demokra-
tieverstindnis! Vernagelt!)

Ein Verfahren, das solche Ergebnisse heraufbeschwort,
bezeichnen Sie als demokratisch, und alle anderen, die es
in Zweifel stellen, bezeichnen Sie als undemokratisch.

Priisident Erich Schoeider: Herr Abg. Oettinger, ich erteile
Ihnen das Wort.

Abg. Oettinger CDU: Herr Kollege Dr. Goll, ich verweise
darauf, daB Sie selbst mit Ihrer Stimme die Geschiftsord-
nung des Landtags mit beschlossen haben. Diese Wahl
lauft exakt entlang der Geschiftsordnung des Landtags
nach dem d’Hondtschen Verfahren. Das heiBt: Ich erwarte
von lhnen, daB Sie entweder einen Antrag zur Anderung
der Geschiftsordnung stellen oder sich ihr fiigen.

{Zuruf des Abg. Dr. Ulrich Goll FDP/DVP)

Nach dem d’Hondtschen Héchstzahlverfahren steht der
CDU bei dieser Wahl eine Anzahl von drei Sitzen zu, und
davon machen wir Gebrauch. Damit befinden wir uns auf
der Grundlage der Geschiftsordnung und Sie sich mit
[hrem eigenartigen Begehren nicht.

(Beifall bei der CDU — Abg, Schlauch GRUNE:

In der Geschiftsordnung steht nichts von

d’Hondt! - Abg. Kretschmann GRUNE: Der

Rundfunkrat ist doch kein parlamentarisches
Gremium!)

Priisident Erich Schneider: Meine Damen und Herren! Das
Wahiergebnis liegt mir noch nicht vor. Ich werde es spiiter
bekanntgeben. - Es liegt offenbar doch vor. Ich gebe es
Ihnen sofort bekannt.

(Die Bekanntigabe des Ergebnisses verzogert sich
etwas. — Abg. Schlauch GRUNE: Sollen wir noch
einmal auszdhlen?)

Es fehit nur noch die Gesamtzahl der abgegebenen Stimm-
zettel. Es liegt mir aber vor, wie viele Stimmen auf die
einzelnen Kandidaten entfallen sind.

(Abg. Schlauch GRUNE: Das kann man zusam-
menzihlen!)

Ich gebe das Wahlergebnis bekannt:

Es entfielen auf Herrn Abg. Dreier 86 Stimmen, auf Herrn
Abg. Dr. Repnik 84 Stimmen, auf Herrn Abg. Strobele 78
Stimmen und auf Herrn Abg. Moser 72 Stimmen. Es gab

zwei Stimmenthaltungen.

Damit sind die genannten Herren zu Mitgliedern des
Rundfunkrats des Siidwestfunks gewihlt.

Wir werden im Protokoll festhalten, wie viele Abgeordnete
insgesamt abgestimmt haben.

*

Es wurden 91 Stimmzettel abgegeben.
*

Meine Damen und Herren, wir kommen zum nichsten
Tagesordnungspunkt, zu Punkt 3:

Erste Beratung des Gesetzentwurfs der Landesregierung —
Gesetz zur Ausfiihrung des Lebensmittel- und Bedarfsgegen-
stindegesetzes — Drucksache 10/5341

Das Prisidium hat hier fiir die Aussprache eine Redezeit
von 5 Minuten je Fraktion vorgesehen.

Zur Begriindung des Gesetzentwurfs darf ich Herrn
Umweltminister Dr. Vetter das Wort erteilen. .
Minister fiir Umwelt Dr. Vetter: Herr Prisident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Lebensmittel und Lebens-
mittelrecht gehdren unzweifelhaft zu den sensibelsten Be-
reichen unserer Gesellschaft, der Menschen in unserem
Lande. Deswegen sind wir alle in der Verantwortung gut
beraten, diesem Bereich hdchste Aufmerksamkeit zu wid-
men, sensibel ,,die Dinge fortzuentwickeln” und den Ver-
braucher vor den schwarzen Schafen zu schiitzen, die es
leider auch gibt.

Deswegen hat Baden-Wiirttemberg eine Lebensmittelkon-
trollorganisation aufgebaut, die iiberall als vorbildlich an-
gesehen wird. In keinem Land sind so viele Lebensmittel-
kontrolleure unterwegs wie bei uns, und nirgendwo werden
so viele Lebensmitteliiberpriifungen durchgefiihrt wie bei
uns. In Baden-Wiirttemberg wird zum Beispiel mehr kon-
troiliert als in ganz Frankreich. Deswegen denke ich, da3
die Fortentwicklung des Lebensmittelrechts eine der wich-
tigen Aufgaben der Umweltpolitik ist.

Als dieses Hohe Haus im Vorfeld dieses Gesetzentwurfs
debattierte, sind von den Fraktionen und von der Regie-
rung folgende Postulate aufgestellt worden:

Erstens: Wir wollen eine Fortentwicklung der Warnungs-
und Informationsrechte der Behérden gegeniiber dem bis-
herigen Zustand. Wir haben festgestellt, daB es bisher
keinerlei festgeschriebene gesetzliche Regelung gibt, daB
aber der Bedarf dazu vorhanden ist.

Zweitens: Wir mochten Warnungen haben bei Gesund-
heitsgefahr, aber nicht nur dort, sondern bereits bei Ver-
dacht der Gesundheitsgefahr warnen kénnen.

(Abg. Brinkmann SPD: Kénnen oder miissen?)

Drittens: Wir wollen auch dann warnen oder informieren,
wenn keine konkrete Gesundheitsgefahr nachgewiesen,
aber ein VerstoB gegen Vorschriften des Lebensmittelgeset-
zes festgestellt wird.

Alle diese Postulate, die damals in der Debatte aufgestellt
worden sind, enthilt nun dieser Gesetzentwurf, so daB man
eigentlich davon hitte ausgehen konnen, daB dariiber
Einvernehmen erzielt werden kann. Aber weit gefehlt! Das
Einvernehmen ist nicht herzustellen gewesen, wenigstens
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{Minister Dr. Verrer)

nach den Erklirungen im Vorfeld. Es gibt hier eine klare
Antihaltung der SPD zu diesem Gesetzentwurf,

(Zuruf des Abg. Sieber CDU)

die diesen Gesetzentwurf als eine ,,Mogelpackung” be-
zeichnet hat.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Ich bin gespannt darauf, wie dies begriindet werden soll.
Nach den Vorerklirungen, die mir schriftlich vorliegen,
kann dies woh! nicht wahr sein. Und es gibt eine Koalition
der SPD mit der Lebensmittelindustrie — wenigstens eine
juBerliche —, die von der anderen Seite her diesen Gesetz-
entwurf als einen unméglichen Eingriff in ihre Rechte
bekdmpft. Ich bin gespannt, wie das aufgeldst werden soll.

{Abg. Sieber CDU: Wir auch, Herr Minister!)
Worum geht es, meine Damen und Herren?

Erstens: Es geht darum, dafl wir ein Ausfiihrungsgesetz zu
einem Bundesgesetz erlassen, ndmlich dem Bundeslebens-
mittelgesetz. Deswegen konnten wir das Bundeslebensmit-
telgesetz nicht Andern, auch wenn wir das in einzelnen
Bereichen méchten, sondern wir konnen nur den Verwal-
tungsvollzug hier in Baden-Wiirttemberg regeln.

Zweitens: Es geht darum, daB wir die nicht hoch genug
einzuschitzende Kontrolle der Lebensmittel in folgende
Richtung fortentwickeln, die eine allgemeine Richtung des
Umweltschutzes sein mul3:

Mehr Vorsorge und nicht warten, bis es zu spat ist; mehr
Verbraucherschutz und mehr Wirksamkeit des Verwal-
tungsvollzugs. Das sind die drei uns zugénglichen Rege-
lungspunkte.

Mit diesem Ausfihrungsgesetz, das wir heute in erster
Lesung beraten, betreten wir in bezug auf diese Punkte
Neuland. Wir wollen die Lebensmittelkontrolle in Baden-
Wiirttemberg damit weiter optimieren und ihren Vorsprung
weiter ausbauen. Ganz wichtig ist es, dafl wir in diesem
Gesetz, das erste Mal iiberhaupt in einem Gesetz, fest-
schreiben, dafi der Verbraucherschutz einen auBerordent-
lich hohen Rang haben mu.

{Abg. Sieber CDU: Sehr richtig!)

Das steht bis jetzt weder im Bundeslebensmittelgesetz noch
in irgendeinem anderen Gesetz in Bund und Lindern. Dies
ist fiir mich eine wichtige Grundentscheidung fir den
Verbraucherschutz.

Im ibrigen regeln wir in diesem Gesetzentwurf die War-
nungsproblematik, die Eigenkontrolle, weil wir die Eigen-
verantwortung der Lebensmittelproduzenten fiir wichtig
halten. Dies ist eine vorsorgende Lebensmittelschutzvor-
schrift. Und wir regeln die Behdrdenstruktur und dic
Zustindigkeit, damit das Gesetz im Interesse der Verbrau-
cher effektiv umgesetzt werden kann.
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Zunichst zum Kernpunkt dieses Ausfihrungsgesetzes, der
Verbraucherwarnung. Wie sicht es hier im einzelnen aus?
Beim Verdacht einer konkreten Gesundheitsgefahr darf es
kein Zogern geben. Die Behdrden warnen, und sie kdnnen
ein Verkaufsverbot 6ffentlich bekanntgeben. Der Streit um
kann™ oder ,,muB" ist hier vollig gegenstandslos. Jeder
Jurist weiB, bei Gesundheitsgefahr gibt es im Grunde
genommen kein Kann, sondern da verdichtet sich das
Ermessen. Das ist eine Rechisfrage. Die ist entschieden,
und dem werden sich die Behdrden auch anschlieBen.

Differenzierter muB die Betrachtung nach der Rechtspre-
chung aber dann sein, wenn gegen Vorschriften zum Schutz
der Gesundheit verstoBen wurde und keine konkrete Ge-
sundheitsgefahr vorliegt. Ist seitens der Offentlichkeit ein
besonderes Interesse an der Namensnennung von Produk-
ten oder Unternehmen gegeben, dann kdnnen die Behor-
den die Bevilkerung auch in diesem Fall informierdn. Dies
ist die zweite Entscheidung, mit der wir die Diskussion in
diesem Hause aufgenommen und hier eine Information der
Offentlichkeit vorgesehen haben.

Ein besonderes Interesse der Offentlichkeit besteht vor
allem dann, wenn ein nicht zum Verzehr geeignetes, ins-
besondere ekelerregendes Lebensmittel in nicht unerhebli-
cher Menge in den Verkehr gelangt ist oder gelangt oder
wenn bei der Herstellung, der Behandlung oder dem
Inverkehrbringen eines Produkts gegen solche Vorschriften
verstolen worden ist, die dem Schutz vor Gesundheitsge-
fihrdungen dienen.

Meine Damen und Herren, dies sind die Fille, die wir hier
diskutiert haben, die Fille des § 17 des Lebensmittelgeset-
zes, die bestrahlte Erdbeere und das ganze Zeug. Hier wird
also auch eine Information durch die Behdrden moglich.
Bisher galt in diesem Bereich nur der allgemeine polizei-
rechtliche Grundsatz der VerhiltnismaBigkeit, der durch
die Behdrden ungeheuer schwierig handzuhaben war.

Es gibt zur Verbraucherwarnung und zur Verbraucherin-
formation in der Bundesrepublik in der Tat bis jetzt keine
sonstigen gesetzlichen Regelungen, bis zur Stunde nicht
einmal Entwiirfe, zumindest keine offiziellen. Der Bund
hilt sich noch zuriick, die Warnungsproblematik im Bun-
deslebensmittelgesetz selbst zu regeln. Wir haiten aber eine
solche Regelung fiir dringend notwendig, um die Rechte
der Betriebe und Verbraucher klar zu definieren. Deswegen
gehen wir in Baden-Wiirttemberg mit dieser Regelung
voran. Wirksamer Verbraucherschutz ist fiir mich zentral.
Er wird in diesem Gesetz gestirkt, ohne daB die berech-
tigten Interessen der Produzenten unter den Tisch fallen.
Die Warnung unter Namensnennung ist allerdings das
letzte Mittel. Die Unternehmen miissen vor einer &ffent-
lichen Warnung angehdrt werden und haben die Méglich-
keit, durch Riickruf und sonstige eigene MaBnahmen die
dffentliche Warnung unndtig zu machen. Dies ist auch ein
verfassungsrechtliches Gebot des verhdltnisméBigen Han-
delus von Behérden.

Meine Damen und Herren, ein Wort zu der Kritik, die ich
vorhin nannte. Schlagworte wie ,,Mogelpackungen™ gehen
ja leicht iiber die Lippen. Sie sind aber selbst wiederum
Verbrauchertiuschung. Es ist schon erstaunlich, wenn ein
Gesetzentwurf, dem in einem umfangreichen Anhoérungs-
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verfahren von den Verbraucherverbinden viel Zustim-
mung entgegengebracht wurde, so pauschal abqualifiziert
wird.

(Beifall des Abg. Haas CDU)

Das ist auch deswegen eigenartig, weil es uns, den Umwelt-
schiitzern, unsere Aufgabe in diesem riesigen Interessenwi-
derstreit immer ungeheuer schwer macht. Sie kénnen sich
vorstellen, was wir in den Vorverhandlungen aushalten
muBten, um eine fortschrittliche Regelung auf den Weg zu
bringen.

Ich finde den Ausdruck ,,Mogelpackung” unqualifiziert,
und offensichtlich hat die Opposition, wenn sie diesen
Ausdruck benutzt, den Gehalt der Regelungen nicht er-
kannt. Das mag daran liegen, da8 sie vielleicht — das sage
ich entschuldigend fiir die Opposition - unser Lebensmit-
telgesetz nicht als Ausfihrungsgesetz erkannt hat und das
nicht immer gut durchschaubare Bundesgesetz selbst wohl
nicht richtig gewertet und gepriift hat. Wer das Ausfiih-
rungsgesetz des Landes, diesen Gesetzentwurf, kritisieren
will, muf} zumindest das Bundeslebensmittelgesetz einmal
richtig lesen und wissen, worum es geht.

(Abg. Brinkmann SPD: Das sind alles kleine
Doofis in der Opposition!)

Die SPD, Herr Brinkmann, mulB sich sagen lassen: Die
Verbinde der Wirtschaft und der Verbraucher haben den
Entwurf ganz anders eingeschatzt. Wer wie ich viele Ge-
spriche mit Vertretern der Verbraucher und der Wirtschaft
iiber den Entwurf gefiihrt hat, kann iiberhaupt nicht daven
reden, dal} es einen ,,Kniefall” gegeben habe. Das ist ein
licherlicher Vorwurf. Es ist halt immer das gleiche Lied:
Baden-Wiirttemberg geht voran mit dem Bodenschutzge-
setz, mit der Sonderabfallabgabe, mit diesem Lebensmit-
teigesetz.

(Abg. Sieber CDU: Und die anderen schreiben es
ab!)

Die Opposition schreit: Es muB endlich kommen. Wenn
es kommt, wird es kritisiert.

(Abg. Sieber CDU: Siehe Sonderabfallabgabe! ~
Abg. Kretschmann GRUNE: Das ist allerdings
unser Job!)

Tip an die Opposition: Wenden Sie sich auch einmal an
die Linder, in denen Sie Regierungsverantwortung tragen.

(Abg. Jacobi GRUNE: Reden Sie nicht immer
nur pauschal von der Opposition!)

Ich kann dort nicht den geringsten Mut erkennen. Weder
in Hessen noch in Nordrhein-Westfalen, noch sonstwo
sind solche Regelungen auch nur angedacht worden.

Meine Damen und Herren, zuriick zur Kritik. Sie erwarten,
daB dieses Gesetz so formuliert wird, daB in jedem Ein-
zelfall eingegriffen werden muB. Sie verlangen das MuB
und kritisieren das Kann. Dies ist eine Grundauseinander-
setzung, die gefithrt werden muB. Ich sage Ilhnen, diese

Grundauseinandersetzung fithrt Sie direkt in die Verfas-
sungswidrigkeit lhrer Gesetzesformulierung hinein. Es
kann nicht sein, dal Sie mit einem Mul} den Rechtssatz
der VerhiltnismaBigkeit aushebeln. VerhilinismaBigkeit
zwingt mich dazu, in jedem Einzelfall eine Sonderbetrach-
tung anzustellen. Wenn Sie aber ,,muB™ hineinschreiben
und die Behdrden zwingen, gegen jeden, egal ob das
verhiltnismaBig ist oder nicht, vorzugehen, dann handeln
Sie verfassungswidrig. Dies miissen Sie sich einmal von den
Juristen sagen lassen.

Der Fall Birkel hier in Baden-Wiirttemberg lehrt im iib-
rigen, daB ein MuB, wie Sie es fordern, fiir die Behdrden,
ohnte dal} die Abwigung des Einzelfalls in Betracht gezo-
gen wird, der sichere Weg in eine SchadensersatzprozeB-
lawine sein muB. Deswegen ist dieses MulBl absolut rechts-
staatswidrig und abzulehnen. Diese Auseinandersetzung
mull mit aller Klarheit gefihrt werden.

Ein zweiter wichtiger Punkt des Gesetzentwurfs betrifft die
Regelung der Eigenkontrolle. Bislang gab es bei der Eigen-
kontrolle rechtliche Unsicherheiten. Einerseits war nicht
klar, ob die Behorden iiberhaupt berechtigt sind, selbstin-
dige Eigenkontrotlanordnungen zu erlassen; andererseits
war der Umfang der Eigenkontrollpflicht nicht ausrei-
chend beschrieben. Mit dem Gesetzentwurf werden diese
Unsicherheiten nunmehr beseitigt, und es wird im Sinne
eines wirksamen Verbraucherschutzes ein eigenverantwart-
liches Verhalten der Wirtschaft eingefordert. Wir sollten
uns doch dariiber klar sein, da3 dies ein tragendes Prinzip
des Umweltschutzes ist.

Wer dariiber hinaus eine besondere Ausgestaltung der
Pflicht der Eigenkontrolle im Gesetz fordert, gibt zu erken-
nen, daB ihm die jahrelange Diskussion iiber die Einzel-
heiten der Eigenkontrolle offensichtlich unbekannt ist.
Alle, die etwas von der Sache verstehen, sind immer wieder
zu dem Ergebnis gelangt, daB die Art und der Umfang der
mdglichen und erforderlichen EigenkontrollmaBnahmen
von einer solchen Vielzahl von Faktoren und Umstinden
abhangig sind, daB eine generalisierende Regelung der Ein-
zelheiten allenfalis fiir Teilbereiche oder fiir bestimmte
Lebensmittel moglich ist. Solche Regelungen gibt es auch
bereits in einzelnen Verordnungen. Im iibrigen kann aber
eine Aussage iiber die zu fordernden EigenkontrollmaB-
nahmen nur im Einzelfall gemacht und nur mit den
Betroffenen im Einzelfall nach konkreten Bedarfnissen
abgesprochen werden. Wir werden dies in den Verwal-
tungsvorschrifien nach dem Grundsatz regeln: Je groBer
der Betrieb, desto mehr Eigenkontrolle, Bei kleinen Betrie-
ben - das gilt insbesondere fiir die mittelstindischen
Betriebe - miissen andere Regelungen gelten als fiir die
groBen Superbetriebe.

Ein dritter Punkt des Gesetzentwurfes betrifft die Zustin-
digkeit. Wir haben in Baden-Wiirttemberg eine der effek-
tivsten Organisationsformen der Lebensmitteliiberwa-
chung. Bestens bewihrt hat sich insbesondere das Zusam-
menwirken zwischen Wirtschaftskontrolldienst und der
uniformierten Polizei, den Lebensmittelchemikern, den
Arzten und den Tierirzten. Mit dem Gesetzentwurf gehen
wir ein Strukturproblem an, das der Verbesserung bedarf.
Bisher waren auf der unteren Verwaltungsebene 1111
Ortspolizeibehdrden, also Biirgermeister, zustiindig. Dies
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war zu zersplittert. Die Ortspolizeibehdrden - dies gilt
insbesondere fiir die kleinen - sind mit den komplizierten
Regelungen eines solchen Gesetzes oftmals iiberfordert
gewesern.

Wir schlagen deshalb vor, daB kunftig die 149 Verwal-
tungsbehdrden, also im Grundsatz die Kreisbehdrden und
auch die GroBen Kreisstidte, als zustindige Vollzugsbe-
hérden in das Gesetz aufgenommen werden.

Meine Damen und Herren, wir haben schon jetzt in Baden-
Wiirttemberg eine wirkungsvolle Lebensmitteliiberwa-
chung mit hoher Kontrolldichte. Uber 1 000 Bedienstete
arbeiten Tag fiir Tag fiar den Schutz und die Sicherheit der
Verbraucher. Bei dieser Gelegenheit will ich aus tiefster
Uberzeugung sagen, daB die Arbeit des Wirtschaftskon-
trolldienstes und der Sachverstindigen in Baden-Wiirttem-
berg einen denkbar hohen Standard hat. Dies wird auch
in den anderen Bundeslindern anerkannt, die dariiber
nachdenken, wie sie diese Organisationsform fiir sich Giber-
nehmen kdnnen.

Entschieden weise ich den Verdacht zuriick, daB die Be-
diensteten in diesen Dienststellen und Behdrden wegen des
Birkel-Prozesses in ihrer Uberwachungstitigkeit einge-
schiichtert wiren. Die Verbraucher wurden vielmehr in
einer ganzen Reihe von weiteren Fillen gewarnt oder
informiert. Ich erinnere an bakteriologisch verunreinigte
Pilzkonserven, erhdhte Toxingehalte bei den Muschein,
erhdhte Histamingehalte in Fischkonserven, den illegalen
Einsatz von Salbutamol in der Kilbermast und die Fest-
stellung von Eberfleisch, das als Schweinefleisch aus
Frankreich eingefiihrt worden ist.

Bei dieser Gelegenheit sage ich auch: Die Qualitdt der
Lebensmittel, die in unserem Lande hergestellt werden, ist
in aller Regel hervorragend. Sie machen mir wesentlich
weniger Sorgen als die Lebensmittel, die aus Importlin-
dern iiber Grenzen, die immer offener werden, eingefihrt
werden und nach EG-Standard nur dort kontrolliert wer-
den sollen. Wir werden aber nicht davon Abstand nehmen,
in Baden-Wiirttemberg auch diese Lebensmittel im Inter-
esse der Verbraucherinnen und Verbraucher zu kontrollie-
ren.

Im iibrigen ist festzustellen, daB der von uns eingeschla-
gene Weg richtig ist, ndmlich den Produktionsbetrieben
Gelegenheit zu geben, eigene Rickrufaktionen durchzu-
filhren. Dies hat in der Vergangenheit zu zahlreichen
Aktionen gefiihrt, die iiberhaupt nicht dffentlich bekannt-
geworden sind, die aber trotzdem dazu gefiihrt haben, daB
diese Lebensmittel aus dem Verkehr genommen wurden.

Zum SchluB folgendes: Der jetzt vorliegende Entwurf wird
in vielen Bereichen der Lebensmittelkontrolle fiir mehr
Sicherheit und Klarheit sorgen. Sein Kern ist der Verbrau-
cherschutz. Die Grundentscheidung in § 8 dieses Gesetzent-
wurfes ist ungeheuer wichtig. Entgegen dem bisherigen
Rechtszustand in Bund und Lindern, wo vom Verbrau-
cherschutz nur in besonderen Rechtsvorschriften vereinzelt
die Rede war, haben wir mit diesem Gesetzentwurf eine
Grundentscheidung fiir den besonders hohen Rang des
Verbraucherschutzes aufgenommen. Das ist eine generelle
Entscheidung fiir die Verbraucherinnen und Verbraucher.
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Wenn dieser Gesetzentwurf, wie ich vorhin ausgefihrt
habe, von der SPD und gleichermaBen von der Produk-
tionsindustrie kritisiert wird, gehen wir mit ihm woh! den
richtigen Weg.

(Beifall bei der CDU)

Prisident Erich Schoeider: Das Wort erteile ich Herrn Abg.
Haas.

Abg. Haas CDU: Herr Prisident, meine Damen und Her-
ren! Die CDU-Fraktion begriiBt die Vorlage des Gesetz-
entwurfes fir ein Ausfihrungsgesetz zum Lebensmittel-
und Bedarfsgegenstandegesetz. Vor etwas iber zwei Jahren
hat sich der Landtag mit dem Gesetzentwurf der Griinen
auseinandergesetzt, der sich zu einseitig mit der Gingelung
der Lebensmittelwirtschaft, insbesondere des Lebensmittel-
handwerks, mit biirokratischen Hemmnissen, als mit einer
wirklichen Verbesserung des Verbraucherschutzes beschif-
tigt hatte. Ich sage deshalb ausdriicklich ,,zu einseitig™, weil
wir natiirlich der Auffassung sind, daB in einem Ausfith-
rungsgesetz der Verbraucherschutz im Vordergrund stehen
muB. Dies wird gerade bei der Warnungsproblematik deut-
lich. Hier zeigt sich, daB es auch einen Schutz der Hersteller
von Lebensmitteln geben muB, niamlich einen Schutz fiir
diejenigen, die bisher mdglicherweise zu Unrecht in der
Offentlichkeit an den Pranger gestellt wurden.

(Abg. Jacobi GRUNE: Das haben wir auch vor
zwei Jahren nicht bestritten!)

Schon gar nicht kdnnen Warnungen bei bloBen Verdachts-
fillen iiber den Bereich der Abwehr konkreter Gesund-
heitsgefahren hinaus ausgedehnt werden.

Wer sich mit den Details des Entwurfes und den rechtli-
chen Verflechtungen zwischen Lebensmittelgesetz, Polizei-
gesetz und Landesverwaltungsverfahrensgesetz auseinan-
dersetzt, die notwendigen Verinderungen in den Verwal-
tungsbehdrden mit einbezieht und auf der anderen Seite die
kiinftigen Verpflichtungen der Industrie, des Handels und
vor allem auch des Lebensmittelnandwerks realistisch ein-
schétzt, wird sehr schnell erkennen, daB hier ein mutiger
Umweltminister zu Werke gegangen ist, mutig vor allem
auch deshalb, weil die Warnungsproblematik und der
Verbraucherschutz bisher in keinem anderen Land geregelt
sind. Ich bin mir sicher, dal - wie in anderen Fillen
unserer vorbildlichen Umweltgesetzgebung - auch dieser
Gesetzentwurf in verschiedenen SPD-regierten Lindern,
natiirlich wegen der Qualitit und nicht etwa wegen der
..Mogelpackung”, abgepinselt wird.

Organisation und gesetzliche Eckdaten iiber die Grund-
sitze einer effektiven Lebensmitteliberwachung sind eben-
so enthalten wie Eingriffsbefugnisse zum Schutz der Ver-
braucher vor Produkten, die gegen das Lebensmittelrecht
verstoBen. Dem Gesetzentwurf der Regierung gelingt die
Balance zwischen notwendiger Verbesserung des Verbrau-
cherschutzes im Bereich des Lebensmittelwesens und ver-
niinftiger Handhabung vor allem im Bereich des Hand-
werks. Die Folgen des Fliissigeiskandals aus demn Jahr 1985
sind kiinftig ausgeschlossen, wenn die Bestimmungen des
neuen Gesetzes beachtet werden. Zwei Fakten bejahen dies,
nicht etwa unter dem Aspekt, daB die Stadt oder der
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Landkreis nicht mehr schadensersatzpflichtig wiren, wenn
ein Veterindr oder ein sonstiger Beamter etwa zu Unrecht
eine Offentliche Warnung veranlaBit haben, sondern die
Tatsachen, daB zum einen vor einer Sffentlichen Warnung
die Anhdrung betroffener Hersteller erfolgt und zum an-
deren, wie gerade in dem jingsten Fall mit Glassplittern
in der Ravioli-Dose, der Hersteller von sich aus eine
Riickrufaktion veranlassen kann.

(Abg. Kretschmann GRUNE: Besser einen Glas-
splitter in der Ravioli-Dose als den Balken im
eigenen Auge!)

Damit wird der Gesetzentwurf einem wichtigen Anliegen
der CDU-Fraktion gerecht, nimlich dem Grundsatz, daB
eigene MaBnahmen der Unternehmen, durch die die Ge-
fahren fir die Verbraucher abgewendet werden, grundsitz-
lich den MaBnahmen der amtlichen Lebensmitteliiberwa-
chung vorgehen. Das Ausfithrungsgesetz zum Lebensmit-
tel- und Bedarfsgegenstindegesetz darf weder ein Beamten-
schutzgesetz noch ein pauschales Warnungserleichterungs-
gesetz sein.

{Abg. Kretschmann GRUNE: Nudein Sie doch
Ihre Rede nicht so runter!)

Wir erwarten schon heute, Herr Minister - und dies ist das
Ergebnis einer Reihe von Gesprichen mit Verbiinden,
Handwerkern und der Lebensmittelindustrie —,

(Abg. Kretschmann GRUNE: Das ist eine Rede
wie vom Nudelbrett!)

daB bei der Ausgestaltung der Verwaltungsvorschrift zur
Vollzugskonzeption iber Art und Dichte der Kontrollen
die Beteiligten zur Praktikabilitit nochmals gehdrt werden,
auch im Interesse des Wirtschafiskontrolldienstes, dessen
bisher gute Arbeit, wofiir ich an dieser Stelle auch im
Namen der CDU-Fraktion einmal Dank sage, ja nicht
komplizierter, sondern einfacher werden soll. Di¢ entspre-
chende Rechtsverordnung braucht eine praxisgerechte Aus-
gestaltung beziiglich der vorgesehenen Eigenkontrollver-
pflichtung und der damit zusammenhingenden Buchfiih-
rungspflicht, damit der Handwerksmeister nicht unnétiger-
weise mit Formalien beschiftigt wird.

Aber wir verschanzen uns auch nicht dahinter, die bishe-
rigen Moglichkeiten des Lebensmittelrechts und des Poli-
zeigesetzes wiirden geniigend Rechtssicherheit und effizien-
ten Verbraucherschutz bieten, oder gar dahinter, daB eine
landesgesetzliche Regelung im Hinblick auf die Entwick-
lung des Binnenmarktes nicht notwendig sei. Die CDU-
Fraktion begriillt es, dall mit dem Ausfilhrungsgesetz eine
Reihe gesetzgeberischer Defizite, die sich in der jlingsten
Vergangenheit immer wieder gezeigt haben, ausgerdumt
werden.

Den in friheren Beratungen durch die Opposition erho-
benen Vorwurf, die Regierung habe den Gesetzentwurf
nicht rechtzeitig vorgelegt - moglicherweise taucht dieser
Vorwurf heute wieder auf, deshalb beuge ich vor —,

(Abg. Jacobi GRUNE: Zweieinhalb Jahre ist ja
nicht gerade schnell!)

teilen wir nicht, weil es natirlich wichtig war, Herr Jacobi,
zundchst von den Gerichten zu erfahren, wie weit die
Rechissicherheit der bestehenden Gesetze geht und welche
Nachbesserungen erforderlich sind.

(Abg. Jacobi GRUNE: Lassen Sie Ihre Gesetze
jetzt schon von den Gerichten schreiben, oder wie
ist das?)

Wir werden Gelegenheit haben, iber Einzelheiten im Um-
weltausschuB zu sprechen.

Priisident Erich Schoeider: Das Wort erteile ich Frau Abg.
Kipfer.

Abg. Birgit Kipfer SPD: Herr Prisident, meine Damen und
Herren! Ich méchte zunichst zwei Vorbemerkungen ma-
chen.

Erstens: Es ist natiirlich ein Probilem, in 5 Minuten ausfihr-
lich zu antworten, wenn e¢in Minister eine Viertelstunde
braucht, um ein Gesetz zu begriinden. Das ist nicht mog-
lich. Deshalb kann ich das nicht ausfihrlich tun.

Zweitens: Herr Minister, Sie betonen so sehr den Verbrau-
cherschutz. Ich méchte anmerken, daB die Landesregierung
die fiir die Verbraucherberatung angesetzten Mittel von
2,6 Millionen DM gerade im Nachtragshaushalt wieder um
100 000 DM gekiirzt hat.

{(Abg. Haas CDU: Das wird kompensiert durch
ein viel besseres Gesetz!)

Dies kann kein Zeichen fiir einen vorrangigen Verbrau-
cherschutz sein. Ich fuhle mich hierbei erneut in meiner
Kritik bestatigt, zumal der Bundeswirtschaftsminister an-
gekiindigt hat, er wolle auch seine Mittel streichen. Dies
zeugt nicht von Verbraucherschutz.

Wir sind uns sicher einig: Wenn Verbraucher ihre entschei-
dende Funktion auf dem Wettbewerbsmarkt wahrnehmen
sollen, missen sie umfassend informiert sein. Ohne infor-
mierte Verbraucher funktioniert kein Wettbewerb. Ver-
braucherschutz ist deshalb konstitutives Element der freien
Marktwirtschaft und liegt im dbrigen im Interesse der
Wirtschaftsunternehmen, nimlich jener, die sich nichts
zuschulden kommen lassen und die nicht mit der Unwis-
senheit der Konsumenten tricksen, sondern ihnen mit
Wahrhaftigkeit und Transparenz gegenibertreten.

Als Sie, Herr Umweltminister, den Gesetzentwurf vor
einem Jahr in die Anhdrung gaben, sagten Sie auch, Ziel
sei die Starkung des Verbraucherschutzes. Da durfte man
hellhérig werden. Es entstand die Erwartung, daB das
Recht des Verbrauchers auf Information, auf Schutz vor
gesundheitlichem und wirtschaftlichem Schaden als
Rechtsgut besonders geschiitzt werden sollte. Aber nach
unserer Meinung fallt der Gesetzentwurf hinter dieser
Erwartung zunick.

{Abg. Haas CDU: An welcher Stelle?)

- Das kommt gleich, Herr Haas. — Denn nach wie vor gibt
es keine Sicherheit, daB auch tatsichlich gewarnt wird,
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wenn entsprechende Anhaltspunkte darauf hinweisen, dal3
nichtverkehrsfihige Produkte auf dem Markt sind oder auf
den Markt kommen sollen. Denn wenn eine Uberwa-
chungsbehorde nach Berlicksichtigung des Abwigungsge-
bots zu dem Schluff kommt, dall das Inverkehrbringen
eines Produkts verboten werden muB, dann — das ist unsere
Meinung - mul3 die Behorde auch verpflichtet sein, dies
offentlich mitzuteilen. Da kann es kein Wenn und Aber
mehr geben.

(Abg. Haas CDU: Da gibt es auch keines!)
Das steht in dem Gesetzentwurf so nicht drin.
(Zuruf des Abg. Haas CDU)

Dabei ist noch zu fragen, worin eigentlich der Unterschied
zwischen Warnung und Information der Offentlichkeit
bestehen soil.

(Zuruf des Abg. Haas CDU)

Die beabsichtigte Wirkung ist doch, daB die Konsumenten
in die Lage versetzt werden, ihrer Schiedsrichterfunktion
am Markt richtig nachzukommen. Nun werden Sie sagen
- das haben Sie eben wiederholt —, diese Kann-Vorschrif-
ten bedeuteten soviel wie die Verpflichtung zum Handeln.
Aber warum schreiben Sie das dann nicht hinein?

{Abg. Haas CDU: Das steht im Polizeigesetz!)

Ist mit diesen vielen Kann-Vorschriften, frage ich Sie,
kiinftig ausgeschlossen, daB es so etwas wie behdrdenin-
terne ,,Maulkorbabsprachen” gibt?

(Abg. Haas CDU: Schreck im Himmel!)
Ich fiirchte, nein.

(Abg. Haas CDU: Das ist genau der Punkt! Sie
haben das Lebensmittelgesetz noch nicht gelesen!)

Zu dem, was Sie, Herr Umweltminister, mit der sogenann-
ten Koalition mit der Lebensmittelindustrie anfiithrten: Die
Lebensmittelindustrie hat tatsachlich ein Donnergetdse an-
gestimmt, mit Verfassungsklage gedroht. Aber jetzt ist es
sehr still geworden, und es scheint so, daB die Industrie
mit dem Gesetzentwurf sehr zufrieden ist.

(Abg. Haas CDU: Weil wir denen das Gesetz
erkiirt haben! Das fehlt IThnen noch!)

Ganz unscheinbar steht {ibrigens in § 15 Abs. 3 des Gesetz-
" entwurfs etwas Merkwiirdiges und mit dem Verbraucher-
schutz iiberhaupt nicht zu Vereinbarendes. Darin heilt es
sinngemil: Ein &ffentliches Interesse fiir eine Information
besteht nicht mehr, wenn das gesundheitsschadliche oder
ckeleiregende Produkt bereits verbraucht ist. Wer also zum
Beispiel Glassplitter, Herr Haas, aus Ravioli-Dosen bereits
im Bauch hat, braucht spiter iiber die Ursache seiner
moglicherweise darauf folgenden Blinddarmentziindung
offenbar nicht mehr informiert zu werden.

(Heiterkeit bei der SPD)
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Wer zu frith iBt, den bestraft das Leben, kann man da nur
sagen.

(Zuruf des Abg. Haas CDU)

Herausgekommen ist also leider kein Verbraucherschutz-
gesetz, sondern allenfalls ein Behdrdenschutzgesetz, eine
Art Selbstschutz fiir den Staat.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Es handelt sich um nichts mehr als um eine Zusammen-
fassung und Konkretisierung polizeirechtlicher Regelun-
gen, um die gesetzliche Absicherung von Lebensmitteliiber-
wachungsbehdrden fiir den Fall, daB sie sich tatsichlich
einmal entschlieBen soliten, die Offentlichkeit zu warnen
oder iber ihre Erkenntnisse zu informieren. Es fragt sich
nur, ob wenigstens diese Intention zum erwiinschten Er-
gebnis fiihrt, daB also keine Flut von Prozessen gegen die
tapferen Behérden anbrandet. In dieser Hinsicht haben wir
erhebliche Zweifel — Zweifel, ob kiinftig tatsichlich mehr
Rechtssicherheit gegeben sein wird. Ich will das kurz an
drei Punkten festmachen.

Beispiel Eigenkontrolte. Herr Minister, Sie sind sehr stolz
auf dieses Zauberwort: Pflicht zur Eigenkontrolle. Aber die
Eigenkontrolle muB zumutbar sein. Was heifit ,,zumut-
bar? Ist es zumutbar, daB ein Produzent die Herkunft und
die Qualitit seiner Roh- und Halbware Gberpriift und
Bescheid weill {iber Futter und Anbaumethoden im jewei-
ligen Exportland? Ich denke, dies ist zumutbar.

Warum unterscheiden Sie zwischen groBen und kleinen
Betrieben? Das kann doch kein Kriterium sein, sondern
das Kriterium muB allein die Gefihrdung der Verbraucher
sein.

Was sind die Tatsachen, die den Verdacht begriinden sollen
und nach deren Vorliegen gewarnt werden darf? Darliber
steht nichts im Gesetz. Ist es eine Probe, ist es eine Probe
mit Gegenprobe oder was sonst?

Ein Verbot kann nach § 12 &ffentlich bekanntgegeben
werden, wenn es wegen der Zahl der ,,Beteiligten™ ange-
zeigt erscheint. Wer ist beteiligt? Was soll die Zahl? Ver-
braucherschutz fiir viele, aber nicht fiir einzelne? Es kann
doch wohl nur die Gefahrenabwehr maBgebend sein und
nicht die Zahl derer, die davon betroffen sind.

{Abg. Haas CDU: Das steht im Lebensmittelge-
setz!)

Vielleicht solite es auch ,,Betroffene’ heiBen.

Das sind alles Punkte, die die vorhandene Rechtsunsicher-

heit nicht beseitigen werden. Deshalb ist dieses Gesetz nach

unserer Meinung weder ein Verbraucherschutzgesetz,
(Abg. Haas CDU: Das ist ein Ausfiihrungsgesetz!)

noch schafft es mehr Rechtsklarheit.

(Glocke des Prisidenten}
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Prisident Erich Schneider: Frau Abg. Kipfer, Sie miissen
zum Ende kommen.

Abg. Birgit Kipfer SPD): Herr Prisident, ich komme gleich
zum Ende.

Dieses Gesetz lag zwei Jahre lang in der geSffneten Schub-
lade des Umweltministers. Letzte Woche wurde es dem
Landtag zugestellt. Heute beraten wir es mit einer Redezeit
von 5 Minuten je Fraktion. Am nichsten Mittwoch soll es
im Umweltausschul3 beraten werden, und in zwei Wochen
soll es bereits verabschiedet werden. Da frage ich Sie, Herr
Prisident, wie Sie dazu kommen, diesem Verfahren zuzu-
stimmen, nachdem es doch eigentliche Thre Pflicht wire,
die Arbeitsmoglichkeiten des Landtags gegenitber der Re-
gierung zu verteidigen.

(Beifall bei der SPD und des Abg. Dr. Rochlitz
GRUNE - Zuruf des Abg. Haas CDU)

Bei der Bedeutung dieses Gesetzes ist nach meiner Auffas-
sung eine umfassende Beratung notwendig. Ich kann Ihr
Verhalten - das muB ich nun wirklich einmal sagen, Herr
Prisident — nur als Arroganz einer Mehrheitsfraktion
verstehen, die die parlamentarische Arbeit als listige
Pflichtiibung betrachtet

(Zuruf des Abg. Haas CDU)

und eigentlich froh ist, wenn die Regierung alles fiir sie
erledigt.

(Abg. Haas CDU: Das drgert Sie, weil das Gesetz
so gut ist!)

Von dieser listigen Pflicht werden wir Sie sicherlich dem-
nichst befreien.

Ich kiindige an, daB wir im Umweltausschul} eine Anhé-
rung beantragen werden, um diesem Gesetz mehr Gewicht
beimessen zu lassen.

(Beifall bei der SPD - Abg. Haas CDU: Ein Jahr
lang ist angehdrt worden!)

- Angehdért hat die Regierung, aber nicht der Landtag, um
das einmal ganz klar zu sagen.

Prisident Erich Schneider: Meine Damen und Herren, e¢he
ich das Wort weiter erteile, méochte ich zu dem, was Frau
Abg. Kipfer hier gesagt hat - -

{Abg. Haas CDU: Sie hitten auch Gelegenheit
gehabt, die Verbinde einzuladen, wie wir es getan
haben! - Glocke des Prisidenten)

- Herr Abg. Haas, Sie haben jetzt nicht das Wort.
(Zuruf des Abg. Kretschmann GRUNE)
Ich mdchte, nachdem Kritik iiber das Verfahren laut

geworden ist, darauf hinweisen, daBl dieses Verfahren in
der Verantwortung des Prasidiums liegt. Dort sind alle

Fraktionen beteiligt. Es ist nicht iiblich, zwischen dem
Prisidenten und dem Sprecher zu diskutieren.

Ich mochte darauf hinweisen, dall wir im Prisidium stets
versuchen, die Entfaltungsmdglichkeiten fiir die Abgeord-
neten soweit wie moglich sicherzustellen. Aber, meine
Damen und Herren, dabei stellt sich auch die Frage der
Gerechtigkeit. Es liegen viele Initiativen vor, und wir
miissen alle [nitiativen unterbringen. Von daher sieht die
Lage moglicherweise etwas anders aus, je nachdem, ob
man hier als Abgeordneter sitzt oder ob man im Prisidium
die schwierige Aufgabe bewiltigen mul, jeweils jedem
Beratungsgegenstand die notwendige Bedeutung zuzumes-
sen.

{Abg. Schlauch GRUNE: Eins, zwei, drei, vier,
fiinf! Herr Oettinger, Herr Haas hat den ganzen'
Saal leergeredet!)

Das sage ich fiir das gesamte Prisidium. Sie sollten solches
unbedingt in Thren Fraktionen besprechen.

{Beifall des Abg. Haas CDU)

Dann kann es auch im Présidium entsprechend beraten
werden.

Meine Damen und Herren, ich erteile jetzt Herrn Abg.
Jacobi das Wort.

(Abg. Birgit Kipfer SPD: Herr Prasident, darf ich
noch eine Bemerkung machen?)

— Ja, das diirfen Sie. Bitte.

Abg. Birgit Kipfer SPD: Ihr Stellvertreter, Herr Dr. Geisel,
hat im Prisidium massiv gegen dieses Verfahren protestiert.

Prisident Erich Schoeider: Ich werde hier jetzt keine wei-
tere Diskussion mit Thnen filhren. Wir werden unter Um-
stinden im Prisidium dariiber reden. Jedenfalls darf ich
hier noch einmal sagen, daB das Prisidium das fiir Ge-
schiftsordnungsfragen zustindige Gremium dieses Hauses
ist,

Bitte, Herr Abg. Jacobi.

Abg. Jacobi GRUNE: Herr Prisident, meine Damen und
Herren! Die griine Fraktion hat hier im Landtag in dieser
Legislaturperiode die Sondermiillabgabe vorgeschlagen.
Die CDU hat diese Abgabe libernommen.

Die griine Fraktion hat in dieser Legislaturperiode die
MIV-Abgabe vorgeschlagen und hier eingebracht, und die
CDU-Fraktion hat diese Abgabe wenigstens vom Prinzip
her ilibernommen.

Wir haben jetzt mit dem Lebensmittelgesetz einen weiteren
Fall, in dem eine ganz konkrete, von uns vorgeschlagene
Initiative von der CDU-Landesregierung iibernommen
worden ist. Das sage ich ganz chne Hemmungen und ohne
Bedenken, Wir sind stolz darauf und werten das als Erfolg
unserer parlamentarischen Arbeit.
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fJacobi}
{Lebhafter Beifall bei den GRUNEN)

Meine Damen und Herren, jedes Jahr eine solch wichtige
Initiative auf den Weg zu bringen, das ist fir eine kleine
Fraktion eine ganz beachtliche Leistung, und die Bilanz
kann sich sehen lassen.

Fiir dieses Gesetz ist es héchste Zeit, allerhdchste Zeit.
Zweieinhalb Jahre nach den Birkel-Vorfillen und nach
dem Birkel-Prozefl brauchen die Behdrden jetzt endlich
eine Regelung dafiir, wann die Offentlichkeit gewarnt wird
und vor allem auch in welcher Weise die Offentlichkeit
gewarnt wird. Was haben wir in letzter Zeit nicht alles
erlebt?: Wiirmer im Fisch, Per im Olivendl, Salmonellen
in den Nudeln, Psychopharmaka im Kalbfleisch, Hirsch-
gulasch aus Kanguruhfleisch usw.

(Abg. Brinkmann SPD: Griine in der Umweltpo-

litik! - Gegenruf des Abg. Kretschmann GRU-

NE: Und der Balken im Auge von Brinkmann!
- Vereinzelt Heiterkeit)

Die Offentlichkeit, meine Damen und Herren, hat ein
Recht darauf, in Fillen, in denen Lebensmittel nicht in
Ordnung sind, gewarnt zu werden.

Tatsichlich, meine Damen und Herren, ist die Zahl der
offentlichen Verbraucherinformationen in den letzten zwei
Jahren zuriickgegangen. Das liegt entweder daran, daB wir
jetzt plstzlich in der Lebensmittelbranche keine AusreiBer
mehr haben, oder es liegt daran — das ist viel wahrschein-
licher —, daB sich die Behdrden doppelt und dreifach

absichern und im Zweifelsfalle eben lieber zuriickstecken.

Meine Damen und Herren, dieses Gesetz zieht auch einen
SchluBstrich unter eine Rechtsdebatte. ,, Warnungen diirfen
nur gegeben werden bei Gesundheitsschiden™. — So wollen
es die Hersteller gerne haben.

(Abg. Sieber CDU: Gefihrdung!)

Das Gesetz geht ein wesentliches Stiick weiter. Das Gesetz
bezieht damit auch eine klare Gegenposition zu dem
Rechtsgutachten von Herrn Dolde. Der ist ja bekannt.
Dieses Rechisgutachten hat er im Auftrag der Lebensmit-
telindustrie gemacht. In dem Gutachten hat er wdrtlich
ausgefiithrt:

An den Letztverbraucher gerichtete behdrdliche War-
nungen sind deshalb nur dann erforderlich, wenn
beim Verzehr eines Lebensmittels Gesundheitsgefahr
droht.

(Zuruf des Abg. Scheuermann CDU)

Meine Damen und Herren, da muB man klar und deutlich
sagen: Das ist Interessenjurisprudenz. Hier wird verniinf-
tiger Verbraucherschutz nicht praktiziert.

(Lebhafter Beifall bei den GRUNEN - Abg.
Schlauch GRUNE: Dafiir ist aber der Herr Dolde
bekannt!)
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[ch méchte deshalb noch einmal festhalten: Oberstes
Schutzobjekt fir uns sind der Verbraucher und die Ver-
braucherin. Wenn die Verbraucher vor gesundheitsschidi-
genden Produkten nicht ausreichend geschiitzt werden,
dann missen die Behdrden eingreifen. Das reicht aber
nicht aus. Auch in Fragen, in denen die Beschaffenheit der
Produkte, die Qualitit und die Quantitit der Produkte
beriihrt ist — wenn das nicht dem entspricht, was sich die
Kiuferin oder der Kiufer darunter vorstellt —, ist behord-
liches Handeln notwendig.

Im Zweifelsfall, im Abwigungsfall hat das Interesse der
Verbraucherinnen und Verbraucher fiir uns Vorrang vor
den Skonomischen Interessen der Herstelier. Die Unter-
nehmer haben natiirlich am meisten Angst davor, da8 ihr
Name in die Schlagzeilen gerit. Da kann ich nur sagen:
Wenn da tatsichlich etwas vorfillt, wenn gepanscht oder
gestreckt wird oder wenn Verunreinigungen vorkommen,
dann miissen wir zur hédrtesten Keule greifen kénnen,
nimlich zur &ffentlichen Nennung. Dann passiert natiirlich
auch etwas in den Betrieben, und zwar viel schneller und
viel effektiver, als es jedes Gesetz, jede Richtlinie oder jede
behordliche MaBnahme erreichen kann. Wenn der Name
in die Schlagzeilen kommt, wird umgestellt, wird in den
Betrieben reagiert.

Herr Vetter, wir unterstiitzen Sie, Verbraucherwarnungen
jetzt endlich gesetziich abzusichern. Wie zu erwarten war,
hat die Lobby natiirlich Gegendruck gemacht, allerdings
ziemlich durchsichtig. Sie sind auch dann standhaft geblie-
ben, als im eigenen Kabinett geriittelt wurde. Wir sind jetzt
wieder einmal in der Situation, dal wir dem Umweltmi-
nister den Ricken gegen den Wirischaftsminister starken
miissen, der gleich dagegengehalten hat und sich ein wei-
teres Mal als unkritischer Interessenvertreter aufspielt.

(Abg. Haas CDU: Oh, oh, oh!)

Wir sind damit beim zweiten Punkt. Dieses Gesetz schiitzt
nicht nur die Verbraucherinnen und Verbraucher, sondern
es ist auch ein Schutz der Branche vor den schwarzen
Schafen. Die &ffentliche Nennung von Namen - die Pro-
duktnennung und die Herstellernennung - ist im Interesse
der Wettbewerber, die anstindig produzieren und deren
Umsatz sonst zuriickgeht. Es ist klar: Wenn Tiefkiihlfisch
nur pauschal in die Schlagzeilen gerit, geht der Umsatz der
gesamten Branche zurick. Wenn wir aber sagen kdnnen,
95 % oder 99 % der Herstelter arbeiten serids und anstén-
dig, dann treffen wir genau diejenigen, die wir treffen
wollen.

Zum SchluB mdchte ich noch drei Bemerkungen machen.

Erstens: Gleich nach dem Birkel-Urteil haben wir als
Griine dieses Gesetz vorgelegt. Wir wollten die offentliche
Warnung nicht nur bei Gesundheitsgefahr, sondern auch
bei ekelerregenden Lebensmitteln. Herr Vetter, Sie haben
damals gesagt, Sie wollten ein Gesetz, das nicht nur bellt,
sondern auch beifit.

{Abg. Haas CDU: So ist es!)

Jetzt schauen wir einmal, was passiert ist. Es hat lange
gedauert. Sie haben lange gearbeitet und gebriitet.
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(Jacobi)

(Abg. Schlauch GRUNE: Er hat lange vorge-
bellt!)

Ist denn tatsdchlich jetzt inhaltlich etwas anderes darin
enthalten? - Da sagen wir nein. Sie haben es ein biBchen
anders formuliert, aber substantiell steht in Threm Gesetz-
entwurf genau das gleiche wie vor zwei Jahren in unserem.

(Zuruf des Abg. Mogg SPD)

Ansonsten, meine Damen und Herren - damit bin ich bei
der zweiten Bemerkung —, entsprichi das Gesetz dem, was
wir verlangt haben. Sie haben wesentliche Eckpfeiler un-
seres Vorschlags iibernommen. Wir streiten hier nicht um
Worte und um Formulierungen, wie Sie es vielleicht tun,
Herr Haas.

(Zuruf des Abg. Haas CDU)

Unser Gesetz hat den Zweck erfiillt, denn wir brauchen
erstens ein solches Gesetz in Baden-Wiirttemberg. Zweitens
hat es auch die inhattlichen Vorgaben erfillt. Wir brauchen
keine Zweite Beratung fiir unser Gesetz, wenn Ihr Gesetz,
Herr Vetter, vor der Sommerpause hier im Plenum verab-
schiedet wird, weil dem inhaltlich nichts entgegensteht.

Deswegen, Herr Minister, verstehe ich auch nicht Ihre
pauschale Kritik an der Opposition, wenn Sie nun ganze
Abschnitte von uns tibernehmen.

(Abg. Schlauch GRUNE: Abschreiben! - Gegen-
tuf des Abg. Haas CDU ~ Zuruf der Abg. Birgit
Kipfer SPD)

Meine Damen und Herren, gute Opposition regiert mit. Ich
halte dieses Gesetz fiir ein gelungenes Béispiel von kon-
struktiver Arbeit aus der Opposition heraus. Uiber einen
Punkt allerdings, Herr Vetter, miiBten wir uns im Umwelt-
ausschufl noch einmal unterhalten. Es ist § 13, in dem Sie
geschricben haben, wenn Gesundheitsgefahrdung nicht
auszuschlieBen sei, ... . . kann eine Warnung der Offentlich-
keit ... ergehen ...”.

(Abg. Birgit Kipfer SPD: Hért, hort! — Zuruf des
Abg. Haas CDU}

Hier soliten wir ein Stiick weiter gehen und eine Soll-
Bestimmung einfiihren.

Lassen Sie mich eine letzte Bemerkung, meine Damen und
Herren, in Richtung der Kolleginnen und Kollegen von der
SPD machen. Sie haben unseren Gesetzentwurf vor zwei
Jahren kritisiert. Sie haben gesagt, er gehe zu weit, eigent-
lich sei der Bund zustdndig und soviel sollten wir nicht auf
Landesebene regeln.

(Abg. Haas CDU: Ja! - Zuruf der Abg. Birgit
Kipfer SPD)

Sie kritisieren jetzt das Vettersche Gesetz und sagen nein,
weil zuwenig auf Landesebene geregelt werde. Das be-
komme ich irgendwie nicht zusammen. Ob es serids ist,
miiBten Sie selbst beurteilen.

(Zuruf der Abg. Birgit Kipfer SPD - Gegenruf
des Abg. Scheuermann CDU)

Meine Damen und Herren, ein letzter Satz: Die Behdeden
brauchen endlich eine klare Handlungsgrundlage. Die Of-
fentlichkeit muB sich darauf verlassen kdnnen, dal3 Alarm
geschlagen wird, wenn Lebensmittel nicht in Ordnung sind.
Erst mit einem solchen Gesetz kdnnen wir und kann die
Offentlichkeit iberhaupt beurteilen, ob die Behiérden rich-
tig handeln, ob angemessen gearbeitet und gewarnt wird,
wenn es tatsichlich notwendig ist. DaB das Gesetz jetzt
komumt, bewerten wir als Erfolg unserer parlamentarischen
Arbeit.

(Zuruf des Abg. Haas CDU)

Es sollte jetzt auch im Ausschull ziigig behandelt wetden,
Frau Kollegin Kipfer, damit es noch vor der Sommerpause
vom Landtag verabschiedet werden kann.

(Beifall bei den GRUNEN und bei Abgeordneten
der CDU - Zuruf des Abg. Brinkmann SPD)

Priisident Erich Schneider: Das Wort erteile ich Herrn Abg.
Dr. Goll.

Abg. Dr. Ulrich Goll FDP/DVP: Herr Pridsident, meine
Damen und Herren! Auch eine offensive Rede eines Mi-
nisters kann nicht dariiber hinwegtiuschen: Gerade die
Verbraucherpolitik ist ein Gebiet, auf dem sich die Lan-
desregierung wahrlich nicht mit Ruhm bekleckert hat.

(Abg. Haas CDU: Mein Gott!)

Die Bilder sind nicht vergessen, nach denen der Minister-
prasident das teuerste Nudelgericht der Welt verzehrt hat.
Das war reif fiir das Guiness-Buch der Rekorde: 12,75 Mil-
lionen DM hat das gekostet.

(Abg. Dr. Déring FDP/DVP: Sehr gut! - Gegen-
ruf des Abg. Haas CDU: Haben Sie noch nie
einen Fehler gemacht?)

Der Name Birkel, den Sie, Herr Vetter, wenigstens einmal
erwihnt haben, steht bis heute fiir erschiittertes Vertrauen.

(Zuruf des Abg. Mogg SPD)

Es ist erschiittertes Vertrauen der Biirgerinnen und Biirger
in eine funktionierende Kontrolle, die in der Lage ist,
fundierte und richtige Analysen zu machen. Es ist aber
auch erschiittertes Vertrauen der Lebensmittelindustrie,
dieses groBen Teils von Betrieben, die sich iiberhaupt
nichts zuschulden kommen lassen, die ordentliche Nah-
rungsmittel produzieren. Es ist nicht so, wie ¢s in der Rede
des Kotlegen Jacobi oder der Frau Kollegin Kipfer gele-
gentlich anklang, als ob es jeden Tag, vormittags und
nachmittags, Grinde gebe, offentlich zu warnen, weil
Lebensmittel nicht in Ordnung seien. Aber dieses Gros der
Betriebe, die Lebensmittel herstellen, hat wohl auch das
Vertrauen in eine Landesregierung verloren, die sie nicht
davor schiitzt, womdglich durch PolizeimaBnahmen rui-
niert zu werden.
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tDr. Ulrich Goll)

Natiirlich liegt es auf der Hand, meine Damen und Herren,
daB es diese Landesregierung notig hat, auf Aktionismus
zu bauen, um diesen verheerenden Eindruck zu kompen-
sieren

(Zuruf des Abg. Schlauch GRUNE)

und dieses erschiitterte Vertrauen wieder aufzubauen. In-
sofern muB man sagen: Hier sind die Hinweise auf andere
Bundeslander natiirlich fraglich, denn andere Bundeslin-
der hatten keinen Fall Birkel.

(Abg. Haas CDU: Die kontrollieren halt gar
nicht!)

Ich wage zu behaupten: Wenn die Landesregierung hier
nicht grausam auf die Nase gefallen wire, wire wahr-
scheinlich auch in diesem Bereich gar nichts passiert. Wir
haben uns hier dariiber zu unterhalten, ob das, was jetzt
passiert, im Sinne des Verbrauchers funktionieren kann.
Das ist unser Thema. Ich habe den Verdacht, daB wir dabei
gar nicht erst iber das Gesetz zu reden briauchten, denn
viele Probleme sind ja im mangelnden Vollzug begriindet.
Der Wirtschaftskontrolldienst, der ausgiebig gelobt wurde,
wird [hnen genauso wie uns wahrscheinlich erzdhlen, dall
er nicht in ausreichendem MabB in der Lage ist, die not-
wendigen Kontrollen durchzufiihren.

(Abg. Dr. Déring FDP/DVP: Sehr richtig! - Abg.

Jacobi GRUNE: Stimmt doch gar nicht! Reden

Sie doch einmal mit dem Wirtschaftskontroll-

dienst! - Abg. Drexler SPD: Katastrophal ausge-
stattet!)

Wenn er in ausreichendem MaB kontrolliert, dann werden
seine Proben nicht schnell genug gepruft, weil es ja auch
an Untersuchungs- und Analysckapazitit fehlt, um eine
ausreichende Grundlage fiir eine solche Uberpriifung zu
haben.

Ich weiB nicht, Herr Kollege Jacobi, woher Sie Ihre
Informationen haben, mdchte aber an der Stelle sagen:
Frau Kollegin Kipfer, die Industrie ist mit diesem Gesetz
sehr wohl nicht einverstanden.

(Abg. Scheuermann CDU: Das kann ich mir

denken! Es wire auch schlimm, wenn die einver-

standen wire! - Abg. Drexler SPD: Dann gehen
Sie einmal in eine Dienststelle des WKD!)

Uns jedenfalls hat sie es noch vor drei Tagen geschrieben.
. Aber vielleicht sind in [hrer Fraktion die Postwege zu
lange.

Es ist uns vor diesem Hintergrund mangelnden Vollzugs
unklar ~ -

(Abg. Haas CDU: Das ist eine Liige! ~ Unruhe
~ Abg. Dr. Déring FDP/DVP: Herr Président,
wer hat das Wort? - Glocke des Prisidenten)

— Das frage ich mich im Moment auch.
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Uns ist jedenfalls unklar, was ein Gesetzentwurf verindern
konnte, der eigentlich in erster Linie im Ruch einer mog-
lichst billigen Vergangenheitsbewiltigung steht. Was den
Inhalt angeht — das rdume ich ein -, gibt es aus unserer
Sicht eine Reihe passabel ausgearbeiteter Teile, aber es gibt
auch entscheidende Schwachstellen, die in der gegenwir-
tigen Fassung unsere Zustimmung unméglich machen.

Ich hebe beispiethaft einen einzigen Punkt hervor: die
Rechtsfigur der Eigenkontrolle durch die Betriebe. Diese
Pflicht - das wissen Sie — trifft kiinftig jeden, der Lebens-
mittel in den Verkehr bringt. Ich werde nichste Woche der
Inhaberin unseres Tante-Emma-Ladens natiirlich sagen,
daB sie jetzt die Einhaltung von tausend Gesetzen zu
{iberpriifen hat, daB sie jetzt erst einmal noch €in Studium
absolvieren muf, um festzustellen, was sie einhalten mul}.

]

(Abg. Sieber CDU: Was soll denn das jetzt?)

Ich wundere mich etwas iber die Fraktion GRUNE, denn
ich konnte mir vorstellen, daB gerade auch die kleinen
Demeter- und Naturata-Liden die ersten sind, die mit
diesem Gesetz ihre Schwierigkeiten bekommen, weil sie die
Uberpriifung irgendeiner Vorschrift nicht eingehalten ha-
ben.

{Abg. Sieber CDU: Wollen Sie keine Kontrollen?
— Abg. Haas CDU: Wollen Sie keine Kontrolie
haben? - Unruhe — Glocke des Prisidenten)

- Lieber Kollege Haas, ich habe einen ganz anderen
Eindruck, niamlich daB sich die Landesregierung hier eine
goldene Briicke baut, um kiinftige Siindenbdcke zu finden.
Darum geht es doch.

Schauen wir uns dieses kuriose Instrument einmal zu Ende
an, Was ist die Folge - -

(Abg. Schlauch GRUNE: Was ist das jetzt fUr eine
Rede? - Unruhe - Glocke des Prisidenten)

Prisident Erich Schneider: Herr Abg. Schlauch, unterbre-
chen Sie nicht stindig den Redner.

(Abg. Dr. Déring FDP/DVP: Sehr gut, Herr
Prisident! - Abg. Schlauch GRUNE: Man wird
doch eine Frage stellen diirfen!)

Abg. Dr. Ulrich Goll FDP/DVP: Was ist die Folge eines
VerstoBes gegen die Eigenkontrolle? - Man muB eine Art
Fahrtenbuch fiihren, wenn man Auflagen nicht eingehalten
hat, die im iibrigen die Verwaltung véllig stehend freihin-
dig festlegt. Diese Figur ist nicht nur konturlos, sondern
sie ist insofern auch ein zahnloses Instrument und wirklich
nur fiir den Fall geschaffen, daB man dann, wenn wieder
etwas schiefgeht, einen Handler oder eine Hindlerin hat,
auf die man zeigen kann, die aber im Grunde genommen
nichts anderes getan hat, als daB sie nicht jede Nudelpak-
kung vorher aufgerissen und beschnuppert, nicht jede
Konservendose vorher gedffnet hat.

(Abg. Schlauch GRUNE meldet sich zu einer
Zwischenfrage.)



Landtag von Baden-Wirttemberg - 10. Wahlperiode - 71. Sitzung - Donnerstag, 20. Tuni [99]

fDr. Ulrich Goll

Dieser Punkt, Herr Minister, ist nicht praktikabel. Dieser
Schwachpunkt in Threm Gesetz ist nicht praktikabel.

{Glocke des Prisidenten)

Priisident Erich Schneider: Herr Abg. Dr. Gell, gestatten
Sie noch ecine Frage des Herrn Abg. Schlauch? Thre Re-
dezeit ist aber abgelaufen.

Abg. Dr. Ulrich Goll FDP/DVP: Ich weise darauf hin, daB
ich dieses Mal so oft unterbrochen wurde, daB ich nicht
bereit bin, nachdem die Vorredner ihre Redezeiten auch
iberzogen haben, mich hier beschrinken zu lassen.

Priisident Erich Schneider: Ich gebe Thnen ja gerne noch
etwas Zeit, aber Sie milssen mir meine Frage beantworten,
ob Sie Herrn Schlauch zu Wort kommen lassen wollen.

Abg. Dr. Ulrich Goll FDP/DVP: Wenn ich gleichzeitig an
die Redezeit erinnert werde, ist meine Neigung zwar nicht
sehr groB, aber ich wiirde sie ihn schon gerne stellen lassen.

(Abg. Biitikofer GRUNE: Jetzt schmollen Sie
nicht!)

Prisident Erich Schneider: Bitte, Herr Abg. Schlauch.

Abg. Schlauch GRUNE: Herr Kollege Golt, Ihre Rede ist
eine typische FDP-Rede, bei der man nicht weil}, wo es
langgeht.

(Beifall bei den GRUNEN sowie bei Abgeordne-
ten der CDU und der SPD)

Kénnen Sie uns jetzt mal sagen, wie Sie zu dem Gesetz
im Grundsatz stehen? Schwimmen Sie nicht wie der Sil-
berfisch hin und her. Ich habe gut aufgepaBt, aber die
,»Message” [hrer Rede konnte ich bisher noch nicht heraus-
filtern.

Prisident Erich Schneider: Bitte, Herr Abg. Dr. Goll.
(Unruhe — Glocke des Prasidenten)

Abg. Dr. Ulrich Goll FDP/DVP: Das hiangt natiirlich schon
damit zusammen, daBl wahrscheinlich unsere Denkansétze
zu verschieden sind,

{Abg. Haag FDP/DVP: So ist es!)

als daf3 Sie tatsichlich eine Logik, wie wir sie vertreten,
begreifen kdnnten.

(Beifalt bei der FDP/DVP)

Aber um Nachhilfe in zwei Sitzen zu leisten: Ich habe
gesagt, in diesem Gesetzentwurf gebe es Teile, die passabel
sind, und Schwachstellen, die wir nicht unterstiitzen.

(Abg. Miihibeyer CDU: Beispiele! — Zuruf des
Abg. Kretschmann GRUNE)

Ich habe die entscheidende Schwachstelle herausgegriffen,
und zwar den Schwachpunkt, daB die Eigenkontrolle der

Betriebe so nicht durchfiihrbar ist. Sie haben angekiindigt,
daB man grofle Betriebe schirfer kontrollieren werde als
kleine. Erstens einmal glauben wir das nicht. Meistens
kontrolliert man die kleinen Betriebe schirfer als die
grollen. So ist es in allen Bereichen, ob das bei den
Finanzdmtern ist oder bei anderen Behérden. Zweitens
kann man das auch nicht realistisch tun; denn sonst hitten
die groflen womdglich in Zukunft noch den vorteilhaften
Ruf, besser kontrollierte Lebensmittel als die kleinen zu
verkaufen, und dann wiirden doch alle zu den groBien
Betrieben rennen. Diesen Punkt, Herr Minister, konnen Sie
50 nicht durchfiihren.

Die Behorden diirfen nach unserer Meinung — Herr Kol-
lege Schlauch, ich betone das gerade Ihnen gegeniiber -
threr Aufgabe, zu kontrollieren und zu warnen, wo dies
ndtig ist, nicht ausweichen. Sie kénnen die Verantworjung
nicht auf andere abschieben. Das ist das Entscheidende.

Ich komme zum Fazit:
(Abg. Scheuermann CDU: Ach je!)

Wovor man die Verbraucher &ffentlich warnen muf3, das
ist die Politik dieser Landesregierung.

(Beifall bei der FDP/DVP - Abg. Birgit Kipfer

SPD: Das war ein Eiertanz! - Abg. Brinkmann

SPD: Der letzte Satz war gut! — Weitere Zurufe,
u. a, des Abg. Scheuermann CDU)

Prisident Erich Schneider: Meine Damen und Herren! Wir
haben jetzt noch dariiber zu befinden, was mit dem Ge-
setzentwurf zu geschehen hat. Ich gehe davon aus, daB der
Gesetzentwurf an den UmweltausschuB iiberwiesen wird.
— Es ist so beschlossen.

Punkt 3 ist damit abgeschlossen.
Ich rufe Punkt 4 der Tagesordnung auf:

Erste Beratung des Gesetzentwurfs der Landesregierung —
Landesgesetz zur Umsetzung der Richtlinie des Rates vom
27. Juni 1985 iiber die Umweltvertriiglichkeitspriifung bei
bestimmten  Gffentlichen und  privaten  Projekten
(85/337/EWG) - Drucksache 10/5342

Ich weise besonders darauf hin, daB es nicht , bestehen-
den”, wie in der ausgedruckten Tagesordnung, sondern
,.bestimmten” heiflen mul.

Das Prasidium schligt Thnen fiir die Aussprache eine
Redezeit von 5 Minuten je Fraktion vor.

Zur Begriindung des Gesetzentwurfs erteile ich Herrn
Umweltminister Dr. Vetter das Wort.

Minister fiir Umwelt Dr. Vetter: Herr Prisident, meine
Damen und Herren! Ich bin dankbar, daB die Tagesord-
nung gleich korrigiert wird. Es muB heiBen ,,bei bestimm-
ten ... Projekten”; denn das Umweltvertriglichkeitsprii-
fungsgesetz ist ein Vorsorgegesetz und vollzieht die Richt-
linie der Europidischen Gemeinschaft, die 1985 erlassen
worden ist. Der Bund hat diese Richtlinie 1990 fiir dieje-
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{Minister Dr. Vetter)

nigen Vorhaben umgesetzt, deren Zulassungsverfahren
bundesrechtlich geregelt ist. Mit diesemn Landes-UVP-Ge-
setz kénnen wir im Rahmen unserer Landeszustindigkei-
ten die Richtlinie dort umsetzen, wo der Bundesgesetzgeber
nicht handeln kann, nimlich in den Verfahren nach Lan-
desrecht. Dies ist die eingeschrinkte Bedeutung des UVP-
Gesetzentwurfs, den wir hier vorlegen.

Daneben enthilt der Gesetzentwurf einige fiir den Vollzug
des Bundes-UVP-Gesetzes unbedingt notwendige Regelun-
gen, zum Beispiel die Bestimmung der federfithrenden
Behérde bei Vorhaben, die mehreren Zulassungsverfahren
mit verschiedenen zustiindigen Behdrden unterliegen.

Die Struktur des Gesetzentwurfs, den wir vorlegen, ist im
Grunde genommen durch das Bundesgesetz vorgegeben,

(Abg. Brinkmann SPD: Der Wortlaut auch!)

das die gemeinschafisrechtlich vorgeschriebene Priifung
von GroBvorhaben auf Umweltrelevanz als unselbstindi-
gen Bestandteil von Zulassungsverfahren in das deutsche
Recht einfiihrt. Das Verfahren soll ein Baustein vorsorgen-
der Umweltpolitik sein. Wirksamer Umweltschutz setzt das
vorausschauende Erfassen und die differenzierende Ana-
lyse der Auswirkungen potentiell umweltgefihrdender Vor-
haben und Eingriffe in den Naturhaushalt voraus. Das
Verfahren der UVP leistet hierzu einen Beitrag. Es verbes-
sert die Information iiber die Umweltauswirkungen eines
Vorhabens. Die Behdrden haben das Ergebnis der UVP zu
bewerten und diese Bewertung bei der Entscheidung im
konkreten Verfahren iiber die Zulissigkeit zu beriicksich-
tigen.

Das UVP-Recht, wie es nach der Richtlinie und durch den
Bund und jetzt auch diesen Gesetzentwurf angelegt ist, ist
ein KompromiB zwischen dem Interesse an ciner ziigigen
Durchfithrung der Verwaltungsverfahren einerseits und
dem Wunsch nach einem K&nigsweg des Umweltschutzes
andererseits.

Das Gesetz wird sich im Verwaltungsvollzug bewiihren
miissen. Der Entwurfl markiert jedenfalls die Pflicht zu
einer integrativen Prifung der im Entwurf genannten
konkreten Vorhaben, zum Beispiel Abgrabungen, Stralien-
bau und dhnliche Vorhaben.

(Zuruf des Abg. Sieber CDU)

Diese Vorhaben miissen auf Umweltrelevanz vorher
gepriift werden. Dicses Verfahren ist standardisiert und
formalisiert. Umweltbelastungen kénnen damit besser be-
" trachtet und bewertet werden.

Meine Damen und Herren, dem einen wird dieser Gesetz-
entwurf zuviel enthalten, dem anderen zuwenig. Wir sollten
jedoch die Umsetzung jetzt angehen.

{Beifall bei der CDU)

Prisident Erich Schneider: Das Wort erhilt Herr Abg.
Sieber.
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Abg. Sieber CDU: Herr Prisident, meine Damen und
Herren! Mit diesem Umweltvertriglichkeitspriiffungsgesetz
leisten wir einen wichtigen Beitrag zur Umsetzung des
Prinzips der Vorsorge in der Umweltpolitik unseres Bun-
deslandes. Es ist — der Minister sagte es — der typische Fall
einer Umsetzung von Europa- und Bundesrecht in Landes-
recht.

Ich méchte vorausschicken, dal schon jetzt die Umwelt-
vertriglichkeit bei Verfahren fast durchgingig geprift wird
und daB wir heute im Grunde genommen nur {iber solche
Vorschriften sprechen, die in Zukunft umweltbezogene
Untersuchungen im Verfahren bindeln sollen, die einen
Verfahrensrahmen, aber vor allem einen Untersuchungs-
rahmen benennen und festlegen sollen und - was mir ganz
wichtig ist — die eine Biirgerbeteiligung sichern sollen. Aus
diesen Griinden begriiBt die CDU-Fraktion ausdriicklich
diesen Entwurf, weil wir uns dariiber einig sind, wie
wichtig eine Vorsorge in der Umweltpolitik gerade fiir den
Industriestandort Baden-Wiirttemberg ist. Daraus folgt fiir
uns, daB wir alle méglichen Auswirkungen so friih wie
maoglich im Verfahren zu beriicksichtigen haben.

Nun wissen wir, meine Damen und Herren, wie Sie, daB
an diesem Gesetzesvorhaben einige Kritik laut wurde.
Auch der Herr Minister hat es erwihnt. Den einen geht
dieses Gesetz zu weit, sie befiirchten, daB Verfahren in die
Linge gezogen werden, und den anderen geht dieser Ent-
wurf nicht weit genug.

Ich méchte dazu in aller Kiirze sagen: Die Umweltvertrag-
lichkeitspriiffung betrifft ausschlieBlich Verfahrensrecht.
Das heiBt, es wird mit diesem Gesetz kein neues materielles
Umweltrecht geschaffen. Deswegen meinen wir, dal die
Befiirchtungen unbegrindet sind. Ich fiige hinzu: Natiirlich
kann eine solche Umweltvertriiglichkeitspriifung in keinem
Fall eine gewissermafen perfektionistische Ideallosung der
Probleme sein. Aber ich mochte genauso offen hinzufiigen,
dal aus der Sicht unserer Fraktion dreierlei bei diesem
Gesetz unabdingbar ist.

Erstens: Es gilt sicherzustellen, daB frihzeitig und recht-
zeitig alle umweltrelevanten Daten und Fakten in ein
Verfahren einbezogen werden.

Zweitens: Es gilt sicherzustellen, daB die dadurch erreichte
Transparenz auch fiir die Biirger nachvollziehbar und
sichtbar wird, wiil sagen, daB} die Bargerinnen und Birger
begreifen kdnnen, aus welchen Griinden eine Entscheidung
s0 und nicht anders getroffen wird.

Und drittens: Wir halten es fiir auBerordentlich wichtig,
dal im Gesetzesvorhaben eine sogenannte federfilhrende
Behorde benannt wird; ubrigens etwas, was Nordrhein-
Westfalen in seinem Gesetzentwurf nicht geschafft hat.

{Abg. Brinkmann SPD: Ganz andere Struktur!)

Wir erwarten uns von dieser federfihrenden Behdrde, daB
Verfahrensschritte gebiindelt werden kénnen.

Und eine letzte Bemerkung, meine Damen und Herren: Wir
diskutieren dieses Gesetz zu einem Zeitpunkt, zu dem die
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CDU-Fraktion eine Anhdrung zum Thema Verfahrensbe-
schleunigung durchgefiihrt hat.

Nun wird es darum gehen, im AusschuB zu prizisieren,
Herr Minister, wie einerseits den berechtigten Wiinschen
nach Verfahrensbeschleunigung Rechnung getragen wer-
den kann und daB andererseits diese Beschleunigung unter
keinen Umstinden zu Lasten der Umwelt gehen darf.

Ich fasse zusammen. Unser Ziel bei diesemn Gesetz lautet:
Wir brauchen einen ausgewogenen KompromiB zwischen
einer raschen Durchfilhrung von Verwaltungsverfahren
und dem Recht der Umweltvorsorge.

(Glocke des Pridsidenten)

Priisident Erich Schueider: Herr Abg. Sieber, gestatten Sie
eine Zwischenfrage des Herrn Abg. Brinkmann?

Abg. Sieber CDU: Aber mit Vergniigen.

Abg. Brinkmann SPD: Herr Kollege, da es in diesem Haus
offensichtlich so bequem und einfach geworden ist, nicht
liberpriifbare Vorginge und Vorlagen aus anderen Bundes-
lindern abzuqualifizieren und Behauptungen aufzustellen,
die andere nicht so schnell nachpriifen kénnen, frage ich
Sie, ob Sie bereit sind, zur Kenntnis zu nehmen, daB auch
der nordrhein-westfilische Gesetzentwurf die federfiih-
rende Behorde vorsieht.

Abg. Sieber CDU: Herr Kollege Brinkmann, ich nehme
dies nicht zur Kenntnis, weil der nocdrhein-westfilische
Gesetzentwurf mehrere federfiihrende Behdrden vorsieht
und sich nicht dazu durchringen konnte, konkret eine
Instanz, ndmlich wie in unserem Falle das Regierungspri-
sidium, als federfiihrende Behdrde in das Gesetz hinein-
zuschreiben. Ich beziehe mich hier, wenn Sie es genau
wissen wollen, auf das Protokoll der Lesung im nordrhein-
westfilischen Landtag. Ich kann Ihnen, wenn Sie mir
meine Aussage nicht glauben, nachher das Protokoll geben.

Herr Prisident, zum SchluB: Wir wiirden gerne, weil bei
diesem Gesetzentwurf auch der InnenausschuB beteiligt
werden sollte, den Gesetzentwurf zur federfiihrenden Be-
ratung an den UmweltausschuB und zur Mitberatung an
den Innenausschufl berweisen.

(Beifall bei der CDU)

Prisident Erich Schueider: Das Wort erhdlt Herr Abg.
Brinkmann.

Abg. Brikmann SPD: Herr Prisident, meine Damen und
Herren! - Herr Priisident, ich bin von einer Redezeit von
5 Minuten ausgegangen. Dann muB hier an der Uhr etwas
nicht stimmen. Ich weise Sie darauf hin.

(Glocke des Prisidenten)

Priisident Erich Schneider: Herr Abg. Brinkmann, das gibt
mir Gelegenheit zu einer Erklirung. Wenn die Redner hier
stehen, sehen Sie bei einer Redezeit von 5 Minuten immer
gleich die Anzeige ,,4 Minuten”,

(Abg. Sieber CDU: Ich bin erschrocken, Herr
Prisident!)

In Wirklichkett sind es 5 Minuten minus | Sekunde. Offen-
sichtlich ist das technisch nicht anders maglich. Sie werden
nie vor Ablauf der 5 Minuten gemahnt, in der Regel sogar
erst ein billchen spiter. Sie brauchen also keine Angst zu
haben. Wenn dort ,,4" steht, dann sind das 4:59 Minuten.

(Abg. Sieber CDU: 4 Minuten plus 59 Sekunden!)
Abg. Brinkmann SPD: Herzlichen Dank, Herr Prisident.

Meine Damen und Herren Kollegen! In der Ausgestaltung
der Umweltvertriglichkeitsprifung zeigt sich, ob wir im-
mer noch in dem dberkommenen Denken verhaftet sind,
die Okonomie miisse sich gegen iibertriebene Ansprjiche
der Okologie wehren, oder ob wir begriffen haben: Wirt-
schaftliches Handeln ist nur sinnvoll, wenn es dkologisch
orientiertes Handeln ist. Wer wie die Landesregierung mit
diesem Gesetzentwurf die Umweltvertriglichkeitspriifung
auf ein unerliBliches MindestmaB beschrinkt, der hat
immer noch nicht verstanden, daB die Zukunft eines In-
dustrielandes in der Skologischen Ausgestaltung seiner
Industriegesellschaft liegt. Darum sind fir uns Sozialdemo-
kraten Umfang und Form der Umweltvertriglichkeitsprii-
fung ein zentrales Kriterium des dringend notwendigen
8kologischen Umbaus der Industriegesellschaft.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Vor diesem Hintergrund ist der Gesetzentwurf der Landes-
regierung in der Tat enttduschend. Er ist dort, wo er das
Verfahren der Umweltvertriglichkeitspriifung regelt, also
zu zwei Dritteln des vorliegenden Gesetzentwurfes, nahezu
wortgleich mit dem UVP-Gesetz des Bundes. Von der in
§ 4 des Bundes-UVP-Gesetzes gegebenen Maglichkeit, wei-
ter gehende Regelungen zu treffen, wurde nicht der gering-
ste Gebrauch gemacht. So trifft natiirtich die berechtigte
Kritik am Bundes-UVP-Gesetz auch diesen Gesetzentwurf,
Die Umweltvertriglichkeitspriifung bleibt auch in Baden-
Wiirttemberg ein unselbstindiger Teil bestehender Verwal-
tungsverfahren. Eine neue Qualitdt wird nicht geschaffen.
Auf eine eigene, von der Planungs- und Genehmigungsbe-
hérde unabhingige UVP-Behérde wird bewuBt verzichtet.
Konflikte werden unter der Decke gehalten.

{Abg. Drexler SPD: Genau!)

Ein Versagensermessen wurde nicht aufgenommen. Offen-
sichtlich wird von vornherein ausgeschlossen, daB Projekte
mit den Belangen des Umweltschutzes nicht vereinbar sind.
Eine Nachkontrolle ist nicht vorgesehen, weil sie, so die
Begriindung, in der EG-Richtlinie nicht zwingend vorge-
schrieben ist.

Die groBen Moglichkeiten, die ein solches Landes-UVP-
Gesetz bietet, werden in der Begriindung deutlich. Da heiBt
es:

Es obliegt dem Landesgesetzgeber, fiir bundesrechtlich
nicht geregelte Vorhaben des Anhangs Il der Richtli-
nie zu entscheiden, ob und inwieweit die EG-Richt-
linie umzusetzen ist.
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Das kdnnen, wie es in der Begriindung heifit, alle Vorhaben
sein, die eines Planfeststellungsverfahrens bediirfen, und
alle Vorhaben mit medieniibergreifender Umweltrelevanz,
die sich also auf mehrere Umweltmedien nachteilig auswir-
ken.

Gemessen daran ist dieser vorliegende Entwurf eines
Umweltvertriglichkeitspriifungsgesetzes zuwenig, weil er
wirklich nur auf ein Mindestmal hinauslauft. Dies ist aber
nicht unsere Position. Wir wollen mehr als eine Mini-UVP.

Ob der bescheidene Anhang mit der Aufzihlung von nur
neun Projekten diesem Anspruch aus der Begriindung
gerecht wird, werden wir im Ausschufl genau zu prifen
haben. Der Anhang I1 der EG-Richtlinie ist umfangreich
und lang. Er reicht von Flurbereinigungsprojekten bis zu
Tierkrperbeseitigungsanstalten. Das sind Begriffe, die in
der Offentlichkeit selbstverstindlich mit dem Begriff ,,Um-
weltvertraglichkeitspriifung” verkniipft sind, die aber im
Katalog der Landesregierung nicht auftauchen. Erwarten
kann man, daB bei der Umweltvertraglichkeitspriifung
endlich Ernst gemacht wird mit einer weiter gehenden
Beteiligung der Offentlichkeit.

{Beifall des Abg. Dr. Carolt SPD)

Wie beim Bundesgesetz wird aber auch in Baden-Wiirttem-
berg nur eine eingeschriinkte Beteiligung der Offentlichkeit
stattfinden. Das Anhdrungsverfahren geht keinen Millime-
ter iiber bisherige Beteiligungen bei Planfeststellungsver-
fahren hinaus. Die Umwelt- und Naturschutzverbinde
erhalten auch diesmal kein Klagerecht. Das ist ein bedau-
erlicher Mangel im vorliegenden Gesetzentwurf.

Alles in allem ist dieser Gesetzentwurf die halbherzige
{Ibernahme eines unzureichenden Bundesgesetzes. ,,Wir
miissen in den Industriestaaten eine umweltpolitische Vor-
reiterrolle iibernehmen.” Herr Minister Vetter, dieser Satz
stammt von Ihnen. Herr Vetter, entweder lassen Sie in
Zukunft, wenn Sie derartige Gesetzentwiirfe vorlegen, sol-
che Sitze, oder — das ist besser — Sie handeln nach dem,
was Sie hier sagen.

(Minister Dr. Vetter: Nordrhein-Westfalen!)

Wir werden im UmweltausschuB sehen, ob wenigstens die
CDU-Fraktion dieses Parlaments mehr Mut und mehr
Kraft hat als die der Bundesregierung in MittelmiBigkeit
nacheifernde Landesregierung. Nur eines sollte jedem klar
sein: Ein se wichtiges Gesetz dem Landtag erst eine Woche
vor der Ersten Beratung zuzuleiten und bereits eine Woche
nach der Ersten Beratung im Umweltausschull behandeln
zu lassen, das kann nicht laufen.

{Beifall bei der SPD - Abg. Straub CDU: Kennen
Sie die Geschiftsordnung, Herr Brinkmann?)

Der Anhang II der EG-Richtlinie enthilt 82 Projekte, Herr
Kollege. Wir werden, wenn ein solches Verfahren durch-
gesetzt wird, zu diesem Gesetzentwurf mindestens 82 An-
derungsantrage stellen. Wenn Sie uns nicht geniigend Zeit
lassen, diese Gesetzentwiirfe mit den Umweltverbdnden
und mit den anderen Betroffenen zu erértern, dann sind
wir gern bereit, in einer Nachtsitzung die 82 Antrige so
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lange zu beraten, Herr Kollege Sieber, bis Sie, um ihre
Mehrheit bangend, die Sitzung abbrechen und zu einem
vernlinftigen parlamentarischen Zeitablauf zurickkehren.

Stellv. Prisident Dr. Geisel: Gestatten Sie eine Zwischen-
frage des Herrn Abg. Sieber?

Abg. Brinkmann SPD: Aber bitte.
Stellv. Prisident Dr. Geisel: Bitte, Herr Abg. Sieber.

Abg. Sieber CDU: Herr Kollege Brinkmann, weil Sie uns
standig vorwerfen, dieses Gesetz tauge nichts, frage ich Sie,
wie Sie folgenden Satz aus dem Protokoll des nordrhein-
westfilischen Landtags kommentieren wirden. Dort heilt
es: ., In dem Gesetzentwurf wurde leider mit keinem Wort
eine Biirgerbeteiligung erwdhnt.” Antwort des zustdndigen
Ministers Matthiesen: ,,Das Bundesrecht gilt schon®” Wie
bewerten Sie diesen Punkt, wo Sie uns doch vorwerfen, dal}
in Baden-Wiirttemberg eine Biirgerbeteiligung nicht vorge-
sehen sei?

Stellv. Prisident Dr. Geisel: Bitte, Herr Abg. Brinkmann.

Abg. Brinkmann SPD: Herr Kollege Sieber, das miBte
eigentlich auch Thnen klar sein, wenn Sie einmal in das
nordrhein-westfilische Gesetz hineinschauen, das eine
ganz andere Struktur hat und das natirlich auch im
Kontext mit anderen Gesetzen gesehen werden mufl, die
in jenem Bundesland zur Biirgerbeteiligung vorliegen.

(Abg. Sieber CDU: Oh! Mir kommen fast die
Tranen! - Abg. Straub CDU: Das war aber eine
schwache Antwort!)

Dieses Gesetz ist nach der EG-Richtlinie drei Jahre iiber-
fillig. Ich sage: Zusitzliche drei Monate filr eine verniinf-
tige parlamentarische Beratung, damit es nicht schnell
durchgepeitscht werden mul}, machen da auch nichts mehr
aus. Darum meine Bitte an alle Betroffenen: Lassen Sie uns
im Umweltausschufl aus diesem Gesetzestorso ein wirklich
zukunftgestaltendes Gesetz machen, das seinen Namen
,.Landesgesetz . . . iiber die Umweltvertriglichkeitspriifung
* wirklich verdient.

{Beifall bei der SPD)

Stellv. Prisident Dr. Geisel: Das Wort erteile ich Herrn
Abg. Dr. Rochlitz.

Abg. Dr. Rochlitz GRUNE: Meine Damen und Herren! Es
besteht die Gefahr, daB der Landesumweltminister zu
einem Heinz Erhardt der Umweltpolitik wird. Nach dem
Motto ,,Noch 'n Gesetz” sammelt er Gesetze wie andere
Leute Briefmarken und will uns dazu noch weismachen,
er hitte dabei eine ,.griine Mauritius” gefunden.

(Abg. Sieber CDU: Die blaue ist das, Herr Kol-
lege!)

Dieser Gesetzentwurf ist alles andere als eine ,.griine
Mauritius”. Er ist die Fortsetzung des Trauerspiels, das wir
in der Historie der UVP erlebt haben. Schon im Januar
1970, erstmals in den USA, eingefilhrt, gab es in der
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Bundesrepublik von 1975 bis 1978 ein erstes Zwischenspiel.
Doch erst in den achtziger Jahren, als Forscher wie Fre-
deric Vester oder Hoimar von Ditfurth die Notwendigkeit
okologischer Vernetzung und die Probleme dieser medien-
ibergreifenden Betrachtungsweise &éffentlich machten,
setzte ein massiver politischer Druck in Richtung auf die
Einflihrung einer solchen UVP ein. Doch sowohl diese EG-
Richtlinie, auf der fuBend die Landesregierung letztendlich
ein solches Gesetz einfithren muBte, wie das Bundesgesetz
und jetzt diese landesgesetzliche Regelung versprechen weit
mehr, als sie halten kdnnen. Man muB sich in Erinnerung
rufen, daB an sich jedes Vorhaben unvertridglich mit der
Natur ist, und man muB auch bedenken, dal der Begriff
»Priifung” lediglich suggeriert, da3 priizises Vorgehen an-
gesagt ist, obwohl nur eine Folgenabschitzung vorgenom-
men werden kann.

Aber eines sollte eine UVP auf alle Fille erméglichen,
niamlich den Vergleich der Folgen eines Vorhabens, seiner
Alternativen, den Vergleich mit der Nullésung, und dies
an mdoglichst alternativen Standorten. Dieser Alternativen-
vergleich ist jedoch nur bei ganz priziser Kenntnis des
bestehenden &kologischen Zustandes méglich. Von einer
Ermoglichung der Erfassung dieses bestehenden Zustandes
in priziser Form ist die Vorlage weit entfernt. Die EG-
Richtlinie wie auch die Fassung des Bundesgesetzes haben
noch einen breiten Spielraum fiir landesgesetzliche Rege-
lungen gelassen, und auch dort, wo der Bundesgesetzgeber
unscharf geblieben ist, hitien wir hier im Land die Chance,
fiir eine Verdeutlichung zu sorgen.

Die Landesregicrung hat diese Chance bisher iiberhaupt
nicht wahrgenommen. So hat es der Bundesgesetzgeber
versdumt, eine prazise Begriffsbestimmung der ,,Umwelt-
erheblichkeit” durch die Angabe von Erheblichkeitsschwel-
len vorzunehmen. Dem folgt leider die Landesregierung im
vorliegenden Entwurf blindlings. So bleibt unverstindlich,
warum zum Beispiel erst eine Grundwassernutzung von
5 Millionen cbm, der Trinkwasserbedarf einer 50 000-Ein-
wohner-Stadt, umwelterheblich sein soll. Nach Auffassung
der Landesregierung ist eine Seilbahn umwelterheblich, die
Trassierung einer Hochspannungsieitung bisher aber nicht.

Auch die Notwendigkeit, den bestehenden Zustand der
Umwelt vor dem Eingriff eines Vorhabens zu erfassen,
wird weder von der Bundes- noch von der Landesregie-
rung, ganz im Gegensatz zur EG-Richtlinie, gesehen.

{Minister Dr. Vetter: Falsch!)

Aber gerade das interessiert doch die Offentlichkeit, Herr
Minister. Nur anhand des [st-Zustandes und der Beschrei-
bung der Verinderung 14Bt sich logischerweise der Umfang
der Umwelteingriffe beurteilen. Die Offentlichkeit will
doch gerade wissen, was ihr erhalten bliebe, wenn das
Vorhaben nicht realisiert wirde.

Die Genehmigungsbehérde, in vielen Fillen das Regie-
rungsprisidium, wird nun auch zur federfiihrenden Behr-
de in Sachen UVP. Dies ist vom Grund her ein falscher
Ansatz. Die medieniibergreifende Beurteilung sollte in ei-
nem eigenstindigen UVP-Amt vorgenommen werden. Eine
eigenstindige, weisungsunabhingige UVP-Behérde sollte
dhnliche Unabhingigkeit wie ein Datenschutzbeauftragter

haben. Sie sollte sich als fiir die Umweltvertriglichkeit von
Vorhaben beauftragt sehen.

Die Information der Umweltverbinde sollte vor der Aus-
legung fir die Offentlichkeit erfolgen. Ihnen sollte auch ein
Rechtsinstrument des Widerspruchs, der Klage, einge-
riumt werden. Damit die Biirger endlich effektiveren
Rechtsschutz bekommen, sollten auf jeden Fall nicht nur
die unmittelbaren Nachbarn eines umweltunvertriglichen
Vorhabens Beteiligte sein, sondern es sollten auch fiir die
Umweltverbdnde und dariiber hinaus fiir die Offentlichkeit
in der weiteren Nachbarschaft Rechte der Beteiligung
vorgesehen werden.

SchlieBlich gesteht die Landesregierung den Antragstellern
von Vorhaben ein zu weitgehendes Recht zu, umweltrele-
vante Fakten als Geschifts- und Betriebsgeheimnisse zu
deklarieren. Hier muB deutlich die Einschrinkung durch
¢ine weitere vorliegende EG-Richtlinie zum Ausdruck
kommen, die den freien Zugang zu den Umweltdaten
ermdglicht und regelt.

Wir werden bei den AusschuBberatungen weiter gehende
Vorschlige zum Anlagen- und Vorhabenkatalog einbrin-
gen. Den Entwurf in der vorliegenden Fassung miissen wir
ablehnen. Er ist nicht der Konigsweg der Umweltpolitik,
sondern der Holzweg.

(Beifall bei den GRUNEN - Abg. Moser SPD:
Mancher Konig ist schon {ber Holz gegangen!)

Stellv. Priisident Dr. Geisel: Das Wort hat Herr Abg.
Dr. Goll.

Abg. Dr. Ulrich Golt FDP/DVP: Herr Prisident, meine
Damen und Herren! In der Tat war die Vorlaufzeit dafiir,
den Gesetzentwurf wirklich iiberpriifen zu kénnen, un-
glaublich kurz. Darum sage ich in diesem Fall gleich:
vorbehaltlich der AusschuBberatung. Das miiliten wir im
Grunde alle sagen, wenn wir uns darum bemiihen wollen,
die Architektur und die Inhalte dieses Gesetzentwurfs
genau zu studieren. Dazu brauchen wir mehr Zeit, als wir
sie hatten.

(Beifall des Abg. Dr. Déring FDP/DVP - Abg.
Straub CDU: Das ist aber immer so, Herr Goll!
- Zuruf des Abg. Brinkmann SPD)

Ich darf trotzdem eine kurze Positionsbestimmung der
FDP/DVP, die hoffentlich auch fiir die Griinen verstind-
lich ist, vornehmen. Ich bemiihe mich deswegen, mich
mdoglichst einfach auszudriicken.

(Abg. Dr. Caroli SPD: Das gelingt Ihnen fast
immer!)

Wir freuen uns im Prinzip dariiber, daB wir ein solches
Gesetz haben. Es ist auf jeden Fall - das sagen auch wir
- viel besser als gar nichts. Denn bei jedem groBeren
Projekt hat man nun zumindest eine Handhabe, einen
Hebel und doch einen gewissen Weg, der vielleicht nicht
nur ein Holzweg ist, um Umweltgesichtspunkte in ein
solches Verfahren einzubringen.
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Wir sind uns auf der anderen Seite bewullt, daB wir diese
Diskussion vor Forderungen, irgendwelche Verfahren zu
beschleunigen, fithren. Wer unter den in diesem Raum
Anwesenden Realist ist, mul} eigentlich sagen: Wir sind
froh, wenn der Gesetzentwurf so iber die Biihne geht,
angewandt und durchgesetzt wird, wie er jetzt auf dem
Tisch liegt. Denn ich sage offen: Wenn man die MaDstibe,
die die Kollegen Dr. Rochlitz und Brinkmann genannt
haben, anlegt - Zitat, Herr Kollege Rochlitz: ,,Jedes Vor-
haben ist unvertriglich mit der Natur™; das stimmi theo-
retisch —, dann befiirchte ich, daB, wenn wir lhren Weg
beschreiten wiirden, tatsichlich ein Stillstand eintreten
wiirde. Dann kénate man gar nichts mehr machen.

(Abg. Dr. Caroli SPD: Sie sollten es doch etwas
genauer lesen, Herr Kollege!)

Das halte ich an sich weder fiir realistisch noch letztlich
fur richtig.

Wir freuen uns iiber die Stirkung des Umweltschutzes, die
mit diesem Gesetz moglich sein wird. Wir werden den
Entwurf im einzelnen priifen und dazu im Ausschul} unsere
Vorschlige machen.

(Beifall bei der FDP/DVP)

Stellv. Prisident Dr. Geisel: Meine Damen und Herren,
weitere Wortmeldungen liegen mir nicht mehr vor. Wir
haben dann iiber die weitere Behandlung des Gesetzent-
wurfs zu befinden. Es ist vorgeschlagen worden, den
Gesetzentwurf zur Vorberatung an den Innenausschull und
zur federfilhrenden Beratung an den Umweltausschul} zu
iberweisen. Erhebt sich dagegen Widerspruch? — Das ist
nicht der Fall. Dann ist so beschlossen.

Damit ist Punkt 4 der Tagesordnung erledigt.

Ich rufe Punkt 5 der Tagesordnung auf:

Zweite Beratung des Gesetzentwurfs der Landesregierung -
Gesetz zum Schutz des Bodens (Bodenschutzgesetz -
BodSchG) - Drucksache 10/4437

Beschlufiempfehlung und Bericht des Umweltausschusses -
Drucksache 10/5354

Berichterstatter: Abg. Dr. Caroli

Herr Abg. Dr. Caroli, wiinschen Sie als Berichterstatter das
Wort? - Das ist nicht der Fall. Vielen Dank.

Meine Damen und Herren, das Prisidium - -
(Unruhe)
- H?ben Sie sich wieder beruhigt?
Meine Damen und Herren, das Prisidium hat fur die
Allgemeine Aussprache iber diesen Gesetzentwurf eine

Redezeit von 5 Minuten je Fraktion festgelegt.

Wem darf ich von der CDU-Fraktion das Wort erteilen?
— Herr Abg. Hans Lorenz, Sie haben das Wort.
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Abg. Hans Lorenz CDU: Herr Prisident, meine Damen und
Herren! In Baden-Wirttemberg und in anderen Bundes-
lindern wurde in den vergangenen Jahren und Monaten
eine Vielzahl von Umweltgesetzen verabschiedet, in Baden-
Wiirttemberg meist etwas frither und gegen den Widerstand
der vereinten Opposition,

(Widerspruch bei der SPD}

in anderen Bundeslindern und auch auf Bundesebene
meist etwas spiter.

(Abg. Brinkmann SPD: Sie werden Ihre Opposi-
tionsrolle auch noch kennenlernen!)

Meine Herrenn von der SPD, es ist schon sonderbar, wenn
Sie hier beispiclsweise die Kostensitze, die wir in unserem
Entwurfl eines Sonderabfaliabgabengesetzes haben, ableh-
nen und wenige Tage spiter in Hessen in Koalitionsver-
einbarungen von seiten der SPD genau diese Sdtze akzep-
tieren und solche Gesetze mit einbringen.

(Hort, hort! bei der CDU)

Man kénnte versucht sein, das Bodenschutzgesetz als eines
von vielen Umweltgesetzen abzuhaken. Ich meine jedoch,
daB dieses Gesetz eine ganz besondere Bedeutung hat. Es
stimmt mich nachdenklich, dal} wir heute das erste Bun-
desland sind, das ein Bodenschutzgesetz verabschiedet. In
der Politik und in der 6ffentlichen Diskussion hat der
Boden, wie ich meine, in der letzten Zeit nicht die Rolle
gespielt wie die Luft und das Wasser. [ch meine, daB dies
dem Wert und der notwendigen Wertschitzung des Bodens
nicht gerecht wird.

Der Bezug zum Boden ist heute vielfach verlorengegangen.
Frither war die Bevélkerung in hohem MaBe von einem
funktionsfahigen Boden abhingig, die Zukunft hing vom
Boden ab, der Boden sicherte das Uberleben, und dies
fiihrte zu einem sorgsamen Umgang mit ihm. Boden be-
deutete Lebensraum, den es mit allen Mitteln zu erhalten
und im negativen Sinne auch oftmals mit allen Mitteln zu
vergroBern galt. Hing der Wert des Bodens frilher von
Bodenbeschaffenheit, Struktur und Bodenfruchtbarkeit ab,
hingt der Wert heute oftmals von Flichennutzungsplanen,
Bebauungsplinen und Schutzgebieten ab. Der Wert hangt
also weniger von der Natur, sondern mehr von politischen
Entscheidungen ab. Deswegen mul die Politik, muB der
Staat den Boden schiitzen.

Es ist mir wichtig zu betonen, daB dieser Schutz nicht gegen
oder vor dem Eigentiimer bzw. Bewirtschafter stattfindet,
sondern daB dieser Schutz gerade fir den Eigentiimer und
fir den Bewirtschafter stattfinden muB. Ich bedaure, dal
in dieser Frage oftmals etwas falsche Tendenzen in die
Diskussion hineingekommen sind und dies gerade von
seiten der Eigentimer und der Bewirtschafter etwas anders
aufgefalit wurde.

{Abg. Dr. Caroli SPD: Welche denn? Konkret!)

— Ich komme noch dazu.
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Mir ist es wichtig, dies zu betonen, weil ich davon iiber-
zeugt bin, daB gerade die Schaffung von BewuBtsein in
dieser Richtung fir die Ausfiihrung und die Wirksamkeit
des Gesetzes von groBer Bedeutung ist.

Wir haben das Gesetz im AusschuBB sehr ausfiihrlich be-
raten. Wir haben bei dieser schwierigen Materie selbstver-
stindlich auch zu kldren, was das Gesetz leisten kann und
was es nicht leisten soll.

Das Gesetz kann ganz sicherlich nicht eine Entschidigung
begriinden. Diese Entschidigung ist zum einen auf Bun-
desebene und zum anderen unabhingig von diesem Bo-
denschutzgesetz zu regeln. Dieses Gesetz soll auch nicht die
notwendige Verkniipfung zwischen den unterschiedlichen
Schutzbereichen - beispielsweise mit dem [mmissions-
schutz - hersteflen. Diese Verkniipfung miiBte auBerhalb
des Gesetzes gewihrleistet werden. Dieses Gesetz soll auch
nicht Schutzgebiete ausweisen, denn es geht uns mit diesem
Gesetz darum, daBl der Boden umfangreich und insgesamt
geschiitzt wird.

Das Gesetz bietet aber ganz sicherlich rechtliche Handhabe
zum rechtzeitigen Eingreifen. Es leistet, dal3 Belastungsge-
biete ausgewiesen werden koénnen, es leistet eine stirkere
Gewichtung des Bodenschutzes im Genehmigungsverfah-
ren, und es leistet, dal Bodenbanken und Kataster zur
Beobachtung angelegt werden. Ich meine, es leistet auch,
daB das BewuBtsein fiir den Bodenschutz gestirkt wird.

Uns geht es darum, daB wir uns auf das Machbare kon-
zentrieren. Wir haben im Ausschufl einige Erginzungen
und Anderungen vorgenommen. Beispielsweise haben wir
neu aufgenommen, daB die Bodenschutzbehdérde MaBnah-
men zur Wiederherstellung der Bodenfunktionen, insbe-
sondere Rekultivierungen, verlangen kann und dal zum
vorbeugenden Schutz immissionsschutzrechtliche Anord-
nungen veraniaBt werden kdnnen.

Wir haben aber auch zahlreiche Antrige abgelehnt, die
nicht in das System des Gesetzes passen, so zum Beispiel
zur Entschadigungsfrage und zur Meldepflicht von Dritten.
Wir haben auch einen Antrag abgelehnt, der sonderbarer-
weise von der FDP/DVP gestellt, dann aber zuriickgezogen
worden ist, wonach Bodenbelastungen nicht nach Moglich-
keit, sondern generell zu vermeiden sind. Ich frage schon,
wie sich dies, wenn wir es so beschlieBen wiirden, mit der
Forderung vertriige, die von allen Seiten in diesem Hause
erhoben wird, beispielsweise im Wohnungsbau entspre-
chend aktiv zu werden.

(Zuruf des Abg. Dr. Déring FDP/DVP)

Es-ist einfach unmdglich, von der Regierung auf der einen
Seite zu verlangen, im Wohnungsbau etwas zu tun, auf der
anderen Seite aber Bodenbelastungen und Bodenversiege-
lungen generell zu vermeiden.

(Zuruf des Abg. Dr. Déring FDP/DVP)

Wir sind der Meinung, daB die Mitwirkung der Natur-
schutzverbidnde nach diesem Gesetz ausreichend gewihr-
leistet ist. Die Bodenschutzbehérden haben die Triger
offentlicher Belange, deren Aufgabenbereiche wesentlich

betroffen sind, rechtzeitig zu beteiligen. Auskiinfte, die fiir
die Bodenschutzbehdrden gefordert wurden, sind fiir jeder-
mann zuginglich, und in der Begriindung des Gesetzent-
wurfs ist festgelegt, daB in der Bodenschutzkommission
Vertreter der Naturschutzverbinde vertreten sind. Wir hal-
ten es nicht fir richtig, dies ins Gesetz aufzunehmen, weil
wir dann genauso die Bauernverbinde und andere Ver-
binde aufnehmen miiB3ten.

Wir werden den heute eingebrachten Antrigen, die Wie-
derholungen der im Ausschull beratenen Antrige darstei-
len, nicht zustimmen. Wir werden dem Gesetz aber insge-
samt in der vom UmweltausschuB empfohlenen Fassung
zustimmen.

{Beifall bei der CDU)
Stellv. Priisident Dr, Geisel: Das Wort erteile ich Herrn
Abg. Dr. Caroli.

Abg. Dr. Caroli SPD: Herr Prasident, meine Damen und
Herren! ist es nicht merkwiirdig, daB im Bund und in den
Bundeslindern fiir das Umweltmedium Boden immer noch
keine spezialrechtlichen Regelungen vorhanden sind? Es
ist doch kiar, daB erst mit Bodengesetzen die Paritit des
Bodenschutzes gegeniiber dem schon rechtlich geregelten
Schutz der Medien Luft und Wasser hergestellt sein wird.

Wenn sich in Baden-Wiirttemberg jetzt etwas bewegt, dann
deswegen, weil die Erfahrungen mit extremen Dioxinbe-
lastungen die gesetzliche Liicke iiberdeutlich gemacht ha-
ben. Unter anderem wegen des fehlenden Uberbaus in der
Bundesgesetzgebung ist dieses Gesetz leider nicht viel mehr
als ein unzulidnglicher Einstieg, und im iibrigen bescheini-
gen wir dieser Gesetzesfassung schon jetzt eine Novellie-
rungsbediirftigkeit.

Antrige, die der Weiterentwicklung gedient hitten, sind im
Ausschull abgelehnt worden. Wir haben diese Antriige
nicht mehr neu gestellt, machen aber die Gymnastik bei
der Abstimmung {iber die Antrage der Griinen noch einmal
mit. Den Antrigen der Griinen stimmen wir im Gbrigen
weitestgehend zu.

Die SPD-Landtagsfraktion stimmt dem Gesetz

(Minister Dr. Vetter unterhilt sich mit Abg. Sieber
CDU)

— Herr Minister Vetter, ich wire Ihnen sehr dankbar, wenn
auch Sie meinen Ausfiihrungen zuhdren wiirden - trotz
seiner vielen Schwiachen zu, weil wir die Notwendigkeit der
Erfassung, Beobachtung und Sanierung von Bodenbela-
stungen gerade in unserem Land sehen und uns in diesem
Punkt der Kooperation nicht verschlieBen wollen. Sie
sehen, Herr Vetter, die SPD wandelt nicht auf ausgetrete-
nen Pfaden, wie Sie das heute morgen glauben machen
wollten.

Weil ich von einem unzuldnglichen Einstieg gesprochen
habe, lasse ich einige Beispiele zur Verdeutlichung folgen.
Dieses Gesetz verhindert nicht die weitere Versiegelung der
Landesfliche durch Siedlung und Verkehr. Dieses Gesetz
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verhindert nicht den weiteren Schadstoffeintrag iiber Miill-
berge und Luftverschmutzung.

{Zuruf des Abg. Dr. Doring FDP/DVP)

Dieses Gesetz verhindert nicht weitere Bodenschidden
durch die unter Rationalisierungsdruck stehende Landwirt-
schaft. Dieses Gesetz verhindert nicht die Auslaugung
unserer Boden durch aufgrund von Schwefeldioxid- und
Stickoxidemissionen sauren Regen und die flichendek-
kende Belastung durch eine Fille umweltwirksamer Che-
mikalien. Dieses Gesetz enthiilt keine Entschddigungsrege-
lung fiir Bodenbelastungen, deren Verursacher nicht ein-
deutig festzustellen sind.

Meine Damen und Herren, ein ausgewogener Schutz des
Naturgutes Boden muB sich auf zwei Handlungsansitze
konzentrieren: zum einen auf den vorsorgeorientierten
Umweltschutz in bezug auf den Boden und die anderen eng
damit verbundenen Medien Luft und Wasser und zum
anderen auf die rechtliche Ausstattung, die es erlaubt,
Grenzwerte festzulegen und die Vorschriften zu iiberwa-
chen bzw. den Boden zu erfassen, zu beobachten und zu
sanieren.

Dieses Gesetz deckt nur einen kleinen Teil davon ab, wobei
hinzugefiigt werden muB, daf die Gesetzgebungskompe-
tenz weitgehend beim Bund liegt. Thre Bonner CDU-
Parteifreunde, Herr Minister Vetter, sind gefragt, wenn es
darum geht, die bundesrechtlichen Immissionsschutznor-
men zu verschirfen, Entschadigungsregelungen fiir Sum-
mationsschiden zu treffen und das von Herrn Tépfer am
22. Oktober 1990 angekiindigte Bodenschutzgesetz des
Bundes endlich auf den Weg zu bringen oder aber wirk-
samen Bodenschutz in einem umfassenden Umweltgesetz
zu verankern.

Unbestritten stellt der Bodenschutz eine Querschnittsauf-
gabe dar. Es ist aber vdllig daneben, wenn denkbare
Novellierungen der bodenspezifischen Klauseln in zahlrei-
chen Umweltgesetzen vorgeschoben werden, um die Not-
wendigkeit eines Bodenschutzgesetzes zu verneinen. Wit
sind der Meinung, beide Konzepte eines verbesserten Bo-
denschutzes — das der Novellierung bestehender Gesetze
und das einer spezialrechilichen Regelung in einem Bo-
denschutzgesetz - schlieBen einander nicht gegenseitig aus,
sondern ergidnzen einander sinnvoll im Sinne eines effek-
tiven Bodenschutzes. Das verstreute Sammelsurium
braucht den Bezugspunkt im eigenstindigen Bodenschutz-
gesetz. Flankierend zu dem Einstieg in die eigenstindige
Bodenschutzgesetzgebung sollte auch in Baden-Wirttem-
berg gepriift werden, welche Gesetze an die Erfordernisse
eines effektiven Bodenschutzgesetzes angepalit werden
miissen.

Nachdem unser Antrag, das Landwirtschafts- und Landes-
kulturgesetz und das Landeswaldgesetz zu novellieren, im
UmWweltausschuB mit knapper Mehrheit abgelehnt worden
ist, appelliere ich noch einmal an Sie, Herr Minister Vetter,
sich der Aufgabe der Novellierung der tangierenden Ge-
setze zu unterziehen.

(Minister Dr. Vetter: Noch ein Gesetz! — Gegen-
ruf des Abg. Brinkmann SPD: Nein, nein!)
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Ich kiindige schon jetzt an, dall wir Sie mit entsprechenden
Novellierungsvorschlagen konfrontieren werden. — Ich ha-
be ausdricklich gesagt: ,.die Novellierung bestehender
Gesetze™.

Meine Damen und Herren, ich habe deutlich gemacht, dal3
der vorliegende Gesetzentwurf die Bodenschutzproblema-
tik unzulinglich reduziert. Im Grunde genommen ist es ein
Bodenerfassungs-, -beobachtungs- und -sanierungsgesetz
und verdient seinen Namen nicht. Ich bin deshalb froh,
daB eine wichtige praventive MaBnahme durch einen SPD-
Antrag Eingang in das Gesetz gefunden hat. [n § 9 wurde
angefiigt, daB die Bodenschutzbehdrde zum vorbeugenden
Schutz des Bodens und zur Vermeidung zu erwartender
Bodenbelastungen  immissionsschutzrechtliche  Anord-
nungen bei den zustindigen Behdrden veranlassen kann.
Warum Sie, Herr Kollege Rochlitz, dies wieder.rausge-
schmissen haben, bleibt wohl Thr Geheimnis.

(Abg. Dr. Rochlitz GRUNE: Wir gehen ein bil-
chen weiter als die SPDY

- Schauen Sie einmal in Thren Antrag.

Meine Damen und Herren, bei aller Unzuldnglichkeit des
Gesetzes sehen wir doch die Bedeutung einer zentralen
Definierung der Schutzwiirdigkeit des Bodens. Mit einem
eigenstandigen Bodenschutzgesetz bekommen wir lediglich
den FuB in die Tiir, die zu umfassendem, vorsorgeorien-
tiertem Bodenschutz fithrt. Auf dieser Grundlage miissen
wir weiterarbeiten. Deshalb stimmen wir der Gesetzesvor-
lage zu.

{Beifall bei der SFD)

Stellv. Priisident Dr. Geisel: Das Wort hat Herr Abg.
Dr. Rochlitz.

Abg. Dr. Rochliz GRUNE: Meine Damen und Herren!
Wir werden nicht so staatstragend sein.

(Abg. Dr. Déring FDP/DVP: Was? Das ist aber
eine Uberraschung! Ich staune! - Zuruf des Abg.
Sieber CDU)

Es ist schade, dall das Land seine mogliche Pilotfunktion
beim Bodenschutz nicht voll ausgenutzt hat. Wenn keine
Anderungen in dem von uns vorgeschlagenen Sinn - es
liegen sechs Anderungsantrige vor — vorgenommen wer-
den, dann wird das Land Baden-Wiirttemberg mit seinem
Bodenschutzgesetz ohne Not hinter kommenden bundes-
rechtlichen Regelungen, méglicherweise sogar hinter denen
anderer Linder, herhinken.

Dieser Entwurf ist aber nicht nur lahm. Er ist bisher auch
zahnlos geblieben. Richtigen BiB hitte das Gesetz bekom-
men, wenn in ihm Grenz- und Richtwerte vorgezeichnet
worden wiren, die in einer Rechtsverordnung des Landes
zur Durchfiihrung des Bodenschutzes hitten beziffert wer-
den koénnen. Wir bleiben dabei: Solche Gefahren- und
Risikowerte miissen formuliert werden; sonst kdnnen wir
uns gleich auf den Bundesgesetzgeber verlassen.
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Wir meinen, solche Risikowerte und Gefahrenwerte sind
schon in einem Referentenentwurf der Berliner Umweltver-
waltung vorgeschlagen worden. Auch in anderen Lindern
konnen solche ldeen Full fassen. Damit wire das Land
Baden-Wiirttemberg letztendlich noch nicht so weit wie
andere Linder.

Ein Bodenschutzgesetz des Landes biiit jede Pilotfunktion
ein, wenn es nicht mit einer Rechtsverordnung kombiniert
wird, die Vorsorge und Sanierung gleichermaBen umfalt
und mit konkreten VorgehensmaBnahmen umschreibt.
Wenn die Landesregierung lediglich Rechtsverordnungen
fiir einzelne Bodenbelastungsgebiete erlassen will, bleibt sie
weit hinter ihren Moglichkeiten zuriick. Dies wird noch
durch wachsweiche Kann-Bestimmungen und -Verpflich-
tungen verstirkt, wie siein den §§ 4,9, 11 und 13 formuliert
werden.

Zum Leerlauf kann der Gesetzentwurf zum Beispiel in der
Landwirtschaft fithren, wenn der §3 in seiner jetzigen
Fassung beibehalten wird. Dann k&nnten sich nimlich
Landwirte auf die Privilegierung der ordnungsgemiBen
Landwirtschaft im dlteren Landesnaturschutzgesetz beru-
fen, die dem § 11 des Bodenschutzgesetzes entgegensteht.
Aber gerade die MaBnahmen des § 11 haben ja eine
naturgemifBe Landwirtschaft zum Ziel. Mit diesem Bodens-
chutzgesetz hat dann die naturgemiBe Landwirtschaft mal
wieder eine Schlacht verloren; bodenbelastende ordnungs-
gemiBe Landwirtschaft wird erneut privilegiert.

Andererseits begriiien wir, dal die Landesregierung und
die beiden groBen Fraktionen unseren Vorschiag zur Re-
generation und Rekultivierung des belasteten und sanierten
Bodens iibernommen haben. Doch meinen wir, da3 in
diesem Malinahmenparagraphen 9 zwischen obligatori-
schen Malinahmen, wie Untersuchung, Sanierung und
Nutzungseinschrankungen, und MaBnahmen des Ermes-
sens streng zu unterschetden ist. Wir halten auch weiterhin
daran fest, daB fiir die Behdrden eine Informations- und
Empfehlungspflicht festgeschrieben werden solite.

Auch die medieniibergreifende Vernetzung des Boden-
schutzes mit dem Immissionsschutz solite gesetziich veran-
kert werden. Was nutzen uns Bodenbelastungsgebiete,
wenn die Belastung iiber den Luftpfad stindig nachgelie-
fert wird? Jahrelang hat sich die Landesregierung gewei-
gert, im ach so sauberen Lindle Luftbelastungsgebiete
auszuweisen. Jetzt hat der Bundesgesetzgeber die Luftbe-
lastungsgebiete in Untersuchungsgebiete umbenannt. Herr
Minister, damit haben Sie endlich eine Chance, auch in
Baden-Wiirttemberg das Bundes-Immissionsschutzgesetz
voll zur Geltung zu bringen. Bei Ihrem Kampf gegen das
Ozon wire [hnen das auch sehr hilfreich. Die Ausweisung
von Luftbelastungsgebieten ist iibrigens in fast allen ande-
ren Bundeslindern schon geschehen. Hier kdnnte diese
Gesetzgebung an den Bodenschutz angekoppelt werden.

Wir meinen weiterhin, dafl die Umweltverbinde in der
Bodenschutzkommission vertreten sein sollten. Im Zeitalter
der runden Tische, meine Damen und Herren, ist die
Ablehnung dieser Beteiligung ein Riickfall in das Mittel-
alter der Umweltpolitik.

{Beifall der Abg. Rosemarie Glaser GRUNE)

Insgesamt mdchten wir Sie bitten, unseren Anderungsan-
trigen zuzustimmen. Mit ihnen sollen die weiten Ermes-
sensspielriume des Entwurfs eingeschrinkt werden. Wir
wollen verhindern, dafl das Bodenschutzgesetz zur Spiel-
wiese eines nicht kompetenten Beh&rdenanhingsels, ange-
koppelt an die Wasserwirtschaftsimter, ohne jeglichen
Durchgriff wird.

{Beifall bei den GRUNEN)

Stellv. Prisident Dr. Geisel: Das Wort hat Herr Abg.
Dr. Déring.

Abg. Dr. Déring FDP/DVP: Herr Priasident, meine Damen
und Herren! Es ist iberhaupt keine Frage, daB der Schutz
des Bodens zu einer unserer vordringlichsten Aufgaben
gehort, denn der Boden erfiillt durch seine Vielfalt,an
Funktionen eine wesentliche Voraussetzung fiir pflanzli-
ches, tierisches und menschliches Leben. Bodenschutz liegt
deshalb im elementarsten Interesse aller. Von daher ist es
gut und richtig, daB sich die Landesregierung auf den Weg
gemacht hat, die durch die Bundesgesetzgebung augen-
blicklich noch bestehende Liicke auszufiillen.

Der Gesetzentwurf des Umweltministeriums ist ein Einstieg
in den Bodenschutz, bei dem Neuerungen wie die Boden-
iberwachung und die Bodenbeobachtung eingefiihst wer-
den, was wir uneingeschrinkt begriiBen und bei der Ersten
Beratung auch so zum Ausdruck gebracht haben.

Das vorgelegte Gesetz wird aber noch immer - auch nach
den Beratungen im Ausschull — den eigenen Anspriichen
nicht in allen seinen Teilen in vollem Umfang gerecht.
Unserer Meinung nach wird dem Vorsorgegrundsatz nicht
ausreichend Rechnung getragen, findet eine wirkliche Vor-
sorge, die den Boden vor Schadstoffeintrigen schiitzt, nur
sehr unzureichend statt. Der Boden braucht aber Reduzie-
rungen der Luftbelastung, die Eindimmung des Landver-
brauchs, denn Boden ist - eine Binsenweisheit ~ nicht
vermehrbar, sehr wohl aber zerstdrbar.

Wir bedauern, dali trotz verschiedener angekiindigter Mai3-
nahmen zu Lasten der Bodenbesitzer der von der Landes-
regierung vorgelegte Gesetzentwurf{ auf eine Entschidi-
gungsregelung verzichtet. Wir erwarten in diesem Zusam-
menhang, dall der Umweltminister, nachdem er ausgefiihrt
hat, daB Entschadigungsregelungen und Grenzwerte sowie
Richtwerte betreffende Regelungen in bundesgesetzliche
Bestimmungen aufgenommen werden miiBten, bei seiner
Ankiindigung bleibt und Wort hilt und die Entschidi-
gungsfrage auf Bundesebene auch tatsichlich zur Sprache
bringt, damit hier bald eine befriedigende Lésung gefunden
wird.

Klar ist bei der Diskussion natiirlich auch, meine Damen
und Herren, dafl weder ein Bodenschutzkonzept noch ein
Bodenschutzgesetz, wie es jetzt vorliegt, einen groflen Wen
haben, wenn wir nicht gemeinsam dafiir sorgen, dai
weniger Schadstoffe auf unsere Bdden gelangen und die
unbegrenzte Versiegelung unserer Bdden gestoppt wird.
Das Instrumentarium der gesetzlichen Vorschriften miiBte
eigentlich schon heute ausreichen, aber Maulach, Rastan,
Rheinfelden und andere Fille mehr zeigen, da3 der Boden-
schutz eben noch nicht ausreichend gewihrleistet ist. Des-
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halb bedeutet der vorgelegte Gesetzentwurf von der Ziel-
richtung her auf jeden Fall eine Notwendigkeit.

Natiirlich bleibt es an der einen oder anderen Stelle noch
immer so, dafl es den einen oder anderen Punkt an Kritik
geben kann, dall man sich damit auseinandersetzen kann,
ob bei jeder Vorschrift, die kommt, ein Kann das Richtige
ist oder ob nicht in dem einen oder anderen Fall eine MuB-
Vorschrift effektiver wire.

Es bleibt zu beklagen, dal man in die Bodenschutzkom-
mission nicht, wie es von anderen beantragt worden ist,
einen Vertreter der anerkannten Umweltbehérden aufge-
nommen hat.

(Abg. Dr. Rochlitz GRUNE: Die Griinen waren
das!)

- Herr Rochlitz, geben Sie mir gerade Nachhilfe? Die
Griinen waren dies, sie haben das beantragt. Wir bedauern,
daB man dies nicht mit aufgenommen hat.

(Zuruf des Abg. Dr. Caroli SPD)

Wir aber wollen, daBl — wie wir dies von Anfang an gesagt
haben - dieser in der Zielrichtung richtige VorstoB3 Unter-
stiitzung erfihrt. Wir werden deshalb auch heute von seiten
der FDP/DVP-Fraktion diesem Gesetzentwurf die Zustim-
mung erteilen.

(Beifall bei der FDP/DVP und der CDU)

Stellv. Prisident Dr. Geisel: Das Wort hat der Herr Um-
weltminister.

Minister fiir Umwelt Dr. Vetter: Herr Prisident, meine
Damen und Herren! Der Gang der Diskussion iiber diesen
Gesetzentwurf gibt mir AnlaB zur Bemerkung, daB ich
mich in der Lage fiihle, dem Protokoll mein Redemanu-
skript zur Verfiigung zu stellen und die Rede deswegen
abzukiirzen - mit zwei oder drei Bemerkungen.

Erste Bemerkung: Ich bedanke mich bei diesem Hohen
Haus dafiir, daB im UmweltausschuB und hier im Plenum
eine sachliche Debatte stattgefunden hat und wir ziigig
durchdiskutiert haben. Ich bedanke mich auch dafiir, daB
wir {iber manche Bestimmungen, manche Antrige Konsens
erreicht haben.

Zweite Bemerkung: Ich bedanke mich nicht dafiir, dafl der
Gesichtspunkt, den Herr Rochlitz vorgetragen hat, jetzt
noch einmal diskutiert wird, einfach deswegen, weil die
Antrige der Fraktion GRUNE zwei Kernpunkte umfassen,
die ich nicht akzeptieren kann.

Der .erste Kernpunkt ist, daB Sie sich vorstellen, daB
Bodenbelastungen vermieden werden konnten. Dies ist ein
glatter Angriff auf das Grundeigentum, und die Landes-
regierung wird diesen Angriff nicht mitmachen.

(Abg. Bitikofer GRUNE: Was? Das habe ich
nicht verstanden!)
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— Doch, so ist das hier in den Antrigen formuliert: Aufgabe
der Behdrden ist es, Bodenbelastungen zu vermeiden.

(Abg. Brinkmann SPD: Das wire in Rastatt gut
gewesen!)

Das ist dann das Einstellen von menschlichem Leben,

(Abg. Biitikofer GRUNE: Das Eigentum steht
doch auch unter Sozialpflichtigkeit, Herr Mini-
ster!)

- Augenblick! Darf ich gerade einmai zu Ende fiihren.

Der zweite Kernpunkt ist, daB Sie das Eingreifen von
Behdrden davon abhingig machen, da die Bodenbela-
stungen einzelfallweise definiert und daB zuvor Grenzwerte
festgelegt werden. Dies ist genau der falsche Weg und
schligt der Vorsorge ins Gesicht, weil wir mit unserer
Generalklausel einfacher und schneller handein kénnen.
Unser Bodenschutzproblem ist gerade das des Eingreifens
gegen unerkannte und bis jetzt verborgene Belastungen.
Wenn Sie das Eingreifen von Behdrden davon abhingig
machen, dafl erst Kommissionen zusammentreten und
Grenzwerte diskutieren, kénnen Sie den Bodenschutz auf
den Sankt-Nimmerleins-Tag vertagen.

{Glocke des Prasidenten)

Stellv. Prisident Dr. Geisel: Herr Minister, gestatten Sie
eine Zwischenfrage des Herrn Abg. Dr. Rochlitz?

Minister fiir Umwelt Dr. Vetter: Deswegen bin ich der
Meinung, daB diese Antrage nicht weiterfiihren.

Stellv. Prisident Dr. Geisel: Sie lassen sie nicht zu?

Minister fiir Umwelt Dr. Vetter: Im ibrigen mochte ich
sagen: Meine Damen und Herren, seien Sie vorsichtig mit
der Kritik an diesem Gesetzentwurf. Es sind bereits 700
Exemplare angefordert. Nachdem Joschka Fischer unsere
Sonderabfailabgabe libernommen hat, habe ich das Ge-
fiihl, daB auch dieses Bodenschutzgesetz bald von denen
und jenen iibernommen werden wird. Deswegen miissen
Sie erst einmal Kontakt mit [hren Parteifreunden aufneh-
men.

(Zuruf des Abg. Biitikofer GRUNE)

Ich finde das im (brigen richtig und gut; denn Baden-
Wiirttemberg hat damit wiederum eine Vorreiterrolle tiber-
nommen.

{Beifall bei der CDU}

Stellv, Priisident Dr. Geisel: Meine Damen und Herren,
weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Wir kommen damit in der Zweiten Beratung zurEinzel-
beratung. Abstimmungsgrundlage ist die Beschluf-
empfehlung des Umweltausschusses, Drucksache 10/5354,
und zwar die rechte Spalte der Synopse.

Ich rufe auf
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Erster Abschnitt
Allgemeine Bestimmungen
§ 1
Zweck des Gesetzes

Wer § 1 nach der Beschluflvorlage zustimmen méchte, den
bitte ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! — Stimm-
enthaltungen? - §1 ist bei einigen Stimmenthaltungen
mehrheitlich zugestimmt.

Ich rufe auf
§2
Begriffsbestimmungen

und dazu den Anderungsantrag der Fraktion GRUNE,
Drucksache t0/5418-1. Danach sollen § 2 noch weitere vier
Absitze hinzugefiigt werden. Ich lasse zunédchst Ober diesen
Anderungsantrag abstimmen. Wer ihm zustimmen méchte,
den bitte ich um das Handzeichen. - Gegenprobe! -
Stimmenthaltungen? -~ Der Anderungsantrag ist mehrheit-
lich abgelehnt.

Ich lasse jetzt iiber § 2 nach der BeschluBvorlage abstim-
men. Wer zustimmen mdchte, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - § 2 ist mit
groBer Mehrheit zugestimmt.

Ich rufe auf
§3
Vorrang anderer Rechtsvorschriften

und dazu den Anderungsantrag der Fraktion GRUNE,
Drucksache 10/5418-2, der die ersatzlose Streichung dieses
Paragraphen begehrt. Ich lasse zunichst iiber diesen An-
derungsantrag abstimmen. Wer ihm zustimmen mdchte,
den bitte ich um das Handzeichen. - Gegenprobe! -
Stimmenthaltungen? — Der Anderungsantrag ist mehrheit-
lich abgelehnt.

Ich lasse jetzt iiber § 3 nach der BeschluBvorlage abstim-
men. Wer zustimmen mdochte, den bitte ich um das Hand-
zeichen. - Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? — § 3 ist
mehrheitlich zugestimmt.

Ich rufe auf
§ 4
Verpflichtung zum Bodenschutz

und dazu den Anderungsantrag der Fraktion GRUNE,
Drucksache 10/5418-3. Hier ergibt sich jetzt folgende
Schwierigkeit, Herr Kollege Rochlitz: In Absatz I beziehen
Sie sich auf den von Thnen beantragten Absatz 3 des § 2.
Dieser Absatz 3 ist jedoch inzwischen abgelehnt worden.

(Abg. Dr. Rochlitz GRUNE: Die Worte ,.gemial

§ 2 Abs. 3 (neu)” miissen gestrichen werden')
Insoweit ist er wohl gegenstandsios.

Der erste Satz [hres Absatzes 2 ist, wie ich festgestellt habe,
mit der BeschluBvorlage identisch, so dafl von [hrem
Antrag nur noch der letzte Satz: . Jede Bearbeitung des
Bodens ..."" lbrigbleibt.

Bitte, Herr Abg. Dr. Rochlitz.

Abg. Dr. Rochlitz GRUNE: In Absatz | unseres Antrags
miissen die Worte ,,gemal §2 Abs. 3 (neu)” gestrichen
werden, so dafl Absatz 1 folgendermaBen lautet: ,, Jeder ist
verpflichtet, sich so zu verhalten, daB Bodenbelastungen
vermieden werden.” \
Stellv. Priisident Dr. Geisel: Ach so. Gut. Wenn Sie das so
dndern, dann ist es allerdings sinnvoll, ber den ganzen
Antrag abzustimmen, auch wenn er teilweise mit der
BeschluBvorlage identisch ist.

Ich lasse jetzt iber den so gednderten Antrag abstimmen.
Wer ihm zustimmen maéchte, den bitte ich um das Hand-
zeichen. - Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - Der
Antrag ist bei etlichen Stimmenthaltungen mehrheitlich
abgelehnt.

Jetzt lasse ich Gber § 4 nach der BeschluBvorlage abstim-
men. Wer ihm zustimmen mdochte, den bitte ich um das
Handzeichen. — Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? - Bei
etlichen Stimmenthaltungen ist § 4 mehrheitlich zuge-
stimmt.

(Abg. Sieber CDU: Kann man die §§ 5 bis 8
zusammenfassen?)

— Ich weiB es nicht. Entsprechend dem Protokoll habe ich
einige Bestimmungen zusammengefaBt. Soweit ich sehe,
waren diese Paragraphen vorher streitig.

{Abg. Sieber CDU: Ich meine § 5 bis § 81

Oder kann ich jetzt einige Paragraphen zusammenfassen?
Konnen die §§ 5, 6 und 7 zusammengefalit werden?

(Abg. Brinkmann SPD: Nein, nur die §§ 6 und 7!)
- Nur die §§ 6 und 7. Dann rufe ich jetzt auf
§5
Aufgaben der Behdrden und Planungstriger
Wer § 5 zustimmen mdchte, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — § 5 ist bei
einigen Stimmenthaltungen mehrheitlich angenommen.
Ich rufe nun auf
§ 6

Beteiligung in Gestattungsverfahren
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§ 7
Mitwirkungspflichten
Wer den §§ 6 und 7 nach der BeschluBvorlage zustimmen
mdchte, den bitte ich um das Handzeichen. — Gegenprobe!

— Stimmenthaltungen? - Ich kann einstimmige Annahme
feststellen.

Ich rufe auf

Zweiter Abschnitt

Bodeniiberwachung, MaBnahmen gegen Boden-
belastungen

§ 8
Bodeniiberwachung

Wer § 8 zustimmen mdchte, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - § 8 ist bei
etlichen Gegenstimmen und einigen Stimmenthaltungen
mehrheitlich zugestimmt.

Ich rufe auf
§9

Mafinahmen zum Schutz und zur Sanierung des
Bodens

und dazu den Anderungsantrag der Fraktion GRUNE,
Drucksache 10/3418-4, der eine neue Fassung des §9
begehrt.

Ich lasse zunichst iiber diesen Anderungsantrag abstim-
men. Wer zustimmen mochte, den bitte ich um das Hand-
zeichen. - Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - Der
Antrag ist mit groBer Mehrheit abgelehnt.

Wir kommen jetzt zur Abstimmung iber §9 nach der
BeschluBvorlage. Wer zustimmen mdchte, den bitte ich um
das Handzeichen. - Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? —
§ 9 ist mit groBer Mehrheit zugestimmit.

Kann ich die §§ 10 und 11 zusammen aufrufen?

(Abg. Brinkmann und Abg. Dr. Caroli SPD:
Nein')

— Nein. Gut. Dann rufe ich auf

§ 10
Verpflichtete
Wer § 10 zustimmen méchte, den bitte ich um das Hand-
zeichen. - Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Bei eini-

gen Stimmenthaltungen ist § 10 einstimmig angenommen.

Ich rufe auf
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Dritter Abschnitt

Land- und forstwirtschaftliche Bodenbewirtschaf-
tung

§ 11
Landwirtschaft

Wer zustimmen mochte, den bitte ich um das Handzeichen.
- Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? - § 11 ist mehrheit-
lich angenommen.

Kann ich bei
§ 12

Forstwirtschaft

ohne formliche Abstimmung die Zustimmung des Hauses
feststellen? — Dem wird nicht widersprochen. Es ist so
beschlossen.

ich rufe auf

Vierter Abschnitt
Bodenbelastungsgebiete
§ 13
Festsetzung von Bodenbelastungsgebieten

und dazu den Anderungsantrag' der Fraktion GRUNE,
Drucksache 10/5418-5, der eine Anderung in Absatz | und
einen zusitzlichen Absatz 3 begehrt.

{Abg. Brinkmann SPD: Herr Prisident!)
- Bitte schén, Herr Abg. Brinkmann.

Abg. Brinkmann SPD: Wir bitten darum, iiber die zwei
Absitze im Anderungsantrag der Griinen getrennt abzu-
stimmen.

Stellv. Prisident Dr. Geisel: Sie bitten um getrennte Ab-
stimmung.

Dann lasse ich zunichst iber die begehrte Anderung des
Absatzes | des § 13 abstimmen. Wer diesem Antrag zustim-
men mdachte, den bitte ich um das Handzeichen. - Gegen-
probe! — Stimmenthaltungen? - Dieser Antrag ist mehr-
heitlich abgelehnt.

Ich lasse jetzt {iber die beantragte Erginzung durch einen
Absatz 3 abstimmen. Wer diesemn Antrag zustimmen méch-
te, den bitte ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! -
Stimmenthaltungen? — Dieser Antrag ist mit grofler Mehr-
heit abgelehnt.

Ich lasse jetzt abstimmen iiber § 13 nach der BeschiuBvor-
lage. Wer zustimmen mdchte, den bitte ich um das Hand-
zeichen. - Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? — § 13 ist
mehrheitlich zugestimmt.

Ich rufe auf
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§ 14
Zustandigkeit und Verfahren
Wer § 14 zustimmen mochte, den bitte ich um das Hand-
zeichen. - Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — § 14 ist
mehrheitlich angenommen.
fch rufe anf

Fiinfter Abschnitt

Erfassung und Uberwachung der Bodenbeschal-
fenheit

Ich gehe davon aus, dal3 ich die
§8 15 bis 17

gemeinsam aufrufen kann. Wer den §§ 15 bis | 7 zustimmen
mochte, den bitte ich um das Handzeichen. — Gegenprobe!
- Stimmenthaltungen? - Einstimmige Annahme dieser
Paragraphen.

Ich rufe auf

§ 18
Bodendatenbank

Wer zustimmen maochte, den bitte ich um das Handzeichen.
- Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - Bei wenigen Ge-
genstimmen ist § 18 zugestimmt.

Ich rufe auf

Sechster Abschnitt

Zustandigkeit, Ordnungswidrigkeiten, SchiuBbe-
stimmungen

§19
Verwaltungsvorschriften

Hier kann ich wohl ohne formliche Abstimmung die
Zustimmung des Hauses feststellen. — Es wird nicht wider-
sprochen. Es ist so beschlossen.
Ich rufe auf

§ 20

Zustandigkeit

Wer zustimmen mdchte, den bitte ich um das Handzeichen.
- Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? — Einstimmige Zu-
stimmung zu § 20.
[ch rufe auf

§ 21

Bodenschutzkommission

und dazu den Anderungsantrag der Fraktion GRIJNE.
Drucksache 10/5418-6, der eine Neufassung dieses Para-
graphen begehrt.

Wer diesem Anderungsantrag der Fraktion GRUNE zu-
stimmen mochte, den bitte ich um das Handzeichen. —
Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - Der Antrag ist
mehrheitlich abgelehnt.

Ich lasse jetzt iber § 21 nach der BeschluBvorlage abstim-
men. Wer zustimmen méchte, den bitte ich um das Hand-
zeichen, — Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — § 21 ist
nach der BeschluBvorlage mehrheitlich angenommen.

Kann ich iiber die §§ 22 bis 24 zusammen abstimmen
lassen? - Das ist offensichtlich der Fall.

Ich rufe auf

§§ 22 bis 24
Wer diesen Paragraphen zustimmen mdchte, den bitte ich
um das Handzeichen. — Gegenprobe! — Stimmenthaltun-
gen? - Diesen Paragraphen ist mehrheitlich zugestimmt
worden.

Die Einleitung

lautet: ,,Der Landtag hat am 20. Juni 1991 das folgende
Gesetz beschlossen:™.

Die Uberschrift

lautet: ,,Gesetz zum Schutz des Bodens (Bodenschutzgesetz
- BodSchG)”. - Sie stimmen der Uberschrift zu.

Wir kommen zur
SchluBabstimmung
Wer dem Gesetz im ganzen zustimmen mochte, den bitte
ich, sich zu erheben. — Gegenprobe! - Stimmenthaltungen?
- Dem Gesetz ist bei einigen Gegenstimmen zugestimmt.
{Abg. Sieber CDU: Und einer Enthaltung!)

Damit ist das Gesetz angenommen.

Meine Damen und Herren, wir miissen noch iiber den
Abschniti II der BeschluBempfehlung des Umweltaus-
schusses abstimmen. Danach soll die Eingabe der Inge-
nieurkammer vom 29. April dieses Jahres fiir erledigt er-

klirt werden. — Das Haus stimmt dieser Empfehlung zu.

Damit sind wir am Ende des Tagesordnungspunktes 5.

*

Erklirung zu Protokoll gemid8 § 102 Abs. 3 GeschO
Minister fiir Umwelt Dr. Vetter: Herr Prisident, meine

Damen und Herren! Lassen Sie mich zunichst meinen
Dank dafiir aussprechen, dall das Bodenschutzgesetz so-
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wohl im UmweltausschuB als auch im Plenum so ziigig
behandelt wurde. Der Entwurf wurde im Umweltausschul
eingehend beraten. Im Ergebnis ist er im wesentlichen
unverindert angenommen worden. Einige wichtige Ziele
des Entwurfs méchte ich nochmals kurz kennzeichnen.

Erstens: Bislang ist der Boden im Gegensatz zu den ande-
ren Umweltmedien Wasser und Luft nicht generell ge-
schiitzt, sondern in verschiedenen Gesetzen, hdufig unter
anderen primiren Zielsetzungen in Einzelaspekten mitge-
schiitzt. Jetzt wird er durch § 4 Abs. 1 direkt unter gesetz-
lichen Schutz gestellt: ,JJeder ist verpflichtet, sich so zu
verhalten, dall Bodenbelastungen auf das nach den Um-
stinden unvermeidbare Mal beschrinkt werden.”

Im Boden kommt alles zusammen. Wenn er erst belastet
ist, wird die Sanierung sehr teuer. Der Boden ist im
wahrsten Sinne des Wortes Lebensgrundlage, Kapital des
Landwirts. Aus den Gewinnen wird unsere Nahrung. Um
so mehr ist schon der Boden und nicht nur das Wasser zu
schiitzen.

Bisher konnten wir erst bei festgestellter Gefahr handeln,
das heiBt wenn das Kind bereits in den Brunnen gefallen
war. Nicht die Bodenbelastung an sich, sondern erst die
auf Einzelfille beschrinkte Gesundheitsgefihrdung im
Sinne des Polizeirechts ist derzeit die Grundlage behord-
lichen Handelns.

Die Fille dioxinverunreinigter Boden in Rastatt, Maulach
und an anderen Orten haben das Probiem deutlich ge-
macht: Jetzt ziehen wir gewissermalen einen Zaun hoch,
damit das Kind nicht in den Brunnen hineinfallen kann.
Die Behorden werden kinftig bereits einschreiten kénnen,
wenn die Besorgnis einer Bodenbelastung besteht. Wir
verlagern also den Schutz des Naturguts Boden in einen
Bereich, der vor der Gefahr im polizeirechtlichen Sinne
liegt, also den Vorsorgegrundsatz der Umweltpolitik ver-
wirklicht.

Wer sich, wie die Landesregierung von Baden-Wiirttem-
berg, an den Vorsorgewerten des Bundesgesundheitsamtes
orientiert und zum Beispiel zum Schutz der Kinder bereits
bei einem Zehntel des BGA-Wertes von 1 000 Nanogramm
Dioxin pro Kilogramm Boden einen Bodenaustausch
vornimmt, braucht entsprechende Vorschriften.

Zweitens: Aunf der Grundlage des Bodenschutzgesetzes
kénnen wir belastete Flichen jetzt besser erfassen und
iiberwachen. Die etwa 33000 altlastenverdachtigen Fli-
chen in Baden-Wiirttemberg sind das Erbe unserer 150jdh-
rigen Industriegeschichte und das Ergebnis des sorglosen
- Umgangs mit dem Boden. Heute bendtigen die Entschei-
dungstriger Informationsgrundlagen fiir eine verantwort-
liche Zukunftsgestaltung. Das Bodenschutzgesetz legt die
Grundlagen fiir die Erfassung und Uberwachung der Bo-
denbeschaffenheit. Es ermaglicht den Aufbau von Boden-
zustandskatastern, die Einrichtung von Dauerbeobach-
tungsflichen und Bodenprobenbanken, mit denen sich die
notwendigen Erkenntnisse gewinnen und Entwicklungen
beobachten lassen. Nur wer rechizeitig die Verdnderungen
im Boden erkennt, kann die Entstchung neuer Altlasten
verhindern.

5700

Drittens: Das Bodenschutzgesetz gibt die Grundlage fir
eine neue Organisationsstruktur. Es schafft mit den Boden-
schutzbehdrden eine Instanz, die allein unter dem Blick-
winkel des Bodens den Schutz dieser Ressource bedeutend
verstarkt. Die Ziele des Bodenschutzes werden so mit der
notwendigen fachlichen Kompetenz auch in andere Gestat-
tungsverfahren hineingetragen und beriicksichtigt. Wir
schaffen einen Anwalt fiir den Boden. Aus der vorsorgen-
den Beobachtung des Bodens gewinnen wir frihzeitige
Erkenntnisse. Die Regelung in § 9 Abs. 2 des Bodenschutz-
gesetzes macht dies deutlich. Danach kann die Boden-
schutzbehdrde zur Vermeidung von Bodenbelastungen bei
der zustindigen Behdrde immissionsschutzrechtliche An-
ordnungen veranlassen.

Dieser Entwurf der Landesregierung ist das zweite Gesetz
mit bodenrelevantem I[nhalt. Vorangegangen ist dig Rege-
lung fiir Altlasten im Landesabfallgesetz. Wie wichtig
dieser Gesetzentwurf ist, zeigt auch die Entscheidung des
BGH vom 26. Januar 1989, wonach es Pflicht ist, bei der
Aufstellung von Bebauungsplinen Gesundheitsgefdhrdun-
gen zu verhindern, die kiinftigen Bewohnern aus der
Bodenbeschaffenheit drohen.

An dem Bodenschutzgesetz wird insbesondere von den
Griinen Kritik geiibt. Sie missen vorsichtiger sein. Nach-
dem sich bei Thren Freunden in den anderen Bundeslan-
dern baden-wiirttembergische Gesetze, wie der Wasser-
pfennig und die Sonderabfallabgabe, groBter Wertschat-
zung erfreuen und sie libernommen werden, ist auch der
Entwurf unseres Bodenschutzgesetzes bereits in 700 Exem-
plaren angefordert worden. Ich empfehle Thnen, sich zu-
nichst einmal an Thre Parteifreunde zu wenden, die jetzt
in Niedersachsen und Hessen Regierungsveraniwortung
tragen. Dort wiire Gelegenheit fiir Sie, Ihre Gedanken
gesetzlich durchzusetzen, nicht in Baden-Wiirttembetg.

Wenn Sie mehr MuB-Vorschriften im Gesetz fordern, liegt
darin die Unterstellung, daB unsere Behdrden nicht in der
Lage seien, mit Ermessensvorschriften umzugehen. Gegen
eine solche Unterstellung wehre ich mich entschieden. Fiir
mich ist dies ein Streit um Worte, denn unsere Behérden
werden ihren Handlungsspielraum, den die Ermessensvor-
schriften gewihren, voll ausschépfen. Das haben sie in der
Vergangenheit oft genug bewiesen.

Wer gegen ,,kann” und fiir ,,muB” ist, zwingt die Behdrden
auch dann zum Handeln, wenn der Grundsatz der Verhilt-
nismiBigkeit dies verbietet, das heiBt, wenn man mit
Kanonen auf Spatzen schieBt. Daher verbietet im Bereich
der Gefahrenabwehr der verfassungsrechtliche Grundsatz
der VerhiiltnismiBigkeit das MuB. Umgekehrt kommt man
dann zum Mul3, wenn etwa Gesundheitsgefahren drohen.

Wir beschrinken uns aber nicht nur auf die Schaffung von
Eingriffsvoraussetzungen, sondern bauen derzeit eine Bo-
denschutzverwaltung bei den Wasserwirtschaftsimtern auf,
die diese Aufgaben tatkriftig vollziehen wird. 29 Stellen
sind dafiir im Doppelhaushalt ausgewiesen. Davon sind
bereits 20 Personen eingestellt und werden derzeit fir ihre
neuen Aufgaben geschult. Schwerpunkte der kiinftigen
Aufgaben sind festgelegt. Ich habe keinen Zweifel, dal die
Bodenschutzbehdérden so effektiv arbeiten werden, dal}
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Jeder Abgeordnete bei seiner tiglichen Arbeit bemerken
wird, daBl sich in der Fliche etwas tut.

Die Griinen unterliegen einem weiteren Irrtum. Sie verken-
nen, dafl unsere Ermichtigung an die Bodenschiitzer,
schon bei Besorgnis von Bodenverinderungen zu handeln,
es den BehoOrden ermdéglicht, neue wissenschaftliche Er-
kenntnisse sofort in ihre Entscheidungen einflieBen zu
lassen. Sie verlangen statt dessen mit dem Antrag Druck-
sache 10/5418-3 zu § 4, das Vorgehen gegen Bodenbela-
stungen in einer Bodenschutzdurchfiihrungsverordnung zu
definieren. Wir haben diesen Weg ganz bewuft nicht
gewihlt, weil er umweltschidlich wire. Konsequenz Ihres
Antrags ist ndmlich, daB Sie erst dann handein kénnen,
wenn durch Verordnung bestimmte Werte vorgeschrieben
sind. Damit wire ein Handeln bei neu erkannten Gefihr-
dungen, wie dies bei Dioxinbelastungen der Fall war, nicht
mdoglich. Sie miiBiten erst in einem umstdndlichen Rechts-
verfahren die neuen Erkenntnisse festschreiben. So lange
wollen und kénnen wir aber nicht zuwarten.

Unbestritten ist, daB wir insbesondere bei den Bodenbe-
lastungswerten vorankommen miissen. Hier ist vor allem
der Bund gefordert, denn Belastungswerte miissen bundes-
einheitlich festgelegt werden. Es kann nicht einem Land
liberlassen bleiben, die Belastung des Bodens allein nach
seiner Auffassung festzulegen. Freilich kann dies nicht
bedeuten, dall wir bis zum Vorliegen solcher Werte zuwar-
ten kdnnen.

Andere Oppositionsantrige zielen darauf, Bodenbelastun-
gen absolut zu vermeiden. Um dieses Ziel zu erreichen,
mufiten wir das menschliche Leben gleich einstellen. Na-
tiirlich sind auch wir gegen ¢ine weitere Versiegelung im
bisherigen Ausmal; in Baden-Wiirttemberg werden zirka
9 ha tiglich verbaut. Aber wir kénnen die Augen vor der
Wirklichkeit nicht verschlieBen.

Wie oft ist in diesem Landtag iiber die Férderung des
Wohnungsbaus diskutiert und sind entsprechende Forde-
rungen erhoben worden. Trotz aller Anstrengung bei der
Stadtsanierung und der Liickenfiillung im I[nnenbereich
wird es jedoch nicht gelingen, den Wohnungsbedarf ohne
Inanspruchnahme bisher nicht versiegelter Flichen zu dek-
ken. Hier ist Mut zur Ehrlichkeit gefragt, Wohnungsbau
und Bodenschutz sind nicht kollisionsfrei zu verwirklichen.
Nicht das geforderie Verbot aller Bodenbelastungen bringt
uns weiter, sondern das von den Bodenschutzbehdrden
geltend zu machende Prinzip flichensparenden Bauens
und der Kompensation von Flicheninanspruchnahme. Die
Landesregierung ist nicht bereit, einen Weg der Aushéh-
lung des Eigentums zu gehen.

Auch auf Bundesebene wird iber den ErlalB eines Boden-
schutzgesetzes nachgedacht, und wenn ich die Informatio-
nen richtig interpretiere, tut man dies gleichfalls mit baden-
wiirttembergischen Gedanken. Ich begriiBe solche Absich-
ten, da.es unser Bestreben sein mulB, bundeseinheitliche
Regelungen zu erhalten. Ich freue mich selbstverstiandlich
iber die Vorreiterrolle von Baden-Wiirttemberg und das
Interesse, das unsere Arbeit bet anderen Stellen findet. Wir
unterstiitzen, daB wir Nachfolger auf nationaler und inter-
nationaler Ebene finden. Die Diskussion um den Boden-
schutz steht dort noch auf schwankendem Boden. Wir

kénnen heute mit einern zustimmenden BeschluB des Land-
tags sicheres Land erreichen.

*

Stelly. Prisident Dr. Geisel: Wir treten nunmehr in die
Mittagspause ein. Die Sitzung wird bis 14.15 Uhr unterbro-
chen und wird nach der Mittagspause mit der Fragestunde
fortgesetzt.

{Unterbrechung der Sitzung: 12.47 Uhr)

*

(Wiederaufnahme der Sitzung: 14.14 Uhr)

Stellv. Prisident Dr. Geisel: Frau Kollegin, meine beiden
Herren Kollegen, Herr Staatssekretir, meine Damen und
Herren! Die unterbrochene Sitzung wird fortgesetzt.

Ich rufe Punkt 6 unserer Tagesordnung auf:
Fragestunde — Drucksache 10/5395

Auf dieser Drucksache sind die vier gestellten Miandlichen
Anfragen abgedruckt.

Ich rufe die Miindliche Anfrage unter Ziffer | auf:

Mindliche Anfrage der Abg. Brigitte
Wimmer SPD - Finanzierung der sozia-
len und therapeutischen Frihforder-
stellen fir entwicklungsgestdrte und
behinderte Kinder bei freien Trigern

Frau Abg. Wimmer, Sie haben das Wort zur Verlesung.

Abg. Brigitte Wimmer SPD: Herr Prisident, meine Damen
und Herren! Meine Kollegen Frau Solinger und Herr
Zeller haben zwar zu diesem Bereich einen sehr umfang-
reichen Antrag eingebracht. Aber weil die Thematik im
Zusammenhang mit dem Nachtragshaushalt steht, habe ich
nur einen kleinen Teil herausgegriffen, um aktuell etwas
zu erfahren. Deshalb frage ich die Landesregierung:

a) Wie hat sich die Landesférderung prozentual zu der
Kostenentwicklung von sozialen und therapeutischen
Friihférderstellen und Frihberatungsstelten fiir ent-
wicklungsgestdrte und behinderte Kinder freier Triger
in den vergangenen Jahren entwickelt?

b) Ist die Landesregierung bereit, die Landesférderung
wieder auf 50Y% der Personalkosten anzusetzen und
haushaltsrechtlich abzusichern?

In diesemm Fall, Herr Staatssekretir: ,,Haushaltsrechtlich”
heit sofort.

Stellv, Priisident Dr. Geisel: Das Wort zur Beantwortung
dieser Miindlichen Anfrage erteile ich Herrn Staatssekretir
Mithlbeyer vom Ministerium fiir Arbeit, Gesundheit, Fa-
milie und Frauen.
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Staatssekretiir Miihlbeyer: Herr Prisident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Namens der Landesregierung
beantworte ich die Miindliche Anfrage der Frau Abg.
Wimmer wie folgt:

Zur Frage eins: Die Fordergrundsitze zur Forderung der
Fritherkennung und Friihbetreuung behinderter Kinder
erlauben eine Forderung der Fruhbetreuungsstellen und
mobilen Dienste freier Triger aus den bei Kapitel 0918
Titel 684 12 veranschlagten Landesmittein bis zur Hohe
von 50Y% der zu beriicksichtigenden Personalkosten als
Fehibedarfsfinanzierung. Das Land verdeutlicht damit sein
hohes Interesse an den Leistungen der Frithbetreuungsstel-
len und mobilen freien Triger. Jedoch besteht weder eine
Pflicht des Landes noch ein Anspruch eines Trigers darauf,
dal der ZuschuB stets 50 %, der Personalkosten betragt.

In den Haushaltsjahren bis 1988 ermdglichten die Haus-
haltsmittel eine Férderung von je 50%. Erstmals 1989
haben die insgesamt verfiigharen Mittel in Hohe von
2233319DM  bei einem  Antragsvolumen  von
2357 680 DM nicht ausgereicht, ebenso hohe Personalko-
stenzuschiisse zu gewihren. Die Fdrderquote belief sich auf
47% Im Jahr 1990 ergab sich bei kréiftig gestiegenem
Antragsvolumen, unter anderem wegen einer personellen
Aufstockung der bestehenden Frithbetreuungsstelien und
mobilen Dienste, nur eine Fdrderquote von 41%. Die
Trager wurden auf ihre Verpflichtung hingewiesen, Lei-
stungen von Krankenkassen und anderen Sozialleistungs-
trigern im rechtlich moglichen Umfang in Anspruch zu
nehmen. Es handelt sich hier zum Beispiel um Zuschiisse
der Krankenkassen, die je nachdem, welche spezielle Lei-
stung erbracht wird, in unterschiedlichen Prozentsitzen
gewihrt werden.

Zur Frage zwei: Nach dem gegenwirtigen Stand unserer
Informationen fiber das Antragsvolumen 1991 wird der
Haushaltsansatz 2,4 Millionen DM betragen. Er ist aufge-
stockt, aber nicht ausreichend, um eine Fdrderquote von
50% zu erreichen. Eine weitere Aufstockung der Haus-
haltsmittel im Ersten Nachtrag zum Staatshaushaltsplan
1991/92 war nicht mdglich, weil in diesen Nachtrag im
wesentlichen nur Mittel fiir auf Rechtsverpflichtungen be-
ruhenden und sonstige zwangsldufige Ausgaben aufgenom-
men wurden.

Das Land erbringt hier eine Freiwilligkeitsleistung. Diese
hat es den Trigern erméglicht, ihren Titigkeitsbereich zu
erweitern. Seit 1987 wurden zwdlf zusitzliche Fachkrifte
in die Férderung aufgenommen. Kosten, die von Kranken-
versicherungstrigern nicht iibernommen werden, sollten in
erster Linie die Stadte und Landkreise als Triger der
Eingliederungshitfe nach dem Bundessozialhilfegesetz auf-

- bringen; ich erinnere an § 39 ff. BSHG, Eingliederungshilfe
fiir Behinderte. Die Triger sollen noch vor der Sommer-
pause Nachricht iiber die zu erwartende Férderung erhal-
ten, damit sie erginzende Deckungsmittel bei den kommu-
nalen-Trigern beantragen kdnnen.

Stellv. Prisident Dr. Geisel: Zusatzfrage, Frau Abg. Wim-
mer.

Abg. Brigitte Wimmer SPD: Herr Staatssekretir, ist es
richtig, daB diese Friihférderstellen von der Landesregie-
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rung, vom Land angeregt wurden? Und wiirden Sie mir
zustimmen, daB die Triger deshalb davon ausgegangen
sind, daBl diese 50%, die vor Jahren iiblich waren, so
fortgeschrieben werden, und daB sie sich jetzt natiirlich ein
Stiick weit im Stich gelassen fiihlen?

Zweitens: Ist es richtig, daB diese Reduzierung ohne vor-
hergehende Information der Triger und ohne vorhergehen-
de Maglichkeit der Verhandlungen mit den Krankenkassen
erfolgt ist und daB deshalb zum Beispiel beim Rehabilita-
tionszentrum Siidwest auf einen Schlag ein sehr erheblicher
Mittelausfall eintritt?

Stellv. Prisident Dr. Geisel: Bitte, Herr Staatssekretir.

Staatssekretir Miihlbeyer: Frau Abgeordnete, es ist richtig,
daB die Anregung, diese Frithférderstellen einzurichten,
vom Land kam. Wir haben diese Anregung gegeben, weil
wir darin gerade auch ein wichtiges Instrument im Hinblick
auf die Angehdrigen gesehen haben und eine Licke zu
fiillen hatten.

Die Haushaltsansiitze haben zunichst einmal ausgereicht,
um einen ZuschuB von 50 % zu gewihren. Dabei wurde nie
verbindlich zugesagt, daB ein ZuschulB von 50 % gewihrt
wiirde. Ich darf darauf hinweisen, daB die Haushaitsan-
sitze 1987 und 1988 je 1,95 Millionen DM betrugen, 1989
2.2 Millionen DM, 1990 225 Millionen DM und (99|
2.4 Millionen DM. Die Ansatze wurden also erhdht. Aber
infolge des hoheren Bedarfs an Personalstellen und der
Ausweitung der Dienste ist das Antragsvolumen hoher
geworden als die gestiegenen Haushaltsmittel.

Zum zweiten mochte ich noch einmal darauf hinweisen,
daB es erforderlich ist, beispielsweise auch bei den Kran-
kenkassen fiir bestimmte Férderungen vorzusprechen. Wie
ich vorhin bereits gesagt habe, geben die Krankenkassen
ja auch fiir bestimmte Bereiche Zuschiisse. Aullerdem ist
bei den &rtlichen Trigern der Sozialhilfe vorzusprechen.

Bei dieser Gelegenheit darf ich des weiteren daraut hinwei-
sen, daB diese Dienste zu den Bestandteilen des Friihfor-
dersystems in Baden-Wirttemberg gehdren. Zum anderen
ist der medizinische Bereich ein solcher Bestandteil: nieder-
gelassene Arzte, Therapeuten, Krankengymnasten, Logo-
piden, Beschiiftigungstherapeuten, Kinderkliniken, neuro-
pidiatrische Kliniken oder neuropidiatrische bzw. ent-
wicklungsneurologische Abteilungen grofierer Kinderklini-
ken sowie sozialpidiatrische Zentren, die derzeit ausgebaut
werden. In jeder Region soll eines erstellt werden. Ferner
ist der &ffentliche Gesundheitsdienst zu erwdhnen.

Herr Kollege Zeller wird bestitigen kdnnen, dal neben
dem medizinischen Bereich schiieBlich auch der piddago-
gische Bereich zu nennen ist. Den Schulen sind 253 son-
derpadagogische Beratungsstellen zugeordnet, davon 227
in offentlicher und 26 in privater Triagerschaft. AuBerdem
steht in Heidelberg ein interdisziplinir besetzter sonderpi-
dagogischer Beratungsdienst zur Verfiigung. Hinzu kom-
men die von Lhnen in Threr Mindlichen Anfrage angespro-
chenen Friihférdereinrichtungen freier Triger, von denen
wir derzeit 21 haben. Sie wurden in den letzten Jahren
personell aufgestockt. Ebenso wurde das Antragsvolumen
ausgeweitet.
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Stellv. Prisident Dr. Geisel: Zusatzfrage, Frau Abg. Solin-
ger.

Abg. Helga Solinger SPD: Herr Staatssekretdr, nach unse-
ren Informationen ist in lhrem Haus eine Neukonzeption
der Friihférderung in Arbeit. Kénnten Sie bitte die Frage
beantworten, wie Sie sich eine Ausweitung der Frithforde-
rung, die im Interesse der Kinder, die bis jetzt immer noch
nicht frith genug in die Férderung kommen kdnnen, wohl
dringend notwendig ist, vorstellen, wenn sich das Land
nicht ganz intensiv bei den Verhandlungen mit den kom-
munalen Landesverbinden und den Krankenkassen ein-
mischt und dies nur den freien Trigern {berldBt.

Stellv. Priisident Dr. Geisel: Bitte, Herr Staatssekretir.

Staatssekretdr Miihlbeyer: Sehr geehrte Frau Abg. Solin-
ger, das, was ich eben ausgefithrt habe, ist Teil der Uber-
legungen hinsichtlich der Neuordnung der Friihfdrderung.
Hinzu kommt das, was ich beiliufig erwahnt habe, nimlich
die Errichtung von sozialpidiatrischen Zentren. Sie haben
recht, dal nach § 119 SGB V sozialpidiatrische Zentren
erginzend zu Frithférderstellen von den Zulassungsaus-
schissen zur ambulanten sozialpddiatrischen Behandlung
von Kindern ermichtigt werden kdnnen. Hierbei handelt
es sich — das mul} man offen sagen — freilich nicht um eine
neue Einrichtung, sondern um vorhandene Kliniken, die
sich schon bisher bei der diagnostisch-therapeutischen
Entwicklungsrehabilitation als besonders leistungsfihig er-
wiesen haben und die nun zu Lasten der gesetzlichen
Krankenkassen ihr vorhandenes interdisziplinires Team
gegebenenfalls durch Einbeziehung auch nichtmedizini-
scher Fachkrifte in die Vergiitungsregelungen maBvoll
abrunden.

Auf dieser Grundlage hat eine interministerielle Arbeits-
gruppe Vorarbeiten geleistet. Wir arbeiten jetzt auch mit
den betroffenen Stellen zusammen. Unser Ziel ist es, in
Jjeder Region - in Ballungsrdumen im Bedarfsfall mehrere
- zumindest ein sozialpidiatrisches Zentrum zu ermiéchti-
gen. Daraus erkennen Sie, daBl wir neben dem, was ist,
versuchen, auch einiges abzurunden und - das muf man
bei dieser Gelegenheit auch sagen - daB auf der einen Seite
das Land und auf der anderen Seite zum Beispiel der
Sozialhilfetriger oder die Krankenkassen und im Bereich
der Rehabilitation sehr viele andere soziale Leistungstriger
die Férderung iibernehmen. Da geht es darum, dies in
vollem Umfang auszunutzen.

Stellv. Prisident Dr. Geisel: Noch eine Zusatzfrage. Bitte,
Herr Abg. Zeller.

Abg. Zeller SPD: Herr Staatssekretir, das Problem ist,
wenn es um die Finanzierung dieser ganzen MaBnahmen
geht, daB die Finanzierung letztendlich nicht an den Tri-
gern oder gar an den Betroffenen hingenbleiben darf.
Deshalb nochmals nachgefragt: Sieht Thr Konzept vor, daBl
tatsichlich weder die Tréager noch die Betroffenen selbst die
Kosten tragen miissen? Es erhebt sich schon die Frage,
weshalb Sie nicht rechtzeitig mit den Krankenkassen dar-
iiber Verhandlungen aufnehmen, um diese Entwicklung
auch zu koordinieren.

Stellv. Prisident Dr. Geisel: Bitte, Herr Staatssekretir.

Staatssekretiir Miihlbeyer: Herr Abgeordneter, es gibt eine
Reihe von Gesprichen mit den Krankenkassen. Es gibt
auch eine Reihe von Gesprichen mit den Landeswohi-
fahrtsverbinden. Dariiber hinaus gibt es auch eine Fiille
von Einzelfillen, in denen andere soziale gesetzliche
Grundlagen greifen. Es gibt auch ein erhebliches Engage-
ment von Landesseite besonders hinsichtlich der Frihbe-
treuungsstellen und der mobilen Dienste.

Weil das Antragsvolumen trotz einer bescheidenen Erhé-
hung der Mittel im Haushalt 1991792 zugenommen hat und
damit die Freiwilligkeitsleistungen in Hohe von 50 %, vom
Land nicht erreicht werden konnten, hat vor einiger Zeit
in unserem Hause mit diesen freien Trigern ein Gesprich
stattgefunden, um sie darauf vorzubereiten - sie sind auch
darum gebeten worden -, daB sie mit den értlichen Kran-
kenkassen oder mit den Sozialhilfetrigern Gespriche fiih-
ren missen und diese ihnen da und dort Zuschiisse fiir den
Bereich gewihren kdnnen, der im Rahmen einer Fehibe-
tragsfinanzierung vom Land nicht mit 50 %, sondern, wie
ich vorhin bereits gesagt habe, nur mit 41 Y% abgedeckt
wird. Deshalb hat man die Triger zusammengerufen; denn
wir kdnnen nicht pauschal sagen: Hier zahlt die Kasse dies
und dort der Sozialhilfetriger jenes. Es kommt immer
darauf an, welche Leistungen in welchem Male und fiir
welchen Personenkreis erbracht werden. Daraus ergibt sich
dann auch die Vorsprache bei den ortlichen Kassen bzw.
den Sozialhilfetrdgern. Sicherlich hat diese Miindliche An-
frage dies auch ausgeldst; denn die Triger sehen jetzt, day
es keine 50 %, sondern nur 41 % geben wird. Die Vorspra-
che hat aber auch den Sinn gehabt, dal jetzt rechtzeitig
drauBBen Gespriche aufgenommen werden kdnnen, damit
das nicht an den Triigern hingenbleibt.

(Abg. Brigitte Wimmer SPD: Die Besprechung
war erst, nachdem - -)

Stellv. Prisident Dr. Geisel: Jetzt stellen wir keine Zwi-
schenfragen.

Staatssekretir Miihlbeyer: Wir wollen ja helfen, Frau
Kollegin.

(Zuruf der Abg. Brigitte Wimmer SPD)

Stellv. Priisident Dr. Geisel: Frau Solinger hat sich noch
fiir eine zweite Zusatzfrage gemeldet. Bitte, Frau Abg.
Solinger.

Abg. Helga Solinger SPD: Herr Staatssekretir, Sie schil-
dern das sehr blumig. Nehmen Sie schlichtweg in Kauf,
daB Sie dann, wenn die freien Triger keine Komplemen-
tirmittel mehr bekommen, die Frihférderung gezwunge-
nermaBen abbauen miissen, nachdem Ste sonst doch immer
sagen, wir miiBten wegen des steigenden Bedarfs und der
zunehmenden Zahl behinderter Kinder ein gréBeres Frith-
forderungsnetz anlegen?

Stellv. Prisident Dr. Geisel: Bitte, Herr Staatssekretir.
Staatssekretir Miihlbeyer: Frau Abgeordnete, zunichst

darfich sagen, daB die Mittel aufgestockt worden sind, daB
sich aber das Antragsvolumen ausgeweitet hat.
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(Abg. Brigitte Wimmer SPD: Der Bedarf steigt!)

— Wir haben paraliel noch einiges andere getan. — Jetzt
miissen wir einen Weg finden, der sicherstellt, daB die
freien Triger auch die Zuschiisse von den Kassen und von
den freien Triagern erginzend bekommen. Wir miissen
einen Weg finden, damit dies umgesetzt werden kann.

Stellv. Prisident Dr. Geisel: Bitte, Herr Abg. Zeller, zu
Ihrer zweiten Zusatzfrage.

Abg. Zeller SPD: Herr Staatssekretir, konnen Sie mir
sagen, in welcher GréBenordnung Sie diese sozialpddiatri-
schen Zentren streuen wollen? Sie sprachen von Regionen.
Wir gehen eher von Landkreisen aus. Deckt sich unsere
Auffassung mit Ihrer Vorstellung, oder denken Sie eher an
eine groBere Flichenabdeckung?

Stellv. Prisident Dr. Geisel: Bitte, Herr Staatssekretir.

Staatssekretir Miihlbeyer: Ich darf zunichst einmal darauf
aufmerksam machen, dall das eine Leistung nach § 119
SGB V ist und die Kassen Leistungen erbringen. Ein Teil
ist bereits vorhanden; es kommt nichts Neues, sondern es
wird nur koordiniert und zusammengefaBt. Ziel ist, in jeder
Region ein solches Zentrum zu haben und in Ballungsriu-
men unter Umstinden mehr.

(Abg. Zeller SPD: Was heilit Region?)
- Region.
(Zuruf der Abg. Brigitte Wimmer SPD)

Stellv. Prisident Dr. Geisel: Die zwdlf Regionen des
Landes.

Staatssekretit Miihlbeyer: Wir sind hier nicht autonom,
sondern wir miissen mit den Kassen verhandeln. Die
Zulassungsausschiisse der Kassen und der Kassenarzili-
chen Vereinigungen - -

(Abg. Zeller SPD: Die Position der Landesregie-
rung ist entscheidend!)

- Ja. Hochverehrter Herr Abgeordneter, Leistungen der
gesetzlichen Krankenversicherung werden aufgrund gesetz-
licher Grundlagen gewihrt. Diese bediirfen der Entschei-
dung der zustindigen Gremien der Selbstverwaltung,
sprich der Zulassungsausschiisse der Kassen und der Kas-
senirztlichen Vereinigungen, Aufgabe der Landesregierung
- ist, in einer interministeriellen Arbeitsgruppe eine Konzep-
tion zu entwickeln und zu schauen, daB auch eine flichen-
deckende Losung gefunden wird. Dabei sind wir. Wir
versuchen, das umzusetzen. Aber ich sage noch einmal -
Frau -Abg. Solinger als Fachfrau wird dies bestitigen —
Teile sind schon vorhanden. Es geht nur um Erginzungen.

Stellv. Priisident Dr. Geisel: Damit ist diese Miindliche
Anfrage erledigt.

Ich rufe die Miindliche Anfrage unter Ziffer 2 auf:
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Mindliche Anfrage des Abg. Arnold
Télg CDU - Gesundheitszeugnis fiir
auslindische Saisonkrifre

Bitte, Herr Abg. Tolg, Sie haben das Wort zur Verlesung
Ihrer Anfrage.

Abg. Tolg CDU: Herr Prisident, meine Damen und Her-
ren! fch frage die Landesregierung:

a) Wie lange dauert mindestens/lingstens die Erteilung
der Gesundheitsbescheinigung fur auslindische Saison-
arbeitskrifte in der Gastronomie, und wie wird dies
bewertet?

b) Welche Méglichkeiten sieht die Landesregierung zum
einen zur Beschleunigung dieses Verfahrens, zum,ande-
ren zur Erteilung einer vorliufigen Bescheinigung auf
der Grundlage arztlicher Atteste aus dem Herkunftsland

- oder niedergelassener Arzte aus Baden-Wirttemberg?

Stellv. Prisident Dr. Geisel: Zur Beantwortung dieser
Miindlichen Anfrage hat wieder Herr Staatssekretir Miihl-
beyer das Wort.

Staatssekretiir Miihlbeyer: Herr Prisident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Namens der Landesregierung
beantworte ich die Mindliche Anfrage des Herrn Abg.
Tolg wie folgt:

Zu Buchstabe a; Nach den §§ 17 und 18 des Bundesseu-
chengesetzes bendtigen Personen, die erstmals in Lebens-
mittelbetrieben, das heiBt in Kiichen von Gaststatten, tatig
werden, vor Aufnahme dieser Tatigkeit ein nicht mehr als
sechs Wochen altes Zeugnis des Gesundheitsamtes. Die
Untersuchungsdauer wird durch den vom Gesetz vorge-
schriebenen Untersuchungsumfang bestimmt. Neben einer
Vorstellung des Betreffenden im Gesundheitsamt ist die
Untersuchung einer Stuhlprobe durch das jeweilige Medi-
zinaluntersuchungsamt sowie die Durchfiihrung von Tine-
Tests sowie gegebenenfalls die Durchfihrung einer Ront-
genuntersuchung zum AusschluB einer Tuberkuloseerkran-
kung erforderlich. Die Bearbeitungszeit fiir die Untersu-
chungen einschlieBlich der Erteilung eines entsprechenden
Gesundheitszeugnisses betrigt daher in der Regel zwei bis
lingstens drei Wochen. Bei erheblichen Verzégerungen im
Postlauf oder in Fillen, in denen die Stuhlprobe vom
Untersuchungspflichtigen nicht umgehend dem Medizinal-
untersuchungsamt zugeschickt wird, ist auch eine lingere
Bearbeitungszeit denkbar. Natiirlich kann im Einzelfall die
Ursache der Verzdgerung auch im Gesundheitsamt liegen.
Statistiken iiber die Dauer der Verfahren liegen nicht vor.

Zum zahlenmiBigen Umfang ist jedoch zu bemerken, daB
allein im Bereich des Medizinischen Landesuntersuchungs-
amtes Stuttgart im Jahre 1989 73 534 Stuhlproben im
Rahmen der §§17 und 18 des Bundesseuchengesetzes
untersucht wurden. Dieser durch Gesetz vorgesehene Un-
tersuchungsumfang gilt fir alle Personen, die der Unter-
suchungspflicht nach den §§ 17 und 18 des Bundesseuchen-
gesetzes unterliegen.

Seit 1. Januar 1991 besteht fiir Personen aus Polen, aus der
CSFR, Ungarn und Jugoslawien die Maglichkeit, ein kurz-
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zeitig befristetes Beschiftigungsverhiltnis, das heiBt eine
Téatigkeit als Saisonarbeiter fir drei Monate, in der Bun-
desrepublik Deutschland einzugehen. Diese Saisonarbeiter
werden auch in Lebensmittelbetrieben, insbesondere als
Kichenhilfen in der Gastronomie, eingesetzt. Fiir diese
Saisonarbeiter ist die Untersuchungspflicht nach den §§ 17
und 18 des Bundesseuchengesetzes deshalb von besonderer
Bedeutung, da sie bereits unmittelbar nach der Einreise in
das Bundesgebiet eine entsprechende Titigkeit aufnehmen
mochten.

Zu Buchstabe b: Auf die Probleme, die mit der Untersu-
chungspflicht fiir die Saisonarbeiter verbunden sind, die
lediglich drei Monate im Bundesgebiet arbeiten diirfen, hat
vor kurzem der Hotel- und Gaststittenverband Baden-
Wiirttemberg hingewiesen. Das Sozialministerium nimmt
dies zum AnlaB dafir, auch die Gesundheitsimter auf die
Problematik hinzuweisen.

Nach den §§ 17 und 18 des Bundesseuchengesetzes ist es
dem Gesundheitsamt nicht mdéglich, auf der Grundlage
eines drztlichen Attestes aus dem Ausland ein entsprechen-
des Gesundheitszeugnis auszustellen. Das Zeugnis kann
zwar, sofern die zustindige Kreispolizeibehdrde dies zu-
14Bt, grundsatzlich auch von einem Arzt ausgestellt werden,
der iiber die fiir die Untersuchung notwendigen Einrich-
tungen verfiigt, Dem Sozialministerium ist jedoch nicht
bekannt, ob bei den zustindigen Behdrden entsprechende
Antrage gestellt wurden.

Stellv, Prisident Dr. Geisel: Keine Zusatzfragen? - Dann
ist diese Miindliche Anfrage erledigt.

Ich rufe die Miindliche Anfrage unter Ziffer 3 auf:

Miindliche Anfrage des Abg. Ulrich
Brinkmann SPD - Erfillung der Schul-
pflicht fiir kdrperbehinderte Schulan-
fadnger

Herr Abg. Brinkmann, Sie haben das Wort zur Verlesung
Threr Anfrage.

Abg. Brinkmann SPD: Herr Prisident, meine Damen und
Herren! Ich frage die Landesregierung:

a) Auf welche Weise gedenkt die Landesregierung die
Voraussetzungen fiir die Erfiillung der Schulpflicht k&r-
perbehinderter Kinder im Schuljabhr 1991/92 im Raum
Siidbaden zu erfiillen?

b) Mit welcher MaBnahme wird die Landesregierung den

Engpal bei der Heimsonderschule Emmendingen-Was-

- ser, wo in diesem Jahr fiir 18 sonderschulpflichtige

Schulanfinger nur sieben Plitze zur Verfiigung stehen,

vom Schuljahr 1991/92 bis zur Bezugsfertigkeit des
geplanten Erweiterungsbaus iiberbriicken?

Stellv. Priisident Dr. Geisel: Zur Beantwortung dieser
Miindlichen Anfrage erteile ich das Wort Herrn Staatsse-
kretdr Leicht vom Ministerium fiir Kultus und Sport.

Staatssekretir Leicht: Herr Prisident, meine Damen und
Herren! Namens der Landesregierung beantworte ich die

Miindliche Anfrage des Herrn Kollegen Brinkmann wie
folgt:

Zu a: Im Oberschulamtsbereich Freiburg gibt es 6ffentliche
Schulen fiir Koérperbehinderte in Offenburg, Maulburg,
Villingen-Schwenningen, Waldshut-Tiengen und Emmen-
dingen. An den vier zuerst genannten Standorten ist mit
insgesamt zirka 45 Neuaufnahmen zu rechnen. Fiir diese
korperbehinderten Kinder stehen Schulplitze zur Verfi-

gung.

Eine EngpaBsituation besteht hingegen an der staatlichen
Schule fir Kérperbehinderte mit Heim in Emmendingen-
Wasser. Zur Zeit werden in Emmendingen-Wasser weniger
Schiiler entlassen, als die Schule neu aufnehmen kann. Dies
l1aBt sich aus der Entwicklungsgeschichte dieser Schule
erkldren. Auch ist der Anteil kdrperbehinderter Kindér in
den letzten Jahren kontinuierlich gestiegen.

SchlieBlich war es aufgrund der auBerordentlich hohen
Akzeptanz dieser Einrichtung im sidlichen Ober- und
Hochrheingebiet der Wunsch der Eltern, die Grundschul-
stufe fiir Kdrperbehinderte von Freiburg nach Emmendin-
gen zu iibernehmen. Dies war urspriinglich nicht vorgese-
hen und hat zu einer Uberlastung dieser Schule gefiihrt.

Zu b: Die Landesregierung ist bemiiht, durch die Ausla-
gerung von zwei bereits bestehenden Klassen in befristet
angemietete Riume der Meerweinschule, einer AuBenstelle
des Goethe-Gymnasiums Emmendingen, die EngpaBsitua-
tion bis zur Fertigstellung des Erweiterungsbaus zu iiber-
briicken. Hierdurch kénnte fir die Neuanfinger Raum in
der Kdorperbehindertenschule Emmendingen geschaffen
werden. Die Schulverwaltung fiihrt in dieser Sache um-
fangreiche Verhandlungen mit dem Schultriager, und es
besteht begriindete Hoffnung, daB die Beratungen zu einer
gewiinschten Ldsung fiihren.

Stellv. Prisident Dr. Geisel: Zusatzfrage, Herr Abg. Zeller.

Abg. Zeller SPD: Herr Staatssekretdr, sind Sie in diesem
Fall auch bereit, bei eventuell vorliegenden Antrigen kor-
perbehinderte Kinder in das Regelschulwesen zu integrie-
ren und die entsprechenden Voraussetzungen dafir zu
schaffen, um letztendlich auch diesen EngpaB beseitigen zu
konnen?

Zum zweiten: Gibt es dhnliche Fille im Land Baden-
Wiirttemberg, bei denen ebenfalls soiche Engpiisse beste-
hen?

Stellv. Priasident Dr. Geisel: Bitte, Herr Staatssekretir.
Staatssekretir Leicht: Lassen Sie mich zunichst zur zwei-
ten Frage kommen: Uber dhnliche Fille bin ich im Moment

nicht informiert. Mir liegen keine konkreten Anfragen vor.

(Abg. Zeller SPD: Wiren Sie bereit, mir dies
nachzureichen?)

Das iiberpriift das Ministerium gegebenenfails immer wie-
der von neuem.
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Zur ersten Frage: Sie wissen so gut wie ich, daB wir in
Einzelfillen immer wieder Ausnahmen zulassen, wenn
solche Antrige gestellt werden.

Stelly. Prisident Dr. Geisel: Zusatzfrage, Herr Abg. Brink-
mann.

Abg. Brinkmann SPD: Herr Staatssekretdr, ist [hnen zum
Problembereich Meerweinschule bekannt, daB dazu eine
Petition lduft, zu der die Stellungnahme der Landesregie-
rung bei dem vorgesehenen Berichterstatter des Petitions-
ausschusses noch nicht einmal eingegangen ist? Wieso
kénnen Sie dann begriindete Hoffnung haben, daf} dies
noch bis zum nichsten Schuljahr geregelt sein kdnnte?

Stellv. Prisident Dr. Geisel: Bitte, Herr Staatssckretdr.

Staatssekretir Leicht: Erstens ist mir bekannt, dal in
diesem Zusammenhang eine Petition lauft. Gerade weil
dieser Sachverhalt dem Ministerium bekannt ist und zur
Zeit Verhandlungen laufen, kann ich zweitens auch die
entsprechende Hoffnung auflern.

Stellv. Priisident Dr. Geisel: Zweite Zusatzfrage, Herr Abg.
Brinkmann.

Abg. Brinkmann SPD: Herr Staatssekretér, ist in [hrem
Haus einmal der verhiltnismiBig leicht zu realisierende
Weg gepriift worden, auf dem Gelinde der Heimsonder-
schule Emmendingen-Wasser kurzfristig Schulpavillons
aufzustellen, um die Zeit bis zur Fertigstellung des Neubaus
iiberbriicken zu kdnnen?

Stellv. Prisident Dr. Geisel: Bitte, Herr Staatssekretar.

Staatssekretiir Leicht: Lassen Sie mich noch einmal auf den
Inhalt der eingangs gegebenen Antwort eingehen. Wenn
diese Losung gefunden werden kann, so milssen wir na-
tiirlich auch wirtschaftlich denken und iberlegen, ob wir
an Mafinahmen wie der Erstellung von Sonderpavillons
vorbeikommen. Ich denke, wir sollten zuerst die eine
Malnahme priifen, bevor wir die andere in Erwigung
ziehen.

Stellv. Priisident Dr. Geisel: Zusatzfrage, Herr Abg. Haas.

Abg. Haas CDU: Herr Staatssekretir, ist es richtig, daB die
{Tberlegungen, die angestellt werden, bei der Meerwein-
schule zwei Klassenrdume anzumieten, unabhingig von
der Frage der Meerweindependance des Goethe-Gymnasi-
ums angestellt werden, diese beiden Sachverhalte also
nichts miteinander zu tun haben?

Ist [hnen auch bekannt, daB der Kultur- und Sozialaus-
schul} der Stadt Emmendingen heute eine Stellungnahme
zu der Petition abgibt?

Stellv. Prisident Dr. Geisel: Bitte, Herr Staatssekretér.

Staatssekretir Leicht: Dies ist mir bekannt, und - ich sage
es noch einmal — das berechtigt auch zu der Annahme und
der Hoffnung, daB wir hier einer fiir alle akzeptablen
Losung entgegensehen kdnnen.
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{Abg. Zeller SPD: Hoffnung ist aber zuwenig!)
Stellv. Priisident Dr. Geisel: Zusatzfrage, Herr Abg. Nicola.

Abg. Nicola SPD: Herr Staatssekretiir, Sie sprechen von
begriindeten Hoffnungen, dafl Sie bis zu einem bestimmten
Zeitpunkt in dieser Sache zu einer Losung kommen kén-
nen. Welche konkrete Schritte haben Sie vor, um dieses
Problem zum Schuljahresbeginn zu {6sen?

Stellv. Prisident Dr. Geisel: Bitte, Herr Staatssekretir.

Staatssekretir Leicht: Ich habe das doch vorhin beantwor-
tet.

{Abg. Brinkmann SPD: Konkret sind Sie nicht
geworden!) ‘

— Doch, die sind ganz konkret. Man muB natiirlich zuerst
die Verhandlungen mit dem Schultrdger abwarten. Dies ist
ja die Voraussetzung dafiir, zu weiteren Riumen zu kom-
men. fch kann also nicht im voraus sagen, wie das end-
giiltig sein wird, wenn ich noch warten muB. Sie haben
gerade vom Kollegen Haas gehort, daB diese Verhandlun-
gen heute abend unter Umstinden zu einem entsprechen-
den AbschluB kommen. Dann ist sofort die entsprechende
Entscheidung und zum kommenden Schuljahr eine fir alle
akzeptable Losung méglich. Mehr als ,,zum kommenden
Schuljahr” kann ich nicht sagen.

Stellv. Prisident Dr. Geisel: Zweite Zusatzfrage, Herr Abg.
Nicola.

Abg. Nicola SPD: Herr Staatssekretdr, wenn sich heute
keine rdumlichen Ldsungen in Emmendingen anbieten,
sind Sie dann bereit, bis zum Schuljahresbeginn eine
Pavillonlésung oder etwas Derartiges in die Wege zu
leiten?

Stellv. Priisident Dr. Geisel: Bitte, Herr Staatssekretar.

Staatssekretiir Leicht: Selbstverstindlich hat auch das Mi-
nisterium zu dieser Alternative Uberlegungen angestellt,
und man wird dann eine entsprechende riumliche Lésung
finden. Wahrscheinlich nicht durch die Erstellung eines
Pavillons; es gibt aber auch andere denkbare Maoglichkei-
ten.

{Abg. Brinkmann SPD: Jetzt werden Sie doch
einmal konkret!)

Das werden wir dann sehen. Aber Sie werden dann auch
sehr zufrieden sein, Herr Kollege Brinkmann.

(Zuruf des Abg. Brinkmann SPD)
— Doch, ich weill es.
(Abg. Brinkmann SPD: Dann koénnen Sie es ja
sagen! — Abg. Nicola SPD: Das ist Geheimnistue-

rei! ~ Abg. Jacobi GRUNE: Ist das eine Frage-
stunde oder eine Versteckspielstunde?)
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- Das ist keine Geheimnistuerei. Es gibt ja verschiedene
rdumliche Mdoglichkeiten.

Stellv. Prisident Dr. Geisel: Frau Wimmer mochte auch
noch eine Zusatzfrage stellen. Dann sollten wir aber den
Punkt so langsam abschlieBen.

{Abg. Brinkmann SPD: Er kann sich doch nicht
weigern, hier etwas zu beantworten! - Abg. Bir-
zele SPD: Wenn er schon etwas weill!)

Bitte, Frau Wimmer.

Abg. Brigitte Wimmer SPD: Herr Staatssekretir, ist es [hre
Aufgabe, hier den Abgeordneten Rede und Antwort zu
stehen? Ja oder nein? Wenn ja, dann bitte ich Sie, den
Abgeordneten auch eine Antwort zu geben, mit der sie
etwas anfangen kdnnen.

Stellv. Prasident Dr. Geisel: Biute, Herr Staatssekretir.

Staatssekretir Leicht: Ich habe Thnen eine Antwort gege-
ben. Dieses Problem wird einer Lésung zugefiihrt. Die
Losungsmoglichkeit hingt von Voraussetzungen ab, die
erst noch abgewartet werden miissen.

(Lachen bei der SPD -~ Abg. Brigitte Wimmer
SPD: Das ist keine Antwort, was Sie geben,
sondern das ist eine Frechheit!)

- Verehrte Frau Kollegin Wimmer, ich bin Ihren Charme
schon lange gewdhnt.

Stellv. Prisident Dr. Geisel: Frau Kollegin Solinger, Sie
mochten auch noch eine Frage stellen?

{Abg. Brinkmann SPD: Sie wissen selbst nicht, wo
es langgeht, Herr Staatssekretiir! Das ist der Hin-
tergrund! — Abg. Biitikofer GRUNE: Als Staats-
sekretdr kdnnen Sie sich einmal ein biBchen Mii-
he geben! - Abg. Jacobi GRUNE: Gelassenheit?)

— Jetzt bitte keine weitere Unterbrechung. Frau Solinger
mdochte noch eine Frage stellen. Ich bitie Sie, Herr Staats-
sekretir, diese Frage dann konkret zu beantworten.

Bitte, Frau Solinger.

Abg. Helga Solinger SPD: Herr Staatssekretiir, sind Sie
erstens bereit, uns umgehend zu informieren, wenn im
konkreten Fall eine Ldsung gefunden worden ist? Zwei-
tens: Sind Sie bereit, uns mitzuteilen, an welchen Schul-
standorten in Baden-Wiirttemberg dhnliche Engpisse im
Bereich der Sonderschulen fiir Kérperbehinderte bestehen?

Stellv. Prisident Dr. Geisel: Bitte, Herr Staatssekretir.

Staatssekretiir Leicht: Wie bisher wird, wenn eine entspre-
chende Entscheidung getroffen worden ist, umgehend in-
formiert. Es liegt hier ja eine ganze Reihe von Initiativen
vor, und alle Damen und Herren, die damit befaBt sind,
werden zu gegebener Zeit kurzfristig informiert.

(Abg. Brinkmann SPD: Genauso ausweichend
wie bisher!)

- Genauso, wie ich Thnen eingangs die Antwort gegeben
habe. Es besteht Bedarf an zwei Riumen; wir stehen kurz
vor dem AbschluBl von Verhandlungen, die diese zwei
Riume sichern. Ich kann aber die Entscheidung von heute
abend nicht heute nachmittag vorwegnehmen, sondern ich
mul} diese Entscheidung abwarten. Dann wird gehandelt.
Alles andere ist Spekulation.

Stellv. Priasident Dr. Geisel: Frau Abg. Solinger hat noch
eine zweite Frage gestellt. Sind Sie bereit, sie noch zu
beantworten, Herr Staatssekretdr?

Staatssekretiir Leicht: Darf ich um Wiederholung der zwei-
ten Frage bitten? .

Stellv. Prasident Dr. Geisel: Bitte, Frau Solinger.

Abg. Helga Solinger SPD: Ich hatte Sie gefragt, ob Sie
bereit sind, uns schriftlich mitzuteilen, an welchen Schul-
standorten in Baden-Wiirttemberg im Bereich der Sonder-
schulen fiir Kérperbehinderte dhnliche Engpisse bestehen.

Stelly. Prisident Dr. Geisel: Bitte, Herr Staatssekretir,

Staatssekretiir Leicht: Selbstverstindlich werde ich Ihnen
auch diesen Bericht gerne zukommen lassen.

Stellv. Prisident Dr. Geisel: Dann ist diese Frage endlich
erledigt.

Ich rufe die Mindliche Anfrage unter Ziffer 4 auf:

Karl
im Be-

Mindliche
Ostreicher
reich der

Anfrage des Abg.
CDU - Kiurzungen
Landwirtschaft

Herr Abg. Ostreicher, bitte.

Abg. Ostreicher CDU: Wie beurteilt die Landesregierung
die von Bundeswirtschaftsminister Méllemann vorgesehe-
nen Kirzungen im Bereich der Landwirtschaft?

{Abg. Dr. Doring FDP/DVP: Welche?)

- Da ist doch einiges im Gespriach. Das wissen Sie ganz
genau.

(Unruhe - Glocke des Prisidenten)

Stellv. Priisident Dr. Geisel: Das Wort zur Beantwortung
dieser Miindlichen Anfrage erteile ich dem Herrn Minister
fir Landlichen Raum, Erndhrung, Landwirtschaft und
Forsten.

Minister fiir Lindlichen Raum, Erniihrung, Landwirtschaft
und Forsten Weiser: Herr Prisident, meine Damen und
Herren! Wenn dem Herrn Kollegen Albrecht solche Au-
Berungen nicht bekannt sind, bin ich gern bereit, ihm einen
Pressespiegel zur Verfligung zu stellen,
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t Minister Weiser)

(Abg. Albrecht FDP/DVP: Was hat das mit mir
zu tun?

damit er sich nicht der Mihe unterzichen mul, ganze
Zeitungen durchzublittern.

{Abg. Albrecht FDP/DVP: Wieso sprechen Sie
mich an?)

- Bitte?

(Abg. Albrecht FDP/DVP: Wieso sprechen Sie
mich an?)

— Weil Sie den Kollegen Ostreicher gefragt haben, was
iiberhaupt vorgesehen sei.

(Abg. Albrecht FDP/DVP: Da haben Sie den
Falschen angegesprochen! Ich habe iiberhaupt
nichts gesagt! - Gegenruf des Abg. Kretschmann
GRUNE: Sie sind halt der stellvertretende Frak-
tionsvorsitzende!}

- Bitte?

(Abg. Albrecht FDP/DVP: ich habe iiberhaupt
keine Frage gestellt!)

- Nein, ich rede jetzt den Richtigen an.

(Abg. Albrecht FDP/DVP: Ich habe nichis ge-
sagt!)

- Doch, Sie haben eine Frage gestellt, und ich habe diese
vorweg beantwortet.

(Abg. Biitikofer GRUNE: Jetzt keilen Sie doch
nicht so auf den Keiler ein'}

Stellv. Priisident Dr. Geisel: Herr Minister, beantworten Sie
bitte die Frage des Herrn Ostreicher.

Minister fiir Lindlichen Raum, Ernidhrung, Landwirtschaft
und Forsten Weiser: Ich beantworte die Anfrage des Herrn
Abg. Ostreicher namens der Landesregierung wie folgt:

Die derzeitige wirtschaftliche Situation der Landwirtschaft
ermdglicht es nicht, in diesem Bereich Kiirzungen vorzu-
nehmen. Die Landwirtschaft wird im laufenden Wirt-
schaftsjahr Einkommenseinbuien von etwa 20% zu ver-
zeichnen und zu verkraften haben, und ich halte es fiir
geradezu grotesk, wenn man in einer solchen Situation
dariiber nachdenkt, wie man in der Landwirtschaft Milli-
ardenbetrige einsparen kann.

Die Landesregierung hilt es auch fir unverantwortlich,
dal} der Herr Bundeswirtschaftsminister Zeitungsberichten
zufolge

(Abg. Dr. Déring FDP/DVP: Ahal)

erklin haben soll, daB die Subventionen fur die Landwir-
schaft um 2 Milliarden DM héher seien als die Wertschop-
fung tberhaupt.
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(Abg. Kéder SPD: Was hat das mit Wertschép-
fung zu tun?)

Tatsache ist, dal} die deutsche Landwirtschaft innerhalb der
EG an siebter Stelle der Einkommensentwicklung steht,
wihrend die auBerlandwirtschaftliche Entwicklung der
Lohne und Gehilter die Bundesrepublik an die Spitze in
der Europiischen Gemeinschaft gebracht hat. Deshalb
halten wir Kiirzungen im Agrarbereich fiir unzulassig.

Stellv. Prisident Dr. Geisel: Zusatzfrage,
Dr. Déring.

Herr Abg.

Abg. Dr. Diring FDP/DVP: Herr Minister, Sie haben den
Eindruck zu erwecken versucht, als ob von Milliardenkiir-
zungen im Agrarbereich die Rede wire. Kénnen Sie etwas
konkretisieren, welche konkreten MaBnahmen voin Bun-
deswirtschaftsminister tatsichlich angesprochen worden
sind?

AuBerdem: Kénnen Sie darauf eingehen, welche Kiirzun-
gen im Nachtragshaushalt hinsichtlich des Etats, fiir den
Sie verantwortlich zeichnen, vorgenommen worden sind
und wie deren Auswirkungen beurteilt werden missen?

Stellv. Prisident Dr. Geisel: Bitte, Herr Minister.

Minister fiir Lindlichen Raum, Ernihrung, Landwirtschaft
und Forsten Weiser: Herr Abg. Dr. Ddring, zunichst zur
letzten Frage, welche Kiirzungen in meinem Haushalt
vorgenommen worden seien: Fiir die Agrarforderung selbst
hat eine Erhéhung und keine Kiirzung stattgefunden; denn
wir haben erstens die Mittel fir die Ausgleichszulage
erhdht, wir haben auBerdem als erstes Bundesland in
diesem Jahr die Einfiihrung einer Waldausgleichszulage
vorgesehen und uns als erstes Bundesland fiir ein Griin-
landprogramm entschieden. Im agrarischen Bereich ist
seitens der Regierung keine Kiirzung vorgenommen wor-
den.

(Abg. Dr. Diring FDP/DVP: Und die 35 Mitlio-
nen DM im Strukturprogramm Lindlicher
Raum?)

Stellv. Priisident Dr. Geisel: Sie haben die erste Frage noch
nicht beantwortet, Herr Minister.

Minister fiir Landlichen Raum, Erndhrung, Landwirtschaft
und Forsten Weiser: Bitte?

(Abg. Dr. Déring FDP/DVP: Und die 35 Millio-
nen DM im Strukturprogramm?)

— In welchem?

(Abg. Dr. Déring FDP/DVP: Im Nachtragshaus-
halth

- Im PLR? - Das ist doch kein Programm fir die
Landwirtschaft.

(Abg. Dr. Doring FDP/DVP: Ich habe nach den
Kiirzungen in [hrem Etat gefragt!)
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{Minister Weiser)

~ Nein, Sie haben gesagt: in bezug auf die Agrarférderung.
- In meinem Etat sind in der Tat 35 Millionen DM im
Strukturprogramm Landlicher Raum gekiirzt worden. Da-
fiir sind 23 Millionen DM an Verpflichtungsermachtigun-
gen eingesetzt worden. Nachdem ohnehin immer in mehr-
jahrigen Programmen gedacht und gehandelt wird, betrigt
die Kiirzung in diesem Bereich insgesamt 12 Millionen DM
- bei Ansitzen, die iiber 100 Millionen DM liegen, und bei
einem Programm, das an fiir sich von der CDU kreiert
wurde und nie in die Vorstellungen der Opposition dieses
Landes gepaBt hat. Ich mochte auch darauf einmal hinwei-
ser.

Die erste Frage war: Wo hat sich denn der Bundeswirt-
schaftsminister geduBert und in welcher Hinsicht?

{Abg. Dr. Doring FDP/DVP: In welcher Hohe?
Sie haben von Milliarden gesprochen!)

- Moment! Ich habe nicht von der Kiirzung von Milliarden
gesprochen, sondern erklirt, ich hielte es fiir unverantwort-
tich, daB man der Bevdlkerung weismachen will, daB die
Subventionen fiir die Landwirtschaft 2 Milliarden DM ha-
her seien als die Wertschdpfung insgesamt. Dabei mul
Herr Mallemann als Wirtschaftsminister doch wissen, da
Wertschopfungen aus Preisen und Mengen bestehen. Und
natiirlich geht die Wertschdpfung zuriick, wenn die Preise
rickldufig sind. Ich meine, es wire besser gewesen, die
Bevolkerung objektiv zu informieren.

Nun zu der Frage, wo er denn kiirzen will. Da gibt es
Vorstellungen im Einkommensteuerbereich. [ch bin bereit,
diese voll mitzutragen, denn dort geht es um ein paar
Freibetrige, die an Einkommensgrenzen gebunden werden
sollen. Aber dann geht es auch um die Frage anderer
Subventionen, zum Beispiel um die Aufhebung der Verbil-
ligung des Gasdls. Die Gasolverbilligung macht bundes-
weit zwischen 800 und 900 Millionen DM aus. Bei einem
Gesamteinkommen der deutschen Landwirtschaft, das bei
etwa 18 bis 19 Milliarden DM in diesem Jahr liegen wird,
wiirde dies eine Kiirzung des Einkommens um weitere 4
bis 5% bedeuten.

Stellv. Prisident Dr.
Kretschmann.

Geisel: Zusatzfrage, Herr Abg.

Abg. Kretschmann GRUNE: Herr Minister, wie beurteilen
Sie die Tatsache, daB Thre Bundespartei mit einer Partei,
die einen Minister stellt, dessen AuBerung Sie als unver-
antwortlich bezeichnen, eine Koalition eingegangen ist?
Und ist Thnen bekannt, ob Bundeskanzler Dr. Helmut
Kohl seine Richtlinienkompetenz in dieser Hinsicht wahr-
nehmen wird?

Minister fiir Lindlichen Raum, Erndhrung, Landwirtschaft
und Forsten Weiser: Die wird er wahrnehmen, ohne Sie
dabei um-Unterstiitzung zu bitten, Herr Kretschmann. Die
Politik der Bonner Koalition ist insgesamt hervorragend.
Es gibt ein paar Dinge, liber die man reden muB. Das ist
in jeder Koalition so. Das haben Sie doch dort erlebt, wo
Sie selbst im Regierungsapparat waren. Diese Koalition ist
dann allerdings klaglich gescheitert. Aber zunichst waren
Sie fest dabei.

Stellv. Priisident Dr. Geisel: Zusatzfrage, Herr Abg. Nicola.

Abg. Nicola SPD: Herr Minister, Sie haben sich gerade,
und zwar im Hinblick auf die wirtschaftliche Situation
unserer landwirtschaftlichen Betriebe, vehement dagegen
gewehrt, dall Subventionskiirzungen auf Bundesebene vor-
genommen werden. Sic haben erklirt, daB die Kiirzungen
im Landeshaushalt sich hauptsichlich auf das Programm
Lindlicher Raum bezdgen.

Meine Frage dazu: [st meine Information falsch, daB Sie
bisher in Ihren Presseerklirungen immer wieder gesagt
haben, daB das Programm Lindlicher Raum insbesondere
der Landwirtschaft und dem landlichen Raum diene? Und
wiirden Sie sich dann auch dafiir einsetzen, daB in Threm
Bereich keine Kiirzungen vorgenommen werden?

Stellv. Priisident Dr. Geisel: Bitte, Herr Minister.

Minister fiir Lindlichen Raum, Erniihrung, Landwirtschaft
und Forsten Weiser: Herr Kollege Nicola, wiirden Sie mir
bitte sagen, wann und wo ich das Programm Lindlicher
Raum als agrarisches Programm dargestellt habe?

(Abg. Nicola SPD: Ich habe die Presseerklirun-

gen nicht da! Aber ich kdnnte [hnen mehrere

vorlegen! — Abg. Brinkmann SPD: Sie brauchen
ja nur zu dementierent!)

— Gut. Wir einigen uns also darauf - -
{Zuruf des Abg. Moser SPD)

- Herr Moser, Sie stellen die Fragen, und ich gebe die
Antworten.

(Abg. Moser SPD: Genau dieses meine ich!)

- So ist es. Wenn Kollege Nicola hier behauptet, ich hitte
erklidrt, das Programm Lindlicher Raum sei ein agrarisches
Programm, dann darf ich als Antwort die Frage stellen,
wann und wo ich das erklirt haben soll.

(Abg. Nicola SPD: Mehrfach!)
Da brauchen Sie sich iiberhaupt nicht aufzuregen.

(Abg. Brinkmann SPD: Sie brauchen es doch nur

zu dementieren! - Abg. Koder SPD: Sie sagen

also, es habe mit der Landwirtschaft nichts zu
tun?)

— Ich habe es nicht in der Weise gesagt, wie es dargestellt
wurde. Es hat indirekt mit der Landwirtschaft zu tun, denn
wenn ich im lindlichen Raum auBerlandwirtschaftliche
Arbeitsplatze schaffe, dann ist ganz klar, daB ich damit
auch den Nebenerwerbslandwirten die Mdglichkeit gebe,
wohnortnah Arbeitsplatze zu haben. Ich kann Sie aber
beruhigen: Dieser Bereich des Programms ist von der
Kiirzung iiberhaupt nicht tangiert.

Stellv. Priisident Dr. Geisel: Ich wirde in diesem Zusam-

menhang vorschlagen, dall diese Frage bei der Erdrterung
des Nachtragshaushalts im FinanzausschuB8 niher behan-
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Stelty. Priisident Dr. Geisel)

delt wird. Dort wird der Herr Minister sicherlich Gelegen-
heit haben kdnnen, auf entsprechende Fragen detaillierte
Antworten zu geben.

Minister fiir Lindlichen Raum, Ernihrung, Landwirtschaft
und Forsten Weiser: Vielen Dank, Herr Prisident. Da war
der Minister noch nie in Verlegenheit, wie Sie selbst wissen.

Stellv. Prisident Dr. Geisel: Dann hat Herr Kollege
Kretschmann noch eine zweite Zusatz{rage.

Abg. Kretschmann GRUNE: Herr Minister, IThnen ist ja
sicher bekannt, dafl Bundeswirtschaftsminister Mdllemann
mit seinem Rilcktritt gedroht hat, falls er mit seiner For-
derung nach 10 Milliarden DM Subventionsstreichung
nicht durchkommt.

Andererseits ist auch bekannt, daB er mit den Sozialdemo-
kraten allméhlich liebdugelt - -

(Glocke des Prasidenten)

Stellv. Priisident Dr. Geisel: Entschuldigung, Herr Kollege
Kretschmann. Ich glaube, diese Frage sprengt den Rahmen
der Frage, die der Herr Kollege Ostreicher gestellt hat.

(Abg. Biitikofer GRUNE: Ist Thnen der Malle-

mann unangenehm, Herr Pridsident? - Minister

Weiser: Der ist mir viel angenehmer als Sie, Herr
Biitikofer!)

- Nein, fiberhaupt nicht, aber wir kdnnen hier nicht eine
Feld-Wald-und-Wiesen-Debatte machen.

Minister fiir Lindlichen Raum, Ernihrung, Landwirtschaft
und Forsten Weiser: Haben Sie das wenigstens gehdrt,
wenn Sie die Frage gestellt haben? Der Bundesminister
Mallemann ist mir trotz allem viel angenehmer als Sie.

(Abg. Kretschmann GRUNE: Das war nur die
Einleitung zur Intention meiner Frage!)

Stellv. Prisident Dr. Geisel: Dann stellen Sie bitte die
konkrete Frage, Herr Kollege Kretschmann.

Abg. Kretschmann GRUNE: Wiirden Sie sich dafiir einset-
zen — der Bundeskanzler Kohl wird dann unter Umstinden
sagen, das sei es thm nicht wert —, dali an dieser Frage unter
Umstanden die Koalition platzt, wenn es auf dem Riicken
der Landwirtschaft geschieht?

Stellv. Priisident Dr. Geisel: Bitte, Herr Minister.

Minister fiir Lindlichen Raum, Erndhrung, Landwirtschaft
und Forsten Weiser: Herr Kretschmann, wir warten die
Entscheidung ab, und dann unterhalten wir uns aber die

Konsequenzen.

(Abg. Kretschmann GRUNE: Das war sehr salo-
monisch!}

~ Ja, gut.
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{Abg. Kretschmann GRUNE: Aber deswegen
sind Sie noch nicht der Kénig Salomon!)

Stellv. Priisident Dr. Geisel: Ich lasse noch eine Zusatzfrage
zu. Bitte, Herr Abg. Dr. Goll.

Abg. Dr. Ulrich Goll FDP/DVP: Herr Minister, teilen Sie.
insbesondere nachdem die Intervention des Prisidenten
notwendig wurde, meine Ansicht, dall schon die Frage
reichlich nebulés gestellt war, nachdem man nur auf Pres-
seberichte ausweichen kann, von denen nicht einmal ein
Datum vorliegt?

{Abg. Dr. Déring FDP/DVP: Hervorragend! -
Beifall des Abg. Dr. Doéring FDP/DVP)

Minister fiir Lindlichen Raum, Ernihrung, Landwiptschaft
und Forsten Weiser: Ich glaube nicht, daBl die Dinge
nebulds waren.

(Abg. Dr. Doring FDP/DVP: Die Antworten
waren nebulds!)

Wenn Sie die Dinge genau nachgelesen hitten, die der
Bundeswirtschaftsminister geduBert hat, dann wiirden Sie
die Sorgen des fiir die Agrarpolitik hier in Baden-Wiirt-
temberg zustindigen Ministers verstehen.

{Lachen des Abg. Birzele SPD)

Stellv, Priisident Dr. Geisel: Es werden keine weiteren
Fragen gestellt. Damit ist auch diese Anfrage erledigt, und
wir sind am Ende der Fragestunde und damit am Ende des
Tagesordnungspunkts 6.

Ich rufe Punkt 7 der Tagesordnung auf:

Erste Beratung des Gesetzentwurfs der Fraktion der CDU,
der Fraktion der SPD und der Fraktion der FDP/DVP -
Gesetz zur Anderung des Abgeordnetengesetzes — Drucksa-
che 10/5398

Das Prisidium hat festgelegt, daB iber diesen Gesetzent-
wurf eine Allgemeine Aussprache mit einer Redezeit von
5 Minuten je Fraktion stattfinden soll.

Das Wort erteile ich Herrn Abg. Dr. Lang.

Abg. Dr. Karl Lang CDU: Herr Prisident, meine Damen
und Herren! Es war bisher iiblich, daB der Priisident selber
den Bericht gegeben und dargelegt hat, wie er zu den
Zahlen kommt. Aber wir haben ja alle die Vorlage bekom-
men. Ich glaube, die Grundlage ist eindeutig. Artikel 40 der
Landesverfassung gebietet es genauso wie die Rechtspre-
chung des Bundesverfassungsgerichts, dal die Entschadi-
gung, die die Abgeordneten bekommen, angemessen ist
und sie in die Lage versetzt, unabhéngig ihre Entscheidun-
gen zu treffen.

Ich méchte diesen Punkt zum AnlaB nehmen, mich fiir die
Vorbereitungsarbeit des Prisidenten und der Verwaltung
zu bedanken, denn es ist auch in diesem Jahr wieder eine
sehr sorgfiltige Zusammenstellung der einzelnen Unterla-
gen vorgenommen worden, die es uns ermdglicht, zu
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Giberpriifen, ob die Sitze, die als angemessen vorgeschlagen
worden sind, auch tatsdchlich gerecht und vertretbar sind.
Wir haben die Dinge Gberpriift und sind der Meinung, dai3
das. was hier vorgeschlagen wird, mit Sicherheit nicht an
der oberen Grenze dessen liegt, was man machen sollte,
sondern es ist angemessen und hinkt eigentlich eher der
Entwicklung etwas hinterher, weil wir ohnehin in diesem
Bereich noch einen Nachholbedarf haben.

Ich darf kurz darauf hinweisen, daB bei der Frage der
Entschidigung iiberprift wurde: Wie waren die Gehalts-
steigerungen von Januar 1990 bis Januar 19917 Bei den
Angestellten in der freien Wirtschaft 5,3 %, im 6ffentlichen
Dienst 6 %, Versorgungsbeziige der Beamten ebenfalls 6 %,
Renten effektiv 5,04 %. Hinzu kommt noch die Steigerung
der Lebenshaltungskosten. Wenn man nun den Wernt
nimmt, der hier mit einem Steigerungssatz von 5.5Y,
vorgeschlagen wird, so hilt sich dies im Rahmen und
entspricht auch dem, was dringend und zwingend notwen-
dig ist.

Bei der Unkostenpauschale hat man idber das Statistische
Landesamt die Einzelhandelspreisentwicklung, die Ent-
wicklung der Lebenshaltungskosten, die Entwicklung der
Biicher- und Zeitschriftenpreise, Mieten, Fernsprechgebiih-
ren, Postgebiihren beigezogen und hat das alles gemittelt
und kam zu einem Steigerungssatz von 3,2 %. Dasselbe gilt
fiir die Tagegeldpauschale, die Reisekostenpauschale und
die Schreibkostenpauschale.

Wenn man hier einen Gesamtiiberblick gibt, dann kann
man wohl nicht nur darauf abstellen, wie die Preisentwick-
lung war, sondern dann mul3 man auch einmal darlegen,
wie denn die Entschidigung in den anderen Lindern
aussieht. Es ist eindeutig so, dall das Land Baden-Wiirt-
temberg bei den Flichenstaaten absolut am Ende liegt.
Selbst das Saarland liegt jetzt mit iiber 7 400 DM Grund-
entschidigung weit iiber dem Satz, der im Land Baden-
Wiirttermtberg bezahlt wird. Zwar liegen die Stadtstaaten
Bremen, Berlin und Hamburg darunter, aber sie sind nicht
mit den Flichenstaaten vergleichbar. Wenn man das sicht,
wird man zu dem Ergebnis kommen miissen, dal das, was
vorgeschlagen worden ist, angemessen ist.

Ich gehe davon aus, Herr Kollege Birzele, dal3 Sie fiir thre
Fraktion den Antrag, der im letzten Jahr gestellt worden
ist, heute mit einbringen werden. Das betrifft die Frage der
Verrechnung des [Ubergangsgeldes. Ich habe das einmal
iberpriift und bin der Meinung, daB man dem wohl
entsprechen mufl. Einzelheiten werden wir bei der Bera-
tung im Stindigen Ausschul noch behandeln, und wir
werden auch dort noch die Punkte detailliert besprechen.

Die CDU-Fraktion hilt die vorgelegte Information fiir
liickenlos, die Vorschlige fiir angemessen und trigt diesen
Gesetzentwurf in vollem Umfang mit.

(Beifall der Abg. Straub und Ostreicher CDU)

Stellv. Priisident Dr. Geisel: Das Wort erteile ich Herrn
Abg. Birzele.

Abg. Birzele SPD: Herr Prisident, meine Damen und
Herren! Wir haben bei den vergangenen Erhéhungsrunden

jahrlich uiber die Notwendigkeit diskutiert, einmal iiber die
Struktur des Abgeordnetengesetzes nachzudenken. Ich will
auf diese Ausfilhrungen verweisen, sie aber heute nicht
wiederholen. Dies bleibt eine Aufgabe, die nach meiner
Auffassung spitestens zu Beginn der nichsten Legisiatur-
periode geldst werden muf.

(Abg. Dr. Déring FDP/DVP: Sehr richtig!)

Der Kollege Lang hat zu Recht darauf hingewiesen, dal
das Bundesverfassungsgericht in seiner Entscheidung zu
den Abgeordnetenentschidigungen festgestellt hat, die Ali-
mentation des Abgeordneten miisse so bemessen sein, da3
auch derjenige, der keinem Beruf nachgehe, entsprechend
seiner Funktion und seiner Stellung angemessen versorgt
und alimentiert werde.

In diesem Hause geht die Diskussion immer um das Thema
. Freizeitabgeordneter oder Vollzeitabgeordneter™. Es ist
darauf hinzuweisen, daB eine solche Begriffslage dem
Gesetz nicht zugrunde liegt. Ich bin der Uberzeugung, daB,
wahrend die normalen Arbeitszeiten unter 40 Stunden lie-
gen, jedes Mitglied dieses Hauses, wenn es seine Aufgaben
ernst nimmt, wovon auszugehen ist, fiir seine Tatigkeit
mehr als 40 Stunden einsetzen mull. Ich gehe davon aus,
daB im Durchschnitt jedes Mitglied dieses Hauses minde-
stens 60 bis 70 Stunden als Arbeitszeit fir seine Funktion
als Abgeordneter und fiir sein Mandat einsetzt.

{Zuruf der Abg. Birgitt Bender GRUINE)

Bei dieser Arbeitszeit ist die Abgeordnetenentschidigung —
das sage ich eindeutig fiir mich persénlich - eher viel zu
gering als zu hoch. Die jetzt anstehende Erhdhung ent-
spricht dem allgemeinen Schnitt der Lohnentwicklung,
worauf der Kollege Lang hingewiesen hat.

Ich habe Verstindnis, wenn die Frauen und Minner, die
weniger verdienen, davon ausgehen, daB die Entschidi-
gung der Abgeordneten hoch ist. Mein Verstindnis ist
allerdings sehr gering, wenn ich Kommentare lese, in
denen von Spitzengehiltern der Abgeordneten gesprochen
wird, obwohl die Kommentatoren weit mehr verdienen als
die Abgeordneten.

(Vereinzelt Beifall bei der SPD)

Vielleicht sehen diese Kommentatoren diese Differenz als
ein Schmerzensgeld dafir an, das politische Geschehen auf
Landesebene verfolgen zu miissen.

Wenn Sie die heutige ,,Bild”-Zeitung zur Hand nehmen,
konnen Sie feststellen, was insgesamt in der Bundesrepu-
blik verdient wird. Da ist zum Beispiel Gottschalk mit
einem Stundenverdienst von, so glaube ich, 19 800 DM
aufgefiihrt. In Anbetracht dessen sind die Abgeordneten
doch nicht iiberbezahlt.

{Abg. Oettinger CDU: Der ist aber unterhaltender
als Sie!)

Wenn Sie die Spitzengehilter in der Wirtschaft nehmen,
dann stellen Sie fest, daB doch eine ganze Anzahl von
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Spitzenmanagern der Wirtschaft mehr als das Zehnfache
dessen verdient, was der Ministerprasident verdient.

{Abg. Dr. Déring FDP/DVP: Was?)

Infolgedessen haben wir iiberhaupt keine Probleme mit
dem, was die Abgeordneten als Entschidigung erhalten.

Nun ist klar: im 6ffentlichen Dienst wird insgesamt we-
niger verdient als in der Wirtschaft. Darauf weist der
offentliche Dienst zu Recht hin. Es ist nun schwierig, die
Abgeordnetenentschidigung unmittelbar einzuordnen. Ich
nehme einmal das Durchschnittsalter der Abgeordneten:
51 Jahre, verheiratet, zwei Kinder. Das gibt im &ffentlichen
Dienst bei A 13 ein Monatsgehalt von 6 274,13 DM. Da
dies 13mal gewihrt wird, mul es umgerechnet werden. Das
ergibt einen Betrag von 6 796,97 DM. Die Differenz zur
Abgeordnetenentschidigung betrigt also 257,97 DM. Da-
mit zeigt sich, daB, den Durchschnitt genommen, die
Abgeordneten knapp A 13 verdienen.

Um das insgesamt in den &ffentlichen Dienst einzuordnen:
Nach dem Personalstellenquerschnitt 1992 gibt es in der
Landesverwaltung 29 286 Beamtinnen und Beamte, die
A 13 verdienen, gehobener Dienst oder hdherer Dienst.

(Abg. Biitikofer GRUNE: Wieviel?)

- 29286. In A 14, A 15 und A 16 gibt es weitere 25611,
in den C-Gruppen 7107 und in den B-Gruppen 457.
Insgesamt gibt es also 33 175 Beamtinnen und Beamte im
Lande Baden-Wiirttemberg, die mehr verdienen als Abge-
ordnete des Landtags. Dabei kann man dann doch wohl
nicht von Spitzengehiltern sprechen.

Eine letzte Bemerkung zum Vorschlag der Griinen: 3%
entsprechend der Lebenshaltungskostenentwicklung. Mei-
ne Damen und Herren, Sie miissen dabei brutto und netto
auseinanderhalten. Netto bleiben bei dieser Erhdhung 3 %,
Auch insoweit wird nur der Lebenshaltungskostenentwick-
lung Rechnung getragen. Deshalb werden wir diesem Ge-
setzentwurf zustimmen.

(Beifall bei der SPD und der Abg. Erich Schneider
und Gibel CDU - Abg. Wieser CDU: Sehr gut
gesprochen!)

Stelly. Prisident Dr. Geisel: Das Wort erteile ich Herrn
Abg. Biitikofer.

Abg. Biitikofer GRUNE: Herr Prisident, meine Damen
und Herren! Die alljihrliche Didtenerhéhung ist, sofern sie
offentliches Interesse findet, aber auch hier im Parlament,
seit wir als Griine hier vertreten sind, immer wieder ein
Gegenstand von Diskussionen. Ich denke, es ist erst einmal
festzuhalten, daB es gut ist, da das Pariament von innen
heraus und durch die Offentlichkeit dazu gezwungen wird,
sich-fiir solche Entscheidungen zu rechtfertigen. Denn es
ist eine Ausnahmesituation, dal die Parlamentarier iber
ihre eigenen Einkommen entscheiden.

Es ist vllig unbestreitbar, daB solche Entscheidungen
einen hohen Grad an Symbolik haben. Es hat ja auch
verschiedene Versuche gegeben, sich aus dem Gefiihl her-
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aus, dieser Symbolik vielleicht nicht gewachsen zu sein, der
genannten Aufgabe zu entledigen, indem man das Geschift
dieser Entscheidung verschiedenen Kommissionen zu-
schiebt. Die Mehrheit in diesem Haus hat sich bis jetzt
verninftigerweise davon nicht fangen lassen.

(Abg. Wieser CDU: Wir siehen auf Verantwor-
tung')

Wenn mein Argument stimmt, Herr Birzele, dall es um
mehr geht als um Buchhalterei, daB es um mehr geht als
um das Zusammenzihlen von verschiedenen Preislisten des
Statistischen Landesamtes, wenn es darum geht, auch etwas
vom SelbstbewuBtsein dieses Parlaments zum Ausdruck zu
bringen, von seinem Verstindnis seiner Rolle in der Ge-
selischaft, welche Gesichtspunkte spielen dann gegenwirtig
eine Rolle? Meines Erachtens spielt eine Rolle, jegdenfalls
fiir uns Griine - und deswegen verhalten wir uns hier
anders als Sie -, die Tatsache, daB gegenwirtig in Deutsch-
land, in diesem neu zusammengefigten, groBeren Deutsch-
land, in einem AusmaB wie lange nicht soziale Spannungen
existieren und Reich und Arm geographisch und sozial
verteilt aufeinanderprallen.

Es hat verschiedene Personen gegeben — nicht nur bei den
Griinen —, die vor diesem Hintergrund gesagt haben, es
gebe Griinde dafir, ein Zeichen zu setzen, indem die
Parlamentarier im Westen — auch die Landtagsabgeordne-
ten im Westen - nicht einfach so tun, als konne man
weitermachen wie bisher, sondern durch ihre Entscheidung
gegeniiber der Gesellschaft symbolisch zum Ausdruck brin-
gen, daB sie die Notwendigkeit des Teilens, die Notwen-
digkeit der Solidaritit, auch die Notwendigkeit des teilwei-
sen Verzichts derer, denen ¢s so schiecht nicht geht, akzep-
tieren.

(Beifail bei den GRUNEN)

Ich glaube, es gibt in dieser Gesellschaft zuwenig Zeichen
fiir die Bereitschaft zum Teilen.

(Unruhe)

- Warum regen Sie sich denn so auf? Dafiir gibt es zuwenig
ermutigende Beispiele. All die Menschen in den dstlichen
Lindern, aber auch diejenigen hier bei uns, denen es nicht
gutgeht, werden sehr wohl zu beobachten wissen und ihre
Haltung zu den politischen Institutionen, ihr Vertrauen in
die politischen Institutionen auch ein Stiick weit daran
messen, inwieweit diese wenigstens durch solche symboli-
schen Handlungen das Verstindnis fiir die unterschiedliche
Situation widerspiegeln.

Jetzt mchte ich auf die genannten Zahlen eingehen. 5,5 %,
plus sei der Durchschnitt der allgemeinen Entwicklung. Es
gibt Branchen, die mehr zugelegt haben: am Bau 7 %, Holz
und Kunststoff 7,2 %,

{Abg. Kéder SPD: Journalisten 7 %!)

Nur: Wie viele gibt es am Bau, die soviel verdienen, dal
7%, plus fiir sie real 340 DM mehr im Monat sind? Die
5,5%, die die Mehrheit hier beschlieBen wird, sind im
Monat real 340 DM mehr.
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Aber es gibt nicht nur diese Realitit in unserem Land. Es
gibt auch die Realitidt der anderen, die unter 3 % zugelegt
haben. Wie viele sind in Lohngruppen, fiir die 340 DM
vielleicht eine Erhdhung von 20 % bedeuten wiirde? Mog-
licherweise wissen einige von lhnen, wie manche Frauen
aus der Metallbranche auf dem Tisch getanzt haben, als
die IG Metall eine Strukturverbesserung fir die unteren
Lohngruppen durchgesetzt hat, eine Strukturverbesserung,
die netto gerade die Hilfte von dem ausgemacht hat, was
wir hier als selbstverstdndlich zum Ausdruck bringen.

(Beifall bei den GRUNEN)

Das ist sozusagen zur Schirfung des Problemhorizonts
gesagt. Aus solchen Uberlegungen heraus hat zum Beispiel
der Landtag von Schleswig-Holstein, der seine Abgeord-
neten im ibrigen in etwa gerade so wie Baden-Wiirttem-
berg bezahlt

(Abg. Koder SPD: Besser! - Abg. Drexler SPD:
Stimmt nicht!)

- ich habe es nachgerechnet; 50 DM mehr oder weniger,
so kleinlich wollen doch selbst Sie nicht sein, Herr Drexler
-, einstimmig beschlossen, die Didten im Jahr 1991 nicht
zu erhdhen.

Wir haben versucht, [hnen einen Vorschlag zu machen, der
die Sache - -

(Abg. Dr. Doring FDP/DVP: Wo war das? In
Schleswig-Holstein?)

— Ja, in Schleswig-Holstein. Dort gab es eine Expertenkom-
mission.

(Abg. Dr. Déring FDP/DVP: Doch eine Kom-
mission?)

Sie hat vorgeschlagen, die allgemeine Preissteigerungsrate
als Grundlage zu nehmen. Dem ist der Landtag nicht
gefolgt.

Jetzt noch zum ,,Milchbiibchenargument” von Herrn Bir-
zele . ..

{Glocke des Prasidenten)

Stellv, Prisident Dr. Geisel: Herr Abg. Biltikofer, ich mufl
Sie bitten, allmédhlich zum SchluB zu kommen.

Abg. Biitikofer GRUNE: ... - ich komme zum SchluB,
Herr Prisident —, von wegen 5,5 % minus Steuern seien 3 %.
Meine Damen und Herren, ich mul} Sie doch bitten, nicht
allzu oberflichlich zu argumentieren. Herr Birzele, ich
wei, es macht Thnen Spal.

(Abg.: Bebber SPD: Das Argument schligt zu-
riick )

Jeder Gewerkschafter weil, daB er, wenn er in der Tarif-
runde 6§ %, zulegt, hinterher auch mehr Steuern zahlen muB.
Er kommt dann auch nicht und sagt: ,,Nach Steuern will
ich ein Plus von 6% haben.”

(Abg. Wieser CDU: Aber bei der Tarifverhand-
lung beriicksichtigt er das?)

— Herr Wi'gser, halten Sie mich nicht auf, sonst bekomme
ich noch Arger mit dem Prisidenten.

(Abg. Drexler SPD: Den haben Sie schon!)

Ich finde sowieso die Vergleiche mit den gewerkschaftli-
chen Forderungen véllig fehl am Platz. Sie haben hier keine
40-Stunden-Woche, kein 13. Monatsgehalt und noch nicht
einmal einen Kiindigungsschutz, sondern das Volk kann
Sie abwihlen.

(Beifall bei den GRUNEN und bei Abgeordneten
der SPD - Abg. Drexler SPD: Richtig!)
Deswegen sind Sie auch Politiker und Volksreprasentant.
Sie kdnnen hier, wenn es um lhre Besoldung geht, nicht
s0 tun, als seien Sie plotzlich Gewerkschafter.

(Beifall bei den GRUNEN)

Stellv. Prisident Dr. Geisel: Herr Abgeordneter, die Rede-
zeit ist abgelaufen.

Abg. Biitikofer GRUNE: Meine Damen und Herren, das
sind unsere Uberlegungen. Deswegen schlagen wir Ihnen
ein Plus von 3,2 9 vor. Das ist die allgemeine Preissteige-
rungsrate.

Im iibrigen - dies ist mein letzter Satz, Herr Prasident —
sind wir grundsétzlich dafir, dal die Besoldung umgestelit
wird und die vielen Pauschalen, die ohne Steuerpflicht
eXxistieren, umgestellt werden.

{(Abg. Moser SPD: Zwischenfrage! — Zuruf des
Abg. Wieser CDU)

Eine Erhéhung der Didten, die dann aber insgesamt zu
verstetern sind, und ein Zusammenstreichen der Pauscha-
len wiire aus unserer Sicht eine prinzipiell korrekte Struk-
turreform.

(Beifall bei den GRUNEN - Glocke des Prisi-
denten)

Stellv. Prisident Dr. Geisel: Herr Abgeordneter, nachdem
Sie die Redezeit so lange iiberzogen haben, werden Sie
moglicherweise noch eine Zwischenfrage des Herrn Abg.
Moser zulassen.

Abg. Biitikofer GRUNE: Mit Vergniigen, Herr Prisident.
Stellv. Prisident Dr. Geisel: Bitte, Herr Abg. Moser.

Abg. Moser SPD: Herr Bitikofer, unter Anerkennung der
Leistung, dafl Sie als Fraktion GRUNE zum ersten Mal

iiberhaupt einer Erhdhung zustimmen,

{Abg. Birzele SPD: Nein! Die haben schon ¢inmal
zugestimmt!)
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méchte ich die Frage an Sie richten, wie Sie diese Erhd-
hung, die Sie selbst vorschlagen, Threr Basis beibringen
wollen.

Stellv. Prisident Dr. Geisel: Bitte, Herr Abg. Biitikofer.

Abg. Biitikofer GRUNE: Herr Abg. Birzele hat den ¢inen
Teil der Antwort vorweggenommen. In der letzten Legis-
laturperiode hat es eine Erhdhung gegeben, der die Frak-
tion GRUNE zugestimmt hat.

{Abg. Redling SPD: Den steuerfreien Entschidi-
gungen haben Sie zugestimmt!)

— Meine Damen und Herren, wenn Sie mir wihrend der
7 Minuten, wihrend denen ich gesprochen habe, nur 1 Mi-
nute lang zugehort hitten, hitten Sie mitbekommen, dal
es mir um eine konkrete und nicht um eine generelle
Begriindung dergestalt ging, daBl die Abgeordnetendiiten
nie erhoht werden sollen. Das war doch nicht die Linie
meiner Argumentation. Mir ging es um eine konkrete
Begriindung, die auf die politische Situation und die po-
litische Bedeutung dessen Bezug nimmt, was wir hier tun.

{Beifall bei Abgeordneten der GRUNEN)

Das war doch der Hintergrund. Das werden wir, Herr
Moser, nicht nur unserer Basis vermitteln kénnen, sondern
das werden wir wohl auch Ihrer Basis besser vermitteln
konnen als das, was Sie tun.

(Beifall bei den GRUNEN - Zuruf des Abg.
Kdéder SPD)

Stellv. Priisident Dr. Geisel: Das Wort hat Herr Abg.
Dr. Déring.

Abg. Dr. Diring FDP/DVP: Herr Prisident, meine Damen
und Herren! Ich will gar nicht in Abrede stellen, dal
Kollege Biitikofer am Anfang seiner Ausfilhrungen das
eine oder andere Bedenkenswerte ausgefithrt hat. Aber das
Beispiel mit Schleswig-Holstein war nicht sehr gliicklich
gewihlt. Wenn Sie die Zahlen heranziehen, hitten Sie
redlicherweise auch hinzufiigen miissen, daB sich Schles-
wig-Holstein in dem Zeitraum von Juni 1980 bis Mérz 1991
eine deutlich kriftigere Steigerungsrate genehmigt hat, als
dies in Baden-Wiirttemberg der Fall gewesen ist. Das
miiBite redlicherweise schon mit erwidhnt werden, bevor ein
Bereich herausgegriffen wird und bevor man meint, dafl
Schleswig-Holstein in irgendeiner Weise Vorbild gewesen
wire.

Zweitens: Wenig erfreulich ist wohl, daBl wir jedes Jahr mit
- schéner RegelmiBigkeit in Zwinge kommen, etwas be-
griinden zu missen, Herr Kretschmann, was jeder andere
auflerhalb des Parlaments selbstverstindlich fiir sich in
Anspruch nimmt,

(Abg. Kretschmann GRUNE: Das sind halt keine
Politiker!)

nimlich eine gewisse Tariferh6hung. — Selbstverstindlich

sind wir Politiker. Wir greifen auch nicht dic obersten
Reihen an, fiir die heute 7 %, 8 %, der Zeitung zu entnehmen

5714

waren, sondern wir sind in einem Bereich, von dem ich
ausgehe, bei 5,59%,. Deshalb wiirde ich es auch Ffir richtig
halten, daB der Landtag insgesamt diesen Bereich selbst-
bewuBt vertreten und dazu stehen sollte. Der Bericht des
Prisidenten argumentiert auch in die Richtung, dall diese
Erhéhung sowohli vertretbar als auch angemessen ist. Des-
halb werden wir der Erhdhung zustimmen.

Wir haben in der Vergangenheit schon mehrfach auf
folgendes hingewiesen — ich werde es heute wiederholen,
auch Herr Birzele hat es angesprochen -: Wir werden
hoffentlich gleich zu Beginn der neuen Legislaturperiode
endlich einmal tatsdchlich die Struktur dieses gesamten
Themas dndern miissen. Es ist dringend notwendig, in
diesem Bereich dariiber nachzudenken, ob die bisherige
Regelung und das gesamte Pauschalwesen beibehalten
werden sollen. Wir miissen auch {iberlegen -~ Herr Birzele
hat es ebenfalls angedeutet -, ob der Teilzeitparlamentarier
oder Halbzeitparlamentarier beibehalten werden soll. Alle
diese Fragen miissen mit auf den Priifstand.

Wir von seiten der FDP/DVP-Fraktion halten auch daran
fest, daf} es sinnvoll und hilfreich wire, zur Beantwortung
dieser Fragen eine unabhingige Diitenkommission zu
berufen.

(Abg. Rosemarie Glaser GRUNE: Schon wieder!)

Diese entscheidet ja nicht, sondern unterbreitet ihre Vor-
schlige. Diese Vorschlige beinhalten den einen oder an-
deren Hinweis, der in dieser Diskussion hiifreich sein kann.
Dies bedeutet nicht, Herr Biitikofer, ein Herausstehlen aus
der Verantwortung, denn letztendlich liegt die Entschei-
dung bei uns. Aber hinsichtlich von Vorschligen, wie die
Strukturverinderung, wie die Bewertung tatsidchlich ausse-
hen soll, was mit den Pauschalen geschehen soll, weil ich
iiberhaupt nicht, warum Sie Sorge haben, ob eine solche
Kommission hilfreich wire.

(Abg. Kretschmann GRUNE meldet sich zu einer
Zwischenfrage. - Glocke des Prisidenten)

- Er darf seine Zwischenfrage gleich stellen.

Auf der einen Seite lehnen Sie Kommissionen ab, auf der
anderen Seite haben Sie aber vorhin selber mit einer
Kommission argumentiert.

Stellv. Prisident Dr. Geisel: Gestatten Sie eine Zwischen-
frage des Herrn Abg. Kretschmann?

Abg. Dr. Déring FDP/DVP: Ja, gerne.

Abg. Kretschmarn GRUNE: Glauben Sie denn, daB eine
solche Kommission irgend etwas anderes machen wird als
der Prasident, nimlich aufgrund von statistischem Material
irgendeinen Vorschlag zu machen? Das wissen Sie doch.
Da kann doch gar nichts anderes vorgeschlagen werden.
Sie wollen sich damit doch nur aus der politischen Ver-
antwortung herausstehlen.

Stellv. Priisident Dr. Geisel: Bitte, Herr Abg. Dr. Ddring.
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Abg. Dr. Diéring FDP/DVP: Herr Kretschmann, darf ich
Ihnen darauf in zwei Teilen antworten.

Erstens: Diese Kommission soll Anregungen beziiglich der
Strukturdnderungen geben. Dariiber wird im Bericht des
Landtagsprdsidenten iiberhaupt nichis ausgesagt, weil es
nicht seine Aufgabe war. Also palit [hre Fragestellung
nicht.

Zum zweiten wiederhole ich fir Sie auch gern noch einmal
extra: Die Entscheidung wird letztendlich hier im Landriag
getroffen.

(Abg. Kdder SPD: So ist es!)

Die Entscheidung wird nicht von der Kommission getrof-
fen und uns nicht abgenommen. Wir stehlen uns da
iiberhaupt nicht aus der Verantwortung, wie Sie uns un-
terstellen wollen, sondern wir stehen hin und werden dies
unter dem Strich auch entscheiden. Aber es ist doch
unertraglich - ich weill gar nicht, was einen daran so
furchtbar erfreuen kann -, daB wir Jahr fiir Jahr hier
hinstehen miissen, wie der Kollege Birzele es getan hat, und
Vergleiche anfiihren missen, warum die Erhdhung ange-
messen und berechtigt ist.

Wenn der 39jdhrige - das ist von [hnen, Herr Kretsch-
mann, nicht allzuweit entfernt -~ Studienrat in Besoldungs-
gruppe A 13, verheiratet, ein Kind, auf etwa 6 300 DM
brutto kommt, missen wir dies als Begriindung mit anfih-
ren, um zu zeigen, dall wir davon nicht allzuweit entfernt
sind. So ist es auch mit dem Angestellten in Vergiitungs-
gruppe Il a BAT oder dem Angestellten im Bereich Han-
del, Banken und Versicherungen in der Leistungsgruppe Ii.
Das muB jedesmal eigens als Begriindung angefiihrt wer-
den.

(Zuruf des Abg. Bitikofer GRUNE)

Ich glaube, daB wir einen guten und soliden Bericht des
Prisidenten vorgelegt bekommen haben und daB wir ein-
mal deutlich machen miissen: In allen sonstigen Themen-
feldern l3uft Baden-Wiirttemberg durch die Lande und
sagt: ,,Baden-Wiirttemberg ist nahezu weltweit Spitze.”
Aber bei den Abgeordnetendiiten ist Baden-Wiirttemberg
im Vergleich zu den anderen Flichenstaaten eindeutiges
SchluBlicht, meine Damen und Herren.

(Abg. Kretschmann GRUNE: Wir machen doch
deswegen keine schlechtere Politik, oder?)

Da ist es nicht unfair und nicht unangemessen, wenn wir
uns in dieser Art und Weise an diesen 5,5 % orientieren,
da wir das richtige Mitte} bei den vergleichbaren Abschliis-
sen haben. Deswegen stimmen wir dem Bericht des Land-
tagsprisidenten bzw. dem eingebrachten Gesetzentwurf zur
Anderung des Abgeordnetengesetzes zu.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP/DVP)
Stellv. Prisident Dr. Geisel: Meine Damen und Herren,

weitere Wortmeldungen liegen mir nicht mehr vor. Damit
ist die Aussprache beendet.

Ich schlage vor, den Gesetzentwurf dem Stindigen Aus-
schufl zur weiteren Beratung zu iberweisen. — Es erhebt
sich kein Widerspruch. Es ist so beschlossen.

Meine Damen und Herren, damit ist Punkt 7 der Tages-
ordnung erledigt.

Ich rufe Punkt8 der Tagesordnung auf:

Erste Beratung des Gesetzentwurfs der Landesregierung —
Gesetz zur Anderung des Gesetzes iiber die Aufnahme und
Unterbringung von Asylbewerbern — Drucksache 10/5366

Das Prisidium hat folgendes festgelegt: Zunichst soll der
Gesetzentwurf durch den Herrn Innenminister begriindet
werden. Fir die anschlieBende Aussprache ist jeder Frak-
tion eine Redezeit von 5 Minuten zugebilligt worden:

Zur Begriindung des Gesetzentwurfs erteile ich dem Herrn
Innenminister das Wort.

Innenminister Schlee: Herr Prisident, meine sehr verehrten
Damen und Herren! Mit dem Gesetzentwurf, den wir heute
vorlegen, ziehen wir bei der Unterbringung von Asylbewer-
bern Konsequenzen aus dem sogenannten Weinheim-Ur-
teil des Verwaltungsgerichtshofs. AuBerdem tragen wir
einer Reihe von Vorschligen des Rechnungshofs Rech-
nung.

Dieser Gesetzentwurf — dies will ich gleich zu Beginn mit
aller Deutlichkeit sagen - greift Einzelfragen der Unter-
bringung und ihrer finanziellen Folgen auf. Der Gesetzent-
wurf kann damit natiirlich nicht das Asylproblem selbst
ldsen. Mit diesem Gesetzentwurf werden einige Einzelfra-
gen angesprochen und nicht mehr.

Die Unterbringung ist und bleibt die Folge des Zugangs.
Solange wir beim Zugang keine Entlastung erfzhren, wer-
den wir -~ ich meine hiermit zentral das Land und die
Kommunen - auch in Zukunft alle nur erdenklichen
Anstrengungen unternchmen miissen, um diese Herausfor-
derung einigermaflen sozialvertriglich zu bewiltigen.

Was den Zugang anbelangt, meine sehr verehrten Damen
und Herren, zeichnet sich iiberhaupt keine Entlastung ab;
im Gegenteil. In den ersten fiinf Monaten dieses Jahres
stieg die Zahl der Asylbewerber, die in die Bundesrepublik
Deutschland gekommen sind, auf 75 000. Das sind genau
9 000 mehr als im Vergleichszeitraum des Vorjahres. In
Baden-Wiirttemberg - immer die ersten fiinf Monate ver-
glichen mit den ersten fiinf Monaten des Vorjahres — haben
wir in diesen fiinf Monaten fast 11000 Asylbewerber
aufgenommen. Das sind 2 000 mehr als im Vorjahreszeit-
raum. Das macht den Druck aus, der jeden Tag von den
Kommunen beschriecben wird und mit dem auch wir mit
unseren Einrichtungen jeden Tag leben miissen. Wir haben
es also mit einer Dauerbelastung zu tun.

Ohne die nachhaltige Unterstiitzung der kommunalen Seite
konnen wir das Problem nicht mehr 13sen. Sie lesen jeden
Tag, was die Kommunen zu dieser Frage sagen. All das,
was ich jetzt skizziert habe, macht ganz rasch deutlich, daB
wir mit diesem Gesetzentwurf auch nur an den Symptomen
kurieren. Die kommunalen Spitzenverbinde haben davon

5715



Landtag von Baden-Wiirttemberg — 10. Wahlperiode — 71. Sitzung - Donnerstag, 20. Juni 1991

{Minister Schlee)

gesprochen, dies sei bestenfalls ein Nebenkriegsschauplatz
und nicht mehr, wir sollten uns gefalligst an die Grund-
gesetzinderung machen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, dies sagen nicht
etwa nur Kommunalpolitiker der Union. Sie wissen, dal
dies auch prominenteste Kommunalpolitiker der SPD die-
ses Landes mindestens so nachhaltig fordern wie die Kom-
munalpolitiker der CDU. Herr Kollege Brechtken, Sie
schiitteln den Kopf. Ich darf nur den Oberbiirgermeister
Widder als eines von vielen Beispielen nennen.

{Abg. Dr. Puchta SPD: Der einzige!)

— Herr Xollege, Sie miissen sich einmal die EntschlieBung
des Gemeinderats von Pforzheim ansehen. Das ist auch
wieder nur ein Beispiel.

(Abg. Brechtken SPD: Herr Minister, sind Sie
bereit, den Gesetzentwurf zu Artikel 16 hier ein-
mal vorzulegen, den Sie sich vorstellen?)

— Meine sehr verehrten Damen und Herren, Herr Kollege
Brechtken, darauf will ich nachher noch zu sprechen
kommen. Ich habe hier schon etwa funfmat erklirt, wie es
mit dem Gesetzentwurf aussieht. Aber ich bin natiirlich
bereit, nachher noch einmal einen Satz dazu zu sagen.

(Zurufe der Abg. Seimetz CDU und Brechtken

SPD - Abg. Wieser CDU: Machen Sie aber eine

Lesehilfe fiir Herrn Brechtken! - Abg. Haasis

CDU: Stimmt ihr einer Anderung von Artikel 16
zu? - Unruhe}

Herr Kollege Brechtken, ich will das gern aufnehmen.

{Abg. Birzele SPD: Die Regierung braucht Ent-
scheidungshilfen!)

Meine Damen und Herren, Herr Birzele ruft etwas dazwi-
schen, von dem er ganz genau weiB, daB es anders ist.

{Abg. Birzele SPD: Nein! Sie und Teufel haben
unterschiedliche Meinungen!)

Lieber Herr Kollege Brechtken, ich will nachher noch
einen Satz dazu sagen.

Lassen Sie mich zum Gesetzentwurfl zuriickkommen. Wir
haben jetzt ber Monate hinweg versucht, mit der kommu-
nalen Seite Einigung zu erzielen. Es ist, Gott sei Dank -
ich will es einmal so formulieren -, ein gewisser Grund-
' konsens gefunden worden. Die kommunalen Spitzenver-
binde haben natiirlich Spezialwiinsche. Aber das, was jetzt
auf dem Tisch liegt, ist ein fairer KompromiB. Es ist eine
tragfdhige Grundlage.

Bisher haben wir die Sozialhilfekosten bis zum formellen
Abschluf des Asylverfahrens freiwillig erstattet. Die kom-
munale Seite weil das. Wir waren von der Verfassung her
nicht gehaiten, dies zu tun. Nun ist durch das Weinheim-
Urteil der sogenannte Abwicklungszeitraum in die Diskus-
sion gekommen. Wir haben uns darauf verstindigt — so will
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ich es einmal nennen -, daB wir uns die Kosten des
Abwicklungszeitraums, Herr Kollege Brechtken, teilen.

Diese Konstruktion ist auch allein deshalb systemgerecht,
weil ja die Auslinderbehdrden vor Ort, was die Linge
dieses Abwicklungszeitraums angeht, ein nachhaltiges Mit-
wirkungs- und Gestaltungsrecht haben. Deshalb ist es auch
von der Sache her wohl ein Vorgang, der sich sechen lassen
kann, Herr Nicola. Natiirlich sind die Auslidnderbeh&rden,
was die Linge des Abwicklungszeitraums angeht, die ent-
scheidende Stelle. Das kann man doch drehen und wenden,
wie man will. Deshalb, so meine ich, ist es interessenge-
recht, die Kosten des Abwicklungszeitraums zwischen dem
Land und den Sozialhilfetrigern zu teilen.

Die Kommunen haben weitere Punkte vorgetragen, die sie
besonders beschwert haben. Wir hatten bei der Verwal-
tungskostenerstattung ja einen Stichtag. Nun haben wir uns
auf eine jahresdurchschnittliche Zahl der untergebrachten
Asylbewerber geeinigt. Das haben die kommunalen Spit-
zenverbinde und die Kommunen gewiinscht. Wir sind
ihnen in diesem Punkt entgegengekommen. Wir verzichten
zum Beispiel auch auf den bisherigen Ausschluf3 der Er-
stattung der Mehraufwandsentschidigung bei gemeinnit-
ziger und zusitzlicher Arbeit. Auch das war fiir die kom-
munale Seite ein groBes Anliegen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich will noch
einmal aufnehmen, was Kollege Brechtken gefragt hat. Wir
haben Ende letzten Jahres im Bundesrat nicht nur einen
Antrag eingebracht, sondern einen Gesetzentwurf. Wir
haben diesen Gesetzentwurl so konzipiert, daB er fiir SPD-
regierte Linder eigentlich hitte zustimmungsfahig sein
kénnen.

(Abg. Brechtken SPD: Ist da eine Anderung des
Grundgesetzartikels 16 dabei? Wie ist die Formu-
lierung?)

— Herr Kollege Brechtken, den Gesetzentwurf iibergeben
wir Thnen nachher gleich, damit Sie es nachlesen kdnnen.
Er enthilt im Grunde drei Elemente. Das erste ist die
Festlegung der Nichtverfolgerstaaten, wie zum Beispiel
Polen, die Tschechoslowakei und vergleichbare Staaten. Sie
wissen ja, wer unseren alten Vorschlag zu den Nichtver-
folgerstaaten mit in die Diskussion gebracht hat.

Zweites Element: Harmonisierung Europas. Hier muB eine
entsprechende Regelung gefunden werden, damit wir eine
EG-einheitliche Ldsung erreichen kdnnen. Dies ist ein
Vorschlag des Biirgermeisters der Freien und Hansestadt
Hamburg.

Drittes Element: Einfilhrung von Beschwerdeausschiissen
anstelle des Artikels 19 des Grundgesetzes. Dieser Gesetz-
entwurf, Herr Brechtken, hat im Grunde, was die Grund-
gesetzinderung angeht, zwei StoBrichtungen: zum einen
Artikel 16 und zum anderen Artikel 19 des Grundgesetzes.

Seit Oktober 1990 ist die Zeit ja weitergegangen. Auch im
Kreis der Innenminister haben wir eine Vielzahl von
Gespriachen gefiihrt. Es ist doch ein offenes Geheimnis,
daB Innenminister SPD-regierter Lander gesagt haben,
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man solle doch in Gottes Namen nichts vor ihrem Bun-
desparteitag machen.

(Lachen des Abg. Brechtken SPD)

Das hat ja auch so in der Presse gestanden. Nun ist der
Bundesparteitag vorbei, und nun warten wir auf Reaktio-
nen.

Der Gesetzentwurf, den wir im Bundesrat eingebracht
haben, ist ja nichts Verriicktes, und er enthilt ja auch keine
Anderung des Grundgesetzes in die Richtung, wie es die
Bayern einmal gefordert haben, sondern sieht die oben
ausgefithrten Regelungen vor.

Nun erwarten wir, lieber Herr Brechtken, daB in den
nichsten Wochen Signale kommen.

(Abg. Haasis CDU: Brechtken geht auf Werbe-
tour in den SPD-Lindern!)

Denn die Zunahme der Zahl der Asylbewerber, die in
Baden-Wiirttemberg in den ersten fiinf Monaten dieses
Jahres gegeniiber dem gleichen Zeitraum des Vorjahres
2 000 betrug, also von 9000 auf 11 000, ist ja kein spezi-
fisch baden-wiirttembergisches Problem,

(Glocke des Prisidenten)

sondern damit haben auch andere Bundeslander zu kimp-
fen. Deshalb meine ich, daB diese Diskussion in den
nichsten Tagen oder Wochen neu beginnt.

(Glocke des Prisidenten)

Stellv. Prisident Dr. Geisel: Herr Minister, gestatten Sie

Innepminister Schlee: Herr Priasident, wenn ich das noch
schnell sagen darf. — Das ist das Anliegen, Herr Kollege
Birzele. Der Gesetzentwurf liegt im Bundesrat.

(Abg. Rosemarie Glaser GRUNE: Sagen Sie ein-
mal die Nummer!)

- Die Drucksachennummer, Frau Kollegin Glaser,
(Abg. Rosemarie Glaser GRUNE: Ich habe ihn!)
solt ich dem Herrn Birzele sagen.
(Abg. Rosemarie Glaser GRUNE: Ich habe sie!
~ Abg. Haasis CDU zu Abg. Rosemarie Glaser
GRUNE: Lesen Sie ihn doch einmal, wenn Sie
thn haben!)

Herr Kollege Birzele, ich will noch einmal sagen:

{(Abg. Biitikofer GRUNE: Was ist denn das fir
eine Nummer? Eine Schlafnummer?)

Wenn wir - Herr Kollege Biitikofer, ich habe das nicht
verstanden —, Herr Kollege Birzele, diese Signale bekom-

men, auf die wir warten, werden wir diesen Gesetzentwurf
wieder anrufen.

{Abg. Birzele SPD: Seit wann haben Sie denn

keine Mehrheit mehr im Bundesrat? - Abg. Haa-

sis CDU zur SPD: Geht doch einmal auf Werbe-
tour bei den SPD-regierten Lindern!)

- Herr Kollege Birzele, natirlich kann ich IThnen auch dazu
etwas sagen. Warum haben wir denn vor den Regierungs-
wechseln in Rheinland-Pfalz und Hessen fiir diesen Gesetz-
entwurf keine Mehrheit bekommen? Das ist doch ganz
klar. Der Kollege Dr. Goll weiB das; ich habe das schon
sechsmal gesagt: weil in den Lindern, die eine CDU/FDP-
Regierung haben, die FDP natiirlich verhindert hat, daB
diese Linder - Rheinland-Pfalz und Hessen - in der
Vergangenheit zustimmen konnten. Das ist doch das ganze
Geheimnis. Dazu braucht man doch gar nichts zu sagen.

(Abg. Haasis CDU zur SPD: Da gehért thr zwei
zusammen: SPD und FDP!)

Aber wir warten auf diese Signale.

Herr Brechtken, bitte, Sie noch. Dann will ich aber meine
Ausfilhrungen zu Ende bringen. Ich habe gerade festge-
stellt, daB ich schon 12 Minuten geredet habe.

Stellv. Prisident Dr. Geisel: Bitte, Herr Kollege Brechtken.
Thre Zwischenfrage ist zugelassen.

Abg. Brechtken SPD): Herr Minister, nur damit wir die
Sache kldren. Wir sind uns véllig einig im zweiten Teil
Threr ,,Geschichte”, was die europiische Regelung angeht.
Dazu brauchen wir allerdings auch die anderen Partner.
Und da sind ja gerade die Verhandlungen.

(Minister Schlee: Halt!)

- Moment, da brauchen wir uns, wenn Sie das bitte zur
Kenntris nehmen, nicht zu streiten. Da geht es dann um
die Frage, in welcher Form wir das formulieren.

Jetzt kommt doch das Grundproblem. Wiirden Sie mir bitte
zustimmen,

{Heiterkeit)

daB Sie stindig drauBen rumlaufen mit Leuten, die dann
behaupten, man miisse bei Artikel 16 nur folgenden Satz
anfiigen: ,,Ias Nihere regelt ein Gesetz.”, und daB dies
eben nicht ausreicht?

(Abg. Haasis CDU: Das wire schon einmal etwas
Neues!)

Dies reicht aber nicht aus, weil s an der Rechtslage nichts
dndert, weil der Wesensgehalt des Artikels 16 des Grund-
gesetzes nicht eingeschrinkt werden darf.

Jetzt kommt doch das Problem. Und das ist doch auch Thr
Probiem mit dem Ministerprasidenten, und zwar mit
Recht. Sie haben das Problem mit den Linderguoten. Das
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hért sich ja relativ gut an, wenn Sie mir da zustimmen
wiirden. Aber was machen Sie?

(Minister Schlee: Das ist Lafontaine! - Abg.
Haasis CDU: lhre Redezeit kommt nachher!)

— Jetzt lassen Sie uns das doch kliren, weil es ein wichtiges
Thema ist.

Wenn Sie jetzt zum Beispiel die Situation in der Tirkei
nehmen: Wir haben ein individuelles Asylrecht.

(Abg. Seimetz CDU: Wo ist jetzt die Frage?)

Dann haben Sie in der Tiirkel das Problem, dafi Sie
zwischen Istanbul und dem Kurdenproblem eine Diskre-
panz haben. Schauen Sie einmal nach Jugoslawien, was im
Augenblick dort los ist — sehr differenziert zu betrachten!

Da liegt doch das Problem. Koénnten Sie mir zustimmen,
daB Sie in der Situation sind, daB Sie dieses Problem nicht
I6sen konnen, und auch der Herr Teufel deshalb auf der
Seite ist, weil er die Humanitit sicht, dal} Sie das nicht
schaffen?

(Beifall des Abg. Weimer SPD - Abg. Bitikofer
GRUNE: Die Redezeit ziehen wir im Finanzaus-
schulf} wieder ab!)

Stellv. Priisident Dr. Geisel: Bitte, Herr Minister.

Innenminister Schlee: Herr Kollege Brechtken, ich kann
Ihnen dabei natirlich iiberhaupt nicht zustimmen, weil
das, was Sie gesagt haben, in allen entscheidenden Punkten
einfach nicht richtig ist.

{(Zuruf des Abg. Wintruff SPD)

Ich will Thnen diese Harmonisierung in Europa noch
einmal in wenigen Strichen nahezubringen versuchen. Herr
Kollege Brechtken, es ist doch einfach abwegig, zu meinen,
daB wir mit den europiischen Staaten auf dem Nivean
unseres Asylrechts zu einer Einigung kommen. Das ist
einfach blaudugig. Die lachen einen doch nur aus. Wir
haben doch jeden Tag diese Diskussion.

Wir — Herr Brechtken, das ist der Ansatz von Lafontaine
— miissen unsere Hausaufgaben machen, missen eine
europiische Harmonisierungskiausel in das Grundgesetz
hineinbringen.

(Abg. Brechtken SPD: Haben wir doch schon!)

" Dies bedeutet, Herr Brechtken: Ob Sie Artikel 16 des
Grundgesetzes dndern, ob Sie Artikel 24 oder Artikel 19
indern wollen, wie ich das mit den Beschwerdeausschiissen
gesagt habe: An einer Grundgesetzinderung kommt der,
der eine Harmonisierung Europas will, nicht vorbei. Das
versuchen ein paar ,,zuzuschmieren™; das bestreite ich doch
gar nicht. Aber das ist doch véllig falsch.

Jetzt haben Sie den letzten Anker mit Artikel 24 gefunden.
Wir haben Gutachten zu der Frage in Auftrag gegeben:
Kann man eine europiische Harmonisierung iber Arti-
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kel 24 erreichen? Etwa 93 ¥, der Lehre, alles. was es dazu
gibt. sage: Ist iberhaupt nicht machbar, ihr muBt auch da-
zu Artikel 24 dndern.

Das kann man noch ein biBchen hinausschieben.

{Abg. Brechtken SPD: Man muli erst die Inhalte
festlegen!)

Das ist ja erst zum 1. Januar 1993. Aber das Grundgesetz
mubB geidndert werden, wenn Sie in Europa harmonisieren
wollen.

{Zuruf des Abg. Weimer SPD)
Wie gesagt, der Druck wird doch immer gréGer.

Zweiter Punkt: Lieber Kollege Brechtken, die Punkte mit
der Tiirkei — dal3 die groB ist, daB es da Istanbul gibt, daB
es den Osten gibt ~ haben wir doch alle schon 25mal
gehabt. Ich méchte Thnen zu diesem Punkt nur noch eines
sagen. Kénnen Sie mir erkliren, warum in der franzgsi-
schen Republik, einem Rechtsstaat, zwei Drittel weniger
Asylbewerber ankommen als in der Bundesrepublik
Deutschland? Wie ist das in Italien, wie ist das in anderen
Lindern? Diese Linder haben Beschwerdeausschiisse, sie
haben Linderkataloge, und deshalb haben sie weniger
Zugang als wir.

(Abg. Brechtken SPD: Das stimmt doch nicht!

Nur in der Statistik! Die haben wesentlich mehr

[llegale als wir! Gehen Sie doch mal nach Mar-
seille!)

— Herr Brechtken, ausdiskutiert.

(Abg. Brechtken SPD: Gehen Sie doch mal nach
Frankreich!)

Letzte Bemerkung. Sie werden in dieser Geschichte schnel-
ler springen, als Sie es sich heute vorstellen kénnen. Das
ist meine feste Uberzeugung.

(Beifall bei der CDL)

Stelly. Prisident Dr. Geisel: Meine Damen und Herren, wir
treten in die Aussprache iiber den Gesetzentwurf ein.

Ich erteile Herrn Abg. Haasis das Wort.

Abg. Haasis CDU: Herr Prisident, meine sehr verehrten
Damen und Herren! Der Gesetzentwurf ist im Verhiltnis
zu der Problematik, die das Asylrecht insgesamt aufwirft,
verhiltnismiBig harmlos, denn er regelt nur ein Detailpro-
blem, namtlich die Kostenverschiebung zwischen Gemein-
den und Landkreisen einerseits und dem Land Baden-
Wiirttemberg andererseits aufgrund der Definition des
Begriffs Asylbewerber und der Folgeregelungen.

Wegen der Zwischenreden des Kollegen Brechtken mdchte
ich allerdings auch ein paar allgemeine Bemerkungen zum
Asylrecht machen. Es ist ja der Hintergrund dieses Geset-
zeswerkes insgesamt. Gerade in diesen AuBerungen hat
sich wieder gezeigt, daB die SPD doch versucht, eine recht
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doppelbddige Politik im Bereich des Asylrechts zu betrei-
ben. Wenn es um die Kostenfeststellung geht, ist sie schnell
dabei, zu beantragen, das Land solle die gesamten Kosten
iibernehmen, damit die Kommunen entlastet werden.
Wenn es aber um MaBnahmen gegen den Zugang der
Asylbewerber in die Bundesrepublik und damit auch in
unser Land geht, dann ist die Opposition nicht mehr
geneigt, den Antrigen der Kommunen zu folgen.

(Abg. Birzele SPD: Sie machen es weder noch!)

In der Stellungnahme zu Ihrem Gesetzentwurf haben die
Landesverbinde ja eindeutig erklirt, daB ihre Probleme
nur Randschwierigkeiten seien und daB es hauptsichlich
um die Zugangsregelung gehe; diese miisse gedndert wer-
den. Deshalb meine dringende Bitte an Sie: Reden Sie mit
[hren Gemeinderiten. Dann werden Sie auch hier zu einer
anderen Auffassung kommen, als Sie sie seither haben.
Und bringen Sie das dann in Bonn und bei den anderen
Landesregierungen ein.

(Abg. Seimetz CDU: Da miiBte man einmal eine
Volksabstimmung machen!)

Deshalb regelt der vorliegende Gesetzentwurfl natiirlich
auch nur die Folgeprobleme, namlich aufgrund dieses
Urteils den Begriff des Asylbewerbers. Hier kann man sich
alle Regelungen vorstellen: Das Land zahlt insgesamt, die
Kommunen zahlen insgesamt oder einen Kompromil3. Der
Gesetzentwurf der Landesregierung sieht vor, dal vom
Zeitpunkt der Entscheidung bis zur endgiltigen Duldung
oder aber auch Abschiebung die Kosten zwischen der
kommunalen Seite und der Landesseite geteilt werden.

Ich meine, da3 das letztlich ein fairer KompromiB ist, mit
dem man leben kann und den auch die Kommunen
mittragen kénnen. Deshalb beabsichtigen wir, dem Gesetz-
entwurfl zuzustimmen.

Umstritten ist bei den kommunalen Landesverbinden in
Teilen die Frage, in welcher Hohe die Bekleidungspau-
schale festgelegt werden soll. Ich denke, daB das ein
Randproblem ist, wenn man die Gesamtproblematik ins-
gesamt ansieht. Wir haben verschiedene Gespriche mit den
Landesverbdnden gefiihrt und gehen davon aus, daB wir
auch in diesem Punkt noch eine Einigung erreichen, soweit
sie nicht bereits besteht.

[nsgesamt handelt es sich also um einen Gesetzentwurf, der
der Lage entsprechend realistisch die Moglichkeiten fiir die
Zukunft aufzeigt. Deshalb werden wir im Innenausschul3
diesem Gesetzentwurf zustimmen. Es gibt ein paar Proble-
me, die man noch bereden muB, die wir hinterfragen
werden, auch nach den Anhdrungen, die wir durchfiihren
wollen. Aber insgesamt ist der Entwurf vor allem gegen-
liber der, kommunalen Seite ein faires Gesetzeswerk, das
die Kosten hilftig aufteilt, denn letztlich haben Stidte und
Gemeinden, Land und Bund - alle Teile unseres Staates
- diese Probleme insgesamt zu tragen, und man darf das
nicht nur auf eine Ebene schieben.

(Beifall bei der CDU)

Stellv. Prisident Dr. Geisel: Das Wort hat Herr Abg.
Birzele.

Abg. Birzele SPD: Herr Prisident, meine Damen und
Herren! Der Innenminister hat bei der Begriindung des
Gesetzentwurfs eingerdumt, daBl zum Zugangsproblem mit
diesem Gesetzentwurf nichts ausgesagt wird. Interessant
ist, daB sowohl der Innenminister als auch Kollege Haasis
als Zugangsproblem immer nur das Asylbewerberproblem
sehen. Dann tut der Kollege Haasis noch so, als ob auch
die Kommunen diesen Standpunkt einnehmen wiirden.
Deshalb will ich Sie auf die neueste Stellungnahme der
kommunalen Landesverbinde von gestern hinweisen. Da
wird ausdriicklich gesagt, daB es nicht nur um das Zu-
gangsproblem geht, und da heilt es:

Allein im Jahre 1990 sahen sich die Stidie und Ge-
meinden der alten Bundeslinder mit einer Zuwande-
rung in folgender GréBenordnung konfrontiert:
320 000 Ubersiedler, 380 000 Aussiedler, 200 000 Asyl-
bewerber. Bekanntlich ist Baden-Wiirttemberg, bezo-
gen auf den Landerschlissel, {iberproportional von
dieser Zuwanderung betroffen.

Weiter unten heiBt es dann:

Es missen rechtliche Grundlagen dafiir geschaffen
werden, daB fir die Bundesrepublik Deutschland, die
heute bereits ein De-facto-Einwanderungsland ist, eine
an der Integrations- und Leistungsfahigkeit dieser
Gesellschaft orientierte Quote der Zuwanderung fest-
gelegt werden kann.

Ich will dazu ausdriicklich betonen, daB wir in der SPD-
Fraktion schon im letzten Jahr eine Einwanderungskon-
zeption vorgelegt haben, um genau diese Vorstellung zu
verwirklichen.

Wenn Sie nun sagen, daB Sie, was das Asylbewerberpro-
blem, also das zahlenmaBig kleinere Problem, betrifft, mit
Threm Bundesratsgesetzentwurf eine Losung vorgelegt hit-
tent, dann, Herr Innenminister, sagen Sie doch endlich
einmal, wer denn nach Ihrem Gesetzentwurf tatsichlich ein
Nichtverfolgerstaat sein soll. Dann wird doch das ganze
Problem sehr viel deutlicher. Wenn Sie bei IThrem Gesetz-
entwurf darauf abstellen, daB ein bestimmter Promille-
oder Prozentsatz von berechtigien Asylbewerbern hinterher
festlegt, ob es sich um einen Nichtverfoigerstaat handelt,
dann ist das geradezu absurd.

(Abg. Bitikofer GRUNE: Das stimmt!)

Der tatsichlich Asylberechtigte kann nichts dafiir, wie viele
andere Menschen aus seinem Land sich hier um Asylge-
wihrung bemiihen. Wenn Sie einrdumen, daB in einem
Land politische Verfolgung stattfindet, dall es also aus
diesern Land berechtigte Asylbewerber geben kann, dann
kdnnen Sie diesen Staat nicht zum Nichtverfolgerstaat
erkliiren.

(Abg. Biitikofer GRUNE: Alles andere hebelt das
Individualrecht aus! - Abg. Haasis CDU: Aber
andere Staaten kann man dazu erkliren!)
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Das ist ein Widerspruch in sich. Aber bitte legen Ste einmal
die Zahlen auf den Tisch. Welche Staaten sind nach Threr
Auffassung Nichtverfolgerstaaten? Wie viele Asylbewerber
kommen aus diesen Staaten? Wie wird das Problem tat-
sachlich geldst? Das, was Sie machen, ist Nebelwerfen in
einer schlechten Form.

{Beifall bei der SPD)

Dariiber hinaus betone ich noch einmal: Sie miissen sich
mit dem Problem der Zuwanderung insgesamt auseinan-
dersetzen; Sie miissen eine Konzeption fir die Zuwande-
rung insgesamt vorlegen. Nur dann kénnen wir das zah-
lenmiBige Problem in den Griff bekommen.

(Beifall des Abg. Brechtken SPD)

Der vorliegende Gesetzentwurf befalt sich nun mit den
finanziellen Belastungen der Gemeinden, Belastungen, die
mit der Unterbringung der Asylbewerber zusammenhin-
gen. Da soll vorgesehen werden, dal fiir die Asylbewerber
- auf diesen Schwerpunkt will ich mich beschrinken -, die
nach rechiskraftiger Ablehnung des Asylanirags noch ge-
duldet werden, den Gemeinden nur die Hilfte der Sozi-
alkosten erstattet wird. Dies entspricht nicht der Rechtspre-
chung des Verwaltungsgerichtshofs. Darauf haben zu Recht
die kommunalen Landesverbinde ausdriicklich hingewie-
sen. Das, was hier gemacht wird, ist eine falsche Zuweisung
von Aufgaben vom Land weg auf die Gemeinden hin, so
wie es bisher schon war. Sie wollen das nun mit einem
erheblichen finanziellen Anteil der Kommunen beibehal-
ten.

Es ist darauf hinzuweisen, daB nach § 56 des neuen Aus-
lindergesetzes der abgelehnte, aber geduldete Asylbewer-
ber nicht einen normalen ausiinderrechtiichen Status hat.
Vielmehr ist — und das hat ja gerade die CDU/CSU gewollt
— die Duldung rdumlich beschrinkt, also die Freiziigigkeit
eingeschrinkt. Es kdnnen weitere Bedingungen und Auf-
lagen angeordnet werden, und insbesondere unterliegt der
Ausliander regelmiaBig einem Arbeitsverbot bzw. einer Be-
schrinkung auf bestimmte Titigkeiten. Trotz dieser Ein-
schrinkungen will die Landesregierung eiskalt erkliren:
Hier handelt es sich nicht mehr um ¢inen Asylbewerber im
Verfahren, sondern das ist eine Aufgabe der Gemeinden.
Diese miissen die Hilfte der Kosten bezahlen. — Dabei ist
noch hinzuzufiigen: Das, was an Kostenerstattungen in
diesem Gesetzentwurf vorgesehen ist, ist ja nicht ausrei-
chend. Die Kosten fiir die Kommunen sind héher als das,
was ihnen tatsichlich erstattet wird. Deshalb tragt dieser
Gesetzentwurf auch nicht der Situation Rechnung, wenn
die Gemeinden, die aufgrund unserer Wohnungssituation
- ek schon enorme Probleme mit der Unterbringung der
Asylbewerber haben, zusétzlich noch bei den Kosten al-
leingelassen werden, die bei der Bewiltigung dieser Auf-
gabe entstehen.

Dieser Gesetzentwurf ist unzureichend. Wir haben mit
unserem Gesetzentwurf die richtige Losung vorgelegt: Das
Land ibernimmt die Aufgabe, bringt dic Asylbewerber
wihrend des Verfahrens und nach dem Verfahren bis zur
Abschiebung unter, wihrend bei anerkannten Asylberech-
tigten den Gemeinden fiir einen Ubergangszeitraum eine
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Kostenerstattung gewihrt wird. Nur so kdnnen die Pro-
bleme geldst werden.

(Beifall bei der SPD)

Stellv. Priisident Dr. Geisel: Das Wort erteile ich Frau Abg.
Glaser.

Abg. Rosemarie Glaser GRUNE: Herr Prisident, meine
Damen und Herren! Herr Minister Schlee, Sie haben
vorhin wieder in typischer Weise Ihre Eindugigkeit belegt,
indem Sie Lafontaine zitiert und von Artikel 16 des Grund-
gesetzes geredet haben, aber eben nicht von dem, was
Lafontaine in diesem Zusammenhang auch zu Artikel 116
des Grundgesetzes gesagt hat, wie das auch mein Vorredner
getan hat.

Ich méchte mich aber insgesamt an das Thema des Tages-
ordnungspunktes halten und nicht grofi abschweifen; denn
das meiste, was hier wieder vorgetragen wurde, ist ein alter
Hut. Die wesentlichen Argumente zu diesem Thema sind
bereits aus AnlaB eines Antrags der SPD am 6. Mirz dieses
Jahres diskutiert worden. Sie stellen, wie das schon die
schriftlichen Stellungnahmen, vor allem der kommunalen
Verbinde, zeigen, nichts Neues dar.

Vielleicht kénnten Sie, Herr Minister Schlee, falls es doch
einen Informationsbedarf gibt, wie das vorhin manche
Frage gezeigt hat, zumindest allen Mitgliedern des Innen-
ausschusses die entsprechende Bundesratsdrucksache, in
der die Landesregierung die Anderung des Artikels 16 des
Grundgesetzes fordert, zugidnglich machen.

(Minister Schlee: Die haben Sie doch!)

- Ich habe sie schon lange. Ich brauche sie nicht, denn ich
habe meine Akten beieinander.

Grob skizziert geht es fast ausschlieBlich um Finanzgeran-
gel. Im asylpolitischen Grundsatzverstindnis, wie bei-
spielsweise die Verpflichtung aus Artikel 16 zu bewerten
ist, sind sich die Landesregierung und die Vertreter der
kommunalen Spitzenverbinde einig, ndmlich dall angeb-
lich eine verfassungsrechtliche Bremse im Asylrecht nétig
sei. Gerade deshalb hort auch die Freundschaft auf, wenn
es an die Fleischtopfe geht.

Die Landesregierung hat nicht aus besserer Einsicht, son-
dern auf Druck der Gerichte den heute vorliegenden Vor-
schlag fiir eine Gesetzesinderung erarbeitet. Entsprechend
blal ist er ausgefallen. Vorweg ist festzuhalten: Die Erwei-
terung des Rechtsbegriffs ,,Asylbewerber” ist innerhalb der
Logik dieses Gesetzes richtig und darf begriit werden. Das
gleiche gilt fiir die daraus resultierende Mehrbelastung des
Landes.

Dennoch ist schon jetzt beispielsweise hinsichtlich der
Sozialhilfekosten, der Bekleidungshilfe und der Betreu-
ungskostenpauschale abzusehen, daB die Erstattungen des
Landes nicht avsreichend sind. Diesbeziiglich teilen wir die
Kritik der Kommunen. Deshalb sind wir auch nicht der
Ansicht, die die Landesregierung in ihrer Begriindung
dargelegt hat, daBl die Erstattung der angesprochenen
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i Rosemarie Glaser)

Leistungen von Verfassungs wegen nicht geboten, sondern
freiwillig ist.

Unbestritten sind zwar die Art und Weise sowie der
Umfang der dbertragenen Aufgabe an die Gemeinden.
Dies ist nicht nur rechtlich zulissig, sondern auch politisch
sinnvoll. Es ist nimlich nicht einsehbar, weshalb die Kom-
mune iiber weitere zentrale Aufnahmelager des Landes, die
nicht nur fir die betroffenen Menschen unertriglich sind,
sondern noch dazu kostenintensiver als die dezentrale
Unterbringung, aus der Verantwortung genommen werden
sollte. Wir sind auf diese immer noch aktuelle Kritik der
kommunalen Spitzenverbdnde im Marz ausfiihrlich einge-
gangen. ,,Small is beautiful” war unsere Devise — das ist
sie heute noch -, weil jedes Lager die Probleme fiir alle
Beteiligten - die Fliichtlinge, die dort Beschiftigten und die
ortsansassigen Biirgerinnen und Biirger — verschirft.

Die Aufgabenibertragung auf die Gemeinden ist jedoch
mit Ausgaben verbunden, die schon allein rechtlich auch
eine Ausgleichsregelung erfordern. Die Landesregierung
hat diesbeziiglich allerdings nicht, wie sich angeboten
hitte, den Weg einer Erhéhung der Finanzausgleichsmasse
nach dem FAG angepeilt, sondern spezialgesetzliche Re-
gelungen vorgezogen. Gerade diese verlangen jedoch zwin-
gend Kostenneutralitdt, weil die jihrlichen Parameter fiir
Korrekturen wie nach dem FAG fehlen.

Kostenneutral ist die dargestellte Ausgleichsregelung je-
doch nicht, sondern das Land hat in bestimmten Bereichen,
wie beispielsweise fir den Abwicklungszeitraum seit dem
VGH-Beschlul3, sogar ein regelrechtes Geschift gemacht,
wenn das Gesetz so verabschiedet wird. Dies ist vor allem
im Blick auf die Garantie der kommunalen Selbstverwal-
tung nicht hinnehmbar und erscheint im Spiegel der wach-
senden Einengung kommunaler Investitionsspielriume
auch verfassungsrechtlich duerst bedenklich. - Soweit
zusammengefalt die Bewertung der vorgesehenen Ande-
rungen.

Im ibrigen méchte ich jedoch nicht nur innerhalb der
Logik dieses Gesetzes argumentieren, Wie schon anhand
des Antrags der SPD deutlich wurde, geht unsere Kritik
ins Grundsatzliche, was die Finanzierung der Sozialhilfe
betrifft. Hier hat die Landesregierung immer nur horizon-
tale Umschichtungen, das heifit unter den Kommunen, und
keine vertikalen veranlaBt. Flichtlinge stellen in der Masse
der Sozialhilfeempfinger jedoch keine herausragende Gro-
Be dar. Nach wie vor kommt der iiberwiegende Teil der
Sozialhilfeempfinger aus der Arbeitslosenhilfe. Deshalb
miissen die Sozialhilfekosten in Zukunft von der Bundes-
anstalt fiir Arbeit ibernommen werden. Eine solche Rege-
lung wiirde den Kommunen und im iibrigen auch dem
Land eine wesentlich stirkere Entlastung bringen als simt-
liche bisherigen Ausgleichsregelungen und wiire auch po-
litisch gesehen korrekter als der Status guo.

An diesem Gesichispunkt liuft der Anderungstext vorbei.
Die Landesregierung hat sich wieder einmal an politisch
schwiicheren Gliedern abgearbeitet und damit den Weg des
geringeren Widerstands beschritten, noch dazu auf Kosten
von Menschen, die kaum mehr jemand und erst recht nicht
diese Gesetzesvorlage im Auge hat. Denn, wie anfangs
bereits gesagt, die Landesregierung und die kommunalen

Spitzenverbiinde sind sich im Prinzip ja einig: Das Grund-
recht auf Asyl muB weg, weil es fiir diese Damen und
Herren so systemwidrig ist wie der volle Umfang an
Sozialhilfeleistungen fiir Asylbewerber.

So gesehen ist es in der Tat konsequent, die nichtdeutschen
Fliichtlinge nur noch als nackte Zahl zu sehen, um die sich
feilschen 14Bt, ohne dabei rot zu werden. In der Stellung-
nahme der kommunalen Verbidnde zum Entwurf ist dieser
Zynismus auf die Spitze getrieben, wenn dort steht, daB
,.die Verwaltungsarbeit bei weitem den wirtschaftlichen
Nutzen der Arbeitsleistung der Asylbewerber iiberwiegt”.
Menschen, die so denken, haben ein Verhiltnis zu den
Menschenrechten wie Brandstifter zumn Wasser. Dem habe
ich nichts hinzuzufiigen.

(Beifall bei den GRUNEN) )

Stellv. Prasident Dr. Geisel: Das Wort hat Herr Abg.
Dr. Goll.

Abg. Dr. Ulrich Goll FDP/DVP: Herr Prisident, meine
Damen und Herren! Kernpunkt des neuen Gesetzes ist die
Ubernahme der halben Kosten fiir abgelehnte Asylbewer-
ber ohne Bleiberecht, die nicht bzw. noch nicht abgescho-
ben worden sind. Wir finden es - das vorweg - richtig,
wenn das Land sich selbst ein Stiick weit unter finanziellen
Leidensdruck setzt, um die unbefriedigende Abschiebungs-
praxis zu verbessern. Nach unserer Meinung wire sogar
eine volle Ubernahme der Kosten diskutabel, um den
Druck zu verstirken, rechtskriftige Entscheidungen in die
Realitit umzusetzen. Denn nur darum geht es: nach unse-
ren Spielregeln rechtskriftige Entscheidungen umzusetzen.

(Beifall bei der FDP/DVP - Abg. Dr. Déring
FDP/DVP: Sehr gut!)

Sage keiner, daB das Geld kostet und daB wir das nicht
machen kénnen. Denn man mu8 sich ja vor Augen fiihren,
Herr Innenminister: Wenn das Land seinen Pflichten nach-
kommt, dann zahlt es da gar nichts. Das ist ja die Logik
des Vorgangs. Denn diese Kosten fallen ja nur an, weil die
Bewerber unrechtmiaBig noch hier sind.

(Abg. Heckmann CDU: AnschlieBend sind sie
dann im PetitionsausschuB3!)

Fiir eine konsequentere Abschiebungspraxis wiirde das
aber natiirlich nicht ausreichen. Ich habe friither schon
vorgetragen, daB nach Meinung unserer Fraktion weiter
eine Zentralisierung der Entscheidung iiber die Abschie-
bung notwendig ist. Nicht nur die Durchfihrung der
Abschiebung, sondern auch die Entscheidung {ber die
aufenthaltsbeendenden MaBnahmen sollte zentralisiert
sein. Wir wollen einen Zustand erreichen, das wissen Sie,
in dem es in einem GroBteil der Fille zu keiner Zuweisung
an die Gemeinden mehr kommt. Denn wenn Sie erst an
die Gemeinden zuweisen, haben Sie es hinterher natiirlich
entsprechend schwerer, die Leute wiederzufinden, die Sie
abschieben wollen.

(Abg. Dr. Déring FDP/DVP: Eben!)
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(Dr. Ulrich Golli

Mit Recht war vom Beispiel Frankreich die Rede. Natiir-
lich ist es so: Frankreich hat weniger offizielle Bewerber,
aber natiirlich noch mehr Fliichtlinge, die sich illegal dort
aufhalten. Und wir reden hier iiber die faktischen Verhilt-
nisse, nicht {iber die juristischen und die, welche aul dem
Papier stehen.

Voraussetzung dafiir, daB Sie die Zuweisungsquote an die
Gemeinden drastisch senken, ist natiirlich, daB Sie ein ganz
straffes Verfahren an vier zentralen Anlaufstellen durch-
fiihren. Dazu haben wir alle notwendigen Vorschlage ge-
macht. Ich méchte das auch nicht mehr im Detail ausfiih-
ren. Klar ist, daB wir durch ein solch straffes Verfahren
auch das Zugangsproblem beeinflussen. Denn Sie senken
damit natirlich die Attraktivitit der Bundesrepublik
Deutschland als Fluchtland.

Alies recht und gut, aber eines ist klar: Sie wollen daran
nicht herangehen. Der Innenminister setzt seine Art von
Schattenboxen fort. Er bewegt sich leider, mull man sagen,
lieber weiter auf einer unfruchtbaren Ebene politischer
Rhetorik und Theorie, als sich um die Niederungen prak-
tischer Problemlésungen zu bemiihen. Zwei Drittel seiner
Rede heute betrafen wieder die Grundgesetzinderung, eine
Anderung, die ohne klaren Inhalt im Raum steht — denn
I[hr Staatssekretir hat in der letzten Debatte noch etwas
anderes vertreten als Sie -,

{(Abg. Rosemarie Glaser GRUNE: Das heilt bei
dem Staatssekretdr nichts')

ohne jeden erkennbaren Nutzen und ohne jede Praktika-
bilitit. Uber die Abweisung an der Grenze brauchen wir
doch gar nicht zu reden. Wer sich heute hinstellt und sagu:
., Wir machen die Grenze nach Siideuropa dicht”, wird
politisch nicht ernst genommen. Das grenzt im Grunde an
Verdumnmung der Leute. Glauben Sie denn, dal} die Leute
bei uns dann wieder Lust haben, vier Stunden lang an der
tschechischen Grenze zu stehen, wenn sie reingelassen
werden, nur weil umgekehrt bei allen eine Gesichtskon-
trolle stattfindet? Dieser Vorschlag grenzt geradezu ans
Lacherliche.

Zur Festlegung von Nichtverfolgerlindern: Wer wollte
denn zum Beispiel sagen, daB heute in einem Land keine
politische Verfolgung mehr stattfindet, dessen Prisident
und AuBenminister noch gestern in den eigenen Gefédng-
nissen saBen? Soll das realistisch sein? Es gibt doch
Linder, die noch keine stabile Entwicklung aufweisen
kdnnen und die wir heute nicht zu Nichtverfolgerlindern
erkliiren konnten, und das sind die Hauptherkunftsidnder
der Asylanten.

Thema ,,Europiische Harmonisierung™: Herr Innenmini-
ster, wenn Sie Thren Vorschlag fiir eine européische Har-
monisierung auf den Tisch legen, dann kénnen wir dariiber
wieder reden. Aber bis jetzt hat noch kaum jemand iber-
haupt das Dubliner Abkommen unterschrieben. Das sind
doch zunichst die ersten Schritte. Ich bin davon iiberzeugt:
Wenn diese Einigung erzielt ist, werden auch die Verfas-
sungsrechtler sagen: Das koénnen wir so machen. Aber
dariiber haben wir heute iiberhaupt nicht zu entscheiden.
Das ist im Grunde Zukunftsmusik.

5722

Herr Innenminister, uns geht es nicht um politische Schau-
gefechte. Wir wollen das Problem 1dsen, dafl eine wach-
sende Anzahl von Gemeinden nicht mehr zur Unterbrin-
gung der Asylbewerber in der Lage ist.

{Abg. Dr. Doring FDP/DVP: Darum geht es!)

Dazu haben wir handfeste Vorschlige auf den Tisch gelegt.
Sie haben von Signalen aus anderen Fraktionen fiir [hr
Konzept gesprochen, Wir warten leider noch heute auf ein
Signal von Ihnen, ein praktikables Konzept in die Wege
zu leiten.

(Beifall des Abg. Dr. Déring FDP/DVP)

Interessant ist, daB Thr Staatssekretdr kiirzlich angekiindigt
hat, es wiirden weitere zentrale Anlaufstellen geschaffen.
Das ist ein Weg auf der Linie unseres Konzepts. Aber allein
niitzt das natiirlich nichts, wenn Sie nicht gleichzeitig das
Verfahren dndern. Aber wir registrieren mit Interesse, dall
Sie sich einen Schritt darauf hinbewegt haben, was wir
gefordert haben. Denn vielleicht sehen Sie es allmihlich
selbst ein, dall Sie dieses Spiel mit rhetorischen und
wahlkampftaktischen Mitteln nicht mehr sehr lange treiben
konnen. Auch Thre eigenen Birgermeister werden Sie unter
Druck setzen, etwas Handfestes zu tun.

(Beifall bei der FDP/DVP)

Stellv. Prisident Dr. Geisel: Wortmeldungen liegen mir
nicht mehr vor. Damit ist die Aussprache — -

{Abg. Birzele SPD: Doch, der Herr Innenmini-
ster!)

Herr Innenminister, Sie winschen das Wort nicht mehr?

{Abg. Birzele SPD: Herr Prisident, der Herr
Innenminister hatte sicher gern die Chance ge-
nutzt, die Herkunftslinder zu bezeichnen, die
Nichtverfolgerstaaten sind, und auf die zahlen-
miBige Auswirkung einzugehen!)

— Der Herr Innenminister hat sich bei mir nicht zu Wort
gemeldet. Wiinschen Sie das Wort?

{Minister Schlee: Natiirlich! — Abg. Birzele SPD:
Er ist offensichtlich nicht in der Lage, das zu
machen!)

— Bitte, Herr Innenminister, Sie haben das Wort.

Innenminister Schlee: Herr Priisident, meine Damen und
Herren! Dieser liebenswiirdigen Aufforderung des Kolle-
gen Birzele kann ich natirlich nicht widerstehen. Aber,
Herr Kollege Birzele, es wire viel, viel einfacher, wenn Sie
es so wie Frau Kollegin Glaser gemacht hiitten. Sie hat die
Drucksache des Bundesrats dabei. Schauen Sie sich die
Drucksache einmal an, und lassen Sie sich dann noch das
Protokoll geben. Lesen Sie darin nach, wie ich zu der Frage
nach den Nichtverfolgerlindern - dazu ist Herr Lafontaine
25mal interviewt worden — Stellung genommen habe,
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{Minister Schlee)

Ich habe auch eine Rechnung aufgemacht, wie es im Jahre
1989 gewesen wire, wenn man Nichtverfolgerstaaten fest-
gelegt hitte. Zwischen 65 und 70 %, der Asylbewerber, die
in der Bundesrepublik Deutschland ankamen, wiren aus
Nichtverfolgerstaaten gekommen.

Um die Diskussion nicht endlos werden zu lassen, will ich
Thnen einmal zwei nennen. Glauben Sie denn nicht, da
man heute die Republik Polen als Nichtverfolgerstaat
bezeichnen kann? Ich mdchte doch einmal ernsthaft die
Frage stellen, ob es jemanden gibt, der sagt, in Polen
wiirden die Menschen politisch verfolgt.

(Abg. Biitikofer GRUNE: Gibt es! Zwischenfra-
gel)

Stellv, Priisident Dr. Geisel: Herr Minister, lassen Sie eine
Zwischenfrage des Herrn Abg. Bitikofer zu?

Innenminister Schlee: Nein.
(Zuruf des Abg. Bitikofer GRUNE)

Sie haben das schon einmal erzihlt. Es ist immer dasselbe,
was Sie erziihlen.

(Zuruf der Abg. Rosemarie Glaser GRUNE)

Punkt zwei: Nehmen Sie die Tschechoslowakei des Prisi-
denten Havel. Wenn jemand in der Bundesrepublik
Deutschland sagt, daB dort Leute politisch verfolgt wiir-
den,

(Abg. Rosemarie Glaser GRUNE: Selbstver-
stindlich!)

so ist das eine Beleidigung des tschechoslowakischen Vol-
kes,

(Abg. Biitikofer GRUNE: Spielen Sie sich nicht
so auf!)

sonst gar nichts. Diese Geschichte mit dem einen, der
verfolgt wurde, haben Sie schon dreimal erzihlt.

(Abg. Biitikofer GRUNE: Es ist eine Provokati-
on, s0 etwas zu denken! - Unruhe - Weitere
Zurufe)

Nichster Punkt:
(Zuruf des Abg. Birzele SPD)
Herr Birzele, zwischen 65 und 70%, - —
(Abg. Birzele SPD: Wie viele schieben Sie ab?)

— Herr Kollege Birzele, jetzt will ich Thnen noch etwas
sagen. Das ist doch im Detail erortert. Das wissen Sie doch.
Es ist doch nicht so, daB jeder, der aus Polen kommt, auf
dem Absatz herumgedreht wird und gesagt bekommt, er

miisse gehen.

(Zuruf der Abg. Rosemarie Glaser GRUNE)

Das haben wir doch im Bundesrat in allen Gremien, im
InnenausschuB im Detail dargestellt.

(Abg. Rosemarie Glaser GRUNE: Bauen Sie
doch keine Pappkameraden auf! Polen ist schon
nicht mehr refevant!')

Deshalb sage ich noch einmal: Natiirlich kann man das
grundgesetzlich anders regeln, so, wie es die Bayern vor-
geschlagen haben. Das schneidet viel tiefer ein als das, was
wir vorgeschlagen haben. Aber wir haben nur noch be-
schrankt Zeit, weil am 1. Januar 1993 Neuerungen kommen
werden.

{Zuruf des Abg. Weimer SPD)

Jetzt will ich noch etwas zu den Ausfithrungen des Kol-
legen Goll sagen. Es ist schon aufBierordentlich iiberra-
schend, was Sie, Herr Goll, gesagt haben.

(Zuruf des Abg. Weimer SPD)

Sie miissen sich einmal Gberlegen, lieber Herr Goll, wie
das, was Sie gesagt haben, zusammenpassen soll. Wenn ich
Sie richtig verstanden habe, so bedeutet das nichts anderes,
als Sammelunterkiinfte, also ganz zentrale Lager, einzu-
richten. Das hatten wir schon einmal.

(Abg. Haasis CDU: Das will Birzele auch! -
Zuruf des Abg. Keitel CDU)

Die FDP hat gegen diese zentralen Lager in den achtziger
Jahren argumentiert, wie es nicht schlimmer ging.

{Abg. Dr. Ulrich Goll FDP/DVP: Wenn Sie die
Leute jahrelang dort unterbringen, geht das na-
tirlich nicht!)

Lieber Herr Kollege Goll, jetzt kénnten wir mit den
Kasernen Luft bekommen. Wir kdnnten dort Asylbewerber
unterbringen.

(Abg. Heckmann CDU: Halt! Langsam! Das geht
nicht!)

Uberall, wo wir im Moment sagen, wir wiirden gerne
Asylbewerber unterbringen, in den Stidten A, B, C und
D--

{Zuruf des Abg, Bitikofer GRUNE)

Heute morgen waren mindestens drei Abgeordnete dieses
Landtags bei mir und haben gesagt: Wir sehen ein, daB Sie
die Asylbewerber unterbringen miissen; aber in der Kaser-
ne der Stadt A, B, C oder D geht das selbstverstindlich
nicht, denn wir haben etwas ganz anderes vor.

(Abg. Heckmann CDU: Mit Recht!)

Lieber Herr Goll, es gibt keinen gemeindefreien Bereich.
Deshalb kdnnen wir die Asylbewerber nur im Zusammen-
wirken mit den Gemeinden unterbringen. Sie sehen das an
dem Beispiel mit den Kasernen.
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{Minister Schiee)

Der nichste Punkt betrifft die Beschleunigung. Herr Goll,
wer hat denn das Karlsruher Modell mit der Beschleuni-
gung auf vier Wochen kreiert?

(Zuruf des Abg. Dr. Ulrich Goll FDP/DVP)
Wer hat denn die zentralen Abschiebestellen — -

(Abg. Birzele SPD: Wer hat denn jahrelang ge-
sagt, dal3 das nicht ginge? Sie!)

Hier ist doch stindig gesagt worden, dies sei verfassungs-
widrig, die Verfahren seien viel zu schlecht und zu schnell.

(Abg. Rosemarie Glaser GRUNE: Richtig!)

Herr Goll, ich will damit nur sagen: Der Ansatz, die
Asylbewerber in Sammelunterkiinften zusammenzufithren,
ist unser alter Ansatz.

{Abg. Dr. Ulrich Goll FDP/DVP: Acht Wochen
lang!)

Die Frage ist nur, ob Sie entsprechende Liegenschaften
bekommen. Das ist eine Iliusion, lieber Herr Goll, bei
diesem Zugang. Ich will das nur noch einmal sagen.
Schauen Sie sich einmal die Zahl von {1 000 an. Wenn wir
das einmal aufnehmen — das ist ja im Gesetzentwurf der
SPD enthalten — - Wenn wir davon ausgehen, dal es
50 000 Asylbewerber in Baden-Wiirttemberg sein werden
und mdglicherweise noch einmal die gleiche Zahl - viel-
leicht etwas weniger — De-facto-Fliichtlinge, so brauchen
wir Lager, einen Puffer fiir 120 000 Menschen. Ich sage das
nur, damit Sie einmal die GroBenordnung sehen. Der
Ansatz, diese Menschen an einem zentralen Punkt oder an
mehreren zentralen Punkten zu haben und die Verfahren
in vier Wochen abzuschlieBen, ist gar nicht falsch, Herr
Goll. Nur ist das nicht umzusetzen. Das haben wir doch
schon zigmal versucht.

(Zuruf der Abg. Rosemarie Glaser GRUNE)

Wenn Sie, lieber Herr Goll, ,,konsequente Abschiebung”
sagen, mulB ich Ihnen darauf erwidern: Stindig wird mir
vorgehalten, wir wiirden rigoros abschieben. Ich habe mir
sagen lassen, daB wir nachher bei den BeschluBempfehlun-
gen des Petitionsausschusses wieder einen Fall haben wer-
den. Wir schieben mehr ab als jedes andere Bundesland.

(Abg. Keitel CDU: So ist es!)

Schauen Sie doch einmal, was wir den Polizeibeamten
zZumuten.

(Zuruf des Abg. Keitel CDU)
Herr Koliege Goll, ich will es mir wirklich nicht zu einfach
machen, aber eines miissen Sie natiirlich sehen: Sie fordern
die konsequente Abschiebung,

(Abg, Dr. Ulrich Goll FDP/DVP: Ja!)
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und Ihr Parteifreund Genscher ist fiir die AuBerungen des
Auswiirtigen Amtes, wohin abgeschoben werden kann und
wohin nicht, zustindig.

(Zuruf des Abg. Biitikofer GRUNE)

Die geben uns eine gutachtliche AuBerung, ob wir in ein
Land abschieben kénnen oder nicht. Die formulieren aber
jedesmal so, dal, wenn etwas in diesem Land passieren
wiirde, das Auswartige Amt auf jeden Fall den Kopf aus
der Schlinge hatte und der jeweilige Innenminister zustan-
dig wire. Aber das ist auch eine Diskussion, die wir schon
zigmal gefiihrt haben.

Ich kann Thnen nur sagen: Sie sehen — dieser Gesetzentwurf
hat im Grund etwas ganz anderes beinhaltet -, wie brisant
diese Geschichte ist. Herr Goll, ich habe natirlich gelesen,
was Sie irgendwo gesagt haben. Wir haben es auch noch
einmal analysiert, um einfach einmal zu sehen, ob das
etwas Neues bringt. Das sind alles Vorschlige, die wir
entweder schon praktiziert haben oder die schlicht und
ergreifend nicht praktikabel sind. Herr Kollege Goll, Sie
werden sehen, Sie werden es nicht schaffen,

{Abg. Birzele SPD: Herr Minister, legen Sie doch
die Zahlen auf den Tisch! Ganz konkret die
Zugangszahlen!}

den Biirgermeistern einzureden, das wiirde man nicht
schnell genug machen. Das ist und bleibt ein Zugangspro-
blem. Wenn im Monat 3 000 Asylbewerber in dieses Land
kommen, werden wir das am Ende nicht mehr schaffen.
Das ist die ganze Wahrheit.

(Beifali bel Abgeordneten der CDU - Abg. Bir-
zele SPD: Sie haben keine konkreten Zahlen
genannt! Das waren alte Hiite! - Weitere Zurufe)

Stellv. Prisident Dr. Geisel: Wir haben leider keine Rede-
zeit mehr, Herr Kollege.

{Zurufe)

— Ich wiirde vorschlagen, diese Themen im Ausschull in
extenso zu behandeln.

Meine Damen und Herren, Wortmeldungen liegen mir jetzt
nicht mehr vor.

Ich gehe davon aus, daB dieser Gesetzentwurf dem Innen-
ausschub iiberwiesen werden soll.

(Abg. Haasis CDU: Ja! Innenausschufl!)
- Es erhebt sich kein Widerspruch. Es ist so beschlossen.
Punkt 8 der Tagesordnung ist erledigt.
Ich rufe Punkt9 der Tagesordnung auf:
Zweite Beratung des Gesetzentwurfs der Fraktion der SPD

— Gesetz zur Freistellung von Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmern zum Zwecke der beruflichen, allgemeinen und
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{Stellv. Prdsidenr Dr. Geisel)

politischen Weiterbildung (Arbeitnehmer-Weiterbildungsge-
setz) - Drucksache 10/3294

BeschluBempfehlung und Bericht des Sozialausschusses ~
Drucksache 10/4084

Berichterstatter: Abg. Wieser

Ich rufe den Anderungsantrag der Fraktion der SPD,
Drucksache 10/5429, mit zur Beratung auf.

Herr Abg. Wieser, wiinschen Sie als Berichterstatter das
Wort?

{Abg. Wieser CDU: Nein!)
- Als Berichterstatter wiinschen Sie das Wort nicht.

Meine Damen und Herren, das Prisidium hat eine kurze
Allgemeine Aussprache mit einer Redezeit von 5 Minuten
Je Fraktion vorgesehen.

[n der Aligemeinen Aussprache erteile ich Herrn Abg.
Heinz Goll das Wort.

(Abg. Wieser CDU: Heinz, Heinz, du gehst einen
schweren Weg!)

Abg. Heinz Goll SPD: Herr Prisident, meine Damen und
Herren! Jeder Biirger muBl grundsitzlich die Mdglichkeit
haben, an Veranstaltungen zur Weiterbildung teilzuneh-
men, Hiertiir sind die notwendigen Voraussetzungen zu
schaffen. Soweit Weiterbildung nicht auBerhalb der Ar-
beitszeit stattfinden kann, ist die Teilnahme an Weiterbil-
dungsveranstaltungen durch Freistellungsgesetze zu ermog-
lichen, - So steht es in den Leitsitzen der CDU zur
Weiterbildung.

Angesichts des bisherigen Verhaltens der Landesregierung
und der CDU-Fraktion zu unserem Gesetzentwurf zur
Arbeitnehmerweiterbildung fragt man sich, wie ernst es die
CDU mit ihren eigenen Grundsitzen nimmt. Wo, meine
Damen und Herren von der CDU, bleibt Ihr eigenes
Freistellungsgesetz?

{Abg. Weimer SPD: Papier ist geduldig!)

Meine Damen und Herren, der technische, 6kologische
und soziale Wandel durchdringt alle Lebensbereiche. Die
Halbwertszeit unseres Wissens wird dadurch immer kiirzer,
und die Notwendigkeit lebenslangen Lernens wird immer
grofer.

Unsere Gesellschaft braucht immer mehr Menschen, die in
der Arbeit iiber den fachlichen Zaun hinwegschauen und
im Team zusammenwirken kénnen. Deshalb darf es auch
zwischen allgemeiner, politischer und beruflicher Bildung
keine Trennung geben.

Sie von der CDU verstehen unter Weiterbildung nur die
Verbesserung beruflicher Qualifikationen.

(Abg. Heckmann und Abg. Wieser CDU: Das
stimmt doch nicht!)

Wer so denkt, versteht nichts von der Weiterbildung. Er
sieht nur die wirtschaftiiche Verwertbarkeit der menschli-
chen Arbeitskraft. Dies ist, meine Damen und Herren,
zutiefst inhuman.

(Abg. Heckmann CDU: Das ist doch Popanz')

Weiterbildung mul} ganzheitlich angelegt sein. Sie mul3 den
ganzen Menschen umfassen. Eine Weiterbildung, mit der
die gesellschafiliche, kulturelle und soziale Kompetenz der
Arbeitnehmer erweitert wird, liegt auch im wohlverstande-
nen Interesse der Arbeitgeber.

Gerade eine Export- und Wohlstandsregion wie das Land
Baden-Wiirttemberg kann ihre wirtschaftliche Position auf
dem Europiischen Binnenmarkt nur dadurch sichern, daB
das Qualifikationsniveau stindig erneuert wird. Weiterbil-
dung ist also auch ein wichtiger Bestandteil aktiver Wirt-
schaftspolitik. Sie darf deshalb nicht auf die Tarifvertrags-
parteien abgewilzt werden.

Sie, meine Damen und Herren von der CDU, stehen in
erster Linie in der Verantwortung. Dieser werden Sie nicht
gerecht. Geht es um die Interessen und die Férderung der
Unternehmen, dann fihlen sich die CDU-Fraktion und die
Landesregierung zustindig.

(Abg. Wieser CDU: Kénnen Sie das einmal niher
ausfiihren, was Sie da sagen?)

Geht es hingegen um die Probleme der Arbeitnehmer, dann
wird immer wieder auf die Tarifvertragsparteien verwiesen.
Herr Wieser, selbstverstidndlich sind tarifvertragliche Rege-
lungen grundsitzlich zu begriiBen. Aber sie sind nicht in
der Lage, den gesetzlichen Freistellungsanspruch zu erset-
zen. Meine Damen und Herren, es liegt doch in der Natur
der Sache, daB Tarifvertragsparteien in erster Linie Rege-
lungen zur beruflichen Weiterbildung vereinbaren, also zu
Anpassungsqualifikationen.

Im iibrigen machte ich noch darauf hinweisen, daB Tarif-
vertrige nicht alle Arbeitnehmer und nicht alle Betriebe
erfassen;

(Abg. Wieser CDU: Und lhr Weiterbildungsge-
setz nicht alle Menschen

denn der rechtlich verbindliche Geltungsbereich, Herr Wie-
ser, erstreckt sich nur auf die Mirglieder der tarifvertrag-
schlieBenden Parteien. Nur ein Gesetz kann - unabhiingig
von Wohnsitz, Berufstitigkeit und Unternehmensart ~ die
notwendige Chancengleichheit herstellen.

Es ist schon entlarvend, mit welchen arbeitnehmerfeindli-
chen Argumenten - wir werden sie nachher sicherlich
wieder zu horen bekommen - die Ablehnung des Arbeit-
nehmer-Weiterbildungsgesetzes begriindet wird. Verlinger-
ter Urlaubsanspruch, verkiirzte Arbeitszeiten und die Ko-
stenbelastung der Betriebe werden immer als Gegenargu-
mente vorgebracht. Dabei sollte doch jeder wissen, daB
viele Arbeitnehmer allein schon aus zeitlichen Griinden
nicht regelmiBig an WeiterbildungsmaBnahmen teilneh-
men konnen, weil sie zum Beispiel Kinder oder Familien-
angehorige zu betreuen haben oder in Schicht arbeiten. Im
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iibrigen werden wir nicht zulassen, dal den Arbeitnehmern
die miihsam erkampfte Freizeit auf diesem Weg wieder
weggenommen wird.

Meine Damen und Herren, Lernzeit ist keine Erholungs-
zeit. Weiterbildung ist Arbeit. Deshalb ist auch Lernzeit
Arbeitszeit. In einem Urteil zum Bildungsurlaubsgesetz in
Hessen und in Nordrhein-Westfalen haben die Karlsruher
Richter unter anderem folgendes festgestellt:

Da bei Arbeitnehmern die Bereitschaft zur Weiterbil-
dung schon wegen der begrenzten Verfiigbarkeit ihrer
Zeit und des meist engen finanziellen Rahmens nicht
durchweg vorausgesetzt werden kann, liegt es im Inter-
esse des Allgemeinwohls, die Bildungsbereitschaft die-
ser Gruppe zu verbessern.

Meine Damen und Herren, politische, soziale, kulturelle
und berufliche Bildung - das sage ich mit allem Nachdruck
- diirfen nicht mehr linger ein Privileg fir Akademiker
sein.

(Beifall des Abg. Weimer SPD - Abg. Wieser
CDU: Sehr gut!)

Deshalb miissen auch die Hochschulen stirker fir die
Weiterbildung gedffnet werden.

(Abg. Wieser CDU: Das steht aber alles nicht in
[hrem Gesetz! Sie sprechen jetzt iiber etwas ande-
res, als Sie hier beantragen!)

— Nein. Wenn Sie das behaupten, dann haben Sie das
Gesetz nicht gelesen und kennen lhre eigene Begriindung
von gestern nicht mehr.

Merken Sie denn nicht, meine Damen und Herren von der
CDU, daB Sie mit [hrer ablehnenden Haltung zum Arbeit-
nehmer-Weiterbildungsgesetz weitgehend alleine stehen

(Abg. Weimer SPD: So ist es!)

und nur noch mit dem Beifall zu kurz denkender Unter-
nehmer rechnen konnen? Alle Organisationen, Verbinde,
Volkshochschulen, Kirchen, politische Stiftungen, ja selbst
Teile der Jungen Union und der Christlichen Arbeitneh-
merschaft sprechen sich fiir ein solches Gesetz aus. Nur Sie,
Sie blocken.

Bald wird es auch in Rheinland-FPfalz ein solches Gesetz
geben, Dann werden von den alten Bundeslindern nur
noch Baden-Wiirttemberg und Bayern keine gesetzliche
Regelung haben. Wir fragen uns, wie lange die Landesre-
gierung die Arbeitnehmer in diesem hochindustrialisierten,
wohlhabenden und hochtechnisierten Bundesland Baden-
Wiirttemberg noch benachteiligen will.

{Zuruf des Abg. Dr. Rochlitz GRUNE - Abg.
Weimer SPD: Das ist nur noch eine Frage von
zehn Monaten!)

Legen Sie die Scheuklappen ab. Stellen Sie sich der Ver-
antwortung. Ein solches Arbeitnehmer-Weiterbildungsge-
setz ist ldngst iiberfallig.
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Ich sage Ihnen, meine Damen und Herren von der CDU,
zum SchiuB: Die SPD-Fraktion wird so lange keine Ruhe
geben, bis auch in diesem Land dem berechtigten Anspruch
der arbeitenden Menschen auf persénliche, kulturelie, be-
rufliche und politische Entfaltung durch ein solches Gesetz
Rechnung getragen ist.

(Beifall bei der SPD)

Steliv. Priisident Dr. Hopmeier: Das Wort erteile ich Herrn
Abg. Wieser.

Abg. Wieser CDU: Herr Prasident, meine Damen und
Herren! In einer Welt der schnellen wirtschaftlichen und
sozialen Verinderungen ist Weiterbildung ein Ziel, das wir
alle verfolgen. Wir sind uns auch in der Weiterbildungs-
frage vollig einigz Wir miissen alle Menschen fir die
Weiterbildung motivieren und begeistern.

Unsere Gesellschaft hat dieses Ziel auch angenommen. Die
Betricbe geben pro Jahr 35 Milliarden DM fiir Aus- und
Fortbildung aus. Das sind 5%, der Lohnsumme und 10 %
der Anlageinvestitionen.

(Abg. Heinz Goll SPD: Fiir Anpassungsqualifizie-
rung an den Arbeitsproze, Herr Wieser!)

- Lieber Herr Kollege Goll, das sind imponierende An-
strengungen, die mir aber zuwenig sind. Auch in diesem
Bereich muB mehr getan werden.

In 200 Tarifvertrigen ist die Weiterbildung aufgenommen.
Dies ist ¢in Einstieg, aber noch kein Durchbruch. Wenn
die Tarifpartner, insbesondere die Gewerkschaften, der
Freistellung zur Weiterbildung denselben Rang einraumten
wie der Arbeitszeitverkiirzung, waren wir in diesem Bereich
weiter.

Wir haben im Land ein breitgefichertes Netz von Weiter-
bildungstrigern und Weiterbildungsangeboten fiir die be-
rufliche, allgemeine und politische Bildung. Diese Bil-
dungsangebote werden durch das Land und die Kommu-
nen finanziell so gefdrdert, daB kein Biirger von diesen
Angeboten ausgespertt ist. Alle Angebote sind so, daBl sie
jeder, unabhingig von seiner finanziellen Situation, wahr-
nehmen kann.

Wir betreiben eine erfolgreiche, angebotsorientierte Weiter-
bildungspolitik. Laut letztem Weiterbildungskommissions-
bericht von 1987 stieg die Zahl der Kursteilnehmer bun-
desweit von 3% auf 4%, in Baden-Wilrttemberg von 7%,
auf 8 %,

(Abg. Heinz Goll SPD: Was war die Ausgangs-
basis?)

Sie kdnnen mit Recht sagen, daB beide Zahlen niedrig sind;
die Linder mit Weiterbildungsgesetz und Freistellungsge-
setz sind jedoch an der Weiterbildung nur halb so stark
beteiligt wie Baden-Wiirttemberg,

(Abg. Biitikofer GRUNE: Wie war denn die
Ausgangslage?)
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Freilich miissen in Baden-Wirttemberg die Teilnehmer das
Weiterbildungsinteresse, die Weiterbildungsbereitschaft
und die Weiterbildungszeit selbst mitbringen.

Was will nun der SPD-Gesetzentwurf erreichen? Die Ge-
setzesvorlage der SPD ist kein Weiterbildungsgesetz, son-
dern ¢in Lohnfortzahlungsgesetz zum Zwecke der Weiter-
bildung. Die wichtigsten Merkmale sind fiinf freie Arbeits-
tage fur die Weiterbildung, ein biirokratischer Ausgleichs-
mechanismus fiir die Betriebe und die Freistellung fiir alle
Weiterbildungsangebote der beruflichen, allgemeinen und
politischen Bildung.

Bevor ich zu diesen Merkmalen komme, moéchte ich als
erstes die Frage klidren: Haben sich dhnliche Gesetze in den
anderen Bundeslindern bewahrt? Laut einer Hamburger
Erhebung aus dem Jahre 1989 haben sich die Arbeitnehmer
1987 wie folgt am Bildungsurlaub beteiligt: 2 %, in Ham-
burg, 1,59%, in Niedersachsen, 1,4 %, in Hessen und 5%, in
Bremen. Der Bildungsurlaub wurde vor allem von Arbeit-
nehmern wahrgenommen, die in ihrer Erstausbildung und
in ihrer allgemeinen Bildung ein mittleres oder ein hiheres
Niveau erreicht haben.

Mit der Einfithrung der Bildungsurlaubsgesetze wurde ein
Ziel verfolgt: Wie kann man die schwach Motivierten, die
schlechter Ausgebildeten an die Weiterbildung heranfih-
ren? Die Hoffnung, dieses Ziel zu erreichen, hat sich durch
diese Gesetze nicht erfillt.

Meine sehr geehrten Kolleginnen und Kollegen, die Erfah-
rungsberichte aus den anderen Bundeslindern lassen nicht
erwarten, daB die Ziele, die die SPD-Fraktion mit dem
Gesetzentwurf verbindet, erreicht werden.

Nun zu den einzelnen Merkmalen. Die Lohnfortzahlung
motiviert ganz offensichtlich nicht mehr.

(Glocke des Prisidenten)

Stellv. Priisident Dr. Hopmeier: Herr Abg. Wieser, gestatten
Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abg. Goll?

Abg. Wieser CDU: Selbstverstindlich, Herr Prisident.
Aber ich hoffe, daB ich das alles noch vortragen darf.

Stellv. Prisident Dr. Hopmeier: Sie diirfen.
Herr Abg. Goll, bitte sehr.

Abg. Heinz Goll SPD: Herr Abg. Wieser, wenn Sie die
Auswirkungen der Gesetze in Hessen und Nordrhein-
Westfalen so negativ beurteilen, wie bewerten Sie dann die
Aussage von Herrn Dr. Kaiser von VW Wolfsburg, der
folgendes gesagt hat”:

Die Erfahrungen mit dem Bildungsurlaub in Nieder-
sachsen und auch in Hessen sind fiir uns grundsitzlich
positiv — und dies, obwohl in Spitzenzeiten bis zu 20 %,
der Belegschaft an Bildungsurlaubsmalnahmen teilge-
nommen haben.

Abg. Wieser CDU: Ich wiirde mir wiinschen, daB alle
Betriebe in solcher Weise an Bildungsurlaubsangeboten

teilnehmen. Es gibt auch bei uns in Baden-Wirttemberg
Betriebe — ich konnte sie IThnen nennen —, bei denen fast
jede Woche ein Tag fiir die Bildung reserviert wird. Das
ist kein Beweis fur die Qualitit solcher Gesetze, sondern
ein Beweis, daB die Firma Volkswagen die Zeichen der Zeit
erkannt hat, so wie auch viele Unternehmer in unserem
Land die Zeichen der Zeit erkannt haben.

Meine Damen und Herren, unsere Fraktion ist der Mei-
nung, daB die allgemeine und politische Weiterbildyng aus
der Freizeit bedient werden soll,

(Abg. Heinz Goll SPD: Ja, ja!)

weil in einer Zeit, in der wir auf die 35-Stunden-Woche
zugehen, in der die Freizeit etwa doppelt so lang wie die
Arbeitszeit ist, die Menschen Zeit haben, um diese Wéiter-
bildungsangebote zu nutzen.

(Abg. Heinz Goll SPD: Was sagen denn die
Schichtarbeiter dazu?)

- Herr Goll, jetzt lassen Sie mich das einmal im Zusam-
menhang sagen!

Wir haben folgendes Phinomen: Gerade jene Menschen,
die weniger Zeit haben, vor allem in qualifizierten Berufen,
die eine groflere Arbeitszeitbelastung haben, nehmen in
ihrer knappen Freizeit noch Gber 80 %, des Bildungsurlaubs
in Hessen in Anspruch. Der Zeitfaktor ist es also offen-
sichtlich nicht. Wir miissen andere Wege finden, wie wir
gerade die schwach Motivierten an die Weiterbildung
heranfiihren. Das ist unser Ziel.

Dazu gehdrt folgendes: In den Tarifvertragen muB vor
allem fiir die unteren Lohngruppen Zeit fiir Weiterbildung
reserviert werden. Zweitens missen wir ein Qualifizie-
rungsprogramm haben, um Gruppen - gelernte, ungelern-
te, schwer motivierbare Gruppen, wie das im Weiterbil-
dungsgesetz von Baden-Wiirttemberg formuliert wird - an
die Weiterbildung heranzufithren.

(Abg. Heinz Goll SPD: Und was macht die CDU-

Fraktion, wenn sie das alles den Tarifparteien

zuordnen wili? - Zuruf des Abg. Biitikofer GRU-
NE)

— Wir haben eine angebotsorientierte Weiterbildungspoli-
tik. Wir miissen das Geld fiir Triager, fiir Ausbildung, far
Materialien bereitstellen. Und die Bringschuld der Zeit
haben die Teilnehmer. Ich bitte darum, da wir eine Gruppe
unter den Arbeitnehmern haben, die sich ganz offensicht-
lich zuwenig beteiligen, daB wir diese in den Tarifvertrag
hineinnehmen.

Meine Damen und Herren von der Opposition, wir iehnen
den Gesetzentwurf ab, weil durch ihn das Ziel, das wir uns
wiinschen, nicht erreicht wird.

(Beifall bei der CDU - Abg. Eisele CDU: Das ist
der Hauptgrund! - Abg. Heinz Goll SPD: Hinde
in den SchoB legen! Das ist die Alternative!)
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Stellv. Prisident Dr. Hopmeier: Das Wort erteile ich Herrn
Abg. Biitikofer.

Abg. Biitikofer GRUNE: Herr Prisident, meine Damen
und Herren! Wenn man dem Kollegen Wieser zuhdrt oder
nachliest, mit welchem Argumentationsaufwand der Ent-
wurf der SPD im Sozialausschull abgebiigelt wurde,

{Abg. Straub CDU: Ist das ein GenuQ!)

dann muB man den Eindruck gewinnen, es beginne jenseits
der Grenzen dieses Landes Baden-Wiirttemberg, in dem es
im Unterschied zu den anderen Bundeslindern diesen
Freistellungsanspruch zur Weiterbildung nicht gibt, das
Reich der Unfreiheit, der sozialistischen Zwangsverwal-
tung, in dem die Unternehmer geknebelt werden, daB es
geradezu kracht, in dem sie fiir die Fortbildung ihrer
Arbeitnehmer richtiggehend ausgebeutet werden. Man be-
kommt den Eindruck, als bestiinde offensichtlich in allen
anderen Bundeslindern die groBte Misere und wir miiBten
froh sein, im Reich der Seligen, in Baden-Wirttemberg,
einem Land, in dem es diesen Freistellungsanspruch nicht
gibt, zu leben.

(Abg. Wieser CDU: Das sind wir nicht! Hoch-
stens die Partei der Griinen! Die bewegen sich so
nebulds, daB sie im Reich der Seligen sind!)

Ich glaube, daB ausschlieBlich Thre ideologische Vernage-
lung in diesem Punkt und Ihre Weigerung, die Tatsachen
ernst zu nehmen, Sie dazu bringen, ein so unrealistisches
Bild zu malen.

(Beifatl bei den GRUNEN und des Abg. Heinz
Goll SPD)

Wenn ich die Reaktion der CDU einerseits auf den An-
spruch von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern auf
Weiterbildung und andererseits auf den Anspruch von
Unternehmern, Zugang zum Technologietransfer zu fin-
den, vergleiche, dann stelle ich ganz interessante Differen-
zen fest.

(Glocke des Prasidenten)

Stelly. Priasident Dr. Hopmeier: Herr Abg. Bitikofer, ge-
staiten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abg. Wieser?

Abg. Biitikofer GRUNE: Ja.
Stellv. Priisident Dr. Hopmeier: Bitte, Herr Abg. Wieser.

Abg. Wieser CDU: Herr Kollege Biitikofer, es geht hier um
-die Frage, wie wir das Ziel erreichen. Wenn nur 1,4 % bis
3% die gebotenen Méglichkeiten wahrnehmen und die
Gruppe, fiir die wir die Weiterbildung am allerndtigsten
brauchen, nimlich die mit einem geringen Ausbildungs-
stand, - dberhaupt nicht an solchen Veranstaltungen teil-
nimmt, dann kénnen wir zwar iiber das Ziel diskutieren,
miissen aber andere Instrumente haben. Ich wire lhnen
deshalb dankbar, wenn Sie den Gesetzentwurf ablehnen
und zu anderen Instrumenten kommen wiirden. Ich habe
ein Biindel vorgelegt. Ich bin sehr neugierig, zu erfahren,
was die Fraktion GRUNE vorlegt.
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Abg. Biitikofer GRUNE: Dieses Argument kann ich gerne
aufgreifen. Ich bleibe bei meinem Vergleich, und Sie wer-
den das nachvollziehen konnen.

Wenn die Landesregierung feststellt, daB sich mittelstiin-
dische Unternehmen nicht in ausreichendem Ausmad fiir
Europa fit machen, wie die schdne Formel heiBt, sich nicht
fir den Binnenmarkt fit machen, was macht dann die
CDU-Fraktion? Dann wird eine weitere Beratungsstelle
mit PersonalkostenzuschuB des Landes eingerichtet. Wenn
das nicht reicht, kommt noch eine hinzu. Dann erhilt
irgendein privates Weiterbildungsunternehmen fiir Unter-
nehmer im Siidbadischen - mit lauter Trigern, die eigent-
lich selber zahlen kdnnten — einen riesigen Zuschufl aus
dem Landesetat.

(Abg. Eisele CDU: Das kommt den Arbeitneh-
mern doch auch zugute! Oder nicht?)

Dafiir, daB sich die Unternehmen ,.fiir den Binnenmarkt
fit” machen, ist Thnen kein ZuschuB zu grofl und keine
MabBnahme zu teuer.

{Abg. Eisele CDU: Das sichert doch Arbeitspliit-
zel)

Wenn diese das Angebot nicht in Anspruch nehmen, dann
zermartern Sie sich den Kopf, was Sie noch alles tun
kdnnten.

Wie ist es aber, wenn die Arbeitnehmer Anspruch auf
Weiterbildung erheben, um sich fiir die Herausforderungen
dieser Gesellschaft fit zu machen? Dabei geht es ja nicht
nur um Herausforderungen zur beruflichen Anpassungs-
qualifikation — da hat Herr Kollege Goll den Nagel villig
auf den Kopf getroffen, und Sie haben sich daran vorbei-
gemogelt —, sondern auch um die Herausforderung, sich
als Mensch in allgemeiner Weise, politisch, sozial, kulturell
usw. weiterbilden zu kdnnen, also auch jenseits des engen
Spektrums der Qualifikation, auf die man beruflich festge-
legt ist.

{Abg. Wieser CDU: Das diirfen doch alle! - Abg.
Eisele CDU: Und wer bezahlt das dann?)

Dann reagieren Sie so, daBl Sie sagen, das sei aber Privat-
angelegenheit der Arbeitnehmer. Die miiten ihr Zeitbud-
get selbst mitbringen.

Darin sehe ich die [deologie,
{Abg. Eisele CDU: Das mag sein!)

daB Sie im Falle der Unternehmen sehr wohl akzeptieren,
daB es ein offentliches Bediirfnis gibt, denen von Staats
wegen beiseite zu stehen, aber wenn die Arbeitnehmer mit
einem solchen Anspruch kommen, dann sagen Sie: Das
geht uns nichts an; das ist Privatsache.

{Abg. Wieser CDU: Kennen Sie einen Fall, Herr
Biitikofer, wo das Land Baden-Wirttemberg den
Unternehmerlohn bezahlt hat, weil jemand an
einer Weiterbildung teilgenommen hat oder zur
Beratungsstelle gegangen ist7)
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- Ja, allerdings. Da konnte ich lhnen einige Beispiele
nennen,

{Abg. Eisele CDU: Die miissen Sie auf den Tisch
legen! Die wollen wir sehen!)

wie sehr reichen Unternehmen Subventionen hinten rein-
gesteckt worden sind. Da brauchen Sie mich nicht zu
fragen: da konnen Sie Herrn Schaufler fragen. Deswegen
hat er ja auch bestimmte Praktiken in diesem Bereich
abgestellt. Also da brauchen Sie nicht so zu tun.

(Abg. Wieser CDU: Ich mdchte Sie fragen!)

Im Bereich der Arbeitnehmer sagen Sie: Das ist alles
Angelegenheit der Tarifvertragsparteien.

(Abg. Eisele CDU: Nein, das haben wir nicht
gesagt!)

[ch spreche nicht alles heilig, was die Tarifpolitik gemacht
hat, und ich verteidige auch nicht jede Priorititensetzung
der Tarifpolitik. Aber ich finde es véllig unfair, daB Sie
sagen: Weil die Arbeitnehmer mit ihren Gewerkschaften
eine bestimmte Priorititensetzung fiir Arbeitszeitverkiir-
zung getroffen haben, strafen wir sie hier aus dem Parla-
ment, indem wir ihnen die Freistellungsanspriiche nicht
geben, die sie {iberall sonst haben. Das, finde ich, ist nicht
nur heuchlerisch, weil Sie Ihre eigene Motivation damit
verdecken, sondern es ist auch ein Eingriff in die Tarif-
autcnomie, und es ist hdchst ungerecht.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Ich finde, Sie miissen von diesem falschen Pferd herunter.
Sonst reicht diese Siilze, die Sie dann immer auch noch
dazugeben, Herr Wieser — sie wird sicher vom Staatssekre-
tir gleich auch noch einmal kommen -: ,,Wir sind ja alle
dafiir, wir meinen es ja alle gut”, nicht,

Da die Weiterbildung nicht ausreichend in Anspruch ge-
nommen wird, da die Zahlen, die Sie nennen, bedauerlich
sind, ist es meines Erachtens vdliig falsch, die eine gegen
die andere MaBinahme auszuspielen. Es ist richtig, diesen
Rechtsanspruch zu begriinden; es ist richtig, tariflich dazu
einiges zu machen; es ist richtig, Angebote zu machen. Das
alles zusammengenomrmen muB diese Situation verbessern.
Aber der Landesgesetzgeber und die Mehrheitsfraktion
haben idberhaupt nicht das Recht, den Gewerkschaften
Vorhaltungen zu machen, sie wiirden zuwenig tun. Die tun
ndmlich viel mehr, als Sie mit den Mdoglichkeiten, die Sie
hitten, tun.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Stetly. Priisident Dr. Hopmeier: Das Wort erteile ich Herrn
Abg. Pfister.

(Abg. Eisele CDU: Ernst, sag mal, was das alles
kostet! Wieder fiinf Tage Lohnnebenkosten!)

Abg. Pfister FDP/DVP: Herr Priisident, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Ich will zunidchst einmal, insbe-
sondere an die Adresse des Kollegen Wieser, folgendes

sagen: Lieber Herr Kollege Wieser, wir sollten uns bei
dieser Diskussion iiber eines klar sein - da scheint mir eine
Vermischung vorzuliegen —: Wir sollten uns dariiber klar
sein, daB es bei dem Weiterbildungsgesetz, Herr Kollege
Goll, das Sie hier vorgelegt haben, nicht oder jedenfalls
nicht in erster Linie um berufliche Fortbildung im eigent-
lichen Sinne des Wortes geht. Es geht nicht um berufliche
Fortbildung in dem Sinne, daB berufliche Anpassungsqua-
lifikation in besonderer Weise geférdert werden soll. Dieser
Komplex ist ein anderes Thema. kch will [hnen klar sagen:
Wenn es um diesen Komplex geht, bin ich der Meinung,
daB dies ausschlieBlich eine Aufgabe der Wirtschaft, eine
Aufgabe der Tarifpartner ist. Ich bin auch der Meinung,
daB die Wirtschaft die berufliche Fortbildung in den
vergangenen Jahren durchaus wahrgenommen hat, ibri-
gens nicht nur aus reiner Menschenliebe, sondern wohi
wissend, dall berufliche Fortbildung auch fiir die Wirt-
schaft von elementarer Bedeutung ist und daB die Wirt-
schaft sich den Ast absigen wiirde, auf dem sie sitzt, wenn
sie die MaBnahmen zur beruflichen Fortbildung nicht
fordern wiirde.

In dieser Debatte geht es aber nicht oder nicht nur um eine
spezielle berufliche Fortbildung, sondern es geht um den
umfassenden Begriff der Weiterbildung. Weiterbitdung ist
umfassender als berufliche Fortbildung. Zur Weiterbildung
gehort nicht nur der berufliche Teil - dieser spielt natiirlich
immer eine Rolle -, sondern dazu gehdrt auch die allge-
meine Weiterbildung, dazu gehért die kulturelle Weiterbil-
dung, dazu gehodrt auch die politische Weiterbildung. Wei-
terbildung mufB also einen integrativen, umfassenden An-
satz haben und geht weit dber die rein berufsbezogene
Weiterbildung hinaus.

Wenn Weiterbildung so definiert wird - so habe ich das
jedenfalls verstanden, Herr Kollege Goll -, muB3 man
sagen, dall Baden-Wiirttemberg im Vergieich mit anderen
Bundesldndern nicht gut dasteht. Es gibt dazu auch Zahlen,
auf die ich aber nicht im einzelnen eingehen will,

Wenn Sie allein einmal den Bereich der politischen Wei-
terbildung nehmen und ihn mit dem in anderen Bundes-
lindern vergleichen, muB man durchaus sagen, daB Baden-
Wiirttemberg insoweit einen erheblichen Nachholbedarf
hat. Deshalb ist diese Diskussion, die wir heute fiihren, in
der Zwischenzeit zwar schon eine Uraltdiskussion ~ ich
weill nicht, seit wie vielen Legislaturperioden sie gefiihrt
wird —, aber sie ist nicht falsch am Platze.

Auch wenn es sich philosophisch anhart, so ist dennoch
Zu betonen, daB eines immer wichtiger wird: Eine demo-
kratische Gesellschaft kann immer weniger auf informierte
und insbesondere auf engagierte Biirger verzichten. Wir
leben nun einmal in einer Welt — das erleben wir doch
tagtiglich -, die jeden Tag ein Stiick komplizierter wird.
Es ist schon Aufgabe der Politik, dariiber nachzudenken,
was wir als Politiker tun kdnnen, um diese Menschen in
die Lage zu versetzen, sich in einer immer komplizierter
werdenden Welt tatsichlich zurechtzufinden. Das ist schon
eine ganz entscheidende Frage, mit der man sich ausein-
andersetzen mub.

Was kann man aber konkret tun? Ich habe mit dem Begriff
.,Bildungsurlaub”, der fiir manche ein Reizwort ist, keine
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Probleme, um das einmal ganz deutlich zu sagen. Ich habe
mit dem Bildungsurlaub also keine Probleme, wenn man
ihn richtig gestaltet.

{Zuruf des Abg. Seimetz CDU)

— Lieber Herr Kollege, lesen Sie einmal nach, was die
Konrad-Adenauer-Stiftung der CDU zum Bildungsurlaub
sagt, lesen Sie aber auch einmal nach, was die Seidel-
Stiftung der CSU, die Ebert-Stiftung und auch die Nau-
mann-Stiftung sagen. Bei allen wird deutlich, daB das
Instrument des Bildungsurlaubs durchaus angemessen sein
kann.

Ihre eigene Landesregierung hat ja 1985 im Weiterbil-
dungsbericht geschrieben, das Instrument des Bildungsur-
laubs trage dazu bei, daB bildungsbenachteiligte und bil-
dungsungewohnte Schichten an der Weiterbildung beteiligt
werden konnten. Dies ist nachzulesen im Weiterbildungs-
bericht 1985. Ich bin also durchaus dafiir, daB dieses
Thema, wenn es so verstanden wird, auf der Tagesordnung
bleibt.

Nur, lieber Herr Kollege Goll - ich habe Thnen das schon
bei anderer Gelegenheit gesagt —, ich sehe einen ganz
entscheidenden Strukturfehler in Threm Gesetzentwurf. Ich
kann das hier nur wiederholen: Eine solche nicht aus-
schlieBlich berufsbezogene Fortbildung, also Weiterbil-
dung in diesem Sinne, ist nicht zum Nulltarif zu haben.
Ich fordere auch an dieser Stelle ausdriicklich eine Eigen-
beteiligung des einzelnen Arbeitnehmers.

(Abg. Eisele CDU: Das hat der Herr Wieser auch
gesagt!)

Ich weiB, daB Sie das nicht wollen. Ich habe Thnen immer
gesagt, dab es auch aus taktischen Griinden besser gewesen
wiire, wenn Sie in Threm Gesetzentwurf eine solche Eigen-
beteiligung gefordert hitten. Damit hitten Sie niamlich
auch die Chance gehabt, zu einer entsprechenden Mehrheit
zu kommen.

{Abg. Heinz Goll SPD: Eine Eigenbeteiligung gibt
es schon durch die Gebiihren!)

- Jetzt will ich lhnen einmal sagen, wie eine solche
Eigenbeteiligung aussehen kdnnte. Sie kann zum einen aus
eigenen finanziellen Beitrigen bestehen.

(Dem Redner wird das Ende seiner Redezeit
angezeigt.)

- Entschuldigung, Herr Prisident, aber ich bitte um Ver-
- stindnis.

Stellv. Priisident Dr. Hopmeier: Ja, ist in Ordnung, aber
ich wollte Sie wenigstens darauf hingewiesen haben.

Abg. Pfister FDP/DVP: Eine solche Eigenbeteiligung kann
aber auch durch Einsatz der Freizeit erbracht werden. Ich
finde, es ist durchaus ein naheliegender Gedanke — das will
ich Thnen einmal ganz offen sagen —, in Zeiten, in denen
wir schnurstracks auf die 35-Stunden-Woche, zum Teil auf
die 32-Stunden-Woche losmarschieren, zu iberlegen, ob
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zukiinftige Arbeitszeitverkiirzungen nicht besser als Weiter-
bildungszeit denn als reine Freizeit verwendet werden
sollten.

(Zuruf des Abg. Wieser CDU)

Ich bin sicher, daB dadurch die Motivation des einzelnen
nicht etwa zuriickgehen, sondern sogar deutlich erkennbar
gestirkt wiirde.

Ich bedaure sehr, daB wir hierzu offensichtlich verschie-
dener Meinung sind. Fiir mich ist es aber ¢ine ordnungs-
politische Frage, ob die Kosten, die bei der Verabschiedung
Thres Weiterbildungsgesetzentwurfs entstehen wiirden, nur
auf eine oder auf zwei Schultern abgeladen werden oder
ob nicht auch ein Eigenbeitrag in Form von Zeit bei der
Inanspruchnahme von WeiterbildungsmaBnahmen gelei-
stet werden muB.

Wie gesagt, ich hitte groBe Hoffnung gehabt, wenn dieser
Faktor im Gesetz enthalten gewesen wire. Ich erinnere an
viele Diskussionen, die wir in der Vergangenheit auch mit
den Weiterbildungstrigern gefiihrt haben. Uberall bin ich
mit meinem Vorschlag, so zu verfahren, auf groBle Zustim-
mung gestoBen. Nicht nur aus grundsitzlichen Erwigun-
gen, sondern auch aus taktischen Griinden hétte ich die
Moglichkeit gesehen, in dieser Frage weiterzukommen.
Aber, wie gesagt, ich will es nicht auf dieses taktische
Moment zuriickfiihren, sondern ich sage noch einmal ganz
eindeutig: Es ist fiir mich eine substantielle Frage. Ich
méchte, jedenfalls aus liberaler Sicht, daB ein Eigenbeitrag
geleistet wird, und weil dieser in Threm Gesetzentwurf auch
jetzt nicht vorhanden ist, bitte ich wirklich um Verstindnis
dafiir, daB ich eine volle Zustimmung zu fhrem Gesetz
nicht geben kann.

(Glocke des Prisidenten)

Stellv. Prisident Dr. Hopmeier: Herr Abg. Pfister, gestatten
Sie eine Zwischenfrage der Frau Abg. Solinger?

Abg. Pfister FDP/DVP: Natiirlich.
Stellv. Prisident Dr. Hopmeier: Bitte, Frau Abg. Solinger.

Abg. Helga Solinger SPD: Herr Pfister, wiirden Sie mir
recht geben, daB es keine Weiterbildung gibt - wenn Sie
genau hinschauen -, die finf Tage im Jahr nicht iber-
schreitet und somit nicht automatisch einen Freizeiteinsatz
des Arbeitnehmers verlangt einschlieBlich der Finanzen,
vor allen Dingen dann, wenn Sie in die Bereiche gehen,
die nichtberuflich sind, wie der Sport, die karitativen
Organisationen usw.? Es kann ja wohl nur darum gehen,
denen, die Tage bis Wochen aufwenden, eine gewisse
Erleichterung zu verschaffen.

Abg. Pfister FDP/DVP: Frau Kollegin Solinger, ich will
es noch einmal verdeutlichen: Wenn zum Beispiel berufs-
bezogene Fortbildung geleistet wird, dann gehe ich davon
aus, weil das ja voll im Interesse des Betriebes und der
Wirtschaft ist, daB das gewissermaBen zum Nulltarif ge-
schieht. Das ist heute ja auch der Fall.
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{Abg. Helga Solinger SPD: Das ist doch nicht

wahr!)
— Nach meinen Informationen schon.
(Abg. Seimetz CDU: Natiirlich machen die das!)

Ich sage es noch einmal: Die Wirtschaft ware dumm und
tdricht, wiirde sie bei der Frage der berufsbezogenen Fort-
bildung kleinlich sein.

(Abg. Seimetz CDU: Sie tut es doch auch!)

- Es ist in ihrem eigenen Interesse, und sie tut es ja auch.
Dafiir gibt es viele Beispiele.

Fiir den anderen Bereich, den der allgemeinen Weiterbil-
dung, sage ich jetzt einmal, werden finf Tage nicht aus-
reichen. Das ist vollig klar.

(Abg. Biitikofer GRUNE: Also ist doch die Ei-
genbeteiligung schon dabeil!)

Weiterbildung ist eine Lebensaufgabe; |, lifelong learning”,
wie die Englinder sagen. [nsofern werden weder 5 noch
10, weder 20 noch 50 Tage ausreichen.

Der Punkt ist nur der, Frau Kollegin Solinger - -

(Dem Redner wird zum wiederholten Male das
Ende seiner Redezeit angezeigt.)

- Herr Prisident, Entschuldigung.

{Abg. Biitikofer GRUNE: Entschuldigen Sie sich
fiir IThr Englisch oder wofiir?)

Der Punkt ist nur der: Bei MaBnahmen, die zusitzlich Geld
kosten, die also auBerhalb der beruflichen Qualifikation
liegen, die durch ein Gesetz begriindet werden, fiir die der
Staat bezahlen muf, fiir die die Wirtschaft bezahlen muB,
ist es, meine ich, aus ordnungspolitischen Griinden und zur
Stirkung der Motivation notwendig, daB in geeigneter
Form ein Eigenbeitrag erbracht wird. Ich habe ja niemals
behauptet, daB dieser Eigenbeitrag in Form von fiinf Tagen
erbracht werden soll.

(Abg. Straub CDU: Jetzt reicht’s! - Glocke des
Prisidenten)

Stellv. Priisident Dr. Hopmeier: Darf ich Sie bitten, lang-
sam zum Ende zu kommen.

(Abg. Seimetz CDU: Schnell!)

Abg. Pfister FDP/DVP: Ich habe gesagt, daB ein Eigen-
beitrag in.geeigneter Form erbracht werden soll. Das ist das
Ziel. Leider haben Sie dieses Gesetz insofern nicht in
unserem Sinn gestaltet.

(Beifall der Abg. Dr. Déring und Albrecht
FDP/DVP - Abg. Biitikofer GRUNE: Das Ge-
setz ist konkret!)

Stellv. Priisident Dr. Hopmeier: Das Wort erteile ich Herrn
Staatssekretir Muhlbeyer.

Staatssekretir Miihlbeyer: Herr Prisident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! In jeder Legislaturperiode gibt
es in der Regel zwei Initiativen der SPD, Antrag oder
Gesetzentwurf, die sich mit dem Thema Weiterbildung fiir
Arbeitnehmer befassen.

(Abg. Bitikofer GRUNE: In der iibernichsten
gibt es die nicht mehr, weil wir es in der nichsten
beschlieBen werden!)

Und immer, Herr Kollege Bitikofer, ist es die gleiche
Begriindung. Es sind immer dieselben Vorhaltungen, und
es sind immer dieselben ausgetrampelten Pfade, die Sie
gehen wollen, wobei es sich nachweislich gezeigt hat, daB
Sie bildungspolitisch die Personengruppe, die Sie vorge-
ben, mit dem Weg, den Sie beschreiten wollen, nicht
erreichen kdnnen.

(Abg. Heinz Goll SPD: Herr Miihlbeyer, das sind
dieselben Trampelpfade!)

Auch dieser Gesetzentwurf erfiillt dies nicht.
Ich will drei Punkte nennen:

Erstens: Thre Begriindung, sowohl schriftlich wie miindlich,
stimmt mit der Zielsetzung des Gesetzentwurfes nicht {iber-
ein.

Zweitens: Das beabsichtigte Ziel, das Sie auch in lhrer
Rede bekraftigt haben, zum Beispiel die berufliche Weiter-
bildung, wird damit nicht erreicht.

Drittens: Sie verschweigen die vielfaltigen Bemiihungen in
Baden-Wiirttemberg und die zahlreichen Bildungsangebo-
te, die wir bereits haben.

(Abg. Biitikofer GRUNE: HeiBt das, man darf
nur noch einen Gesetzentwurf machen, wenn man
in der Vorbemerkung die Regierung lobt?)

- Herr Kollege Biitikofer, ich weiB aus persdnlicher Er-
fahrung, wie wichtig gerade Weiterbildung fiir Arbeitneh-
mer ist. Wir sind uns in dem Ziel einer verbesserten
Weiterbildung fiir Arbeitnehmer einig. Aber der Weg dazu,
die Methode, ist strittig.

Daher, Herr Abg. Goll, ist es ein falsches Etikett, wenn es
in der Begriindung Ihres Gesetzentwurfs heiBt, es sollten
erstmals einheitliche Rahmenbedingungen im Bereich der
Weiterbildung geschaffen werden, Wir haben bereits seit
1976 einheitliche Rahmenbedingungen im Weiterbildungs-
gesetz,

Die Kurzbezeichnung des Gesetzentwurfs ,,Arbeitnehmer-
Weiterbildungsgesetz” stimmt auch nicht. Sie suggeriert
eine umfassende Regelung. Tatsichlich geht es beim Bil-
dungsurlaub eher um ein Randproblem der Weiterbildung,
Das ergibt sich berzeugend aus einer reprisentativen
Erhebung in Hamburg, also in einem Land
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(Sraatssekretdr Miihibeyer)

(Abg. Biitikofer GRUNE: Das hat doch schon der
Wieser vorgelesen!)

- ich sage Ihnen noch mehr dazu -, das bereits seit
15 Jahren ein Bildungsuriaubsgesetz besitzt. Dort nahmen
1987 2%, der Arbeitnehmer Bildungsurlaub in Anspruch.

{Abg. Heinz Goll SPD: Das ist doch alles be-
kannt! Das ist alles Schnee von gestern!)

In Niedersachsen waren es 1,5% und in Hessen 1,4 %.
{Abg. Heinz Goll SPD: Sagen Sie etwas Neues!)

Herr Abg. Goll, der grole Wurf, den Sie mit dem Gesetz-
entwurf machen wollen, ist das nicht. Die Teilnehmerzahl
ist minimal, die Problemgruppen aus der Bevolkerung
werden nicht erreicht, und fiir die berufliche Weiterbildung
wird kein Beitrag geleistet.

Bei einer Fachtagung in Hamburg, wo man 15 Jahre Er-
fahrung mit dem Weiterbildungsgesetz hat, wurde festge-
stellt:

Eine motivierende Rolle zur Teilnahme an Weiterbil-
dung insgesamt hat der Bildungsurlaub nicht erfiillen
koénnen.

Vor allem - das ist die weitere Begriindung — nahmen die
besser Gebildeten den Bildungsurlaub in Anspruch, zudem
fiberproportional Arbeitnehmer aus dem &ffentlichen
Dienst.

Meine Damen und Herren, ich frage Sie: Brauchen wir ein
Gesetz zur Freistellung von der Arbeit, das vor allem von
Angehérigen des 6ffentlichen Diensts mit besserer Bildung
und Weiterbildungserfahrung in Anspruch genommen
wird? Mit dem Bildungsurlaub werden die Gruppen, die
eine Weiterbildung am nétigsten hitten, kaum erreicht. Die
Arbeitnehmergruppen, die nicht so qualifiziert sind, die
Frauen, die Arbeitnehmerinnen und die Arbeitnehmer, die
Aussiedler und die Auslinder,

(Zuruf des Abg. Heinz Goll SPD)

miissen durch andere Methoden, zum Beispiel mit gezielter
Ansprache, gewonnen werden.

(Abg. Bitikofer GRIUNE: Gezielte Ansprache mit
Gebet!)

Die urspriingliche Vorstellung, Arbeitnehmer mit Bil-
dungsurlaub an die Weiterbildung heranzufiihren, hat sich
nicht erfiillt.

Der Gesetzentwurf der SPD-Fraktion begriindet seine For-
derungen nach Bildungsurlaub mit den Verinderungen in
der Arbeits- und Berufswelt und den sich daraus ergeben-
den steigenden Qualifikationsanforderungen. Tatsdchlich
ergibt sich aus Ermittlungen in den Bundeslindern mit
Bildungsurlaub, daB er fir die berufliche Weiterbildung
kaum eine Rolle spielt. Wir werden die Anforderungen der
Berufswelt von morgen mit dem Bildungsurlaub nicht
meistern.
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Herr Kollege Goll, fiir die Deckung des Qualifikationsbe-
darfs gibt es kein Patentrezept, wie Sie mit Threm Gesetz-
entwurfl suggerieren. Die Aufgabe ist so komplex und
heterogen, daB wir gleichzeitig an vielen Stellen ansetzen
miissen. Dariiber miissen wir sprechen. Mit dem Wieder-
kduen alter Kamellen vertun wir unsere Zeit.

{Abg. Heinz Goll SPD: Dann stellen Sie lhre
Rede ein!)

Diskussionen, die sich wirklich lohnen und an denen Sie
sich offensichtlich nicht beteiligen wollen, gehen um ganz
andere Fragen, zum Beispiel um die Entwicklung von
umfassenden Strategien gegen den immer bedrohlicher
werdenden Fachkriftemangel der Wirtschaft, zum Beispiel
um die Verbesserung der Zusammenarbeit zwischen den
beteiligten Institutionen, damit sich Qualitit, Zielgruppen-
gerechtigkeit und Nutzungsgrad des Weiterbildungsange-
bots erhdhen, und zum Beispiel, Herr Kollege Bitikofer,
um die bessere Nutzung der modernen Informationstech-
niken in der Weiterbildung.

(Abg. Kaoder SPD: Wie machen Sie denn das
alles? - Abg, Bitikofer GRUNE: Und wann?}

Genauso miissen wir diskutieren, wie Weiterbildung den
Arbeitnehmern und Arbeitgebern besser nahegebracht wer-
den kann. Weiterbildung muB fiir jeden zur selbstverstind-
lichen Zukunftsvorsorge werden. Mit Threm Gesetzentwurf
leisten Sie dazu keinen Beitrag.

(Abg. Kéder SPD: Was leisten Sie denn?)

Die wirklichen Fragen, meine Herren von der Opposition,
sind, wie wir die strategische Bedeutung des lebenslangen
Lernens und die Rolle der Bildungsinvestitionen als Pro-
duktionsfaktor stirker bewubBt machen kdnnen.

(Abg. Wieser CDU: So ist es!)
Wie kdanen wir eine flichendeckende Qualifikationsbera-
tung der Arbeitnehmer schaffen? [hr Weiterbildungsgesetz
wirkt sich in der Praxis erwiesenermafBen nur im offent-

lichen Dienst aus, und nur Personen, die schon eine héhere
Qualifikation haben, nehmen es in Anspruch.

(Zuruf des Abg. Biitikofer GRUNE)

Mitarbeiter von kleineren und mittleren Betrieben haben
jedoch nichts davon.

(Abg. Heinz Goll SPD: Warum?)
Von wirklich existentieller Bedeutung ist freilich, gerade sie
noch mehr als bislang in das System der Weiterbildung
einzubeziehen.

(Unruhe — Glocke des Prisidenten)

Stellv, Priisident Dr. Hopmeier: Ich darf um Ruhe bitten.

Staatssekretir Miihlbeyer: Wir brauchen kein neues Ge-
setz, sondern insbesondere gezielte, auf die mittelstindi-
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{Staatssekrerdr Miiklbeyer)

sche Mentalitét abgestimmte Informationsmafinahmen zur
Forderung der aktiven Weiterbildungsbereitschaft.

(Abg. Heinz Goll SPD: Das ist nicht mehr ldnger
auszuhalten! Da muB sogar der Wieser lachen! —
Zuruf des Abg. Weinmann SPD)

Wir brauchen iiberbetriebliche Hilfen zur Gestaltung der
Qualifizierungsangebote, und wir brauchen eine Entwick-
lung neuer Innovations- und WeiterbildungsmaBnahmen,
die auf die besonderen Bediirfnisse der kleineren und
mittleren Betriebe zugeschnitten sind. Gerade Ihre geringe
Aufmerksamkeit fiir die Zukunftsperspektiven zeigt, daB
Sie noch in alten Kamellen verhaftet sind und die Entwick-
lung gar nicht mit vollzogen haben.

(Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren, wir wollen, daB jeder Arbeit-
nehmer seine individuelle Chance zur Anpassung an die
neuen Herausforderungen erhilt. Deshalb setzen wir nicht
auf den Bildungsurlaub, sondern auf spezifische Angebote,
vor allem fiir diejenigen, bei denen der Weiterbildungsbe-
darf am gréBten ist, zum Beispiel bei den Frauen, bei den
Arbeiterinnen und bei den Arbeitern, bei den Aussiedlern
und bei den Auslindern.

{Zustimmung des Abg. Kurz CDU)

Die Potentiale, die hier brachliegen, aktivieren Sie nur
durch ganzheitliche Beratung und Qualifizierungsangebo-
te. Diesen Weg, Herr Abg. Goll, beschreiten wir.

Derzeit werden vier Modellprojekte geschaffen.

(Abg. Kdder SPD: Jetzt fangen Sie mit Modell-
projekten an! — Weitere Zurufe von der SPD)

- Gut zuhdren! - Bei einem ist der DGB Triger. Wihrend
Sie um das Goldene Kalb ,,Bildungsurlaub® tanzen, ar-
beiten wir ganz konkret daran, die Weiterbildungsmoglich-
keiten fiir Arbeitnehmer wirklich zu verbessern und in der
Tat aktiv umzusetzen.

(Beifall des Abg. Kurz CDU - Abg. Drexler SPD:
Goldenes Kalb!)

Meine Damen und Herren von der SPD, erkennen Sie die
Zeichen der Zeit.

(Lebhafte Zurufe von der SPD, u.a. der Abg.
Heinz Goll und Weinmann - Abg. Bitikofer
GRUNE: Sie sind der Messias nicht! - Unruhe)

Holen Sie [hren geistigen Rickstand bei der Weiterbildung
auf,

{Unruhe - Glocke des Prisidenten)

und verschonen Sie uns in Zukunft mit solchen Ladenhii-
tern wie diesem Gesetzentwurf.

(Beifall bei der CDU - Zuruf des Abg. Drexler
SPD)

Stellv. Prasident Dr. Hopmeier: Meine Damen und Herren,
Wortmeldungen liegen nicht mehr vor.

Wir kommen in der Zweiten Beratung zur Abstim-
mung.

Meine Damen und Herren, der Sozialausschul empfiehlt
Thnen, den Gesetzentwurf der Fraktion der SPD abzuleh-
nen. Da aber der Anderungsantrag der Fraktion der SPD,
Drucksache 10/5429, vorliegt, ist es notwendig, die einzel-
nen Paragraphen des Gesetzentwurfs aufzurufen.

Ich rufe deshalb auf
§1
Grundsitze

Wer diesem Paragraphen zustimmen mdchte, den bitte ich
um ein Handzeichen. - Danke. Gegenprobe! - Stimment-
haltungen? - Bei wenigen Stimmenthaltungen ist § 1 ab-
gelehnt.

Ich rufe auf
§2
Anspruchsberechtigte

und dazu die Ziffer 1 des Anderungsantrags der Fraktion
der SPD, Drucksache 10/5429.

Ich lasse zundchst Gber den Anderungsantrag abstimmen.
Wer der Ziffer 1 dieses Antrags zustimmen méchte, den
bitte ich um ¢in Handzeichen. - Danke. Gegenprobe! -
Stimmenthaltungen? - Mehrheitlich abgelehnt.

Jetzt lasse ich iiber §2 abstimmen. Wer § 2 zustimmen
mochte, den bitte ich um ein Handzeichen. - Danke.
Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - Das zweite war die
Mehrheit. § 2 ist abgelehnt.

Ich rufe
§3
Anspruch auf Freistellung zur Weiterbildung

und dazu die Ziffer 2 des Antrags der Fraktion der SPD,
Prucksache 10/5429, auf.

[ch lasse zunichst Gber die Antragsziffer abstimmen. Wer
Ziffer 2 des Antrags Drucksache 10/5429 zustimmen
mochte, den bitte ich um ein Handzeichen. - Danke.
Gegenprobe! — Das letzte war die Mehrheit. Diese Antrags-
ziffer ist abgelehnt.

Ich lasse nun dber § 3 in der vorliegenden Fassung
abstimmen. Wer § 3 zustimmen méochte, den bitte ich um
ein Handzeichen. - Danke. Gegenprobe! - Stimmenthal-
tungen? ~ Bei wenigen Stimmenthaltungen ist § 3 abge-
lebnt.
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(Stellv. Prdsident Dr. Hopmeier)

Darf ich die §§ 4 bis 7 zusammen aufrufen? Dazu gibt es
keine Anderungsantrige.

(Zustimmung)
- Ich rufe die
§§ 4 bis 7
auf.

Wer diesen Paragraphen zustimmen will, den bitte ich um
das Handzeichen. -~ Danke. Gegenprobe! — Stimmenthal-
tungen? - Bei wenigen Enthaltungen mehrheitlich abge-
iehnt.

Ich rufe auf
§ 8
Anerkannte Weiterbildungsveranstaltungen

und dazu die Ziffer 3 des Anderungsantrags Drucksache
10/5429.

Ich lasse zuniichst iiber den Anderungsantrag der SPD-
Fraktion abstimmen. Wer ihm zustimmen will, den bitte
ich um das Handzeichen. - Danke. Gegenprobe! - Stimm-
enthaitungen? — Die Gegenstimmen waren in der Mehr-
zahl. Der Antrag ist damit abgeiehnt.

Ich lasse nun iber § § in der vorlicgenden Fassung
abstimmen. Wer ihm zustimmen will, den bitte ich um das
Handzeichen. — Danke. Gegenprobe! — Stimmenthaltun-
gen? - Die Gegenstimmen waren in der Mehrzahl. § 8 ist
abgelehnt.

Kann ich die §§ 9 bis 11 auch zusammen aufrufen?

(Zustimmung)

— Ich rufe also die

§§ 9 bis 11
auf.

Wer den §§ 9 bis 11 zustimmen will, den bitte ich um das
Handzeichen. — Danke. Gegenprobe! — Stimmenthaltun-
gen? - Die Gegenstimmen waren in der Mehrzahl. Dic 88 9
bis 11 sind abgelehnt.

Wir miissen dann noch {iber Abschnitt I der BeschluB-
empfehlung des Sozialausschusses abstimmen. Danach soll
der Antrag der Fraktion der SPD, Drucksache 10/2354,
abgelehnt werden. Ich darf ohne férmliche Abstimmung
feststellen, daB das Haus Abschnitt I1 der BeschluBempfeh-
lung zugestimmt hat.

Punkt 9 der Tagesordnung ist erledigt.
Ich rufe Punkt 10 der Tagesordnung auf:
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Zweite Beratung des Gesetzentwurfs der Landesregierung -
Gesetz iiber die Bildstellen in Baden-Wiirttemberg (BistG)
~ Drucksache 10/4222

Beschlufempfehlung und Bericht des Ausschusses fiir Schu-
le, Jugend und Sport — Drucksache 10/5363

Berichterstatter: Abg. Pfister

Herr Abg. Pfister, wiinschen Sie als Berichterstatter das
Wort?

(Abg. Pfister FDP/DVP: Nein!)
Wird sonst das Wort gewiinscht? - Das ist nicht der Fall.
Dann kommen wir in der Zweiten Beratungzur Abstim-
mung. Beratungsgrundlage ist die BeschluBempfehlung
des Ausschusses fiir Schule, Jugend und Sport, Drucksache
10/5365.
Ich rufe auf
1. Abschnitt
Allgemeines
§1
Wer zustimmen mochte, den bitte ich um das Handzeichen.
— Danke. Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? — Bei weni-
gen Enthaltungen ist dem 1. Abschnitt zugestimmt.
Ich rufe auf
2. Abschnitt
Landesbildstellen
§2
Rechtsstellung
Wer § 2 zustimmen mdchte, den bitte ich um das Handzei-
chen. - Danke. Gegenprobe! ~ Stimmenthaltungen? - Bei
wenigen Enthaltungen ist § 2 angenommen.
Ich rufe auf
§3
Aufgaben

An sich konnte ich die Gbrigen Paragraphen dieses Ab-
schnitts zusammen aufrufen.

(Abg. Helga Solinger SPD: Nein!)
— Gut. - Wer § 3 zustimmen méchte, den bitte ich um das
Handzeichen. — Danke. Gegenprobe! — Stimmenthaltun-
gen? — Bei zahireichen Stimmenthaltungen ist § 3 ange-

nomimen.

Ich rufe auf
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Stellv. Prasident Dr. Hopmeier)
§4
Organe
Wer zustimmen mochte, den bitte ich um das Handzeichen.
- Danke. Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - Bei zwei
Enthaltungen ist § 4 angenommen.
Ich rufe auf
§ 5
Verwaltungsrat
Wer zustimmen mdochte, den bitte ich um das Handzeichen.
— Danke. Gegenprobe! — Stimmenthaitungen? - Bei zahl-
reichen Enthaltungen ist § 5 angenommen.
Ich rufe auf
§6
Zustindigkeiten des Verwaltungsrats
Wer zustimmen mochte, den bitte ich um das Handzeichen.
- Danke. Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - Bei weni-
gen Enthaltungen ist § 6 angenommen.
Ich rufe auf
§7
Direktor der Landesbildstelle
Wer zustimmen mdchte, den bitte ich um das Handzeichen.
— Danke. Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - Bei zahl-
reichen Enthaltungen ist § 7 angenommen.
Ich rufe auf
§8
Dienstrecht und Wirtschaftsfithrung
Wer dem zustimmen will, den bitte ich um das Handzei-
chen. — Danke. Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - Bei
wenigen Enthaltungen ist § 8 angenommen.
Ich rufe auf
§9
Finanzierung der Landesbildstellen
Wer zustimmen will, den bitte ich um das Handzeichen.
— Danke. Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — § 9 ist bei
wenigen Enthaltungen angenommen.
§ 10
Aufsicht

Wer diesem Paragraphen zustimmen will, den bitte ich um
das Handzeichen. - Danke. Gegenprobe! - Stimmenthal-

tungen? - Bei zahireichen Enthaltungen ist § 10 angenom-
men.

(Abg. Helga Solinger SPD: Der Rest geht zusam-
men!)

Ich rufe also auf

3. Abschnitt

Stadt- und Kreisbildstellen

§§ 11 und 12
Wer zustimmen méchte, den bitte ich um das Handzeichen.
- Danke. Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - Bei weni-
gen Enthaltungen ist der 3. Abschnitt angenommen. *
Ich rufe auf

4. Abschnitt

SchluBbestimmungen

§§ 13 und 14
Wer zustimmen will, den bitte ich um das Handzeichen.
- Danke. Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - Bei weni-
gen Enthaltungen ist dem 4. Abschnitt zugestimmt,
Meine Damen und Herren!

Die Einleitung

lautet: ,,Der Landtag hat am 20. Juni 1991 das folgende
Gesetz beschlossen:™.

Die Uberschrift

lautet: ,,Gesetz Gber die Bildstellen in Baden-Wiirttemberg
(BildstG)”. - Sie stimmen der Uberschrift zu.

Wir kommen zur
SchluBabstimmung

Wer dem Gesetz im ganzen zustimmen mdochte, den bitte
ich, sich zu erheben. - Gegenprobe! — Stimmenthaltungen?
- Bei zahlreichen Enthaltungen ist dem Gesetz zugestimmt
worden. Das Gesetz ist angenommen.

Meine Damen und Herren, in Abschnitt II der BeschluB-
empfehlung Drucksache 10/5365 schldgt der AusschuB fir
Schule, Jugend und Sport vor, alle zu dem Gesetzentwurf
eingegangenen Eingaben fiir erledigt zu erkldren. - Sie
stimmen dem zu.

(Abg. Heiga Solinger SPD: Erklarung zur Abstim-
mung!)

- Frau Abg. Solinger, Sie wollen eine Erklirung zur
Abstimmung abgeben. Sie haben das Wort.
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Abg. Helga Solinger SPD: Herr Prisident, meine Damen
und Herren! Ich méchte als Erkldrung zur Abstimmung der
SPD-Fraktion ausfiihren, daB wir dem Gesetz leider nicht
zustimmen konnten, da die Uberwiegende Zahi unserer
Antrige von der Mehrheitsfraktion abgelehnt worden ist
und wir damit nicht erreichen konnten, was uns sehr
wichtig war. Erstens sollten die auBerschulische Jugendbil-
dung und die Erwachsenenbildung in die Kreisbildstellen
einbezogen werden. Zweitens sollte der Einflull des Kul-
tusministeriums im Verwaltungsrat zuriickgedriingt

(Unruhe - Glocke des Prisidenten)

und statt dessen das Parlament einbezogen werden, indem
es zwei Sitze bekommen sollte. Drittens ist es uns nicht
gelungen - was gerade in diesem Bereich wirklich sehr
wichtig gewesen wire —, eine grofere Demokratisierung
dieser Institution zu erreichen, indem zum Beispiel eine
Wahl des Verwaltungsratsvorsitzenden mdglich geworden
wiire statt einer Ernennung durch das Kultusministerium,
und den Abbau der Genehmigungsvorbehalte durchzuset-
zen.

Wir bedauern sehr, dal gerade eine Institution, die zu-
kunftstrichtig arbeiten soll, in diesen Punkten weit hinter
dem zuriickgeblieben ist, was sie machen kénnte, wenn die
CDU-Fraktion mitgemacht hitte.

(Beifall bei der SPD - Oh-Rufe von der CDU)

Stelly. Prisident Dr. Hopmeier: Das Wort zu einer Erkla-
rung zur Abstimmung erhilt Frau Abg. Glaser.

(Zuruf des Abg. Eisele CDU)

Abg. Rosemarie Glaser GRUNE: Herr Prisident, meine
Damen und Herren! [ch méchte fiir die Fraktion GRUNE
erkliren: Auch wir haben uns enthalten, weil im wesent-
lichen die Punkte, die Kollegin Solinger gerade aufgezihlt
hat, in der AusschuBberatung leider nicht als Verbesserung
in dieses Gesetz hineinkommen konnten.

(Abg. Dr. Wetter CDU: Wiirden Sie die Punkte
noch einmal nennen, bitte?)

Stellv, Prisident Dr. Hopmeier; Vielen Dank. - Damit ist
dieser Tagesordnungspunkt endgiiltig abgeschlossen.

Ich rufe Punkt 11 der Tagesordnung auf:

BeschluBempfehlung und Bericht des Stiindigen Ausschusses
zu dem Antrag der Landesregierung vom 2. Mai 1991 —
Zugehirigkeit von Mitgliedern der Landesregierung zu Or-
ganen wirtschaftlicher Unternechmen - Drucksachen
10/5211, 10/5378

Berichterstatter; Abg. Bebber

Abg. Bebber ist nicht da und wiinscht deshalb auch nicht
das Wort.

Meine Damen und Herren, das Prisidium hat fiir diesen
Tagesordnungspunkt eine kurze Aussprache mit einer Re-
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dezeit von 5 Minuten je Fraktion festgelegt. Wem darf ich
das Wort erteilen? - Niemandem?

(Abg. Straub CDU: Mir!)
— Herr Abg. Straub, bitte sehr.

Abg. Straub CDU: Herr Prisident, meine Damen und
Herren! Ich darf [hnen namens meiner Fraktion die Zu-
stimmung zum BeschluB des Stidndigen Ausschusses vom
7. Juni 1991 empfehlen. Wir sind der Auffassung, dall die
Bedenken von Oppositionsvertretern gegenilber den Mit-
gliedschaften der Regierungsmitglieder in Gremien von
Banken und sonstigen Unternehmen nicht begriindet sind.
Ich mdchte in der Reihenfolge der Benennungen folgendes
ausfihren:

Von der Fraktion GRUNE wurde beanstandet, im Verwal-
tungsrat der Landeskreditbank seien zu viele Regierungs-
mitglieder beteiligt. Hierzu darf ich feststellen: Dies ist
durch das Gesetz festgelegt. Das Gesetz zur Landeskredit-
bank sieht vor, daf} diese Anzah! von Mitgliedern der
Landesregierung im Verwaltungsrat beteiligt ist. Deshalb
konnen hiergegen keine Einwendungen erhoben werden.

(Abg. Rosemarie Glaser GRUNE: Man kann das
Gesetz dndern! - Abg. Kdder SPD: Man kann
hochstens das Gesetz dndern und das Parlament
beteiligen! — Abg. Biitikofer GRUNE: Diese Be-
denken sind allerdings gestern bestitigt worden!)

Die SPD hat Bedenken gegeniiber der Mitgliedschaft von
Herrn Wirtschaftsminister Schaufler im Aufsichtsrat der
Landesentwicklungsgesellschaft erhoben. Die Landesent-
wicklungsgesellschaft hat zunichst nur Wohnungsbau be-
tricben. Zum damaligen Zeitpunkt hitte eigentlich das
Innenministerium im Aufsichtsrat vertreten sein sollen. Da
die LEG in einer gewissen Konkurrenzsituation zu anderen
Wohnungsbauunternehmen steht, wurde hierfiir ein Vertre-
ter des Finanzministeriums benannt. Nachdem sich die
LEG nun seit 1982 auch in anderen Bereichen geschiftlich
betitigt, wurde es fiir angemessen gehalten, dal der Wirt-
schaftsminister — damals, 1984, Herr Herzog — dem Auf-
sichtsrat als Vertreter der Landesregierung angehort. In der
Nachfolge war es Wirtschaftsminister Schaufler, der in der
Landesentwicklungsgesellschaft titig ist. Wir meinen, daB
auch dies sachgerecht ist.

Ebenfalls nicht zu beanstanden ist die Mitgliedschaft des
Herrn Justizministers Ohnewald im Aufsichtsrat der
Schwibischen Hiittenwerke GmbH. Herr Ohnewald gehdrt
diesem Gremium seit neun Jahren an. Er hat Einblick in
die wirtschaftlichen und geschiftlichen Verhiltnisse dieser
Gesellschaft. Als friiherer Behdrdenchef eines grdBeren
Finanzamts hat er im ibrigen unternehmerische Kenntnis-
se, die fiir die Ausibung dieses Amtes wichtig sind. Des-
halb glauben wir, daB es sachdienlich ist, wenn Herr
Justizminister QOhnewald diese Téatigkeit im Aufsichtsrat
der Schwabischen Hiittenwerke weiterhin ausiibt.

Soweit beanstandet wurde, daB Herr Finanzminister May-
er-Vorfelder dem Verwaltungsrat der Staatlichen Toto-
Lotto GmbH angehért, mochte ich zunichst darauf hin-
weisen, daB er dort schon seit langerer Zeit Mitglied ist.
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{Straub)

{Abg. Rosemarie Glaser GRUNE: Das wird da-
durch nicht besser!)

- Das wird nicht besser, aber es gibt auch keine Argumente
gegen eine solche Mitgliedschaft, Frau Glaser. Zwischen
dem Vorsitz des Finanzministers im Verwaltungsrat der
Toto-Lotto GmbH und seiner Stellung als Ressortminister
kdnnen sich keinerlei Interessenkonflikte ergeben.

(Abg. Moser SPD: VIB Stuttgart!)

Nach dem Lotto-Gesetz ist das Zahlenlotto eine Veranstal-
tung des Landes, und die Toto-Lotto GmbH ist vom Land
lediglich mit der Durchfithrung dieser Angelegenheit be-
auftragt. Das Lotto-Gesetz sieht vor, daB das Finanzmini-
sterium die Spielbedingungen und die sonstigen zur Durch-
fihrung des Gesetzes erforderlichen Vorschriften selbst
erldf3t, und eine Rechtsaufsicht liber die Toto-Lotto GmbH
ist nach dem Gesetz nicht vorgesehen. Deshalb spricht
iberhaupt nichts dagegen, daB Herr Mayer-Vorfelder auch
als Finanzminister dem Verwaltungsrat der Toto-Lotto
GmbH angehdrt. Wir stimmen dem BeschluB3 des Stindi-
gen Ausschusses zu.

(Beifall bei der CDU)

Stellv. Prisident Dr. Hopmeier: Das Wort erteile ich Herrn
Abg. Dr. Geisel.

Abg. Dr. Geisel SPD: Herr Prisident, meine sehr geehrten
Damen und Herren! Es ist vielleicht einmal wieder gut und
an der Zeit, an die Bestimmung des Artikels 53 der Lan-
desverfassung zu erinnern. Es heilit dort in Absatz 2:

Kein Mitglied der Regierung darf der Leitung oder
dem Aufsichtsorgan eines auf wirtschaftliche Betiti-
gung gerichteten Unternchmens angehéren. Ausnah-
men kann der Landtag zulassen.

(Abg. Drexler SPD: So ist es!)

Wenn man sich den tieferen Sinn dieser Bestimmung vor
Augen fiihrt, soll die Ausnahme in der Tat die Ausnahme
sein. Die Regel ist, daB kein Regierungsmitglied einem
solchen Gremium angehoren soll, und die Ausnahme ist
nur in Einzelfallen mdglich.

Wenn man nun den Antrag der Regierung, Drucksache
10/5211, ansieht, bekommt man zwingend den Eindruck,
daB3 hier die Ausnahme zur Regel gemacht worden ist.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD — Zuruf des
Abg. Jacobi GRUNE)

Denn von den 15 stimmberechtigten Mitgliedern der Re-
gierung sind immerhin elf in derartigen Aufsichtsgremien
vertreten. Bei aller Wertschitzung gegeniiber den betroffe-
nen Damen und Herren muB doch festgestellt werden, dal3
Herr Staatsrat Dr. Goll in finf,

(Abg. Straub CDU: Der ist auch sehr kompetent!)

Herr Wirtschaftsminister Schaufler in vier und Herr Fi-
nanzminister Mayer-Vorfelder sowie Herr Verkehrsmini-

ster Dr. Schiuble in drei derartigen Aufsichtsgremien ver-
treten sind.

Herr Kollege Straub hat mit Recht darauf hingewiesen, daB
es in einer Reihe von Fillen gesetzliche Verpflichtungen
gibt, wie beispielsweise bei der Landeskreditbank. Insoweit
kann gegen eine Ministerbestellung ketn Einwand erhoben
werden. Aber in einer Reihe von anderen Fillen muB leider
festgestellt werden, dal hier eine bedenkliche Entwicklung
Platz greift. Deshalb kénnen wir in einigen Fillen nicht
Zustimmen.

Ich méchte insbesondere zwei Fille herausgreifen, in denen
wir die Benennung einzelner Persdnlichkeiten nicht nach-
vollziehen kénnen. Sie sind von Ihnen, Herr Steaub, bereits
genannt worden. Ich sage noch einmal bei aller persénli-
chen Wertschiitzung gegeniiber dem Kollegen Ohnewald,
dessen Fihigkeiten als Finanzamtschef und als Finanzpodi-
tiker sicher nicht abgesprochen werden sollen: Es ist itber-
haupt nicht einzusehen, daB er, nachdem er jetzt in eine
andere Funktion ibergewechselt ist, ein Amt ausiiben soll,
das bisher der Finanzminister wahrgenommen hat. Allein
die Tatsache, friither einmal einem solchen Gremium an-
gehért zu haben,

{Abg. Straub CDU: Neun Jahre!)

gibt nicht die Berechtigung, in der Funktion des Justizmi-
nisters diesem Gremium anzugehéren.

{(Zuruf des Abg. Drexler SPD)

Der zweite, fiir uns allerdings wesentlich bedenklichere
Punkt ist in der Tat die Mitwirkung von Herrn Finanzmi-
nister Mayer-Vorfelder im Verwaltungsrat der Staatlichen
Toto-Lotto GmbH. Ich darf daran erinnern, daB wir von
der SPD-Fraktion schon bei seiner damaligen Entsendung
in dieses Gremium, als er noch Minister fir Kultus und
Sport gewesen ist, erhebliche Bedenken insbesondere im
Hinblick auf die Tatsache geltend gemacht haben, daB er
noch einen anderen, sehr wichtigen Nebenjob betreibt,
namlich den des Prisidenten des VB Stutigart, also einer
Sportgemeinschaft, die - zumindest, was die Amateurab-
teilungen anbetrifft ~ mit Toto- und Lottomitteln zu tun
hat. Wenn er jetzt in seiner Funktion als Finanzminister
in dieses Aufsichtsgremium geht, sind wir der Auffassung,
daB die Interessenkonflikte geradezu vorprogrammiert
sind. Aus diesem Grunde ist es fiir uns nicht nachvollzieh-
bar und deshalb unannehmbar, daB eine derartige Position
mit dem Finanzminister besetzt wird.

Meine sehr verehrten Damen und Herren von der CDU,
ich kann, ehrlich gesagt, auch nicht verstehen, daB die
Regierung diesen Vorschlag gemacht hat; denn bei dieser
Art von mehrfachen Interessenkollisionen mufB3 ja nach
auBen der Eindruck entstehen, hier sei persénlicher Filz im
Spiel. Ich meine, einem solchen Eindruck miiBten wir mit
aller Entschiedenheit entgegentreten.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)
Aus diesem Grunde kénnen wir auch der Mitgliedschaft

des Herrn Finanzministers in diesemn Gremium nicht zu-
stimmen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

5737



Landiag von Baden-Wiirttemberg — 10. Wahlperiode - 71. Sitzung - Donnerstag, 20. Juni 1991

Stellv. Priisident Dr. Hopmeier: Das Wort erteile ich Frau
Abg. Glaser.

Abg. Rosemarie Glaser GRUNE: Herr Prisident, meine
Damen und Herren! Artikel 53 Abs, 2 der Landesverfas-
sung ist nicht umsonst in die Landesverfassung aufgenom-
men worden. Mein Vorredner hat ihn zitiert; deshalb
erspare ich Ihnen jetzt die Zeit.

(Abg. Jacobi GRUNE: Die Verfassung kann man
gar nicht oft genug zitieren!)

Ich kann nur wiederholen: Die Ausnahme, die in der
Landesverfassung vorgesehen ist, ist die Regel geworden.
Gleichwoh! sehen wir, daB ¢s sehr wohl sinnvoll sein kann,
wenn ein Landesminister im Aufsichtsratsgremium eines
Unternehmens beteiligt ist, sofern es fachlich begrindet ist.
Ich habe iiberhaupt nichts dagegen, daB der Verkehrsmi-
nister — frither war es der Innenminister - im Aufsichtsrat
der Bundesbahn sitzt. Das ist selbstverstindlich sachge-
recht und richtig. Da muB er auch Dampf machen.

(Abg. Straub CDU: Da baut er keine StraBe!)
- Richtig. Das haben Sie klar erkannt, Herr Straub.

Ich habe im AusschuB gesagt, daB man bei der Landes-
kreditbank fragen muB: Wer von den Landesministern ist
eigentlich nicht im Verwaltungsrat? Ich bin dann belehrt
worden, daB das laut Gesetz vorgesehen ist und dieses
Problem abgevespert sei. Wir Griine haben das wiederholt
vorgebracht. Herr Straub und meine Kollegen von der
CDU, man kann auch Gesetze indern, wenn man sie nicht
fir richtig hdlt. Wir hielten es fiir richtig, an dieser Stelle
das Gesetz zu dndern.

Es ist klar, bei Abschnitt I Texiziffer 1.1 - Landeskredit-
bank — werden wir mit Nein stimmen.

Beim Aufsichtsrat der Landesentwicklungsgesellschaft Ba-
den-Wiirttemberg werden wir ebenfalls mit Nein stimmen.

Beim Aufsichtsrat der Gesellschaft fiir Kernforschung
mbH, Karlsruhe, halten wir es fiir sachgerecht, daB Wirt-
schaftsminister Schaufler drin ist — bei allem Bauchweh bei
dieser Thematik; das kdnnen Sie sich vorstellen.

Wie schon gesagt, beim Verwaltungsrat der Deutschen
Bundesbahn halten wir es auch fiir sachgerecht, dal der
Verkehrsminister darin ist.

Beim Verwaltungsrat der Staatlichen Toto-Lotto GmbH
kann ich mich nur dem Vorredner anschliefen. Jetzt, nach
dem Amtswechsel vom Kultusminister zum Finanzmini-
ster, der fachlich zustindiger Minister ist, der die Fachauf-
sicht iiber die Toto-Lotto GmbH ausiibt, wire es wirklich
an der Zeit, Minister Mayer-Vorfelder, dem es wirklich
nicht an Arbeit und Nebentitigkeiten mangeln diicfte, aus
dem Aufsichtsrat herauszunehmen.

Die Frage, wer jetzt hier wie befangen ist und wer nicht
befangen ist,
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(Unruhe - Glocke des Prisidenten)

wo eine Interessenkollision stattfindet und wo nicht, wird
sehr unterschiedlich interpretiert. Ich sehe hier eine Inter-
pretaticnsspanne, die eigentlich nicht dasein diirfte. Abge-
sehen vom Interpretieren, das jetzt wohl zu keinem Ergeb-
nis fithren wiirde, ist es allein von der Faktenlage her so:
Wenn man noch der Meinung sein konnte, es sei unerheb-
lich, daB Herr Kultusminister Mayer-Vorfelder im Auf-
sichtsrat der Toto-Lotto GmbH sitzt, dann muBl man jetzt
— ich denke, der Sachstand hat sich ja gedndert, Kollegin-
nen und Kollegen von der CDU - sehen, daB nun wirklich
eine Interessenkollision in bezug auf dieses Amt, das der
frihere Kultusminister jetzt als Finanzminister innehat,
vorliegt und er schleunigst aus diesem Aufsichtsrat heraus-
gehort.

{Abg. Straub CDU: Worin sehen Sie denn diese
Interessenkollision konkret?)

- Er hat die Fachaufsicht iiber die Toto-Lotto GmbH. Die
Toto-Lotto GmbH, mit dem Direktor Kollege Wetter, auch
von der CDU, ist einfach ein typisches baden-wiirttember-
gisches CDU-Staatsparteifamilienunternchmen.

(Abg. Drexler SPD: So ist es! Jawohl!)
Da solite man sauber sein.
(Abg. Straub CDU: Das ist sauber!)

Auch wenn Sie viele Jahre lang die absolute Mehrheit
hatten, sollten Sie von der CDU etwas sensibler sein.
Hoffentlich bekommen Sie im Friihjahr die Rechnung.

(Beifall bei den GRUNEN und bei Abgeordneten
der SPD - Zuruf des Abg. Jacobi GRUNE)

Wir werden uns bei denen, die ich jetzt nicht angesprochen
habe, der Stimme enthalten.

(Beifall bei den GRUNEN)

Stellv. Priisident Dr. Hopmeier: Das Wort erteile ich Herrn
Abg. Dr. Goll.

(Abg. Jacobi GRUNE: Letzte Chance fiir heute!)

Abg. Dr. Ulrich Goll FDP/DVP: Herr Prisident, meine
Damen und Herren! DaB die Landesregierung in den
Gremien bestimmter Unternehmen vertreten ist, soweit das
Landesinteresse das erfordert, ist in Ordnung und wird von
uns mitgetragen. Ein ganz anderes Thema ist es — und wir
haben uns heute mit diesem Thema zu befassen -, zu
welchen unpassenden Amterhdufungen es kommen kann,
wenn man diese auf einen verniinftigen Gebrauch ausge-
legten Spielregeln nicht verniinftig handhabt.

Man muB schon einmal deutlich sagen: Fiir einen, der ein
Buch iber die baden-wiirttembergischen Verhaltnisse
schreiben wollte, wiirde eine wiiste politische Phantasie
dazugehdren, folgenden Tatbestand zu erfinden: Es gibt ein
Mitglied eines Organs der Toto-Lotto GmbH, die bekannt-
lich einen wesentlichen Baustein zur Sportférderung
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bringt, das gleichzeitig Sportfunktionir in herausgehobe-
ner Position ist und dann auch noch drittens diese Toto-
Lotto GmbH als oberster Kontrolteur und Finanzminister
im Auge behalten soll.

(Abg. Dr. Déring FDP/DVP: Das gibt es nicht!)

Das ist aber baden-wiirttembergische Realitit. Da kann ich
nur einen dsterreichischen Dichter zitieren: ,,Klar Schilf
zum Geflecht!”

(Heiterkeit — Beifall bei der FDP/DVP und des
Abg. Drexler SPD)

Stellv. Prasident Dr. Hopmeier: Meine Damen und Herren,
in der Aussprache liegen mir keine Wortmeldungen mehr
VOr.

Wir kommen zur Abstimmung. Ich gehe davon aus, daB
ziffernweise aufgerufen werden soll.

Ich rufe zunichst Abschnitt I Ziffer | - Banken - auf. Wer
dieser Ziffer zustimmen will, den bitte ich um ein Hand-
zeichen. — Danke. Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? -
Bei einigen Enthaltungen ist Ziffer | angenommen.

Ich rufe von Abschnitt I die Ziffer 2 - Sonstige Unterneh-
men — auf.

(Abg. Dr. Ulrich Goll FDP/DVP: Ist es moglich,

iber die Textziffer 2.5 getrennt abzustimmen? -

Abg. Dr. Geisel SPD: Ich bitte, iiber die Textzif-
fern 2.1, 2.2 und 2.5 getrennt abzustimmen!)

- Einverstanden., — Ich rufe zundchst Textziffer 2.1 auf.
Wer zustimmen will, den bitte ich um ein Handzeichen. -
Danke. Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Bei zahlrei-
chen Gegenstimmen angenommen.

Ich rufe Textziffer 2.2 auf. Wer ihr zustimmen will, den
bitte ich um ein Handzeichen. - Danke. Gegenprobe! -
Stimmenthaltungen? — Bei einer Enthaltung und zahlrei-
chen Gegenstimmen ist zugestimmt.

Ich rufe die Textziffern 2.3 und 2.4 auf. Wer zustimmen
will, den bitte ich um ein Handzeichen. — Danke. Gegen-
probe! — Stimmenthaltungen? — Bei wenigen Enthaltungen
angenommen.

Ich rufe Textziffer 2.5 auf. Wer ihr zustimmen will, den
bitte ich um ein Handzeichen. - Danke. Gegenprobe! -
Stimmenthaltungen? — Bei zahlreichen Gegenstimmen an-
genommen.

Nun rufe ich die Textziffern 2.6 bis 2.11 auf. Wer zustim-
men will, den bitte ich um ein Handzeichen. - Danke.
Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - Bei wenigen Enthal-
tungen angenommen.

Ich rufe Abschnitt IT auf. Wer zustimmen will, den bitte
ich um ein Handzeichen. — Danke. Gegenprobe! — Stimm-
enthaltungen? — Bei wenigen Stimmenthaltungen ist Ab-
schnitt II zugestimmt.

Damit ist dieser Tagesordnungspunkt erledigt.
Ich rufe Punkt 12 der Tagesordnung auf:

Aktuelle Debatte — MaBnahmen gegen landesweite Ozonbe-
lastung und Vorschlige des Bundesumweltministers Klaus
Topfer zur Begrenzung des Sommersmogs — beantragt von
der Fraktion GRUNE

Meine Damen und Herren, auch fiir diese Aktuelle Debatte
hat das Prisidium eine Gesamtdauer von 45 Minuten fest-
gelegt. Fiir die einleitenden Erklirungen der Fraktionen
gilt eine Redezeit von jeweils 5 Minuten. Im idbrigen be-
trigt dic Redezeit 5 Minuten je Sprecher.

Das Wort erhidlt Herr Abg. Dr. Rochlitz. Bitte sehr.

]

(Unrubhe - Glocke des Prisidenten)
Darf ich um Ruhe bitten.

Abg. Dr. Rochlitz GRUNE: Herr Prisident, meine Damen
und Herren! Gipfel umweltpolitischer Absurditit ist es,
wenn Kinder - -

(Unruhe -~ Glocke des Prasidenten)

Stellv. Priisident Dr. Hopmeier: Meine Damen und Herren,
darf ich um Ruhe bitten. Die Gespriche kénnen drauBen
im Foyer gefihrt werden.

Abg. Dr. Rochlitz GRUNE: Meine Damen und Herren!
Gipfel umweltpolitischer Absurditat ist es, wenn Kinder
nicht mehr bei Sonnenschein im Freien toben diirfen, der
Kfz-Verkehr aber sich ungehindert weiter auf den StraBen
austoben darf. Dieser Absurditit setzt die Landesregierung
noch eine drauf, wenn der Herr Ministerprisident in seiner
Regierungserklarung einerseits ausfihrt: ,,Kinder sind das
Wertvollste, was wir haben”, doch andererseits Gesund-
heitsvorsorge im Bereich der Luftreinhaltung fiir sie immer
noch nicht betricben wird, bisher jedenfalls noch nicht.
Bisher sieht die Landesregierung tatenlos zu, wie alle Jahre
wieder im Frithjahr die Ozonwerte steigen. Sie informiert
zwar wieder ein biBchen besser, doch wird damit auch die
Tatenlosigkeit bei der Emissionsminderung von Ozonvor-
lauferstoffen verschleiert.

In die umweltpolitische Debatte um das Ozon ist nun
endlich Bewegung gekommen. In der Schweiz gibt es seit
kurzem weitriumige Tempolimits. Der Bundesumweltmi-
nister schwadrontert von einer sommerlichen Sperrung
verkehrsreicher Innenstidte, einer im Kern richtigen Idee.
Doch diese Lasung hitten wir schon lingst haben konnen.
Unser Landesumweltminister fordert einen europaweit ein-
heitlichen Ozongrenzwert, schlagt der Bundesregierung
aber Stickoxidgrenzwerte fiir Fahrverbote in [nnenstadtbe-
reichen vor mit toxikologisch nicht einwandfrei begriinde-
ten Mittelwerten. Der Umweltbiirgermeister von Stuttgart
hat das schon ganz richtig gekennzeichnet: Die aufge-
scheuchten Minister gackern herum, statt Eier zu legen.

(Abg. Jacobi GRUNE: Der ist auch von der
CDUY
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Was uns fehlt, ist ein Umweltminister mit Zivilcourage, wie
sie etwa der Regierungsprisident von Koin bei seinen
Autobahnsperrungen hatte. Denn die Fakten liegen doch
schon lange auf dem Tisch.

Erstens: Die VDI-Richtlinie beschreibt klar und deutlich,
um welch wirksames Giftgas es sich bei dem Ozon handelt.
Ihr 1/2-Stunden-Mittelwert - ich betone ausdriicklich: 1/2-
Stunden-Mittelwert - von 120 Mikrogramm ist damit wohl
begriindet. Jedes Jahr kommen neue epidemiologische und
medizinische Erkenntnisse hinzu. Wir wissen nun, daB bei
Kindern die Erstsekundenkapazitit des Atemvolumens
beim Einatmen um 16 % absinkt, wenn die Ozonkonzen-
tration 200 Mikrogramm betriigt. Ahnlich geht es joggen-
den Erwachsenen. Wir wissen, daB3 diese gesundheitlichen
Schiidigungen bei lingeren Einwirkungszeiten das Risiko
chronischer Erkrankungen wie Bronchitis mit sich bringen.
Es wird immer deutlicher, daB zunehmende Verkehrsdichte
und zunehmende Fahrleistungen die Ozonjahresmittel-
werte steigen lassen, dal ofter als friher in weniger bela-
steten Gebieten hohe Konzentrationen auftreten.

Wir wissen auch, daB die Spitzenbelastungen mit Ozon
nicht dort liegen, wo heute stationir gemessen wird. Nur
ein Beispiel aus Mannheim. An der Station Mannheim-
Mitte wurden letztes Jahr wieder einmal landesweit hdchste
Spitzenwerte iiber 300 und iiber 275 Mikrogramm gemes-
sen. Doch die beiden AuBenstationen Nord und Siid
iibertreffen das Zentrum bei den Zeiten des Uberschreitens
des MIK-Wertes um 130 %; das ist mehr als das Doppelte.
Auch die Zahl der Tage mit Uberschreitungen ist um 30
bis 60 % hoher als im Zentrum.

Dies heiBt doch: Im Umfeld der Stidte, in den Hohenre-
gionen, ja in den Luft- und Badekurorten wird ein groBer
Teil der Bevolkerung dem Giftgas Ozon ausgesetzt, dort
sogar iiber weit lingere Zeitraume als in den Stadtzentren.
SchlieBlich hat dazu der LinderausschuB fiir Immissions-
schutz festgestellt, daB iiberregionale einschneidende Re-
duzierungen der Emission von Vorliuferstoffen die Ozon-
konzentration sowohl in Episoden als auch generell ver-
mindern kdnnen.

Was soll man also tun? Da gibt es nach § 40 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes die Mdglichkeit der Verkehrsbe-
schrinkung. Dies ist jedoch an die angekiindigte Topfer-
sche Rechtsverordnung mit den fehlenden Grenzwerten
gekoppelt. Es wiirde ein weiteres Zuwarten bedeuten, wenn
man sich darauf verlieBe. Das gilt vor allem dann, wenn
die Vorschlige aus dem hiesigen Umweltministerium Ein-
gang finden wiirden. Mit dem Vorschlag, 150 Mikrogramm
als 24-Stunden-Mittelwert vorzusehen, befindet sich die
Landesregierung bei einem der wichtigsten Umweltproble-
me mal wieder auf dem Holzweg. Bei diesemn Grenzwert
gibe es in keiner GroBstadt eine Innenstadtsperrung, da
dieser Wert zu hoch angesetzt ist. Dank des nichtlichen
Riickgangs der NO,-Werte wird er nirgendwo iberschrit-
ten. Wenn also schon Initiativen im Umweltministerium
ergriffen werden, dann bitte solche, die ein Fundament
haben und die Wirkung zeigen.

Nach unseren Vorstellungen kann die Landesregierung

sofort und unabhingig von Bonn reagieren, und zwar auf
der Basis der §§ 44 und 47 des Bundes-Immissionsschutzge-

5740

setzes. Hierzu gehdrt die Ausweisung eines groBflichigen,
fast ganz Baden-Wiirtiemberg umfassenden Luftbela-
stungsgebiets in einer Rechtsverordnung mit Erstellung
eines Luftreinhalteplans zur Verminderung der NO,- und
Ozonverunreinigungen und zur Vorsorge. Die MaBnahmen
zur Minderung der Luftverunreinigungen wiren landeswei-
te Tempolimits, innerstadtische Sperrungen fiir den Kfz-
Verkehr sowie Einschrinkungen bei den Emittenten von
Kohlenwasserstoffverbindungen.

Hierzu brauchen wir weder Topfer noch die EG, sondern
hierzu brauchen wir einen Umweltminister, der Zivilcou-
rage besitzt und endlich das Bundes-Immissionsschutzge-
setz in Baden-Wiirttemberg vollstindig zur Geltung bringt.
Alles andere wire Flickschusterei.

{Beifall bei den GRUNEN und des Abg. Drexjer
SPD)

Stellv. Prisident Dr. Hopmeier: Das Wort erteile ich Herrn
Abg. Wendt.

Abg. Wendt CDU: Herr Prisident, meine sehr geehrten
Damen und Herren! Herr Kollege Rochlitz, ich mull mich
immer wieder wundern, wie forsch, frank und frei Sie hier
Dinge verkiinden, als seien sie sicherster Erkenntnisstand.
Sicherer Erkenntnisstand ist, daB zumindest bisher noch
liberhaupt keine medizinischen Zusammenhinge zwischen
Ozon und speziellen Risikogruppen in der Form festgestellt
werden konnten, wie Sie das hier dargelegt haben. Bei der
Abfolge der Diskussionen, die wir zu Ozon in relativ
kurzen Zeitabstinden haben, frage ich mich sowieso im-
mer, inwieweit neue Erkenntnisse eingetreten sind. Alle
Seiten tun so, als hérten sie den anderen nicht zu, und
behaupten Positionen, die ich einmal so kennzeichnen
mochte: Je mehr Angst, um so weniger Naturwissenschaft
und Bereitschaft, in die Verursachungszusammenhinge
argumentativ einzusteigen.

Ich muB allerdings sagen, wir sind uns alle gemeinsam
dariiber im klaren, daB Ozon gefihrlich ist, daB Ozon eine
Bedrohung darstellt und daB es eine absolute Vorrangauf-
gabe ist, insbesondere die Durchschnittsbelastung an Ozon,
bedingt durch die Bevorratungsstoffe, in den nichsten
Jahren drastisch zu reduzieren.

Ich verstehe natirlich den gewissen Reiz fiir die Opposi-
tion, bei diesem Thema, das mit einer groBen Sicherheit
jeden Sommer wiederkommt, der Bevdlkerung zu sugge-
rieren, die Landesregierung sei zdgerlich und hilflos und
habe der Bevilkerung nichts anderes zu bieten, als sie dber
Btx, Videotext und Telefon nur iiber die aktuellen Ozon-
werte zu informieren. So hat das kiirzlich thre Bundeskoi-
legin Hartenstein, wie sie, glaube ich, heillt, getan.

{Abg. Pfister FDP/DVP: Liesel heiBt sie!)
— Jawoh!, die Liesel von Freudenstadt.

(Abg. Weinmann SPD: Das ist eine sehr ver-
dienstvolle Kollegin!)

— Das mdchte ich gern bestitigen. Ich kenne sie.
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(Abg. Weinmann SPD: Der soliten Sie nachei-
fern!)

- Danke schon. Ich werde mir das vor Augen halten. - Sie
sagt sinngemiB, es sei ja wohl Zynismus oder auch Ka-
pitulation, unseren Kindern oder den alteren Menschen zu
sagen, bei hohen Ozonwerten sollten sie keinen Sport
treiben, sollten nicht spazierengehen, sondern zu Hause
bleiben.

Da sehe ich natiirlich die Verlockung der Opposition, die
ziemlich lustvoll sagt: ,,Also hier im Handumdrehen mal
schnell und forsch handeln, was zeigen. Deswegen, wenn
wir viel Ozon haben, mit den Autos nicht mehr fahren.”
Zack, das Ding haben Sie im Kasten, Und die autofreund-
liche Landesregierung und die willfahrige CDU-Landtags-
fraktion, die haben nichts im Kasten. So einfach sind die
Dinge aber eben nicht.

Ich machte einmal sagen: Es ist unlauter, als Ankniipfungs-
punkt Ozon fiir die Probleme heranzuziehen, die wir durch
die Stickoxide und die Kohlenwasserstoffe haben. Man
rennt der Entwicklung hinterher wie die alte Fasnacht.

Wir brauchen eine Politik — das hat der Umweltminister
kiirzlich vollig zu Recht postuliert —, die sagt: Wir haben
ein Ziel, Das Ziel heifit 120 Mikrogramm pro Kubikmeter
als ein européisches Luftziel fiir Ozon. Dieses Ziel kdnnen
wir nur verwirklichen, wenn wir eine drastische Reduzie-
rung der Stickoxide um 60 % bis zum Jahr 2005 - das ist
bestimmt ein sehr ehrgeiziges Ziel — und der fliichtigen
organischen Verbindungen um 70 Y% erreichen. Das ist eine
realistische Politik, die den Menschen nicht etwas vor-
macht, was man in Wirklichkeit nicht erreichen kann.

{Zuruf des Abg. Dr. Scharf FDP/DVP)

Jeder, der sich mit der Materie ein biichen beschiftigt,
weil, daB der Sommersmog etwas ist, was von ziemlich
unstabilen Faktoren abhingig ist. Es ist eine vollige Fehl-
rechnung, zu meinen, ich kénnte jetzt eine Reduzierung der
Stickoxide um 20 oder 30 % einem Riickgang des Ozon-
gehalts um 20 oder 309, gleichsetzen. Wir wissen heute,
dal wir ungeféhr eine Reduzierung der Stickoxide um 50 %,
bendtigen, um Uberhaupt zu einer spiirbaren Reduzierung
des Ozongehalts zu kommen. Wir wissen auch, da &rtlich
begrenzte, ja iiberdrtlich angeordnete Fahrverbote sogar
einen kontraproduktiven Effekt haben kdnnen, nidmlich,
daB es nach Verhdngung eines solchen Kfz-Stopps sogar
noch zu Ozonsteigerungen kommen kann.

(Abg. Sieber CDU: Ja, und auch kommt!)

Jetzt mdchte ich einmal sagen, Herr Kollege Rochlitz, und
Sie nicht nur als Kollegen, sondern auch als Naturwissen-
schaftler ansprechen: Wenn man dies weill, weil es in allen
Biichern steht, dann halte ich es nicht nur fiir unlauter, ¢in
ungeeignetes Mittel zu propagieren, sondern ich halte es
auch im Interesse des Umweltschutzes fiir gefdhrlich,

(Abg. Sieber CDU: Sehr richtig!)

einer Bevdlkerung mit dem dicksten Hammer daherzumar-
schieren, nidmlich mit der Ultima ratio Fahrverbot, der

dazu fithren kann, dafi am nichsten Tag die QOzonwerte
nicht niedriger, sondern hdher sind. Da fiihlt sich der
Biirger schlichtweg verschaukelt. Diese Politik wird die
CDU-Landtagsfraktion nicht mitgehen.

(Abg. Weinmann SPD: Wo ist sie denn? Ich sehe
sie gar nicht! — Dem Redner wird das Ende seiner
Redezeit angezeigt.)

- ,.Ende der Sprechzeit™, ja.

Wir setzen deswegen auf eine Politik, die iber die Kata-
lysatornachriistung, iber Verdunstungsfilter, auch unter
Ausschopfung der Mdglichkeiten nach § 40 BImSchG, aber
unter dem Ankniipfungspunkt Stickoxide arbeitet. Wir
sind der Uberzeugung, daB wir auch mit unserer verkehrs-
politischen Diskussion - ich spreche es einmal ganz bewuit
an - Gber Lenkungsinstrumente, um den Umstieg auf den
OPNV und auf die Schiene zu steigern, erst am Beginn
sind.

(Zuruf des Abg. Drexler SPD)

- Da war die SPD sehr zogerlich, hat {iberhaupt keine
Kontur gezeigt.

(Abg. Rosemarie Glaser GRUNE: Da muB ich ja
die SPD direkt in Schutz nehmen!)

Wir werden innerhalb der néchsten Jahre hierauf eine klare
Antwort geben. Das dauert zwar ein wenig linger und ist
ein wenig dornenreicher, aber allemal noch lauterer,

(Abg. Dr. Caroli SPD: Lauter, nicht lauterer!)

als der Bevolkerung etwas vorzugaukeln, was ungeeignet
ist.

(Beifall bei der CDU)

Stelly. Prisident Dr. Hopmeier: Das Wort erteile ich Herrn
Abg. Drexler.

Abg. Drexler SPD: Herr Kollege Wendt, es ist schade, daB
Sie am vergangenen Samstag nicht bei der Fachkonferenz
zum Thema Ozon waren: Am Himmel zuwenig, auf der
Erde zuviel. Dort hitten Sie mit dem eidgendssischen
Professor Dr. Wanner iiber Ihre Thesen diskutieren kén-
nen. Er sieht das nidmlich etwas anders. Es wire ganz
interessant gewesen — Kollege Rochlitz war im iibrigen dort
-, wenn Sie dort Thre Thesen vertreten hitten.

(Zuruf des Abg. Weinmann SPD)

Es ist das erste Mal, daB ein CDU-Politiker, namlich Herr
Topfer, Offentlich zugegeben hat, daB Fahrverbote, Ge-
schwindigkeitsbegrenzungen und sogar die Sperrung der
Innenstddte Auswirkungen auf den Ozongehalt hitten. Ich
habe das zur Kenntnis genommen; das war ja immer unsere
Auffassung. So steht es auch in der Zeitung. Er hat in Bonn
sogar behauptet, dal} das Bundes-Immissionsschutzgesetz
den Kommunen schon jetzt derartige Sperrungen erlaube.
Sie wiirden sie derzeit nur nicht durchfihren, weil keine
Grenzwerte festgelegt seien.
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(Abg. Dr. Caroli SPD zu Abg. Wendt CDU: Was
ist jetzt, Herr Oberbiirgermeister?)

Von daher ist er eigentlich schon viel weiter. Wir haben
immer gesagt, daB Fahrverbote, Geschwindigkeitsbegren-
zungen und ein zeitweises Tempolimit zwar das Ozon am
selben Tag nicht abbauen - dariiber gibt es keinen Streit
-, aber die Neubildung von Ozon auf jeden Fall bremsen
konnen. Dem wurde am Samstag librigens nicht widerspro-
chen. Wir haben im Mirz hier schon einmal eine Debatte
gefiihrt, bei der alle Vorschldge, auch der fiir ein Tempo-
limit in Baden-Wiirttemberg, von Ihnen abgeiehnt wurden.
Baden-Wiirttemberg ist nicht regional zu betrachten. Zie-
hen Sie etwa den Vergleich mit der Schweiz, auf die ich
gleich noch einmal zu sprechen komme.

Wie ich ebenfalls der Presse entnommen habe, hat das
Umweltministerium zwei Alternativen im Hinblick auf
Stickoxidemissionen vorgeschlagen. Ich hoffe, daB mir der
Staatssekretir nachher einmal erkliren kann, wie er Gber
diese beiden Alternativen die Ozonwerte reduzieren will.
Das stand auch so in der Zeitung. Ich warte nachher auf
eine Erklirung dazu.

Der Kollege Wendt hat im Mirz 1991 bei unserer letzten
Auseinandersetzung folgendes gesagt:

Wir
- die CDU -

sind tatsiichlich dabei, in der Tempolimitfrage Wege
zu beschreiten, die uns auch auf unseren Autobahnen
zu einem Tempolimit fithren miissen. Ich

- Kollege Wendt —

sage aber ausdriicklich: Das ist noch keine abschlie-
Bende Meinungsbildung. Aber wir sind wohl auf die-
sem Weg und werden diesen Weg auch einschlagen.

Jetzt frage ich Sie: Wie weit sind Sie eigentlich? Sind Sie
schon so weit wie Herr Tépfer? Umweltminister Vetter hat
das im Land Baden-Wiirttemberg Typische gemacht. Er hat
sofort gemerkt, daB man im Land etwas tun muB, und hat
dann den europaweiten Grenzwert gefordert. Das ist na-
tiirlich das Beste, was man tun kann, damit demnichst
nichts passiert.

(Glocke des Prasidenten)

Stellv. Priasident Dr. Hopmeier: Herr Abg. Drexler, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abg. Wendt?

Abg. Drexler SPD: Bitte.
Stellv. Prisident Dr. Hopmeier: Bitte, Herr Abg. Wendt.

Abg. Wendt CDU: Lieber Kollege Drexler, ich lasse mich
gern an meinen Ausfithrungen messen, die ich vor wenigen
Monaten gemacht habe. Sind Sie bereit, zur Kenntnis zu
nehmen, daB sowohl die Frage nach der Temporeduzierung
unter dem Stichwort ,,Kein Tabu fir die CDU-Landtags-
fraktion, dies zu diskutieren™ als auch die Frage nach
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Lenkungsinstrumenten, um iber gewisse Anreize den 6f-
fentlichen Nahverkehr zu stirken, Prozesse darstellen, die
sorgfiltig abgewogen, offen diskutiert, aber in den nich-
sten Jahren entschieden werden miissen und daB zwischen
diesen AuBerungen und dem, was ich eben gesagt habe,
keinerlei Widerspruch besteht?

(Abg. Weinmann SPD: Wo ist die Frage gewe-
sen?)

Abg. Drexder SPD: Ich habe nicht verstanden, worin die
Frage lag, aber ich nehme das einfach zur Kenntnis.

Ich schaue nur in die Schweiz. Die Schweiz, die letztes Mal
von der CDU als gutes Beispiel angefiihrt wurde, hat
endlich Geschwindigkeitsbegrenzungen eingefithrt: 120
und 80 km/h. Die Wissenschaftler wollten noch eine ganz
andere Geschwindigkeitsbegrenzung, weil damit noch
mehr Stickoxid und Kohlenwasserstoff abgebaut worden
wire. Leider ist die Politik in der Schweiz dem nicht
gefolgt.

Ich sage noch einmal: Wir halten bei hohen Ozonbelastun-
gen 100 km/h fir Pkw und 80 km/h filr Lkw auf Autobah-
nen sowie B0 km/h fir Pkw und 60 km/h fir Lkw auf
Bundesstrafien fir mdglich. Dadurch wiirde der Schad-
stoffausstoB, wie in der Schweiz im gbrigen auch, um
Tausende von Tonnen an Stickoxiden reduziert. Schweizer
Wissenschaftler sagen uns zum Beispiel, daB dort die
Reduzierung der Stickoxide nicht zu einer Erhdhung des
Ozongehalts beitrigt, wie Sie vorhin behauptet haben. Wir
werden das von der Schweiz aber sicherlich horen.

(Zuruf des Abg. Dr. Scharf FDP/DVP)

Wenn Sie, Herr Kollege Wendt, von Ehrlichkeit sprechen,
dann muB ich Ihnen schon sagen: Die von der Bundesre-
gierung vorgesehene Einfihrung der Abgaswerte fir Lkw
soll im Stickoxidbereich bis 1996 verzdgert werden. Wenn
dies eintritt, werden Sie allein im Lkw-Bereich ¢ine Stei-
gerung der Stickoxide um 25 Y% erleben. Die Zahlen, die
Sie vorhin in bezug auf die Reduktion genannt haben,
werden Sie nie erreichen. Deshalb sollten Sie mit uns
zusammen dafir kimpfen, daB die Lkw-Abgaswerte im
Stickoxidbereich auch tatsachiich kommen.

Zum SchluB méchte ich noch darauf hinweisen, daB der
Stuttgarter Umweltbirgermeister Beck, der der CDU an-
gehort, zum Ozon folgenden interessanten Satz geprégt hat:
Am meisten wiirde erreicht, kdnnte Tdpfer Verkehrsmini-
ster Krause ein Tempolimit abringen. 30 % der Stickoxide
-30%! — im Raum Stuttgart entstiinden auf den Autobah-
nen der Umgebung. Wenn dann zwischen dem Kreuz
Stuttgart und der Ausfahrt Degerloch noch Tempo 140
erlaubt sei, fasse man sich an den Kopf.

Der gleiche Mann, der vor zwei Jahren noch im Minister-
biiro von Herrn Vetter saB und offensichtlich die Reden
von Herrn Vetter geschrieben hat, als wir die Tempolimits
gefordert hatten, sagt das heute, nachdem er in der Praxis
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steht. Sie kénnen Ihren SchiuB daraus ziehen. Dies hat aber
mit Ehrlichkeit in der Politik nichts zu tun.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der GRU-
NEN - Abg. Wendt CDU: Gestatten Sie noch
eine Frage? - Unruhe - Glocke des Prisidenten)

Stellv, Prisident Dr. Hopmeier: Herr Abg. Drexler, zwei
Abgeordnete wiinschen Zwischenfragen zu stellen.

Zunichst hat Herr Abg. Dr. Scharf das Wort. Bitte sehr.

Abg. Dr. Scharf FDP/DVP: Herr Abg. Drexler, Sie haben
stindig von Stickoxiden gesprochen. Weiche Stickoxide
meinen Sie denn?

(Zuruf des Abg. Dr. Rochlitz GRUNE)

— Selbstverstindlich. Sie sind Chemiker, Sie wissen es ganz
genau. — Stickstoffmonoxid ist ein Ozonkiller, und Stick-
stoffdioxid ist ein Ozonproduzent. Wir miissen also sehr
genau unterscheiden. Dadurch erklirt sich auch die Tat-
sache, dall die Ozonkonzentrationen in Stadten mit Auto-
verkehr teilweise niedriger sind als im freien Land.

Abg. Drexler SPD: Weil dort insgesamt die Ozonbildung
sofort wieder aufgehoben wird.

Abg. Dr. Scharf FDP/DVP: Richtig. Da miissen wir schon
differenzieren.

Stellv. Prisident Dr. Hopmeier: Bitte keine Zwiegespriche.
Fragen Sie bitte.

Abg. Drexler SPD: Ich bin dankbar, wenn Sie meinen
Wissensstand abfragen.

{Heiterkeit und Unruhe)

Abg. Dr. Scharf FDP/DVP: Deshalb méchte ich Sie bitten,
nicht immer pauschal von Stickoxiden zu sprechen,

(Beifall bei der FDP/DVP)

Abg. Drexler SPI): Vielen Dank, Herr Kollege von der
FDP/DVP.

Stellv. Prisident Dr. Hopmeier: Bitte keine Zwiegespriiche.

Herr Abg. Wendt méchte eine Zwischenfrage stellen. Bitte
sehr.

(Unruhe - Glocke des Prasidenten)

Abg. Wendt CDU: Sind Sie mit mir einer Meinung, daB
es nicht um Fahrverbote geht — das haben Sie immer ein
biBchen verschwiegen, wenn Sie andere Begriffe in den
Mund nahmen -, sondern daBl in diesem Zusammenhang
der entscheidende Punkt, der Ankniipfungstatbestand nicht
das Ozon, sondern das Stickoxid ist?

Zweitens: Alle Tempolimits, die Sie regional oder auf
Landesebene vorschlagen, kommen an dem Punkt, der
bisher gesichert erscheint, nicht vorbei, daB es im
Stickoxidbereich erst bei Reduzierungen von 50 % zu spiir-

baren Entlastungen im Ozonbereich kommt. Bisher gibt es
nirgends auch nur annihernde Anhaltspunkte dafiir, da8
Sie in diesen Bereich iiber eine Geschwindigkeitsreduzie-
rung vorstoBen kdnnen.

Stellv. Prisident Dr, Hopmeier: Bitte, Herr Abg. Drexler.

Abg. Drexler SPD: Herr Kollege Wendt, dann miissen wir
doch einen Plan machen, wie wir zu solchen Stickoxidre-
duktionen kommen kdnnen. Einen solchen Plan haben wir
doch nicht. Es gibt auBer der Geschwindigkeitshegrenzung
noch eine Menge anderer Fragen. Das gebe ich zu. Tat-
sache ist, daB die Schweiz das in den letzten acht Jahren
bereits erreicht hat. Die Schweiz will ihren Stickoxidaus-
stol im StraBenverkehr in den nichsten fiinf Jahren so
reduzieren, daB sie beim Abgasausstol die Werte von 1965
erreicht, also eine drastische Reduktion. Daher wiirde mich
das Konzept der Landesregierung interessieren. Was Sie
vorhin vorgetragen haben, war kein Konzept. Es war auf
das Jahr 2005 ausgerichtet und darauf, daB irgendwann
einmal eine Verbesserung eintreten wird. Womit wollen Sie
denn die MaBnahmen erreichen? Das haben Sie nicht
gesagt. Sie haben nur Zielvorstellungen formuliert, die
iiberhaupt nicht Wirklichkeit werden kénnen.

Stellv. Prasident Dr. Hopmeier: Herr Abg. Wendt méchte
noch eine Zwischenfrage stellen. Gestatten Sie diese?

(Abg. Dr. Déring FDP/DVP: SchluBfrage!)

-~ Eine Zwischenfrage, kein Zwischenreferat. Nach der
Geschiftsordnung nur eine Frage.

Abg. Drexler SPD: Bitte.
Stellv. Prasident Dr. Hopmeier: Bitte, Herr Abg. Wendt.

Abg. Wendt CDU: Dann méchte ich Thnen in Form einer
Frage folgendes sagen.

(Heiterkeit)
Stellv. Prasident Dr. Hopmeier: Das ist gestattet.

Abg. Wendt CDU: Ich darf wohl unterstellen, daB es [hnen
aufgrund anderweitiger Konzentration nicht mdglich war,
zur Kenntnis zu nehmen, daB die von der Landesregierung
skizzierten Ziele nur durch ganz konkrete Mafinahmen wie
Katalysatornachriistung, Verdunstungsfilter, Anndherung
an die US-Abgasnormen, Ausschopfung des § 40 Abs. 2 des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes moglich sind.

Stellv. Prisident Dr. Hopmeier: Herr Abg. Drexler, bitte.

Abg. Drexler SPD: Mit alldem werden Sie das nicht
schaffen. Sie kennen den Bestand an Alt-Pkws und die
Lkw-Frage. Selbst mit all diesen MaBnahmen erreichen Sie
die Ziele, die Sie formuliert haben, nicht. Deshalb werden
Sie an das Tempolimit herangehen miissen, selbst wenn Sie
dazu noch Jahre brauchen. Ikch bin nur der Meinung, da8
wir nicht mehr die Zeit haben, viele Jahre zu warten; denn
die Ozonbelastung hat sich in den letzten 25 Jahren - das
wissen wir aus den Erfahrungen in der Schweiz - verdop-
pelt, und sie steigt zur Zeit jihrlich. Daher weiB ich gar
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nicht, warum Sie noch Jahre Zeit haben sollen, iiber dieses
wichtige Tempolimit nachzudenken.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN - Abg.
Wendt CDU: Sie verstreichen Sonnenschutzere-
me, nachdem Sie den Sonnenbrand schon haben!)

Stellv. Prisident Dr. Hopmeier: Das Wort erteile ich Herrn
Abg. Dr. Doring.

Abg. Dr. Diring FDP/DVP: Herr Prisident, meine Damen
und Herren! Wir haben mittlerweile die alljihrliche Ozon-
debatte gesicherter und hiufiger, als wir den Sommer, vor
allem in diesem Jahr, haben. Das hingt natiirlich mit einer
Reihe von Versiumnissen zusammen. Denn gerade die
Tatsache, dafi wir dieses Thema schon nahezu regelmiBig
debattieren, beweist doch, daBl jedesmal versdumt wird,
danach zu konkreten MaBnahmen zu kommen. Weil es
diese Versiumnisse noch immer gibt, ist es vollig berech-
tigt, auch heute wieder dariiber zu diskutieren.

Ich will einleitend auch gleich feststellen: Ich werde mich
an einer Diskussion iiber Grenzwerle iberhaupt nicht
beteiligen, denn die Grenzwertediskussion ist meiner Uber-
zeugung nach in dem Zusammenhang nicht besonders
hilfreich, weil es dabei immer darum geht, dall Malnah-
men darauf ausgerichtet werden, ab welchem Grenzwert
etwas geschehen muB. Uns geht es nur darum, dall schon
friiher angesetzt wird. Durch eine angemessene Vorsorge-
politik ist dafiir Sorge zu tragen, daf} es erst gar nicht zu
Umweltbelastungen kommt, daB es erst gar nicht zu einer
Situation kommt, in der man fragen muB: Welche - in
Klammern: drastische — MaBnahmen milssen jetzt ergriffen
werden?

Es reicht uns auch nicht aus, wenn wir von seiten der
FDP/DVP dies feststellen. Uns reicht es nicht aus, dal wir
jedesmal, wenn die Ozonwerte steigen, ein kurzfristiges
Katastrophenmanagement ausrufen. Wir wollen keine
stindige Wiederholung von Verhaltenshinweisen fiir Rad-
fahrer, Jogger und fiir im Freien spielende Kinder, Herr
Kollege Rochlitz. Vielmehr wollen wir Mafinahmen ergrei-
fen, dafiir Sorge tragen, dafl ganz selbstverstindlich im
Sommer, unabhingig von der Sonneneinstrahlung, unab-
hingig von der jeweils herrschenden Temperatur, Kinder
im Freien unbedenklich spielen kénnen, Jogger joggen und
Radfahrer radfahren kdnnen.

Wir wollen mit sechs MaBnahmen dazu beitragen, daB das
Problem einer Losung zugefiihrt wird.

Wir sagen erstens: Zufahrtsverbot in die Innenstadtkerne
fiir Autos ohne Katalysator. Hier muB eine Differenzierung
erfolgen. Sie kénnen nicht verfiigen, daB das generell fiir
" alle Autos gelten soll. Es muBl vielmehr eine Differenzie-
rung geben. Deshalb fordern wir ein Zufahrtsverbot in die
Innenstadtbereiche fir Autos ohne Kat.

(Zuruf des Abg. Dr. Wetter CDU)

Zweitens: Es miissen selbstverstindlich auch Tempolimits
in den Ballungsriumen ausgesprochen werden, wobei man
sich dariiber unterhalten kann, wie die konkret festgelegt
werden miissen. Also nicht generell Gber das ganze Land
verteilt, sondern in den Belastungsgebieten,
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Drittens: Wir brauchen eine Parkraumvermehrung an den
Stadtrindern, damit die Birger vom Endividualverkehr auf
den OPNY umsteigen kdnnen.

Das bedeutet natiirlich viertens einen klaren Vorrang fiir
Bus und Schiene.

Fiinftens: Der Klimafaktor Luftverkehr mul ebenfalls
mehr in die Pflicht genommen werden, als dies bisher der
Fall ist, denn Wasserdampf, Luftchemie, Stickoxide - der
Kollege Dr. Scharf hat darauf hingewiesen — aus Flugzeug-
triebwerken schidigen bekanntermafien die Stratosphire in
ganz besonderem MaBe. Und im Zeitalter der Telekommu-
nikation miissen wir die Frage stellen, ob wir kiinftig nicht
auf einen Teil der Flugreisen ginzlich verzichten kénnen.

(Abg. Dr. Rochlitz GRUNE: Sehr richtig! - Abg.
Straub CDU: AusschuBreisen!)

Wir wissen, daB das Flugzeug ein extrem umweltbelasten-
des Verkehrsmittel ist. Wir sollten also den Schienenver-
kehr so ausbauen, dall Kurzstreckenfliige und somit im
Grunde genommen Inlandsfliige insgesamt absurd werden.
Die AusschuBreisen, Herr Kollege, sollten ohnehin besser
mit der Eisenbahn durchgefiihrt werden, als dafl man
durch die Liifte fliegt.

{Abg. Rosemarie Glaser GRUNE: Mit dem Fahr-
rad! — Zuruf von der SPD: Die CDU will den
Regionalflugverkehr ausbauen!)

Sie haben ja ohnehin eine Begrenzung vorgenommen.

(Zuruf von der SPD: Nach Japan wird es schwie-
righ

Sie haben natiiriich recht. Nach Japan wird es schwierig
bei der nichsten Ausschubreise.

(Abg. Rosemarie Glaser GRUNE: Nach Japan
mit dem Fahrrad! - Abg. Drexler SPD: Rudern!)

Man sollte im Interesse der Umwelt dariiber nachdenken,
ob man sich nicht endlich dazu durchringen kann, von der
Mineraldlsteuerbefreiung fiir den Luftverkehr abzuriicken.
Wenn wir das Ubel wirklich an der Wurzel anpacken
wollen - wir sind dazu fest entschlossen —, brauchen wir
eine Reduzierung des Verbrauchs fossiler Energien.

(Lachen des Abg. Drexler SPD)

Praktisch bedeutet dies, daB wir nicht nur Energie teurer
machen miissen, sondern dafl es auch groferer Anstren-
gungen - das ist der sechste Punkt - im Bereich der
Vermeidung von Emissionen beim Hausbrand bedarf. Ein
besserer Warmeschutz ist ein Ziel, das man zwischenzeit-
lich aufgrund der zu niedrigen Energiepreise bedauerli-
cherweise wieder aus dem Auge verloren hat, obwohl
gerade in dem Bereich ein gewaltiger Nachholbedarf be-
steht.

Dann gibt es auch Berechnungen beziiglich des Lkw-
Verkehrs. Wenn festgestellt wird, daB beim Transport von
1t Material iiber 100 km Entfernung der Lkw 360 g Stick-
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oxid, die Bahn dagegen nur 22 g erzeugt und der Lkw
gleichzeitig noch das Vierfache an Energie verbraucht,
dann mub hier selbstverstindlich die Marschrichtung hei-
fien: Verlagerung des Stiickgutverkehrs von der Stralle auf
die Schiene. Die Bundesbahn mu8 in dieser Hinsicht
unserer Meinung nach einfach beweglicher werden und in
der Zukunft mehr anbieten.

Meine Damen und Herren, der Ozonproblematik kommt
man nicht in erster Linie durch eine Grenzwertediskussion
- und mag ein Grenzwert noch so hoch angesiedelt sein
— bei, auch nicht durch eine Smog-Verordnung, sondern
nur durch eine entscheidende Reduzierung des Schadstoff-
ausstoBes, durch eine bessere Energienutzung und eine
andere, nimlich eine dkologisch vertrdglichere Verkehrs-
politik.

(Beifali bei der FDP/DVP und Abgeordneten der
GRUNEN)

Stellv. Priisident Dr. Hopmeier: Das Wort erteile ich Herrn
Staatssekretir Baumhauer.

Staatssekretir Baumhauer: Herr Prisident, meine Damen
und Herren! Wir haben in den vergangenen Monaten
schon hiufig iiber die Ozonproblematik diskutiert. Ich
habe den Eindruck, manche Kollegen wollen die Zusam-
menhinge einfach nicht verstehen.

{Abg. Wendt CDU: So ist es! — Zuruf des Abg.
Dr. Rochlitz GRUNE)

Deshalb, meine ich, ist es gut, wenn wir heute noch einmal
dariiber diskutieren und sagen, was Sache ist.

Meiner Meinung nach besteht liberhaupt kein AnlaB zur
Dramatik. Wir haben Thnen eine Broschiire der Landesan-
stalt fiir Umweltschutz auf den Tisch legen lassen, in der
die MeBwerte iiber die Luftsituation in Baden-Wiirttem-
berg dargestellt sind. Heute kdnnen Sie allen Kommenta-
ren der Zeitungen, die sich mit dieser Broschiire beschif-
tigen, entnehmen, daB die Luft in Baden-Wiirttemberg im
groen und ganzen in Ordnung ist.

(Abg. Dr. Rochlitz GRUNE: Nach Ihrer Mei-
nunglj

Sie kdnnen der Broschiire aber auch entnehmen, Herr
Kollege Rochlitz, daB sich die Kurzzeitbelastungen beim
Ozon - um sie geht es im wesentlichen und dariiber
diskutieren wir — nicht verandert haben. Sie sind von der
Wetterlage abhingig.

Richtig ist allerdings, daB die mittlere Ozonbelastung um
1 bis 2 % pro Jahr zugenommen hat. Deshalb beschiftigen
wir uns mit dieser Problematik natiirlich zu Recht. Es bleibt
aber bet dem, was wir Ihnen wiederholt dargelegt haben:
Kurzfristig und lokal bzw. regional wirksame MaBnahmen
bleiben wegen der geringen Emissionsminderungen bei den
Vorldufersubstanzen - Kohlenwasserstoffen und Stickoxi-
den - nach heutigem Wissensstand ohne spiicbare Wirkung
auf die Ozonkonzentration. Es ist dargestellt worden -
Herr Kollege Wendt hat es auch gesagt —, daB wir die
Vorldufersubstanzen um 50 % reduzieren miissen, wenn wir

bei der Ozonsituation iiberhaupt eine Wirkung sehen wol-
len. Deshalb, meine ich, miissen wir sehen, welche Mal-
nahmen wirksam sind, und diirfen nicht einfach Forderun-
gen erheben, die sich dann nicht in Verbindung zum Ozon
bringen lassen.

{Beifall des Abg. Dr. Scharf FDP/DVP)

Wir haben - das muB wohl auch noch einmal deutlich
herausgestellt werden — die Information iiber die Ozonbe-
lastung wesentlich verbessert. Unser LuftmeBnetz, das jetzt
60 Stationen umfaBt, das Ozontelefon und das Informa-
tionsangebot liber Videotext sind Beispiele dafiir. Neuer-
dings wollen wir auch versuchen, die Daten in das Lan-
desverwaltungsnetz zu geben.

Man mul} aber auch klar sehen, dall es in diesem Bereich
keine Risikogruppen gibt. Ich muite mich da auch beleh-
ren lassen, weil ich die Situation vor zwei oder drei Jahren,
als wir uns mit dieser Problematik beschiiftigt haben, auch
sehr dramatisch dargestellt habe. Viele Mediziner haben
mir gesagt: Sie machen ja alle Leute verriickt, wenn Sie
sagen, sie diirften nicht mehr joggen, die Kinder diirften
nicht mehr auf dem Spielplatz spielen und die Bauern nicht
mehr auf die Felder gehen,

(Zuruf des Abg. Dr. Déring FDP/DVP - Abg, Dr.
Wetter CDU: Das war Blédsinn!)

Richtig ist: Wenn eine bestimmte Belastung iiberschritten
ist, dann ist ein Teil der Bevélkerung - schitzungsweise
5 bis 10 %, - von diesem Reizgas betroffen. Dafl diese dann
natiirlich bei den Belastungen vorsichtig sein miissen, liegt
auf der Hand. Jetzt aber eine groBe Dramatik hineinzubrin-
gen, daB die gesundheitlichen Risiken in solch einem
AusmabB gegeben seien, ist, meine ich, nicht richtig.

Nun miissen wir aber auch sehen, was Herr Topfer gesagt
hat. Herr Kollege Drexler, Sie haben es noch deutlicher
dargestelit als Herr Kollege Rochlitz. Kollege Wendt hat
¢s angedeutet: Der Bundesumweltminister hat erkldrt, daB
eine Reduktion im Stickoxidbereich erforderlich ist. Er war
zunichst miBverstanden worden, weil er vom Ozon gespro-
chen hat und bestimmte Werte in Beziehung dazu gebracht
hat. Richtig ist aber, daB Herr Topfer zu Recht — da
befindet er sich in voller Ubereinstimmung mit uns - die
Stickoxide gemeint hat, als er von Vorschligen gesprochen
hat, die derzeit von ihm erwogen werden.

Genau diese Vorschiage gehen auf das Land Baden-Wiirt-
temberg zuriick. Es handelt sich um MaBnahmen nach § 40
Abs. 2 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes, also um ei-
nen Stickoxidalarm, den Herr Vetter gefordert hat, fiir den
aber der Bund zustiindig ist, weil dieser uns sagen muB,
welche MaBnahmen notwendig sind und wie sie erreicht
werden kdnnen, Das heilit, in Bonn wird eine Verordnung
formuliert, die beinhaltet, daB wir Stickoxidalarm ausrufen
kdnnen, wenn bei den Stickoxiden in den Ballungsgebieten
die festgelegten Werte Gibersprungen werden.

Aber es ist nicht richtig - das ist auch in der Presse nicht
richtig dargestellt worden —, daB es sich dabei um Grenz-
werte von Ozon handelt. Weil hier die Grenzwerte nicht
Platz greifen kdnnen, sondern politische Ziele formuliert
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werden miissen, haben wir ein europdisches Luftqualitats-
ziel fiir Ozon in Héhe von 120 Mikrogramm pro Kubik-
meter gefordert und wollen unsere MaBnahmen daran
ausgerichtet wissen. Weil in diesem Bereich Forschungsbe-
darf besteht, beteiligt sich das Land Baden-Wiirttemberg
an einem Ozonforschungsprojekt des Umweltbundesamtes.
Wir wollen im Oberrheingebiet als bundesweit erster Mo-
dellregion einmal alle Parameter in eine Modellrechnung
einbringen, um die Korrelationen beim Entstehen von
Ozon festzustellen und um herauszufinden, wo wir mit den
MaBnahmen beginnen miissen.

Klar ist, meine Damen und Herren, daB wir nur groBfli-
chig etwas erreichen konnen und daB wir kleinflachig nicht
vorankommen. Deshalb ist auch fraglich, welche Ozonre-
duzierung man durch die Sperrung von Innenstidten er-
reichen kann. Ich sage noch einmal: Herr Tdpfer hat dabei
nicht in erster Linie die Ozonsituation, sondern die Stick-
oxidsituation im Auge gehabt. Deshalb hat er davon ge-
sprochen, daB man MaBnahmen im Innenstadtbereich
durchfiihren mu3. Wenn wir die ozonbildenden Kraftfahr-
zeugemissionen in den Innenbereichen zuriickgehen lassen
wollen, miissen wir auch bedenken, daB in den Randbe-
reichen die Emissionen bestenfails unveridndert bleiben.
Hier finden natiirlich sehr hohe Schadstoffeintrage statt.
Herr Tépfer hat Innenstadtsperrungen nicht als MaBnah-
me zur Senkung der Ozonwerte, sondern zum Zweck der
Reduzierung hoher NQ,-Konzentrationen vorgeschlagen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir sind auch
der Meinung, daB die Aufnahme von Ozon in die Smog-
Verordnung nicht gerechtfertigt ist, weil hier eine unter-
schiedliche Einschitzung gegeniiber SO,, NO,, Kohlen-
monoxid, Staub usw. besteht. Diese Stoffe konnen direkt
gemessen werden, und far sie gibt es Grenzwerte, wahrend
das Ozon Vorldufersubstanzen hat — dariiber haben wir
schon oft gesprochen -, bei denen man ansetzen muB und
deren Zusammenwirken im einzelnen fraglich ist.

Es wurde oft die Schweiz angefiithrt. Klar ist folgendes,
Herr Kollege Drexler: Die Schweiz hat dies noch nicht
verfilgt. Dort ist zwar eine groBe Diskussion im Gange,
aber die Reaktionen in den Kantonen - lassen Sie sich
einmal dariiber informieren ~ sind sehr, sehr unterschied-
lich. Sie reichen von Zustimmung bis zu klarer Ablehnung.
Wenn Tempolimits nur fiir bestimmte Autobahnabschnitte
festgesetzt werden, ist natiirlich auch fraglich, wieviel dann
noch erreicht werden kann. Deshalb ist der Hinweis auf
die Schweizer Verhiltnisse auBerordentlich fraglich. Man
mubB den Effekt dessen abwarten, was die Schweizer zur
Zeit prifen.

Ich will hier noch einmal betonen - Herr Kollege Wendt
" hat es dargestellt —, daB wir in Baden-Wilrttemberg zur
Verbesserung der Luftqualitit die Katalysatornachriistung
weiterflihren wollen. Hier haben wir sehr viel unternom-
men: Werbeaktionen, steuerliche Vergiinstigungen und al-
les mégliche.

{(Abg. Dr. Déring FDP/DVP: Forderung von
mir!)

— Das trifft sich auch mit der Forderung, die Sie erhoben
haben, Herr Doring.
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Wir sind uns auch dariiber einig, daBl wir schirfere Emis-
sionsgrenzwerte fiir Pkw und Lkw in Anlehnung an die US-
Abgasnormen brauchen. Auch darin besteht Ubereinstim-
mung. Die Kraftfahrzeuge sollten auch mit Filtern zur
Reduktion von Verdunstungsemissionen an fliichtigen
organischen Verbindungen ausgeriistet werden. Wir haben
hier MaBnahmen ergriffen, fiir die wir jetzt von den
Minerallunternehmen angeklagt werden; sie sind mit der
geplanten Art der Durchfithrung nicht einverstanden.

Wir sind uns auBerdem dariiber einig, daBl emissionsab-
hingige Kfz-Steuern eingefiihrt werden sollen. Was die
Mineralélsteuer angeht - dariiber haben wir gestern bei der
Steuerdebatte gesprochen -, waren wir von Anfang an der
Meinung, daB das Aufkommen zugunsten des 6ffentlichen
Personennahverkehrs eingesetzt werden mul. Auch (ber
MaBnahmen zur Verkehrsverlagerung von der Strafie auf
die Schiene und andere Dinge besteht volle Ubereinstim-
mung.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich mdchte doch
noch einmal darauf hinweisen, daB jeder einzelne die
Maéglichkeit hat, zur Verbesserung der Luftqualitdt beizu-
tragen. Ich weiB nicht mehr, welcher Kollege gesagt hat,
man solle doch diese kleinen MaBnahmen beiseite lassen;
sie triigen nicht wesentlich dazu bei, die Luftbelastung zu
reduzieren. Der Biirger muB sich angesprochen fithlen von
den offentlichen Verkehrsmittein, von der Katalysatoraus-
riistung, von wasserloslichen Farben, Lacken und dhnli-
chem mehr; vor allemm muB ihm klar sein, daB auch die
Energieeinsparung einen wesentlichen Beitrag zur Luft-
reinhaltung leistet.

Insoweit, meine sehr verehrten Damen und Herren, haben
wir in Baden-Wiirttemberg durchaus konkrete MalBnah-
men ergriffen, Handlungen gefordert, wo der Bund zustan-
dig ist. Wir wollen so insgesamt mit dazu beitragen, dal
wir ganz allgemein von der Luftbelastung herunterkom-
men. Nur: Wenn wir jetzt der Popularitit wegen oder weil
irgend etwas getan werden mub, im SchnellschuBverfahren
kurzfristige MaBnahmen fordern, kann dies doch nicht
bewirken, was wir alle haben wollen, daB die Ozonwerte
zuriickgedringt werden, daB die Stickoxide und die Koh-
lenwasserstoffe zuriickgehen, Deshalb ist der Versuch, den
wir im Raum Freiburg durchfiihren, eine weitere Mdglich-
keit, weiter voranzukommen.

Ich méchte zusammenfassend sagen: Die Landesregierung
von Baden-Wiirttemberg wird alles tun, damit die Luftqua-
litéit in Baden-Wiirttemberg auch weiterhin verbessert wird.

(Sehr gut! und Beifall bei der CDU)
Der Kollege Drexler hatte noch eine Frage.

Stellv. Priisident Dr. Hopmeier: Herr Abg. Drexler wollte
eine Frage stellen. Bitte sehr.

Abg. Drexler SPD: Kollege Baumhauer, kdnnten Sie mir
einmal erkliren, wer auf die erwdhnten zwei Vorschlige
des Landes gekommen ist? Wenn der 24-Stunden-Mittel-
wert mehr als 150 Mikrogramm Stickoxid ergibt, soliten die
Innenstidte for Autos ohne Katalysator fiir mindestens
24 Stunden mit Fahrverbot belegt werden. Wer ist auf
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diesen Wert von 150 Mikrogramm Stickoxid gekommen
und wer auf den 24-Stunden-Mittelwert?

Und der zweite Vorschlag, den ich der dffentlichen Dis-
kussion entnommen habe, den wir im Umweltausschuf3
auch noch nicht diskutiert haben: Wenn mehr als 2 % der
iber ein Jahr gemessenen Stickoxidwerte iiber 135 Mikro-
gramm liegen, soll die Innenstadt ein Jahr lang fiir Autos
ohne Kat gesperrt sein. Das wére zum Beispiel fiir Stutt-
gart, Mannheim, Karlsruhe und Esslingen in den letzten
drei Jahren mindestens einmal zugetroffen. Wer ist denn
auf diese beiden Werte gekommen?

Stellv. Prisident Dr, Hopmeier: Bitte, Herr Staatssekretir.

Staatssekretiir Baumhauer: Herr Kollege Drexler, in der
Tat gibt es in der Ozondiskussion viele Werte. Ich meine,
daB man diese Werte einmal aufeinander abstimmen mub.
Wir haben die Werte ermittelt und diese als die Werte
vorgeschlagen, die wir fiir notwendig halten.

(Zuruf des Abg. Dr. Rochlitz GRUNE)

Ich kann Thnen im Moment nicht ganz genau sagen, wie
die Werte errechnet worden sind. Aber ich will Thnen das
gerne nachliefern.

Ich will noch einmal unsere Zielrichtung nennen. Wir
wollen durch die Verordnung iiber das Bundes-Immissi-
onsschutzgesetz erreichen, daB wir bei den Stickoxiden
herunterkommen und damit einen Erfolg erzielen kdnnen.
Aber zu den konkreten Werten mubB ich mich noch einmal
sachkundig machen.

Stellv. Prasident Dr. Hopmeier: Eine Zusatzfrage noch,
Herr Abg. Drexler.

Abg, Drexler SPD: Kdnnen Sie mir eine Stadt in Baden-
Wiirttemberg nennen, die in den letzten Jahren einen 24-
Stunden-Mittelwert von mehr als 150 Mikrogramm Stick-
oxid gehabt hat?

Stellv. Prisident Dr. Hopmeier: Bitte, Herr Staatssekretir.

Staatssekretir Baumhauer: Herr Drexler, ich will jetzt da
nicht aus der Hiifte schieBen.

{Abg. Drexler SPD: Die gibt es nicht!)
- Warum fragen Sie mich, wenn Sie es wissen.
(Heiterkeit)
Wir kénnen gerne dariber reden.
(Zuruf des Abg. Drexler SPD)
Ich will .jetzt am Ende einer Debatte keine leichtfertige
Antwort geben, von der Sie nachher sagen, sie stimme
iiberhaupt nicht. Uber die Werte konnen wir trefflich
miteinander streiten. Daran soll es auch {iberhaupt keine

Not haben.

(Beifall bei der CDU)

Stellv. Prisident Dr. Hopmeier: Danke sehr. - Es liegen
keine Wortmeldungen mehr vor. Damit ist die Aktuelie
Debatte und auch Punkt 12 der Tagesordnung beendet.

Ich rufe Punkt 13 der Tagesordnung auf:

BeschluBempfehlungen und Berichte des Petitionsausschus-
ses zu verschiedenen Eingaben - Drucksachen 10/4379,
10/4551, 10/5261, 10/5262, 10/5307, 10/5337, 10/5338

Wird zu einer der Petitionen das Wort gewiinscht? — Herr
Abg. Brinkmann, bitte sehr.

Abg. Brinkmann SPD: Herr Prisident, meine Damen und
Herren Kollegen! Ich spreche hier zur Petition 10/5855.
Das ist die laufende Nummer 5 der Drucksache 10/5307.
Hier geht es um das Bleiberecht fiir eine albanische Faniilie
aus der jugoslawischen Provinz Kosovo, um Menschen, die
glaubten, sich den Angriffen, Ubergriffen und Bedrohun-
gen durch ihre serbischen Mitbiirger durch ihre Flucht in
die Bundesrepublik entziehen zu konnen.

Diese Petition wird in bewundernswerter Weise unterstiitzt
durch die drtliche Evangelische Kirchengemeinde, die be-
treffende Katholische Pfarrgemeinde und durch einen gro-
Ben Teil der Bevdlkerung im Hochschwarzwald. Die CDU-
Fraktion hat sich am Rand ihrer Klausurtagung in der
letzten Woche davon (iberzeugen kdnnen.

(Zuruf des Abg. Scheuermann CDU)

— Dann haben Sie die Demonstration dort wahrscheinlich
nicht wahrgenommen, Herr Kollege Scheuermann, {iber
die die Presse im Hochschwarzwald berichtete.

(Abg. Kdder SPD: Das halte ich durchaus fir
moglich?)

Diese Familie hat in ihrer Heimat erleben miissen, daB
eines ihrer Kinder sterben muBte, weil die zustidndigen
amtlichen Stellen die notwendigen Bezugscheine fiir Baby-
nahrung verweigerten. Dem Ehemann und Familienvater
droht bei seiner Rickkehr eine Freiheitsstrafe, weil er sich
als Offizier ins Ausland abgesetzt hat.

{Unruhe - Glocke des Pridsidenten)
Stellv. Prisident Dr. Hopmeier: Ich darf um Ruhe bitten.

Abg. Brinkmann SPD: Laut einer Auskunft des Auswarti-
gen Amtes missen nach dem jugoslawischen Strafgesetz-
buch Armeeangehorige, die ins Ausland flichten - ich
zitiere —, ,tatsdchlich mit schweren Strafen rechnen”. Das
StrafmaB reicht im Frieden von sechs Monaten bis zu fiinf
Jahren, wobei bei Offizieren in der Regel die Hichststrafe
ausgesprochen wird, und bis zu einer Gefangnisstrafe nicht
unter fiinf Jahren oder zur Todesstrafe wahrend des Kriegs-
zustandes oder bei Vorliegen unmittelbarer Kriegsgefahr.
Ich sage, allein diese personliche Situation der Petenten
miBte ausreichen,

(Unruhe — Glocke des Prisidenten)
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uns zu veranlassen, Mittel und Wege zu finden, einen
Verbleib dieser Familie bei uns zu ermdglichen.

Wer von uns seine Augen nicht verschlieBt, mull merken,
daB in Kosovo das Chaos herrscht und die Situation sich
stindig weiter zuspitzt. Dieses Land, diese Provinz stehen
an der Schwelle eines Biirgerkrieges. Vor wenigen Wochen
hat eine Reise des Auswirtigen Ausschusses des Deutschen
Bundestages nach Jugoslawien stattgefunden. Daraus ent-
standen ist ein interfraktionetler Antrag der CDU/CSU,
der SPD und der FDP im Deutschen Bundestag, in dem
es heiBt; ,,Es ist nicht auszuschlieBen, dal} es in Kosovo
zu folgenschweren Gewaltausbriichen kommt, vor allem
wenn Informationen zutreffen sollten, dal in erheblichem
Umfang Waffen an den serbischen Teil der Bevdlkerung
verteilt worden seien.” Zahlreiche Dokumente von Men-
schenrechtsorganisationen belegen in eindrucksvoller Wei-
se, dal} der Alltag in Kosovo von Menschenrechtsverlet-
zungen, von Ubergriffen und von Gefahr fiir Leib und
Leben gepragt ist.

Der Petitionsausschull des Landtags hat sich nicht in der
Lage gesehen, eine persdnliche Verfolgung dieser Familie
oder eine Gruppenverfolgung albanischer Volkszugehori-
ger in Jugoslawien anzuerkennen. Es gibt jedoch eine
Vielzahl von Dokumenten, die die Verfolgung belegen.

(Unruhe)

Vielleicht kénnen die Kollegen, die ihre Gespriche hier im
Raum fihren

{Glocke des Prasidenten)

und damit bei diesem durchaus ernsten Problem erheblich
stdrend wirken, auch zuhdren.

{Glocke des Prisidenten)

Stelly. Prisident Dr. Hopmeier: Ich darf um Ruhe bitten.
Die Gespriche kénnen im Foyer gefithrt werden.

Abg. Brinkmann SPD: Lassen Sie mich aus der Fiille dieser
Dokumente nur aus einem zitieren, aus einem Dokument,
das sicher fiir die Mehrheit in diesem Landtag nicht
uninteressant ist.

Marlene Lenz, die CDU-Abgeordnete im Européischen
Parlament, hat in ihrer Eigenschaft als stellvertretende
Vorsitzende des Unterausschusses Menschenrechte des Eu-
ropdischen Parlaments dem Ministerprisidenten unseres
.Landes von einem Aufenthalt in Kesove und von ihren
dortigen Gesprichen und Erlebnissen berichtet und kommt
in ihrem Brief zu dem SchluB - ich zitiere -:

Ieh hatte selbst Gelegenheit, mich ... von der massi-
ven Unterdriickung der Albaner durch die Serben und
den an ihnen begangenen Menschenrechtsverletzun-
gen zu iiberzeugen. Ich halte die von den Eheleuten

- dann folgt der Name der Petenten -
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vorgetragenen Tatsachen fiir absolut glaubhaft. Eine
Abschiebung wire auch angesichts der sich immer
weiter verschiarfenden Lage derzeit unverantwortlich.

Soweit die CDU-Europaabgeordnete als stellvertretende
Vorsitzende des Unterausschusses Menschenrechte.

Ich bin mir dariiber im klaren, daB wir nicht alles Elend
in der Welt beheben und nicht allen gefolterten und
unterdriickten Menschen durch ein Bleiberecht bei uns
helfen k&nnen. Aber alles zu unternehmen, um wenigstens
denen zu helfen, die unseren personlichen Lebensweg
kreuzen, halte ich nicht nur fir eine Angelegenheit der
Menschenwiirde jener Fliichilinge, sondern auch fir eine
Sache unserer eigenen Wiirde und eine Sache des christ-
lichen Auftrags.

(Beifall bei den GRUNEN und bei Abgeordneten
der SPD)

Auch das neue Auslindergesetz des Bundes schreibt die
Abschiebung der albanischen Familie in diesem Fall nicht
zwingend vor. Fiir den, der zur Anerkennung eines Blei-
berechts bereit ist, gibt es Mdglichkeiten im Auslinderge-
setz. Wenn dies nicht so wire, wiren die Arbeit des Peti-
tionsausschusses dieses Landtags und die Entscheidung des
Landesparlaments in solchen Petitionsfallen eine Farce.
Dann miifiten wir solche ausldnderrechtlichen Petitionen
an den Bundestag abgeben.

Darum beantrage ich an dieser Stelle, die Petition, um die
es hier geht, mit dem Auftrag an den Petitionsausschul3
zuriickzuverweisen, eine Maglichkeit fiir den Verbleib der
albanischen Familie zu suchen, im anderen Fall, wenn dies
nicht geht, die Petition dem Deutschen Bundestag zu
iiberweisen und gleichzeitig die Landesregierung zu veran-
lassen, solange von einer Abschiebung abzusehen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Stelly. Prisident Dr. Hopmeier: Das Wort erteile ich Herrn
Abg. Rebhan.

Abg. Rebhan CDU: Herr Prisident, meine sehr verehrten
Damen und Herren! Ich bitte, die BeschluBempfehlung des
Petitionsausschusses, wonach der Petition nicht abgeholfen
werden kann, zu bestitigen.

Ich begriinde dies damit, daB sowohl im Asylverfahren wie
auch vor dem Verwaltungsgericht gesagt worden ist, daB3
der Petent sehr widerspriichliche und in sich unschlissige
Angaben gemacht hat. Wohlgemerkt, nach unserer Ent-
scheidung im Petitionsausschul hat nun auch der Verwal-
tungsgerichtshof Mannheim in der zweiten Instanz den
Antrag auf ein Bleiberecht abgelehnt. Der Verwaltungsge-
richtshof hat entschieden:

GemiB Artikel 74 des Wehrpflichtgesetzes Jugosla-
wiens hat Herr . . . eine Geldstrafe bis zu 50 000 Dinar
bzw. eine Haftstrafe bis zu 15 Tagen zu vergegenwir-
tigen, soweit er seiner Meldepflicht nicht nachgekom-
men ist. Diese Vorschrift sieht vor, daB jeder jugosla-
wische Wehrpflichtige, der sich im Ausland aufhilt,
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innerhalb eines Jahres hieriiber Meldung machen
mul.

Der Verwaltungsgerichtshof sagt weiter:

Diese zu erwartende Strafe rechtfertigt nach Auffas-
sung des Verwaltungsgerichtshofs Mannheim nicht,
den Aufenthalt von Herrn ... weiter zu dulden.

Dann heilBt es weiter im Urteil des Gerichts:

Gemal Artikel 214 Abs. 3 Strafgesetzbuch Jugosia-
wiens gibt es fiir Fahnenfliichtige langjihrige Haftstra-
fen. Dieser Straftatbestand setzt voraus, daB ein Wehr-
pflichtiger konkret zu einer Wehritbung einberufen
wurde, Hierfir gibt es nach Auffassung des VGH
Mannheim keine Anzeichen. Es gibt weiterhin keine
Anzeichen fiir eine extralegale Todesstrafe, die Herrn
. als dem Petenten drohen konnte.

(Abg. Brinkmann SPD: Was ist mit der Gruppen-
verfolgung?)

Deswegen bin ich der Meinung, dal man hier entsprechend
der BeschluBempfehlung des Petitionsausschusses der Pe-
tition nicht abhelfen sollte.

(Abg. Seimetz CDU: Sehr gut! - Gegenruf des
Abg. TeBmer SPD: Was ist daran sehr gut?)

Stellv. Prisident Dr. Hopmeier: Ich habe keine Wortmel-
dungen mehr.

Dann lasse ich zunichst abstimmen iiber den Antrag des
Herrn Abg. Brinkmann, die Petition an den Petitionsaus-
schuB zuriickzuverweisen, hilfsweise sie dem Bundestag zu
iberweisen. Wer dem Antrag des Herrn Abg. Brinkmann
zustimmen will, den bitte ich um ein Handzeichen. -
Danke. Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — Die Gegen-
stimmen waren in der Mchrzahl. Der Antrag ist abgelehnt.

Kann ich dann davon ausgehen, daB den Petitionen im
iibrigen entsprechend den Beschluflempfehlungen zuge-
stimmt wird? - Das ist der Fall. Ich sehe keinen Wider-
spruch.

[ch rufe Punkt 14 der Tagesordnung auf:

BeschluBempfehlungen und Berichte der Fachausschiisse zu
Antriigen von Fraktionen und von Abgeordneten — Druck-
sachen 10/5333, 10/5334, 10/5335

Wird das Wort gewiinscht? — Das ist nicht der Fall.

Dann stelle ich fest, daB Sie, meine Damen und Herren,
den BeschluBempfehlungen der Fachausschiisse zustim-
men, wobei in allen Fillen das gleiche Abstimmungsver-
halten zugrunde liegt, wic es in den Ausschiissen gegeben
war.

Ich rufe Punkt 15 der Tagesordnung auf’

BeschluBempfehlung und Bericht des Finanzausschusses zu
dem Antrag des Finanzministeriums vom 11. April 1991 -

Verdufierung von Landesgrundstiicken in Karlsruhe, Durla-
cher Altee, an die Mann-Unternehmensgruppe — Drucksa-
chen 10/5084, 10/5373

Berichterstatter: Abg. Meyer

Der Berichterstatter Meyer wiinscht das Wort nicht. -
Wenn das Wort sonst auch nicht gewiinscht wird, dacf ich
die Zustimmung des Hauses feststellen.

Ich rufe Punkt 16 der Tagesordnung auf:

BeschluBempfehlung und Bericht des Finanzausschusses zu
der Mitteilung der Landesregierung vom 2. Juli 1990 -
Denkschrift 1987 des Rechnungshofs zur Landeshaushalts-
rechnung von Baden-Wiirttemberg fiir das Haushaltsjahr
1985 - Drucksachen 13/3546, 10/5218 .

Berichterstatter; Abg. Keitel
Der Berichterstatter wiinscht das Wort nicht.

Ich steile ohne fGrmliche Abstimmung die Zustimmung des
Hauses zu der aufgerufenen BeschluBempfehlung fest.

Ich rufe Punkt 17 der Tagesordnung auf:

BeschluBempfehlung und Bericht des Finanzausschusses zu
der Mitteilung der Landesregierung vom 3. September 1990
— Denkschrift 1989 des Rechnungshofs zur Landeshaushalts-
rechnung von Baden-Wiirttemberg fiir das Haushaltsjahr
1987 — Drucksachen 10/3925, 10/5219

Berichterstatter: Abg. Keitel

Auch hierzu wiinscht der Berichterstatter Keitel das Wort
nicht.

Ich darf auch hier die Zustimmung des Hauses zu der
BeschluBempfehlung des Finanzausschusses, Drucksache
10/5219, feststellen.

Ich rufe Punkt 18 der Tagesordnung auf:
BeschluBempfehiung und Bericht des Finanzausschusses zu
der Mitteilung der Landesregierung vom 4. Oktober 1990 ~
Denkschrift 1989 des Rechnungshofs zur Landeshaushalts-
rechnung von Baden-Wiirttemberg fiir das Haushaltsjahr
1987 — Drucksachen 10/4129, 10/5220

Berichterstatter: Abg. Keitel

Auch hierzu wiinscht der Berichterstatter das Wort nicht.
Ich stelle somit ohne férmliche Abstimmung die Zustim-
mung des Hauses zu der aufgerufenen BeschluBempfeh-
lung des Finanzausschusses fest.

Ich rufe Punkt 19 der Tagesordnung auf:
BeschluBempfehlung und Bericht des Finanzausschusses zu

der Mitteilung der Landesregierung vom 20. November 1990
— Denkschrift 1989 des Rechnungshofs zur Landeshaushalts-
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rechnung von Baden-Wiirttemberg fiir das Haushaltsjahr
1987 — Drucksachen 10/4373, 10/5221

Berichterstatter: Abg. Keitel

Auch hierzu bittet der Herr Berichterstatter Keitel nicht um
das Wort.

Ich stelle die Zustimmung zu der BeschluBempfehlung des
Finanzausschusses, Drucksache 10/5221, fest.

Ich rufe Punkt 20 der Tagesordnung auf:
BeschiuBempfehlung und Bericht des Finanzausschusses zu
der Mitteilung der Landesregierung vom 18. Februar 1991
— Denkschrift 1989 des Rechnungshofs zur Landeshaushalts-
rechnung von Baden-Wiirttemberg fiir das Haushaltsjahr
1987 - Drucksachen 10/4788, 10/5222

Berichterstatter: Abg. Keitel

Der Berichterstatter Keitel wiinscht das Wort nicht.

Ich darf auch zu dieser BeschluBempfehlung des Finanz-
ausschusses die Zustimmung des Hauses feststellen.

Ich rufe Punkt 21 der Tagesordnung auf:

Kleine Anfrage — Drucksache 10/5277

Meine Damen und Herren, die auf der Tagesordnung
stehende Kleine Anfrage wurde in der Zwischenzeit schrift-
lich beantwortet.

Damit ist Punkt 21 der Tagesordnung erledigt.

Meine Damen und Herren, wir sind am Ende der heutigen
Tagesordnung angelangt.

Die nichste Plenarsitzung findet statt am Mittwoch, den
3. Juli 1991, 10 Uhr. Die Tagesordnung wird vom Prisidi-
um aufgestellt und Thnen rechtzeitig zugesandt werden.

Ich danke Thnen und schlieBe die Sitzung.

SchluB: 18.25 Uhr

5750



	Baden-Württemberg Plenarprotokoll 10/71 (Seite I)
	Dokument (Seite 5663)


